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108. Sitzung 

Bonn, den 22. November 1988 

Beginn: 9.00 Uhr 

Vizepräsident Frau Renger: Die Sitzung ist eröff-
net. 
Meine Damen und Herren, wir haben zuerst die 

Freude, Herrn Grunenberg zum 60. Geburtstag zu 
gratulieren. 

(Beifall) 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt I auf: 

Zweite Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
die Feststellung des Bundeshaushaltsplans für 
das Haushaltsjahr 1989 (Haushaltsgesetz 
1989) 
— Drucksachen 11/2700, 11/2966, 11/3119 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Haus-
haltsausschusses (8. Ausschuß) 

Wir beraten die Einzelpläne. 

Ich rufe zunächst auf: 

Einzelplan 04 

Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und des 
Bundeskanzleramtes 
— Drucksachen 11/3204, 11/3231 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Jungmann 
Austermann 
Dr. Weng (Gerlingen) 
Frau Rust 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat sind für die 
Beratung fünf Stunden vorgesehen. Eine Mittags-
pause ist von 13 bis 14 Uhr vorgesehen. — Das Haus 
ist damit einverstanden. Dann ist dies so beschlos-
sen. 
Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Abge-

ordnete Dr. Vogel. 

Dr. Vogel (SPD): Guten Morgen! 

(Zurufe: Guten Morgen!) 

— Warum eigentlich nicht? 

(Heiterkeit und Beifall) 

Guten Morgen, Herr Bundeskanzler. 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten und erfreu-
lich heiter gestimmten Kolleginnen und Kollegen! 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Wir 
haben auch Grund dazu! — Zustimmung bei 

der CDU/CSU) 

— Ja, Sie haben Grund dazu. — Seit der letzten Haus-
haltsdebatte ist an der Spitze zweier hier im Bundes-
tag vertretenen Parteien eine Veränderung eingetre-
ten. Sie, Herr Kollege Lambsdorff, sind zum Vorsit-
zenden der FDP gewählt worden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Herr Kollege Waigel, der sich sicher noch einfinden 
wird, 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Aber sicher!) 

ist Herrn Strauß als Vorsitzender der CSU nachge-
folgt. Sie haben damit nicht nur für Ihre Parteien, son-
dern auch für unser Gemeinwesen insgesamt eine 
herausgehobene Verantwortung übernommen. Dazu 
gratuliere ich Ihnen im Namen meiner Partei und mei-
ner Fraktion. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Ungeachtet aller Meinungsgegensätze wünsche ich 
Ihnen, daß Sie dieser Verantwortung gerecht werden 
können. An unserer Bereitschaft zum Dialog, zur strei-
tigen Auseinandersetzung und, wo immer möglich, 
auch zum Konsens wird es dabei nicht fehlen, ganz 
gleich, wie in diesem Hause die Rollen jeweils verteilt 
sind. 

(Dr. Graf Lambsdorff [FDP]: Danke!) 

Wir behandeln heute den Einzelplan 04, also Ihren 
Haushalt, Herr Bundeskanzler, in zweiter Lesung. Da-
bei geht es weniger um die einzelnen Positionen die-
ses von Ihnen unmittelbar zu verantwortenden Haus-
haltsabschnitts, obwohl auch da einige kritische Fra-
gen zu stellen sind. Etwa die Frage, warum die Auf-
wendungen für das Kanzleramt seit Ihrem Amtsantritt 
um mehr als 25 % — und damit deutlich stärker als die 
Bundeshaushalte insgesamt — und die Aufwendun-
gen für das Ihnen unterstellte Bundespresseamt sogar 
um mehr als 30 % auf fast eine Viertelmilliarde DM 
gestiegen sind. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 



7416 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 108. Sitzung. Bonn, Dienstag, den 22. November 1988 

Dr. Vogel 

Übrigens: Die Kosten-Nutzen-Analyse stimmt dabei 
ja selbst nach Ihrer Auffassung nicht, weil Sie trotz des 
Aufwandes ständig über die schlechte Darstellung Ih-
rer Politik jammern. 

(Beifall bei der SPD) 

Es ist auch zu fragen, warum das Bundespresseamt, 
für das Sie immerhin die politische Verantwortung 
tragen, in den alljährlichen Beanstandungen des Bun-
desrechnungshofs Jahr für Jahr einen besonders brei-
ten Raum einnimmt. Zuletzt war da immerhin, Herr 
Bundeskanzler — Sie haben das sicher mit Aufmerk-
samkeit gelesen — von einer mangelhaften Organisa-
tion, von fehlenden Rechnungsbelegen und — man 
höre — von einer Verschwendung öffentlicher Mittel 
im Bundespresseamt die Rede. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Wir würden uns wünschen, daß der Regierungschef 
in seinem eigenen Zuständigkeitsbereich ein Muster 
an Sparsamkeit und ein Vorbild für korrekte Verwen-
dung der Steuergelder darstellt. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Frau 
Unruh [GRÜNE]) 

Das tun Sie leider nicht. Im Gegenteil, Sie bieten 
ausweislich der Beanstandungen des Bundesrech-
nungshofs und ausweislich der Zahlen, die ich nannte, 
ein schlechtes Beispiel. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Dafür nimmt er es 
den Alten ab!) 

— Auch das. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Und den Jun-
gen!) 

Aber er macht da keinen Unterschied zwischen den 
Generationen. 

(Heiterkeit bei der SPD und den GRÜNEN) 

Für einen sorglosen Umgang mit den öffentlichen 
Mitteln, Herr Bundeskanzler, spricht auch die Art und 
Weise, in der Sie selber den personellen Bestand der 
Bundesregierung aufgebläht haben. Am 1. Oktober 
1982 gab es 61 Bundesminister und Staatssekretäre. 
Heute sind es 75, also 14 mehr. Das entspricht einer 
Steigerung um fast 25 %. Unter Einschluß der damit 
verbundenen Kosten für Dienstkraftwagen, Fahrer, 

(Zander [SPD]: Autotelefon!) 

Sekretärinnen und persönliche Mitarbeiter — ein-
schließlich Autotelefon — entspricht das einem Mehr-
aufwand von rund 5 Millionen DM. 

Herr Bundeskanzler, haben Sie eigentlich schon 
einmal darüber nachgedacht, daß mit der gleichen 
Summe von 5 Millionen DM statt 14 neuen Regie-
rungsmitgliedern etwa 100 zusätzliche Arbeitsplätze 
etwa im Bereich der Arbeitsvermittlung, die diese 
Stellen dringend braucht, geschaffen werden könn-
ten? 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Frau 
Unruh [GRÜNE]) 

Was sollen eigentlich andere Zweige und Institutio-
nen der Bundesverwaltung davon halten, daß ihnen 
Personalabbau empfohlen wird, wenn Sie selber mit  

einem so miserablen Beispiel in Ihrem eigenen Be-
reich vorangehen? 

Auch für Bundesregierungen, besonders für die 
Ihre, gilt: Mehr ist nicht automatisch besser; und noch 
so viel Quantität kann die fehlende Qualität nicht er-
setzen. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Frau 
Unruh [GRÜNE]) 

Es geht heute aber nicht so sehr um Ihre Detailver-
antwortung, obwohl auch Details sehr aufschlußreich 
und enthüllend sein können. Es geht um Ihre politi-
sche Gesamtverantwortung. Es geht um den Zustand 
unseres Landes, um die Sorgen und die Hoffnungen 
unserer Mitbürgerinnen und Mitbürger und um die 
Auseinandersetzung mit Ihrer Politik, also mit Ihrem 
Handeln und Ihrem Unterlassen, aber auch mit unse-
ren Alternativen. 

Für viele Menschen steht dabei die wirtschaftliche 
Lage im Vordergrund. Sie hat sich im Jahr 1988 ins-
gesamt günstig entwickelt. Nicht nur die Sachverstän-
digen, sondern auch Sie selber mußten die eigenen 
Voraussagen nach oben korrigieren und wir mit ih-
nen. Wir freuen uns über diese Entwicklung und die 
Notwendigkeit dieser Korrektur. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir verstehen auch, daß Sie diese Entwicklung für 
sich in Anspruch nehmen und den Eindruck erwecken 
wollen, daß sie unbegrenzt fortdauern werde, wenn 
man Sie nur machen ließe. Das haben auch frühere 
Bundesregierungen getan. Das gehört eben zum poli-
tischen Geschäft. 

Aber dabei werden wichtige Tatsachen und Ge-
sichtspunkte verdrängt. Tatsachen, die bei einer red-
lichen Lagebeurteilung nicht beiseite geschoben wer-
den dürfen. Ich nenne drei solcher Tatsachen. 

Erstens. Die Zahlen und Werte, besonders die 
Wachstumswerte, mit denen Sie argumentieren, sind 
— selbstverständlich, so füge ich hinzu — Durch-
schnittszahlen. Diese Durchschnittszahlen können 
nicht darüber hinwegtäuschen, daß es eben nicht al-
len besser geht, sondern daß es nicht wenigen Regio-
nen und Branchen und darüber hinaus Millionen von 
Menschen in unserer Mitte, etwa den Arbeitslosen 
und den Sozialhilfeempfängern, sogar schlechter 
geht 

(Uldall [CDU/CSU]: Stimmt doch gar 
nicht!) 

als zu Beginn des Jahres oder zu Beginn Ihrer Amts-
zeit. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: So ist es!) 

Zweitens. Sie verschweigen, daß die wichtigsten 
Impulse für die positive wirtschaftliche Entwicklung 
vom Verfall der Ölpreise ausging, also von einem 
Geschehen, für das wohl noch nicht einmal Sie ein 
Verdienst in Anspruch nehmen wollen. Deshalb reden 
Sie auch nicht so gern darüber. Aber es ist die Wahr-
heit. Willy Brandt und Helmut Schmidt mußten mit 
zwei exorbitanten Ölpreissteigerungen fertigwerden. 
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Ihnen sind zwei ebenso exorbitante Ölpreisrückgänge 
in den Schoß gefallen. 

(Zuruf von der SPD: War alles geplant! — 
Zuruf des Abg. Dr. Dregger [CDU/CSU]) 

— Daß der Tüchtige immer Glück hat, Herr Kollege 
Dregger, erleben Sie gerade in den verschiedenen 
Bundesländern. Vorsicht! 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und den 
GRÜNEN — Zuruf von der CDU/CSU) 

— Entschuldigung, Herr Zwischenrufer: Es ist an 
Peinlichkeit nicht mehr zu überbieten, daß Sie mir 
zurufen: Sie meinen wohl, weil Ihr Bruder abgewählt 
worden ist. Befolgen Sie die primitivsten Regeln des 
politischen Anstands, meine Herrschaften! 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Von 1973 bis 1981 stiegen die Aufwendungen für 
unsere Öleinfuhren von jährlich 9,1 auf jährlich 
49,1 Milliarden DM. Bis 1987, während Ihrer Regie-
rungszeit, sind sie dagegen von 49,1 auf 16 Milliarden 
DM gefallen. Das kam allein im letzten Jahr einem 
Konjunkturanstoß von über 33 Milliarden DM gleich 
und über die ganze Zeit einem Programm in der Ge-
samthöhe von mehr als 165 Milliarden DM. Diese Gel-
der sind durch die Senkung des Ölpreises für den pri-
vaten Verbrauch freigesetzt oder wurden als kosten-
senkende Faktoren in der Wirtschaft wirksam. 

Drittens. Die weltwirtschaftlichen Instabilitäten 
—darüber sollten wir uns alle nicht täuschen — sind 
keineswegs behoben. Die Schwankungen des Dollar-
kurses, die in den letzten Tagen aus ganz geringfügi-
gen Anlässen, eigentlich nur wegen einer Äußerung 
eines Mannes, der möglicherweise als Berater des 
neuen Präsidenten fungieren wird, aufgetreten sind, 
haben das einmal mehr deutlich gemacht. Insbeson-
dere dauert — das wissen wir alle — das gefährliche 
Ungleichgewicht zwischen den amerikanischen Lei-
stungsbilanzdefiziten und den japanischen und den 
deutschen Leistungsbilanzüberschüssen ebenso an 
wie die Schuldenkrise der Dritten Welt und einiger 
europäischer Staaten. Der neue amerikanische Präsi-
dent — er hat das schon erklärt — wird die Dinge 
nicht einfach weiterlaufen lassen können. Kein Volk 
kann auf die Dauer so über seine Verhältnisse leben, 
wie unsere amerikanischen Freunde das seit langem 
tun. 

Wenn Amerika darangeht, das zu korrigieren, wird 
das wegen der engen weltwirtschaftlichen Verflech-
tung unserer Wirtschaft auch für uns spürbare Folgen 
haben. Dabei leugne ich gar nicht, meine Damen und 
Herren, daß die Defizitpolitik der Vereinigten Staaten 
für unsere wirtschaftliche Entwicklung in der Vergan-
genheit durchaus positive Auswirkungen gehabt 
hat. 

Dennoch bleibt — ich betone das — die erfreuliche 
Tatsache, daß unser Jahresbruttosozialprodukt seit 
Beginn dieses Jahrzehnts um 400 Milliarden DM ge-
stiegen ist. Selbst wenn man die gesparten Ölpreismil-
liarden berücksichtigt, ist das eine eindrucksvolle Lei-
stung, zu der unsere gesamte Volkswirtschaft fast 
ohne Ausnahme beigetragen hat und die Respekt ver-
dient. 

Wenn ich dabei die Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer und ihre Gewerkschaften an erster Stelle 
nenne, dann deshalb, weil Sie, Herr Bundeskanzler, 
häufig den Eindruck erwecken, die wirtschaftlichen 
Erfolge seien gegen die Begehrlichkeit der Arbeitneh-
mer und gegen die Unvernunft der Gewerkschaften 
erreicht worden. Das ist blanker Unsinn. In Wahrheit 
sind die verantwortungsvolle Haltung der Gewerk-
schaften und der Fleiß und das Können unserer Ar-
beitnehmerschaft eine entscheidende Voraussetzung 
dieses Erfolgs 

(Beifall bei der SPD) 

und einer unserer wichtigsten Standortvorteile. 

Hervorzuheben ist in diesem Zusammenhang im-
mer wieder der Anteil der kleinen und mittleren Un-
ternehmen. Es kann nicht oft genug wiederholt wer-
den: Die Unternehmen mit weniger als 500 Beschäf-
tigten und einem Jahresumsatz von weniger als 
100 Millionen DM, also die kleinen und mittleren, be-
schäftigen zwei Drittel aller Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer in unserem Volk, erwirtschaften rund 
50 % unseres Sozialprodukts und erbringen über 80 % 
der beruflichen Ausbildung unseres Nachwuchses; 
das ist weit überproportional. 

Und wenn von neuen Arbeitsplätzen die Rede ist: 
Die sind ganz wesentlich in Bet rieben mit unter 50 Be-
schäftigten, also nach der Terminologie bei den sehr 
kleinen Unternehmen, entstanden, während gleich-
zeitig die Zahl der Beschäftigten in den größeren und 
vor allem in den ganz großen Betrieben kontinuierlich 
abnahm, auch bis in die jüngste Gegenwart hinein. 

Das sind beachtliche Leistungen, für die ich allen 
Beteiligten, nicht zuletzt dem Handwerk, Dank und 
Anerkennung auch bei dieser Gelegenheit ausspre-
che. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Ich füge hinzu: Ich kann die Bitterkeit manches 
„kleinen" und „mittleren" Unternehmers verstehen, 
wenn er verfolgt, mit welcher Breite und Ausführlich-
keit die Probleme einzelner Großunternehmen im 
Bundestag verhandelt werden, und wenn er verfolgt, 
wie rasch hier Milliardenbeträge fließen, während 
Sie, Herr Bundeskanzler, und ihre Koalition zugleich 
seit Jahr und Tag hartnäckig unseren Vorschlag ab-
lehnen, dem Mittelstand durch die Einführung der 
steuerstundenden Investitionsrücklage tatsächlich zu 
helfen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Statt dessen — das ist mir auch von Ihrer Warte aus 
gesehen politisch völlig unverständlich — haben Sie 
in diesem Haushalt die Ansätze für die Mittelstands-
förderung derart drastisch gesenkt, daß der Zentral-
verband des Deutschen Handwerks völlig zu Recht 
von einem noch nie dagewesenen Kahlschlag 
spricht. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Jetzt streiten Sie nach dem Motto „Haltet den Dieb" 
zwischen Union und FDP darüber, wer für dieses De-
bakel eigentlich verantwortlich ist. Wahrscheinlich 
hat dabei der Herr Wissmann, ihr wirtschaftspoliti-
scher Sprecher, recht, wenn er sagt, was Sie da im 
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Haushaltsausschuß beschlossen hätten, sei geradezu 
absurd und absolut unvertretbar. Aber wir werden 
alle hier erleben, wie derselbe Herr Wissmann, der 
das gesagt hat, wie alle Mittelständler in der Union 
und in der FDP und natürlich auch Sie, Herr Bundes-
kanzler, mit dem Haushalt des Wirtschaftsministeri-
ums zusammen auch diese Absurditäten billigen und 
beschließen werden. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Ich wette einen hohen Betrag, daß sich nicht zehn in 
dieser Fraktion finden werden, die wenigstens in die-
sem Punkt unserem Änderungsantrag zur Wiederher-
stellung der Mittelstandsförderung zustimmen wer-
den. 

(Walther [SPD]: Da bin ich mal gespannt!) 
Das ist Handeln und Reden in zwei verschiedenen 
Ausfertigungen. 
Mit diesen Streichungen sparen Sie übrigens weni-

ger, als Ihre Regierung kürzlich einer einzigen Firma, 
nämlich MBB, anläßlich der Fusion mit Daimler-Benz 
bewilligt hat. Daß es sich bei dieser Fusion außerdem 
um einen schweren Schlag gegen alle Grundsätze 
unserer Wettbewerbsordnung handelt, daß hier ge-
fährliche Abhängigkeiten entstehen, daß Sie eine ge-
radezu klassische Monopolsituation herbeiführen, hat 
Graf Lambsdorff mit aller nur wünschenswerten Deut-
lichkeit vor seiner Zustimmung zu eben diesem Vor-
haben erklärt. 

(Lachen bei der SPD) 
Das ist überhaupt ein Ablauf, der immer wieder Er-
staunen hervorruft, wie äußerste Kritik an Vorhaben 
mit anschließender Billigung desselben oft innerhalb 
von Tages- und Wochenfristen einhergehen. 
Der Vorwurf, den ich hier erhebe, geht dabei weni-

ger an den Vorstand von Daimler-Benz. Der wahrt 
seine Interessen oder das, was er für seine Unterneh-
mensinteressen hält. 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage? 

Dr. Vogel (SPD): Gerne. 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Herr Kollege Vogel, 
wenn Sie auf die Widersprüchlichkeit meines Verhal-
tens hinweisen — und nicht völlig zu Unrecht —, 

(Beifall bei der SPD) 
— natürlich, ich bin ja nicht blind und taub — 

(Beifall bei der SPD) 
darf ich dann fragen, Herr Kollege Vogel — — 

Dr. Vogel (SPD): Das macht Sie so sympathisch, daß 
Sie das nicht sind. 

(Beifall bei der FDP) 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Herr Vogel, jetzt reicht 
es aber mit Komplimenten und Glückwünschen heute 
morgen. Danke. 

Dr. Vogel (SPD) : Ich werde Sie noch weiter kompro-
mittieren. Ich habe noch zwei Komplimente. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Danke, danke. 
Darf ich Sie fragen, warum die Mitglieder Ihrer 

Fraktion im Haushaltsausschuß sich bei der Ausbrin-
gung des Sperrvermerks der Stimme enthalten ha-
ben? 

Dr. Vogel (SPD): Lieber Graf Lambsdorff, Sie wissen 
ganz genau, daß der Haushaltsausschuß nicht darüber 
abgestimmt hat, ob die Fusion stattfinden solle, daß er 
nicht über die Dinge abgestimmt hat, die ich hier rüge. 
Unsere Mitglieder haben sich der Stimme enthalten, 
weil die aufgelaufenen finanziellen Forderungen und 
Kosten beim Airbus-Projekt jetzt in der Frage der Be-
willigung der finanziellen Mittel keine andere Wahl 
ließen. Von Fusion war gar keine Rede. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der CDU/ 
CSU — Abg. Dr. Graf Lambsdorff [FDP] er

-

wartet stehend weitere Ausführungen zu sei

-

ner Zwischenfrage) 
—Bleiben Sie ruhig sitzen; halten Sie sich bedeckt. 

(Zuruf des Abg. Dr. Graf Lambsdorff [FDP]) 
—Nein, die Frage ist beantwortet. Ich fahre jetzt fort; 
nehmen Sie ruhig Platz. 

(Heiterkeit bei der SPD) 
Sonst müssen Sie meine ganze Rede über stehen, und 
das ist doch nicht gut. 

(Erneute Heiterkeit bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie noch eine 
Zwischenfrage von Graf Lambsdorff? 

Dr. Vogel (SPD): Jetzt steht er schon wieder. — Ja, 
gerne. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP) : Herr Kollege Dr. Vogel, 
wie soll ich das verstehen, wenn Sie gesagt haben, ich 
müßte Ihre ganze Rede „überstehen"? Das muß ich 
doch ohnehin. 

(Heiterkeit) 

Dr. Vogel (SPD): Sie sollten sorgfältiger betonen! 
(Heiterkeit — Dr. Graf Lambsdorff [FDP]: Sie 

auch!) 
Sie haben jetzt den Akzent auf „über" gelegt. Wenn 
Sie den Akzent auf „stehen" gelegt hätten, wäre es 
völlig korrekt. 

(Beifall bei der SPD) 
Lieber Graf, ich muß offenbar mein Kompliment, 

daß Sie weder taub noch blind seien, ein Stück zu-
rücknehmen. Denn wenn Sie den Beschluß des Haus-
haltsausschusses und die Enthaltung in der finanziel-
len Frage jetzt so verstehen, als wenn wir für die 
Fusion wären, dann sind Sie anscheinend partiell 
doch taub oder blind, lieber Graf. 

(Beifall bei der SPD) 
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mensleitung; sie macht das Beste für sich. Ich kann 
das zwar im Ergebnis nicht teilen, aber ich kann ver-
stehen, daß sie so handelt. Der Vorwurf geht eindeutig 
an Sie, meine Damen und Herren, die Sie genau das 
Gegenteil von dem tun, was Sie bisher gepredigt ha-
ben. 

Ohne die Debatte auf dieses Gebiet führen zu wol-
len, Herr Graf — ich wiederhole das, was ich mir 
schon zu unserer Kabinettszeit gelegentlich zu bemer-
ken erlaubte — : Was hier geschieht, ist ein Stück Sta-
mokap, wie es sich eigentlich selbst die stärksten Sta-
mokaps so im einzelnen nicht erwartet und vorgestellt 
haben. 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Frau Unruh 
[GRÜNE]) 

Daß Sie selber dabei nicht die beste Figur abgegeben 
haben, Herr Graf, haben Sie gerade schon eingestan-
den. Deswegen schenke ich mir die einschlägigen 
Passagen. Sie können es eventuell im gedruckten Teil 
nachlesen. 

Zweitens. Auf dem Hintergrund der günstigen kon-
junkturellen Lage und des deutlich gestiegenen Brut-
tosozialprodukts wiegen die Negativposten Ihrer öko-
nomischen und sozialen Bilanz nicht leichter, sondern 
nach unserer Auffassung schwerer. 

Ich weiß, Herr Bundeskanzler, Sie hören das nicht 
gerne, aber die andauernde Massenarbeitslosigkeit 
und die fortschreitende Umverteilung der Einkom-
men und des Reichtums von unten nach oben und der 
beständige Abbau sozialer Errungenschaften sind be-
drückende Negativposten, über die niemand zur Ta-
gesordnung übergehen darf. Hier sind eben nicht 
wirtschaftliche Zwangsläufigkeiten, sondern in aller 
Regel politische Entscheidungen, Ihre Entscheidun-
gen, ursächlich. Ob Sie es hören wollen oder nicht: Es 
gibt eben im sechsten Jahr Ihrer Amtszeit unverändert 
über zwei Millionen Arbeitslose, davon 700 000 Lang-
zeitarbeitslose, die über ein Jahr auf Arbeit warten. 

Ich darf hier übrigens einschieben: Ich begrüße den 
Appell, den der Vorsitzende des Rats der Evangeli-
schen Kirche, Bischof Kruse, an uns alle gerichtet hat, 
nämlich daß wir im Rahmen der Beratungen des 
Strukturhilfegesetzes einen Weg finden, damit spe-
ziell für diese 700 000 Langzeitarbeitslosen etwas ge-
tan werden kann. Es wäre auch ein Beweis für die 
Konsensfähigkeit des Hauses, wenn wir uns gemein-
sam hier auf einen Vorstoß einigen könnten. 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Frau Unruh 
[GRÜNE]) 

Es wäre schlecht, wenn wir in das 40. Jahr der Repu-
blik mit einer Vielzahl von Feiern eintreten würden 
und nicht auf diesem Gebiet beweisen würden, wie 
ernst wir es auch mit dem Sozialstaatsprinzip unserer 
Bundesrepublik und unserer Verfassung meinen. 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Frau Unruh 
[GRÜNE]) 

Es muß bei einer solchen Debatte auch ausgespro-
chen werden, daß es mehr Sozialhilfeempfängerinnen 
und -empfänger als je zuvor in der Geschichte der 
Bundesrepublik in diesen 40 Jahren gibt, nämlich 
3,1 Millionen. Ebenso wahr ist, daß der Anteil der 

Arbeitnehmereinkommen am Nettovolkseinkommen 
in den letzten sechs Jahren in Ihrer Amtszeit drastisch 
gesunken, der Anteil des Einkommens aus Unterneh-
mertätigkeit und aus Vermögensbesitz aber ebenso 
drastisch gestiegen ist und daß das Realeinkommen 
— wohlgemerkt, das reale Einkommen, also das Ein-
kommen nach Abzug der Preissteigerungen sowie der 
gestiegenen Steuer- und Abgabenbelastungen der 
deutschen Arbeitnehmerschaft insgesamt — heute 
ungefähr auf dem Stand von 1979 liegt, 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Das ist mehr als 
1982!) 

während die Gewinne der Unternehmen insgesamt 
seit 1983 jährlich im Durchschnitt um 12,5 % gestie-
gen sind. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Bei Ihnen waren 
die Realeinkommen. der Arbeitnehmer gefal

-

len!) 

— Herr Kollege Dregger, ich nehme Ihren Einwurf 
gerne auf. Sie haben recht: Die Preissteigerung in den 
Jahren von 1979 bis 1982 war etwa so hoch — sie war 
stärker als zu Ihrer Zeit — wie in der Zeit von 1982 bis 
1987. Aber die Steigerung der Steuerbelastung und 
die Steigerung der sozialen Abgaben war in Ihrer Zeit 
wesentlich höher als in den vier Jahren der  Referenz-
periode, die in unseren Abschnitt fällt. 

(Beifall bei der SPD) 

Werfen wir uns hier also bitte nicht gegenseitig Zah-
len vor, die ja jeder nachlesen kann. 

Die Wahrheit ist, daß das reale Einkommen der 
deutschen Arbeitnehmerschaft heute auf dem Stand 
von 1979 liegt, während die Gewinne der Unterneh-
men insgesamt seit 1983 jährlich im Durchschnitt um 
12,5 % gestiegen sind. Meine Damen und Herren, das 
bedeutet: Das um rund 400 Milliarden DM höhere 
Sozialprodukt wird also anteilig mit einem deutlich 
niedrigeren Lohnaufwand erwirtschaftet als das um 
400 Milliarden DM niedrigere Sozialprodukt des Jah-
res 1979. Ich sage dies deswegen mit einer gewissen 
Ausführlichkeit, weil allein an dieser Feststellung der 
ständige Vorwurf gegen die „unersättlichen Gewerk-
schaften" und die „unersättlichen Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer" zuschanden wird. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Dregger [CDU/ 
CSU]: Wer macht denn das?) 

In diesen Zahlen spiegelt sich auch, daß der Ein-
kommensverlust der Arbeitslosen höher ist als der 
Einkommenszuwachs derer, die Arbeit haben. Das 
können Sie doch nicht einfach beiseite wischen, es sei 
denn, Sie spekulieren auf die Spaltung und die Pola-
risierung zwischen denen, denen es besser geht, und 
denen, die immer weiter zurückfallen. Zu denen, die 
zurückbleiben, gehören unverändert vor allem die 
Frauen — Frau Kollegin Süssmuth sagt das ja zu Recht 
auch immer wieder —, und zwar sogar die Frauen, die 
Arbeit haben, weil sich die Schere zwischen dem 
Durchschnittseinkommen der Frauen und dem der 
Männer noch immer weiter öffnet, in der letzten Zeit 
sogar wieder schneller. 

(Beifall der Abg. Frau Unruh [GRÜNE]) 
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Wahr ist ebenso, daß Sie diese Entsolidarisierung 
weiter vorantreiben. Die sogenannte Steuerreform 
nimmt mit der Erhöhung der Verbrauchsteuern, an 
der Sie festhalten, den breiten Schichten unseres Vol-
kes jene 10 Milliarden DM, die Sie ab 1990 den Steu-
erpflichtigen mit einem Jahreseinkommen von über 
100 000 DM schenken. 

Ihre AFG -Novelle kürzt die Mittel für die Aus- und 
Weiterbildung für die jungen Arbeitslosen. Außerdem 
beseitigt sie den Vorruhestand und mutet den Teilru-
heständlern zu, sich am Ende ihres Arbeitslebens mit 
einem Einkommen in Höhe des Arbeitslosengeldes 
zufriedenzugeben. 

Meine Damen und Herren von der Koalition, ich 
appelliere noch einmal an Sie: Wenn Sie schon nicht 
die ganze Novelle fallenlassen wollen, verzichten Sie 
bitte auf jeden Fall auf die Kürzung der Mittel für die 
Aus- und Weiterbildung für die jungen Menschen. 
Dies ist doch unverständlich. Sie selber reden doch 
von der Notwendigkeit einer Qualifizierungsoffen-
sive. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Außerdem, wenn wir eine Kosten-Nutzen-Rech-
nung anstellen, meine Damen und Herren, so ergibt 
sich: Jeder junge Mensch, dem auf diese Weise die 
Chance auf Erlangung eines Arbeitsplatzes verloren-
geht, ist zuviel. Wir sollten uns nicht wundern, wenn 
er dann eines Tages im Bereich der Jugendkriminali-
tät in Erscheinung tritt; dies ist dann unsere Schuld 
und nicht die Schuld der jungen Leute. 

(Zustimmung bei der SPD und den GRÜ-
NEN) 

Ihre sogenannte Gesundheitsreform, die Sie in ei-
ner unglaublichen Weise durch das Parlament pres-
sen, läuft doch im Grunde auch auf nichts anderes als 
auf eine zusätzliche Belastung der Kranken hinaus, 
die künftig eben mehr zahlen sollen als die Gesunden. 
Weil du krank bist, mußt du mehr bezahlen; — das ist 
doch eigentlich der Kernsatz dieser „Reform". 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Frau Unruh 
[GRÜNE]) 

Herr Bundeskanzler, ich frage Sie jetzt auch ganz 
persönlich: Was ist denn eigentlich von dem Solidar-
beitrag der Pharmaindustrie in Höhe von 1,7 Milliar-
den DM, den auch Sie als eine Voraussetzung dieser 
Reform genannt haben, übriggeblieben? 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Null!) 

Sagen Sie uns doch bitte ein Wort der Erklärung, 
warum dies alles nicht mehr gilt. 

Was ich hier vortrage, sind doch alles Tatsachen. 
Das kritisieren doch Ihre eigenen Leute, beispiels-
weise Herr Scharrenbroich oder Herr Fink. Herr 
Scharrenbroich spricht sogar davon, daß Sie, Herr 
Bundeskanzler, mit dieser Politik die Betroffenen pro-
vozieren. Nun könnten Sie sagen, daß Herr Scharren-
broich und seine Gefährten unabhängig davon, was 
sie vorher kritisiert haben, am Schluß doch immer 
zustimmen. Damit hätten Sie sogar recht. Aber das 
schafft doch die Wahrheit nicht aus der Welt. Nein, Sie 
verweigern leider — wir werden das auch heute wie-
der erleben — in dieser Hinsicht jeden Dialog in der 

Sache. Sie behaupten vielmehr, die Tatsachen, die ich 
vortrüge, seien Katastrophengemälde, damit würden 
Neidkomplexe — manchmal sagen Sie sogar —, da-
mit würden niedere Instinkte geschürt. 

Nun gut, wenn die Fakten und Zahlen, die ich vor-
getragen habe, nicht stimmen, dann widerlegen Sie 
sie doch von dieser Stelle aus! Sagen Sie doch, ob die 
Zahlen und Fakten richtig sind oder nicht! Oder legen 
Sie uns dar, warum all das, was ich da kritisiere, sozial 
gerecht oder gar, wie es neuerdings in Ihrer Partei 
wieder häufiger und stärker gesagt wird, christlich 
motiviert sei. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Das ist un

-

möglich!) 

Zum Neid, Herr Bundeskanzler: Wollen Sie wirk-
lich das allen Menschen angeborene Verlangen nach 
Gerechtigkeit als Neid diffamieren? Ist das Neid, 
wenn sich ein Mitbürger, der von der Steuerverände-
rung keinen Vorteil hat und künftig im Falle der 
Krankheit mehr zahlen muß und den auch noch hö-
here Verbrauchsteuern für die Güter des täglichen 
Bedarfs treffen, darüber empört, daß Sie und ich und 
alle mit einem vergleichbaren Einkommen künftig um 
die 20 000 DM Steuern im Jahr nachgelassen bekom-
men, während er leer ausgeht, übrigens mit dem klei-
nen Unterschied, daß Sie das wollen, während ich das 
nicht will? 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Frau Unruh 
[GRÜNE]) 

Wissen Sie eigentlich, in welche Gesellschaft Sie mit 
Ihrem Neidargument geraten? Sie geraten nämlich in 
die Gesellschaft all derer, die damit im Laufe der Jahr-
tausende ihre Privilegien verteidigt oder sogar noch 
ausgebaut haben. 

Noch ein ganz persönliches Wort an Sie, Herr Bun-
deskanzler. Neid ist eine Sünde — da haben Sie 
recht — , das Streben nach Gerechtigkeit ist aber eine 
Tugend. Die Bibel sagt: Gerechtigkeit erhöht ein 
Volk. Wer das Streben nach Gerechtigkeit als Neid 
diffamiert, hat nichts, aber auch gar nichts von der 
christlichen Botschaft verstanden. 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Frau Unruh 
[GRÜNE] — Zurufe von der CDU/CSU: 

Gleichmacherei!) 

— Ja, mein Beispiel mit den 20 000 DM und dem, der 
nichts bekommt, ist Gleichmacherei! Schade, daß das 
Fernsehen nicht immer die Zurufer mit diesen entlar-
venden Argumenten voll ins Bild bringen kann! 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN — Zuruf von der CDU/CSU) 

Unser Konzept zur Lösung der Fragen oder — ich 
sage etwas bescheidener — unsere Ansätze zur Lö-
sung der Fragen, die ich aufgeworfen habe, liegen auf 
dem Tisch. Es sieht Anstrengungen der Wirtschaft 
und aller am Wirtschaftsprozeß Beteiligten, aber auch 
Anstrengungen der Gemeinschaft vor, Anstrengun-
gen, die, etwa zum Abbau der Massenarbeitslosig-
keit, dieser Tage sogar der Sachverständigenrat mit 
dem zutreffenden Argument für unerläßlich erklärt 
hat, daß das Wirtschaftswachstum entgegen Ihrer ur-
sprünglichen Annahme die Arbeitslosigkeit allein 
nicht bewältigen und beseitigen kann. Unser Konzept 
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geht auf berechtigte Sorgen der Wirtschaft, etwa im 
Bereich der Unternehmensbesteuerung — die Sorgen 
der Unternehmer, gerade auch der kleineren und 
mittleren, auf diesem Gebiet sind berechtigt — und 
der Lohnnebenkosten ebenso ein wie auf die drin-
gend gebotene Steigerung der privaten und der öf-
fentlichen Investitionen. Es ist ein Konzept der ökono-
mischen, ökologischen und humanen Optimierung 
unseres Sozialprodukts und ein Konzept der Solidari-
tät und der sozialen Gerechtigkeit. Unsere Spreche-
rinnen und Sprecher werden es im Verlauf der Haus-
haltsdebatte im einzelnen erläutern. 

Unsere Bereitschaft, an der Reform der Alterssiche-
rung mitzuwirken, liegt im Rahmen dieses Konzepts. 
Allerdings sage ich klipp und klar: Wir werden Mit-
verantwortung nur für ein Reformwerk übernehmen, 
das sich in puncto soziale Gerechtigkeit substantiell 
von Ihrer sogenannten Gesundheitsreform unter-
scheidet. 

(Beifall bei der SPD) 

Darum schlagen Sie sich bitte jetzt schon aus dem 
Kopf, daß die Heraufsetzung der Altersgrenze mit uns 
zu machen wäre, solange die Massenarbeitslosigkeit 
in diesem Ausmaß andauert! Das werden wir nicht 
mitmachen. 

(Beifall bei der SPD — Uldall [CDU/CSU]: Sie 
werden in gar keinem Fall zustimmen! Tun 
Sie doch nicht so, als wenn Sie bei der Ren-

tenreform zustimmen wollten!) 

— Mein Gott, ich bitte Sie um alles in der Welt: Sie 
entlarven sich doch mit diesen Erklärungen selbst. 
Außerdem ist es wirklich schade um die Zeit. 

Zum Haushalt werden meine Kolleginnen und Kol-
legen bei der Beratung der Einzelpläne das Notwen-
dige sagen. Ich beschränke mich auf das Folgende. 

Der Haushaltsentwurf, den Sie vorgelegt haben, ist 
der Ausdruck einer Politik, die wir ablehnen. Dieser 
Haushaltsentwurf bringt zwar mit einem Ausgaben-
zuwachs von 5,4 % die höchste Steigerungsrate seit 
1982 — ganz entgegen allen Ihren Erklärungen. Trotz 
dieser Rekordsteigerung ist der Haushalt beschäfti-
gungsfeindlich, weil er nichts zur Minderung der Ar-
beitslosigkeit beiträgt. Er ist nicht sozial, weil er keine 
der Ungerechtigkeiten der letzten Jahre korrigiert, 
sondern diese Ungerechtigkeiten verschärft und den 
alten auch noch neue Ungerechtigkeiten hinzufügt. 

Er ist außerdem unsolide, weil er schon jetzt erkenn-
bare Mehrausgaben außer Betracht läßt und den Aus-
gleich nur durch unverhoffte Steuermehreinnahmen 
und die Veräußerung von Bundesvermögen zustande 
bringt. Das letzte unrühmliche Beispiel für den Aus-
verkauf des sogenannten Familiensilbers des Bundes 
ist die Veräußerung der Deutschen Pfandbriefanstalt; 
ein Verkauf, den vor allem die Nachfrager auf dem 
immer engeren Markt für erschwingliche Wohnungen 
noch zu spüren bekommen werden. 

(Zuruf des Abg. Dr. Graf Lambsdorff [FDP]) 

— Bedenken? Keine Fragen? 

(Dr. Graf Lambsdorff [FDP]: Keine Beden-
ken!) 

Die Friedenssicherungs- und Außenpolitik hat uns 
in den letzten Wochen, so im Anschluß an Ihren Mos-
kau-Besuch, Herr Bundeskanzler, mehrfach beschäf-
tigt. Ich konzentriere mich deshalb heute auf einige 
spezielle Bemerkungen. 

Wir begrüßen, daß unser Hauptverbündeter, die 
Vereinigten Staaten, nach Abschluß der Präsident-
schaftswahlen alsbald wieder voll handlungsfähig 
sein wird. In der Person von George Bush folgt auf 
Ronald Reagan ein Präsident, der außenpolitisch er-
fahren ist und deshalb auf einen kontinuierlichen 
Fortgang des Abrüstungs- und des Rüstungskontroll-
prozesses hoffen läßt. 

Besorgt sind wir — ohne uns in unzulässiger Weise 
einmischen zu wollen — über die geringe Wahlbetei-
ligung am 8. November 1988. Kein Demokrat kann 
sich darüber freuen, wenn es in einem so großen de-
mokratischen Land über die Hälfte aller Bürgerinnen 
und Bürger für überflüssig oder sinnlos halten, ihr 
Stimmrecht auszuüben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Thema! — Wei

-

tere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Meine Damen und Herren, Sie sind heute erstaun-
lich unruhig. Heben Sie sich das bitte für den Schluß

- teil auf; da werden Sie noch voll zum Zuge kom-
men. 

Wir wünschen der von Generalsekretär Gor-
batschow auf den Weg gebrachten Politik der Er-
neuerung weiterhin Erfolg, auch und gerade in unse-
rem Interesse und im Interesse Europas. Dabei dürfen 
wir allerdings die Lage und die Entwicklung in den 
anderen Ländern des Warschauer Pakts nicht aus den 
Augen verlieren. Polen, meine Damen und Herren, 
braucht beispielsweise nicht nur Ermahnungen und 
gute Ratschläge; Polen braucht vor allem auch unsere 
Hilfe, um mit seinen Problemen zurechtzukommen. 

(Beifall bei der SPD) 

Gleiches — da stimmen wir ja wohl überein — gilt 
gerade in diesen Tagen für Jugoslawien. 

Wir fordern endlich Klarheit in der Frage der soge-
nannten Modernisierung der Lance-Raketen. Sie äu

-

ßern sich zu dieser Frage seit Wochen — infolge der 
ständigen Wiederholungen muß ich fast annehmen: 
bewußt — zweideutig. In der „Washington Post" vom 
16. November wird unter Berufung auf einen hohen 
westdeutschen „Offiziellen" sogar behauptet, Sie hät-
ten bei Ihrem jüngsten Besuch in Washington Ihre 
Bereitschaft erklärt, die Ersetzung der Lance-Raketen 
durch neue Raketen und zusätzlich sogar noch die 
Einführung neuer Luft-Boden-Raketen mit beträchtli-
cher Reichweite mitzutragen. 

Die „Washington Post" , auf die Sie sich ja auch 
nicht selten berufen, 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Nur selten!) 

ist nicht irgendeine beliebige Zeitung, und selbst Sie 
werden sie nicht der „linken Kampfpresse" zurech-
nen. Ich fordere Sie deshalb auf, nein: ich bitte Sie, 
diesen Bericht von dieser Stelle aus zu dementieren, 
wenn Sie nachher das Wort nehmen. 

Im übrigen: Sie alle wissen doch genausogut wie 
ich, daß unser Volk die Stationierung neuer Raketen- 
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systeme, also eine neue Nachrüstung, keinesfalls hin-
nehmen wird. Das wissen Sie doch. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Damit auch das klar ist, Herr Bundeskanzler: Wir 
Sozialdemokraten werden einer Politik, die auf eine 
solche Nachrüstung im gegenwärtigen Prozeß der Ab-
rüstung abzielt, erbitterten Widerstand entgegenset-
zen, erbitterten Widerstand. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir werden Sie auch durch eine parlamentarische In-
itiative dazu zwingen, daß Sie uns endlich klar sagen, 
ob Sie auf diesem Sektor zum Ja Ihres Verteidigungs-
ministers oder zum Nein von Herrn Kollegen Gen-
scher stehen. Mit diesem unklaren Spagat kann eine 
Frage von dieser Bedeutung nicht auf Monate und 
Jahre hinaus, vielleicht bis nach der Bundestagswahl 
in der Schwebe gehalten werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir beobachten mit Interesse die Diskussion, die in 
den letzten Monaten über Grenzen und Einschrän-
kungen der Souveränität der Bundesrepublik in 
Gang gekommen ist, und beteiligen uns an ihr. Uns 
geht es dabei nicht um die Belebung eines vorder-
gründigen Nationalismus. Was wir wollen, ist Klarheit 
darüber, ob und inwieweit es solche Beschränkungen 
noch gibt. Dort, wo es sie gibt, wollen wir, daß Sie in 
Einvernehmen mit den Verbündeten aufgehoben 
werden. Das Versteckspiel in dieser Frage etwa dar-
über, ob die sogenannte Flugakrobatik in Ramstein 
der Genehmigung deutscher Stellen bedurfte, ist un-
tunlich. Dieses Versteckspiel nährt nur den Verdacht, 
die Einschränkungen reichten weiter und seien be-
deutsamer als bisher angenommen. Ich bitte Sie des-
halb, hier Klarheit zu schaffen und das Versteckspiel 
rasch zu beenden. 

Wir sind besorgt darüber, daß Sie sich auch hin-
sichtlich Ihrer Haltung zum südafrikanischen Apart

-heidregime noch immer dem Vorwurf mangelnder 
Klarheit aussetzen, daß Sie weltweit noch immer 
— das ist leider eine Tatsache — als stille Sympathi-
santen der dort Regierenden angesehen werden. 
Meine Damen und Herren, zu diesen Fragen gibt es 
eine ganz klare Aussage. Diese Aussage lautet: 

Die Folgen des perversen Apartheidsystems ver-
letzen das Gefühl für Menschenwürde zutiefst. 
Die Apartheid in der Republik Südafrika ist mora-
lisch und politisch unerträglich. Sie stellt eine Dis-
kriminierung des Menschen dar, die Elend und 
Haß verursacht und Extremisten auf den Plan 
ruft. Dieses System muß mit f riedlichen, aber ein-
deutigen, durch keine verkappten wirtschaftli-
chen Interessen verharmlosten Mittel überwun-
den und durch eine gerechte Ordnung ersetzt 
werden, die die Würde und das Lebensrecht eines 
jeden Menschen ohne Ansehen der Hautfarbe 
gewährleistet. 

(Beifall bei der SPD) 

Diese Aussage stammt von unserem Bundespräsi-
denten, von Richard von Weizsäcker, und ich danke 
ihm dafür. Wir unterschreiben sie Wort für Wort und  

bitten, daß Sie, Herr Bundeskanzler, diese klare Aus-
sage endlich zur Richtlinie ihrer Politik machen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Unser weltweites Eintreten für Menschenrechte 
— es ist ja gut, daß sich die Aktivitäten quer durch das 
Haus verstärkten — wird erst glaubwürdig werden, 
wenn wir auch dem Apartheidregime gegenüber mit 
der Sprache des Bundespräsidenten reden. 

(Beifall bei der SPD, bei Abgeordneten der 
GRÜNEN sowie der Abg. Frau Dr. Hamm

-

Brücher [FDP]) 

Im Zusammenhang mit der Berliner Tagung des 
Internationalen Währungsfonds und der Weltbank ist 
viel über die Situation der Dritten Welt und die Not-
wendigkeit verstärkter Hilfe geredet worden. Wir 
meinen, es ist hoch an der Zeit, daß endlich gehandelt 
wird. Wir werden deshalb in der zweiten Lesung be-
antragen, eine Milliarde DM aus dem Verteidigungs-
haushalt für Zwecke eines Zukunftsprogramms Dritte 
Welt zur Verfügung zu stellen. Eine Milliarde DM — 
das sind 2 % des Verteidigungshaushalts. Unsere Si-
cherheit wird dadurch nicht beeinträchtigt, und für 
den Weltfrieden erreichen wir mit dieser einen Milli-
arde DM mehr als mit dem Jäger 90. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Wir sind schließlich für den Binnenmarkt und die 
Europäische Union. Sozialdemokraten — daran muß 
man gelegentlich erinnern — sind schon für die euro-
päische Einigung eingetreten, als andere noch einen 
engstirnigen, ja, chauvinistischen Nationalismus in 
diesem Jahrhundert das Wort redeten und Europa 
damit in eine blutige Katastrophe stürzten. Allerdings 
wollen wir kein Europa der Millionäre. Wir wollen ein 
soziales Europa, in dem sich in erster Linie die Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer zu Hause fühlen 
können. Wir wollen ein Europa, in dem das Parlament 
das Sagen hat. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Sehr wahr! 
— Beifall bei der SPD sowie der Abg. Frau 

Unruh [GRÜNE]) 

Außerdem vergessen wir nicht: Die Gemeinschaft ist 
nur ein Teil Europas. Sie darf sich nicht abkapseln. Sie 
muß offen bleiben, ja, sich noch weiter öffnen — ge-
rade im Zeitabschnitt der Schaffung des einheitlichen 
Binnenmarktes — für die Zusammenarbeit mit den 
Ländern der EFTA, also mit Österreich, mit der 
Schweiz, mit Schweden und den anderen skandinavi-
schen Ländern, aber auch mit den europäischen Mit-
gliedsländern des Rats für Gegenseitige Wirtschafts-
hilfe, also mit der Sowjetunion und allen anderen Mit-
gliedstaaten des Warschauer Paktes. 

Die Berliner Konferenz der Vorsitzenden der sozial-
demokratischen und sozialistischen Parteien der EG 
und der EFTA hat in dieser Richtung ein Signal gege-
ben. Es wäre gut, wenn dieses Signal gemeinsam auf-
gegriffen würde. 

Ein Feld der Politik, das immer noch an Bedeutung 
gewinnt, ist der Schutz der Umwelt, die Bewahrung 
unserer natürlichen Lebensgrundlagen. Neben den 
Problemen der Atom- und der Gentechnik und den 
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Herausforderungen, die uns schon seit längerer Zeit 
zu schaffen machen und bei deren Bewältigung die 
bisherigen Fortschritte unzulänglich sind — ich nenne 
nur das Waldsterben und die zunehmende Vergiftung 
der Nordsee —, treten in diesen Monaten zwei neue 
Herausforderungen von globaler Dimension immer 
stärker in unser Bewußtsein, die Beschädigung der 
Ozonschicht und die drohende Klimaveränderung in-
folge der Anreicherung der Atmosphäre mit Kohlen-
dioxid und anderen Gasen. Beide erfordern einschnei-
dende Antworten, Antworten, die der Größe der Ge-
fahren entsprechen, Gefahren, von denen uns der 
Zwischenbericht der zu Beginn dieser Legislaturpe-
riode von uns gemeinsam eingesetzten Enquete-Kom-
mission dankenswerterweise zu Beginn dieses Mo-
nats in nüchterner Sprache eine realistische Vorstel-
lung vermittelt hat. Ich möchte dieser Kommission, an 
ihrer Spitze dem Vorsitzenden, dem Kollegen Schmid-
bauer, für diese sorgfältige und hilfreiche Arbeit ein 
sehr herzliches Wort des Dankes sagen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN sowie 
bei Abgeordneten der CDU/CSU und der 

FDP) 

Zur Vermeidung der Klimakatastrophe hilft nach 
diesem Bericht und nach jetzt fast übereinstimmender 
Meinung aller Experten nur eines, nämlich die drasti-
sche Reduzierung des Verbrauchs an Primärenergie. 
Wir dürfen nicht so wie bisher damit fortfahren, das, 
was die Natur in Jahrmilliarden angesammelt hat, in 
Zeiträumen aufzuzehren, die im Vergleich zu diesen 
Jahrmilliarden nur wie ein Augenblick, wie eine Se-
kunde erscheinen. Deshalb müssen wir die Entwick-
lung erneuerbarer, regenerativer Energien mit allem 
Nachdruck fördern, wir müssen aber auch den Ener-
gieverbrauch — und das ist die Wahrheit — verteuern 
und gleichzeitig die Arbeitskraft verbilligen. Beides 
leistet unser Vorschlag, einen fühlbaren Teil der Steu-
erlast von den Löhnen, den Einkommen, aber auch 
von den Erträgen — das wird mitunter in dieser Auf-
zählung vergessen — auf den Energieverbrauch zu 
verlagern, nicht um Haushaltslöcher zu stopfen, son-
dern um eine ökologische Wende mit Mitteln herbei-
zuführen, die der Größe der Herausforderung und der 
Gefahren entsprechen. 

Ich fordere Sie auf und lade Sie ein, mit uns in einen 
Dialog über diesen Vorschlag einzutreten. Das partei-
taktisch motivierte Nein genügt nicht, dafür steht zu 
viel auf dem Spiel. Frau Breuel hat das erkannt und 
unseren Vorschlag unterstützt. Der Schweizer Bun-
desrat, der ja nun weiß Gott für seriöse Arbeit bekannt 
ist, arbeitet in der gleichen Richtung und hat dazu 
bereits sehr lesenswerte Vorschläge ausgearbeitet. 
Ich hoffe, Sie folgen bald, meine Damen und Herren 
von der Union, so lange wie bei der Ostpolitik können 
Sie diesmal nicht warten! 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Auch die Nordsee kann übrigens nicht länger war-
ten. Wir werden deshalb die Einsetzung einer ersten 
Rate in Höhe von 500 Millionen DM für das Sonder-
programm „Rettet die Nordsee jetzt" in den Haus-
haltsplan beantragen und dafür auch eine Deckung 
vorschlagen. Ich bitte auch hier, wenn parlamentari-
sche Beratungen einen Sinn haben, daß Sie ernsthaft  

prüfen, ob Sie nicht diesem Ansatz zustimmen kön-
nen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich glaube, Herr Kollege Töpfer wäre glücklich, wenn 
er einen ersten Schritt in diese Richtung tun könnte. 

Das Feld der Innenpolitik im engeren Sinne wird 
gegenwärtig von den Fragen beherrscht, die sich mit 
dem Asylrecht und dem Zustrom deutscher Aussied-
ler aus Osteuropa verbinden. Ich kann dazu nur sa-
gen, wer mit den brisanten Themen ohne Verantwor-
tung umgeht, wer die Emotionen, die hier allzu leicht 
entzündet werden können, schürt und parteipolitisch 
mißbraucht, versündigt sich an unserem Gemeinwe-
sen und lädt ganz schwere Schuld auf sich. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Zurufe 
von der CDU/CSU: Lafontaine!) 

Es ist vor allem, Herr Bundeskanzler, Ihre Pflicht, hier 
einzugreifen. Reden Sie weniger über Herrn Schnoor, 
kümmern Sie sich auf diesem Gebiet lieber um Herrn 
Stoiber. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn Sie schon meinen, ein Innenminister müsse 
fristlos entlassen werden, dann sollten Sie für die Ent-
lassung des Innenministers eintreten, der wenige 
Tage vor dem 50. Jahrestag der Pogromnacht den 
traurigen Mut besaß, von der „Durchrassung", also 
von der rassischen Vermischung, zu reden und damit 
einen Beg riff aus dem NS-Vokabular in unsere Dis-
kussion einzuführen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Zurufe von der CDU/CSU) 

Die spätere halbherzige Korrektur des Herrn Stoiber, 
der noch die Stirn besaß, für diese Äußerung der SPD 
die Verursachung und die Schuld zuzuschieben, än-
dert an diesem unglaublichen Vorgang nichts. 

Außerdem, Herr Bundeskanzler — das folgende 
sage ich auch an Ihre Adresse als Parteivorsitzen-
der — , es vergeht ja leider kaum ein Tag, an dem nicht 
aus Ihren Reihen ähnliche Wendungen gebraucht 
werden. So etwa zuletzt die mir völlig unverständliche 
Wendung des Kollegen Albers aus dem Europäischen 
Parlament aus Ihrer Fraktion. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Das war der Hans 
Albers! Sie sollten wenigstens den Namen 

richtig aussprechen!) 

— Herr Bötsch, ich bin Ihnen sehr dankbar, wenn Sie 
mir da helfen, also Herr Albert; es ist ja auch ganz 
gleich, ob er Albert oder Albers heißt. Es ist der Vize-
präsident, den Sie im Europäischen Parlament gestellt 
haben, der sich nicht zu schade ist, von einem „Bevöl-
kerungsgulasch" zu reden, das er vermeiden wolle. 
Da Sie ihn gut kennen, können Sie ihn darüber ja 
vielleicht noch näher befragen. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Wir kennen ihn 
wirklich gut, ja!) 

Das alles, was ich hier als Gefahr kennzeichne, be-
ginnt schon mit dem Gerede über eine Änderung des 
Art. 16 des Grundgesetzes. Ich freue mich, daß auch 
aus den Reihen der Union — aus den Reihen der FDP 
ohnehin — Stimmen laut geworden sind, die eine sol- 
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che Änderung ablehnen. Ich möchte hier klipp und 
klar sagen: Mit uns wird es eine Änderung des Art. 16 
des Grundgesetzes nicht geben. 

(Beifall bei der SPD) 

Das hängt mit dem Kapitel unserer Geschichte zu-
sammen, das wir gerade in den letzten Tagen so oft 
beschworen haben. Über rechtsstaatlich einwandfreie 
Verfahrensbeschleunigungen und auch über die Ab-
schiebung von Bewerbern, deren Asylantrag rechts-
kräftig abgelehnt worden ist, in Länder, in denen dem 
humanitäre Gründe nicht entgegenstehen — solche 
Länder gibt es auch in Osteuropa im gegenwärtigen 
Zustand — kann man mit uns reden. Über eine Be-
schränkung oder gar Aufhebung des Asylrechts kann 
man mit uns nicht reden. 

Aussiedler deutscher Abstammung und Volkszuge-
hörigkeit, die sich nach reiflicher Überlegung ent-
schließen, zu uns zu kommen, nehmen ebenfalls ein 
verbrieftes Recht wahr. Auch daran wird es mit uns 
keine Änderung geben. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU — Hinsken [CDU/CSU]: Gilt 

das auch für Lafontaine?) 

Ändern sollten sich dagegen die Lebensbedingun-
gen dieser Menschen in mehreren der Gebiete, in 
denen sie zum Teil seit Jahrhunderten leben, etwa in 
Rumänien. Ich glaube, es ist an der Zeit, der gegen-
wärtigen rumänischen Führung in diesem Punkt noch 
deutlicher und noch klarer entgegenzutreten, als das 
in der Vergangenheit — erfreulicherweise gemein-
sam — schon geschehen ist. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN und der CDU/CSU) 

Ändern muß sich aber, Herr Bundeskanzler, vor al-
lem Ihre Politik hinsichtlich der Eingliederung derer, 
die in wachsender Zahl zu uns kommen. Es genügt 
nicht, daß Sie die Landsleute willkommen heißen und 
es dann den Ländern und Gemeinden überlassen, wie 
sie mit der Eingliederung dieser Familien zurecht-
kommen. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Sehr wahr! 
Das ist der Hauptpunkt!) 

Das ist völlig ungenügend. Ich würdige ja die Anstren-
gungen, die unternommen worden sind; aber ich 
sage: Völlig ungenügend ist vor allem die Beteiligung 
des Bundes an dem Wohnungsbauprogramm. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich bitte deshalb ganz nachdrücklich, diese Pro-
gramme zu erweitern, finanziell besser auszustatten 
und — das ist für mich der entscheidende Punkt — für 
alle Wohnungssuchenden zu öffnen, auch für die, die 
hier schon lange auf eine Wohnung warten. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Wenn wir verhindern wollen, daß die starke Brisanz 
dieses Themas sich immer noch weiter hochschaukelt, 
dann ist die Wohnungsfrage, die Gleichbehandlung 
derer, die hier warten, und derjenigen, die neu zu uns 
kommen, ein entscheidender Gesichtspunkt, auch 
daß die Menschen nicht — wie einer aus Ihren Reihen 
vorgeschlagen hat — abgeschottet voneinander un-

tergebracht werden, sondern daß man in der Unter-
bringung eine vernünftige Mischung zustande 
bringt. 

Zu einer Gesamtbilanz gehört auch eine Bewertung 
der politischen Kräfte, die in unserem Lande mitein-
ander im Wettstreit stehen. Ihre Partei — das sagen 
Sie ja selber, das hat Ihnen am Wochenende auch Herr 
Kollege Waigel gesagt — bietet dabei ein düsteres 
Bild. Daß Herr Wallmann Herrn Stoltenberg und Ih-
nen vorwirft, Sie hätten bei der Ausgestaltung des 
Strukturhilfegesetzes das Grundgesetz mißachtet 
und Sie deshalb vor das Bundesverfassungsgericht in 
Karlsruhe ziehen will, ist dafür nur ein Beleg, aller-
dings ein recht bemerkenswerter. Es passiert jeden-
falls nicht alle Tage, daß ein stellvertretender Partei-
vorsitzender seinen Parteivorsitzenden und einen an-
deren stellvertretenden Parteivorsitzenden mit dem 
Vorwurf des Verfassungsbruches konfrontiert und un-
ter diesem Vorwurf nach Karlsruhe zitiert. 

Aber auch sonst befindet sich Ihre Partei von Kiel 
über Hannover und Frankfurt am Main bis nach 
Mainz in einem beklagenswerten Zustand. 

(Seiters [CDU/CSU]: Ich habe mir doch ge

-
dacht, daß das kommt!) 

—Aber sicher. Ich kann Sie doch nicht enttäuschen, 
lieber Herr Seiters. — Sprecher aus Ihren eigenen Rei-
hen halten deshalb eine grundlegende Reform der 
Struktur Ihrer Partei für notwendig, sonst könnten 
—jetzt kommt ein wörtliches Zitat — so sagen sie, 
„wie bei der Barschel/Pfeiffer-Affäre in Schleswig

-

Holstein am Ende Vorfälle stehen, die nicht nur die 
Regierungsfähigkeit, sondern sogar die moralische 
Substanz der repräsentativen Demokratie gefähr-
den". So ein Sprecher der Sozialausschüsse der 
CDA. 

Parallelen zwischen den seinerzeitigen Entwicklun-
gen in Schleswig-Holstein und der jetzigen in Nieder-
sachsen sind ja auch in der Tat nicht leicht zu überse-
hen. Herr Stoltenberg und Herr Albrecht haben beide 
für ihre Schwierigkeiten nicht die wahren Ursachen, 
sondern die „linke Kampfpresse" verantwortlich ge-
macht. Herr Stoltenberg hat sich dafür — das ehrt 
ihn — nach dem Verlust der Macht entschuldigen 
müssen. 

(Zuruf von der SPD: Sehr spät!) 

Herrn Albrecht, so meinen nicht wenige Beobachter, 
könnte es ähnlich gehen, weil auch dort von der so 
apostrophierten Presse nur die Wahrheit zutage geför-
dert worden ist; übrigens nicht von der Presse allein, 
sondern auch von Ihrem Parteifreund Ludolf-Georg 
von Wartenberg, der geholfen hat, die Wahrheit ans 
Licht zu bringen. Ich weiß nicht, ob auch der schon zur 
„linken Kampfpresse" gehört, der Staatssekretär in 
Ihrem Kabinett. 

(Beifall bei der SPD) 

Was man über den immer weiter um sich greifenden 
Bestechungsskandal in Frankfurt liest, klingt auch 
nicht besonders erfreulich. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Bohl [CDU/ 
CSU]: Alles Genossen! — Weitere Zurufe von 

der CDU/CSU) 
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— Ich höre hier mit Vergnügen, daß offenbar die Füh-
rung der Stadt Frankfurt bereits in sozialdemokrati-
sche Hände übergegangen ist, weil hier gesagt wird: 
„Alles Genossen". 

(Beifall bei der SPD) 

Das passiert am 12. März. Jetzt trägt die Verantwor-
tung seit 1977 die Christlich-Demokratische Union. 

Zu den Ereignissen in Mainz will ich mir aus nahe-
liegenden Gründen eher Zurückhaltung auferlegen. 
Aber daß hier bei einem parteiinternen Machtkampf 
die primitivsten Regeln des Anstandes in schändlicher 
Weise verletzt worden sind, das erlaube ich mir in aller 
Deutlichkeit auszusprechen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wer eigentlich, meine Damen und Herren von der 
Union, soll noch an das von Ihnen immer wieder pla-
katierte christliche Menschenbild einer Partei glau-
ben, die so mit ihren eigenen Leuten umspringt? Viel-
leicht, Herr Bundeskanzler, wird ein Ehrgeizling mit 
derartigen Methoden in Ihrer Partei noch weiter nach 
vorn kommen. Aber die endgültige Quittung werden 
Sie von den Bürgerinnen und Bürgern dieses Landes 
bekommen. 

(Beifall bei der SPD) 

Weil Sie das wissen, lehnen Sie ja auch die demokra-
tisch saubere Lösung rascher Neuwahlen mit faden-
scheinigen Gründen ab. 

Außerdem, Herr Bundeskanzler, können Sie eigent-
lich einer Partei noch sicher sein, deren neuer Landes-
vorsitzender Ihnen öffentlich vorwirft, Sie seien über 
die wahren Verhältnisse sogar in Rheinland-Pfalz 
nicht mehr im Bilde, und die sich mit großer Mehrheit 
über Ihre Empfehlungen hinwegsetzt? 

Sie sind hier einmal aufgebrochen, um die deutsche 
Politik geistig-moralisch zu erneuern. Ich habe diese 
Passage Ihrer Regierungserklärung noch deutlich im 
Ohr. 

(Walther [SPD]: Hat er doch!) 

Herr Bundeskanzler, was ist denn von der geistig-
moralischen Erneuerung eigentlich geblieben? Wel-
che Lehre haben Sie denn eigentlich unter dem Ge-
sichtspunkt geistig-moralischer Erneuerung aus den 
Kieler Ereignissen gezogen? Wäre es denn nicht fol-
gerichtig gewesen, in Niedersachsen durch Neu-
wahlen rechtzeitig einen neuen Anfang zu machen? 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Frau Unruh 
[GRÜNE]) 

Sie haben doch selber nach Kiel gesagt — ich zitiere 
wörtlich — , die Erhaltung der Macht rechtfertige 
nicht jeden Preis. Ich finde, der Preis, um den Sie Ihre 
Macht in Niedersachsen erhalten wollen, ist jetzt 
schon für unsere Gemeinschaft und für unser Gemein-
wesen zu hoch. 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Frau Unruh 
[GRÜNE]) 

Außerdem: Herr Bundeskanzler, ist es Ihnen denn 
nicht selber insgeheim peinlich, daß die Mehrheit des 
Herrn Albrecht in Niedersachsen von der Stimme 
eines Abgeordneten Ihrer Partei abhängt, der wegen 
Wahlbetruges rechtskräftig verurteilt worden ist? Das  

ist ein Vorgang, der in der Parlamentsgeschichte der 
Bundesrepublik Deutschland ohne Beispiel ist. 

(Zustimmung bei der SPD und der Abg. Frau 
Unruh [GRÜNE]) 

Ich kann Ihnen auch die weitere Frage nicht erspa-
ren, Herr Bundeskanzler: Ist es Ihnen nicht selbst ins-
geheim peinlich, daß in Rheinland-Pfalz ein Kandidat 
für das Amt des Ministerpräsidenten zu einem Zeit-
punkt vorgeschlagen worden ist, zu dem gegen ihn 
staatsanwaltschaftliche Ermittlungen wegen eines 
schwerwiegenden Vorwurfs noch im Gange sind? 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Frau Unruh 
[GRÜNE]) 

Ich greife der Verfügung der Staatsanwaltschaft in 
keiner Weise vor; aber ich erkläre wahrheitsgemäß: 
Es ist das erste Mal in der Geschichte der Bundesre-
publik, daß während eines Ermittlungsverfahrens we-
gen des Verdachts eines Delikts im Amt der betref-
fende Mann als Kandidat vorgeschlagen wird. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Das ist 
Rechtsbewußtsein! ) 

Hätte das nicht Zeit bis zum Abschluß des Verfahrens 
gehabt? 

Ich habe Sorge, daß die Hemmschwellen für den 
korrekten Umgang immer niedriger werden. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD und Beifall 
bei den GRÜNEN) 

Sie selbst sind bei alldem entgegen dem äußeren 
Anschein — ich meine das in bezug auf Ihr Verhal-
ten — dünnhäutig geworden. Das verrät insbesondere 
die Wortwahl, zu der Sie sich neuerdings verleiten 
lassen. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Moralisch verkom-
men ist das!)  

Sie bezeichnen das Verhältnis zu den Gewerkschaf-
ten als Feindschaft. Einem Berufsverband, der nicht 
anders argumentiert und polemisiert als andere und 
weiß Gott milder polemisiert, als Sie das häufig tun, 
schreiben Sie, er handle infam. 

Meiner Partei, der Sie eben noch zu ihrem Jubiläum 
eine von uns dankbar entgegengenommene ehrende 
Würdigung gewidmet haben, werfen Sie in öffentli-
cher Rede vor, sie sei verkommen. Gerade mit diesem 
Ausdruck wäre ich an Ihrer Stelle als Vorsitzender 
einer Partei, die an nicht wenigen Stellen Schlimmes 
zu verantworten hat, überaus vorsichtig. 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Frau Unruh 
[GRÜNE]) 

Wie sagten Sie doch, Herr Bundeskanzler, vor weni-
gen Tagen auf einem Parteitag in Aachen? Wörtliches 
Zitat: 

Wenn man das eigene Haus nicht in Ordnung hat, 
kann man das Land nicht regieren. Das ist eine 
ganz einfache Überlegung. 

Sehr wahr, Herr Bundeskanzler. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 
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Aber welche Folgerung ziehen Sie denn aus dieser 
Feststellung? Das ist alles nicht gut. Worte, wie Sie sie 
verwenden, wählt nur, wer sich trotz aller nach außen 
zur Schau getragenen Zufriedenheit unsicher und in 
Bedrängnis fühlt. Diese Bedrängnis wird noch zuneh-
men, auch deshalb, weil nach dem Urteil eigener füh-
render Mitglieder Ihrer Partei die Christlich-Demo-
kratische Union konzeptionell erschöpft ist und ihre 
programmatische Kraft verloren hat. 

Frau Breuel, Wirtschaftsministe rin in Niedersach-
sen, Ihre eigene Parteifreundin, sieht und beschreibt 
das in einem lesenswerten Text folgendermaßen: 

Bonn 1988 ist für mich ein schwankendes und 
suchendes Bonn. Es gibt Murren über die Zirkel-
wirtschaft des Kanzlers. Optimismus läßt sich 
nicht verordnen. Weil die Gesamtschau fehlt, 
wächst der Widerstand auch in den eigenen Rei-
hen. Gefragt ist Überschaubarkeit, Schlüssigkeit, 
Solidität unserer Politik, die nicht Taktik, sondern 
Überzeugung ausstrahlen muß. 

Frau Breuel hat recht; genauso ist es. 

Ich füge hinzu: Das, was sie da schreibt, geht natür-
lich auch an die Adresse anderer Parteien. Es ist eine 
korrekte Beschreibung dessen, was Parteien zu lei-
sten haben. Aber Sie sind in der Regierung, und es ist 
eine Stimme, die sich kritisch an Sie richtet. 

Wir lassen diese Kriterien auch für uns gelten. Wir 
arbeiten mit großer Anstrengung daran, ihnen gerecht 
zu werden. 

Sie, Herr Bundeskanzler, und Ihre Partei haben ih-
ren Vertrauenskredit im Bund und in den meisten 
Ländern nahezu aufgebraucht. Wir haben — das zei-
gen die Äußerungen bis in die letzten Tage hinein — 
neues Vertrauen gewonnen. Auch deshalb rückt der 
Tag näher, an dem die Rollen in diesem Hause neu 
verteilt werden. Bis dahin tun wir unsere Pflicht als 
stärkste Oppositionspartei. 

Ihren Haushalt, den Haushalt des Bundeskanzler-
amts, lehnen wir ab. 

(Langanhaltender Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Herr Ab-
geordneter Dr. Dregger. 

Dr. Dregger (CDU/CSU): Verehrte Frau Präsiden-
tin! Meine Damen und Herren! Herr Kollege Vogel, zu 
Beginn der Debatte hatte ich die Hoffnung, daß wir 
eine harte, akzentuierte, aber faire Auseinanderset-
zung würden führen können. Als Sie dann zum Schluß 
Ihrer Rede auf Bundesländer eingingen, dabei Namen 
von Personen nannten, die hier nicht anwesend sind, 
die sich hier nicht äußern können — — 

(Zurufe von der SPD: Warum eigentlich 
nicht?) 

— Weil der Deutsche Bundestag nicht dazu da ist, die 
Probleme von Niedersachsen oder von Rheinland

-

Pfalz zu lösen. 

(Lachen und Zurufe bei der SPD) 

Dafür sind die Parlamente von Bremen, von Ham-
burg, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Von Nordrhein-
Westfalen!) 

von Niedersachsen, von Nordrhein-Westfalen zustän-
dig. Wenn Sie schon die Absicht haben, so etwas hier 
zur Sprache zu bringen, dann gehört es zumindest zur 
Fairneß, das vorher mitzuteilen, 

(Lachen bei der SPD) 

damit sich Betroffene darauf vorbereiten können. 

(Walther [SPD]: Wie naiv sind Sie eigentlich? 
— Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Die vorberei-

tete Spontaneität!) 

Insgesamt war die Rede des Oppositionsführers 
eine Mischung von Dichtung und Wahrheit. Obwohl 
ich eine poetische Ader an ihm nie habe entdecken 
können, überwog ohne Zweifel die Dichtung. Aber 
die Rede enthielt auch einige Sätze, die richtig sind. 

(Jahn [Marburg] [SPD]: Gott, wie gütig!) 

In der Tag, der Erdölpreisverfall ist unserer wirt-
schaftlichen Entwicklung entgegengekommen. Rich-
tig! 

(Walther [SPD]: Das hat er gemerkt, Donner

-

wetter!)  

Auf der anderen Seite ist dadurch der Subventionsbe-
darf der deutschen Steinkohle gewachsen. Da wir dar-
über gerade verhandelt haben und verhandeln müs-
sen, wäre es sehr angemessen gewesen, Herr Vogel 
— wenn Sie diesen Aspekt schon anschneiden — , die 
Konsequenzen für Kohlesubventionen nicht zu ver-
schweigen. Das gilt um so mehr, als wir den Eindruck 
haben, daß die Revierländer im Augenblick nicht be-
reit sind, sich an der Lösung dieses großen Problems in 
angemessener Weise zu beteiligen, 

(Frau Matthäus-Maier [SPD]: Dummes 
Zeug!) 

das ja gerade für die Energiewirtschaft der Nicht

-

Revierländer tiefgreifende Folgen hat. 

(Frau Matthäus-Maier [SPD]: Sie wollen 
NRW kaputtmachen!) 

Herr Vogel, es gibt andere Herausforderungen als 
damals: den Dollarverfall und die Schuldenkrise der 
Dritten Welt. Daß sie gemeistert werden konnten, ist 
uns nicht in den Schoß gefallen. Dazu haben die No-
tenbanken und die Regierungen der großen Industrie-
nationen beigetragen. Unsere Steuerentlastungspoli-
tik z. B. hatte auch den Sinn, einen Beitrag zu leisten, 
nämlich zu verhindern, daß diese Entwicklungen in 
Protektionismus und anderen Gefahren enden wür-
den. Bundesfinanzminister Gerhard Stoltenberg und 
der Präsident der Bundesbank, Herr Pöhl, haben dazu 
ganz wesentliche Beiträge geleistet. 

Schlimm fand ich, Herr Vogel, daß Sie den Eindruck 
erwecken wollten, als ob wir soziale Gerechtigkeit als 
Neid diffamieren wollten. 

(Zuruf von der SPD: Das macht doch der Vor-
sitzende Ihrer Partei!) 
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Soziale Gerechtigkeit gehört zu unseren Grundwer-
ten. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lachen und Zu

-

rufe von der SPD) 

Ich bin der Meinung, daß wir soziale Gerechtigkeit 
seit Ludwig Erhard in einer Weise verwirklichen, wie 
es Ihnen noch nicht gelungen ist, meine Damen und 
Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Widerspruch bei 
der SPD) 

In den Jahren 1987 und 1988 sind die Reallöhne der 
Arbeitnehmer um mehr als 8 % gestiegen, und dieser 
Anstieg hält in dieser Zeit an. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Die Schlan

-

gen vor den Sozialämtern sind viel länger 
geworden!) 

Während Ihrer Zeit sind die Reallöhne gesunken. Ich 
finde, daß Geldwertstabilität die größte soziale Errun-
genschaft ist. Wir haben sie geschaffen und wieder-
hergestellt und nicht Sie. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Widerspruch bei 
der SPD) 

Meine Damen und Herren, wir haben auch nie den 
Beitrag der Gewerkschaften zu einer vernünftigen 
Politik herabgesetzt. 

(Zuruf von der SPD: Das ist neu! — Weitere 
Zurufe von der SPD) 

Diese Gewerkschaften, Herr Vogel, haben langfri-
stige Tarifverträge geschlossen. Warum konnten sie 
es tun? Sie konnten es tun, weil sie Vertrauen in un-
sere Politik der Geldwertstabilität haben konnten. 
Sonst wäre das ja wohl nicht möglich gewesen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP — Wieczorek [Duisburg] 
[SPD]: Wer hat Ihnen denn den Blödsinn auf

-

geschrieben? — Weiterer Zuruf von der SPD: 
Reden Sie keinen Stuß!) 

Was die Würdigung der mittelständischen Wirt-
schaft angeht, brauchen Sie uns wohl keine Belehrun-
gen zu erteilen. 

(Walther [SPD]: Was, was?) 

Meine Damen und Herren, wichtiger als Subventio-
nen im Einzelfall ist sicherlich der Tarifverlauf, den 
wir durch die große Steuerreform eingeführt haben: 
den durchgehenden Ta rif vom Eingangssteuersatz bis 
zum Spitzensteuersatz. Das war die beste mittel-
standspolitische Maßnahme, die überhaupt möglich 
sein konnte. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP — Walther [SPD]: Das ist aber 
dünner Beifall!) 

Herr Vogel, Sie haben sehr viele Details vorgetra-
gen und kritisiert. Die Alternativen und die Zukunfts-
vorstellungen der SPD sind dabei allerdings nicht er-
kennbar geworden. 

(Carstens [Emstek] [CDU/CSU]: So ist es!) 

Ich glaube nicht, daß das ein rheto rischer Mangel war, 
sondern denke, daß Sie solche Zukunftsvorstellungen 
und Alternativen nicht besitzen. 

(Walther [SPD]: Welche haben Sie denn?) 

Das ist sehr bedauerlich, weil wir ja in der Tat vor 
großen Herausforderungen stehen. Ich will nur einige 
nennen. 

Das Ungleichgewicht der Generationen, die zu ge-
ringe Zahl an Neugeborenen, der damit drohende 
Verlust an Jugend, an Innovationskraft, an Zu-
kunft — 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Alles verursacht 
durch Ihre Sozialpolitik!) 

Die Gefährdung der Umwelt und der natürlichen 
Lebensgrundlagen im nationalen, vor allem im euro-
päischen, ja im gesamteuropäischen Rahmen und in 
weltweiten Zusammenhängen. 

Schließlich die Vollendung des europäischen Bin-
nenmarkts bis 1992 — eine geradezu revolutionäre 
Veränderung für Wirtschaft, Gesellschaft, für Unter-
nehmen und Gewerkschaften, für die europäische 
Staatenwelt und für die beiden anderen großen Wirt-
schaftsräume in Nordamerika und Südostasien. 

All das verlangt von uns Reformbereitschaft, Wand-
lungsfähigkeit, Kreativität, eine große nationale und 
zum Teil auch internationale Kraftanstrengung. 

Zuwarten, Verharren im reinen Verbalismus, das 
können wir uns nicht leisten. Wer jetzt schläft, ver-
schläft seine Zukunft. Wir müssen handeln, wir müs-
sen die Weichen stellen. Wir müssen sie jetzt stellen, 
und das tun wir. 

Seit dem Regierungswechsel im Oktober 1982, in 
nur sechs Jahren, haben wir allein an inneren Refor-
men mehr auf den Weg gebracht als Sie, meine Da-
men und Herren der SPD, in 13 Jahren zuvor. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
CDU/CSU: Die haben überhaupt nichts auf 

den Weg gebracht!) 

Sie haben von Reformen vor allem geredet, wir ma-
chen sie. 

Zehn Erfolgstatsachen möchte ich nennen, ehe ich 
mich drei großen Aufgaben zuwende, die wir noch in 
dieser Legislaturpe riode meistern müssen. 

Erstens. Frieden und Freiheit sind nach innen und 
außen gesichert. Im Verteidigungsbündnis der 
NATO, unserer Wertegemeinschaft westlicher Demo-
kratien, ist die Bundesrepublik Deutschland ein ver-
läßlicher und hochangesehener Partner. 

In Europa erstreben wir über den Binnenmarkt hin-
aus eine Wirtschafts-, Währungs- und Sicherheits-
union, eine politische Union der freien Staaten Euro-
pas, die zunächst zum gleichgewichtigen Gesprächs-
partner der Weltmächte und später zur friedenserhal-
tenden Mitte zwischen den Weltmächten werden 
kann. Unter der deutschen Präsidentschaft sind die 
Weichen für den Binnenmarkt gestellt worden. Alle 
unsere europäischen Partner haben die Führungskraft 
Helmut Kohls, des deutschen Bundeskanzlers, bei der 
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Verwirklichung dieser Aufgabe ausdrücklich aner-
kannt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Mit der Sowjetunion und den Staaten Ost-Mitteleu-
ropas stehen wir in einem aktiven, friedenssichernden 
Dialog. Die Reise von Bundeskanzler Kohl nach Mos-
kau hat den  deutsch-sowjetischen Beziehungen eine 
neue Qualität gegeben. Das ist von allen Seiten aner-
kannt worden, auch von der Opposition in diesem 
Haus. 

Bei allen Unterschieden, die uns von der Sowjet-
union trennen; eines haben unsere Völker gemein-
sam: Sie haben den Krieg im eigenen Land erlebt, und 
sie haben dabei schreckliche Verluste erlitten, 

(Beifall des Abg. Dr. Vogel [SPD]) 

die größten Verluste an Gefallenen und Vermißten 
überhaupt, die Völker in diesen beiden Weltkriegen 
zugefügt worden sind. Diese Erfahrung hat unsere 
Völker geprägt und, wie ich glaube, auch ihre politi-
sche Führung. Angesichts des Furchtbaren, das hinter 
uns liegt, und angesichts der Gefahren, die es abzu-
wehren gilt, sollten Deutsche und Russen und die an-
deren Völker der Sowjetunion in der Lage sein, ge-
meinsam Friedenspolitik zu machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Zweitens. Wir schaffen Frieden mit weniger Waf-
fen. Wir haben den INF-Vertrag zwischen den USA 
und der Sowjetunion unterstützt, obwohl er nicht alle 
unsere Wünsche erfüllt. Wir haben ihn unterstützt, 
weil wir hoffen, daß er nur ein erster Schritt eines 
Abrüstungsprozesses ist, der auch uns, das geteilte 
Land an der Militärgrenze, entlastet. 

Uns geht es vor allem um die Abrüstung auch der 
Kurzstreckensysteme auf vereinbarte niedrige Ober-
grenzen. Sie können den potentiellen Angreifer nicht 
abschrecken, weil sie nur das Land des potentiellen 
Opfers erreichen können. Als Teil eines nicht unter-
brochenen Abschreckungsverbundes, der Nordame-
rika und Europa zu einer strategischen Einheit macht, 
bleiben sie allerdings vorerst unentbehrlich. 

Vor allem geht es uns um die Beseitigung der mili-
tärischen Übermacht der Sowjetunion im Bereich der 
Panzerarmeen. Diese Übermacht begründet die Inva-
sionsfähigkeit uns gegenüber. Auch darüber haben 
wir in Moskau gesprochen. 

Wir hoffen, daß beide Bündnissysteme die gewon-
nene prinzipielle Übereinstimmung über die Notwen-
digkeit auch asymmet rischer Abrüstung in konkrete 
Vereinbarungen umsetzen können. Wir werden dazu 
auch in Zukunft — wie in der Vergangenheit — unse-
ren Beitrag leisten. 

Drittens. In der Deutschlandpolitik haben wir im 
Hinblick auf den Reiseverkehr große Fortschritte er-
zielt: Über 5 Millionen Reisen aus der DDR konnten 
wir im vergangenen Jahr zählen. 1,2 Millionen davon 
waren Reisende unterhalb des Rentenalters. Diese 
Entwicklung setzt sich fort. Wir haben die Grenze aus 
Stein und Stacheldraht durchlässiger gemacht. Die 
geteilte Nation verliert sich nicht aus den Augen. Wir 
bleiben im Kontakt. 

Dabei verzichten wir nicht darauf, das Unrecht der 
Teilung und die Verletzung der Menschenrechte in 
den anderen Teilen Deutschlands beim Namen zu 
nennen. Wir verzichten erst recht nicht darauf, für die 
Einheit Deutschlands einzutreten. Der Bundeskanzler 
hat das in nicht zu übertreffender Klarheit in seiner 
Eingangsrede in Moskau getan. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord-
neten der FDP) 

Der Widerspruch von Gorbatschow hat uns weder 
überrascht noch verunsichert. Denn, meine Damen 
und Herren, ich bin überzeugt davon: Die Zeit arbeitet 
für uns, wenn wir standhaft bleiben. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Sie arbeitet für uns, weil sie für die Freiheit arbeitet. 
Gorbatschow weiß, daß sich die Sowjetunion wandeln 
muß: zu mehr Freiheit hin, wenn auch nicht zu einer 
Freiheit in dem Ausmaße, wie wir sie kennen, daß sich 
die Sowjetunion wandeln muß zu mehr Freiheit hin, 
wenn sie wirtschaftlich nicht weiter verarmen, wenn 
sie ihren Menschen Hoffnung geben, wenn sie Welt-
macht bleiben will. Wenn sich aber die Sowjetunion 
zu mehr Freiheit hin wandelt, dann werden auch die 
Honeckers und Ceauçescus diesen Wandel nicht stop-
pen können, auch wenn sie jetzt sowjetische Zeit-
schriften in ihren Ländern verbieten. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Wenn sich aber die kommunistische Welt zu mehr 
Freiheit hin wandelt, dann wird sie auch uns Deut-
schen das Freiheitsrecht auf nationale Einheit nicht 
vorenthalten können. 

(Carstens [Emstek] [CDU/CSU]: Sehr 
wahr!) 

Deswegen, lieber Kollege Brandt und lieber Kollege 
Bahr, unterstützen wir nicht Ihre Vorstellungen von 
zwei Friedensverträgen mit zwei Deutschlands. Es 
gibt nur ein Deutschland, und es kann nur einen Frie-
densvertrag für Deutschland als Ganzes geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir wissen, meine Damen und Herren, daß wir un-
ser Ziel nicht in einem Schritt, sondern nur in einem 
Prozeß erreichen können, der die Interessen aller Be-
teiligten, auch die der Sowjetunion, berücksichtigt. 
Dafür gibt es Lösungen; wir arbeiten daran. 

Viertens: offene Herzen und Solidarität. Herr Vogel 
hat dieses Thema schon angeschnitten. Über 200 000 
Deutsche aus Polen, Rumänien und der Sowjetunion 
werden 1988 zu uns in die Bundesrepublik Deutsch-
land kommen. In Moskau hat der Bundeskanzler 
Deutsche empfangen, die in ihrer Heimat bleiben wol-
len, was wir begrüßen und was wir unterstützen. Er 
hat auch einige empfangen, die jetzt auf dem Wege zu 
uns sind. Von beiden waren wir sehr beeindruckt. 
Meine Damen und Herren, alle Bundesregierungen 
haben sich dafür seit langem eingesetzt. Wir nehmen 
die Deutschen, die zu uns kommen, herzlich auf und 
bieten ihnen bei uns eine beständige Heimat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord-
neten der FDP) 

Das verlangt von uns offene Herzen und Solidarität. 
Wir werben um diese Solidarität bei unseren Mitbür- 
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gern. Sie haben ähnliches und Größeres bei der Auf-
nahme von Millionen von deutschen Heimatvertrie-
benen am Ende des Krieges schon einmal geleistet. 

Meine Damen und Herren, ich muß leider ein Wort 
zu Herrn Lafontaine sagen, dem stellvertretenden 
SPD-Vorsitzenden und Ministerpräsidenten des Saar-
landes. Ich fürchte, er wird in dieser Hinsicht als ab-
schreckendes Beispiel in die Geschichte eingehen. 
Seine Einschätzung der Deutschen, die jetzt zu uns 
kommen, war herzlos. Sie übersieht die Tatsache, daß 
die Bundesrepublik Deutschland für die Deutschen 
eine ähnliche Funktion hat wie Israel für die Juden. 
Wie Israel die Heimat aller verfolgten und unterdrück-
ten Juden ist, so ist die Bundesrepublik Deutschland 
die Heimat aller verfolgten 

(Schily [GRÜNE]: Herr Dregger, was reden 
Sie denn da! Das ist ja grausam, was Sie da 

erzählen!) 

und unterdrückten Deutschen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sattheit und Wohlstand bei uns dürfen uns nicht ver-
führen, 

(Schily [GRÜNE]: Ein Glück, daß Sie nicht 
Bundestagspräsident geworden sind!) 

rücksichtslos gegenüber den Deutschen zu sein, die 
unter Not und nationaler Unterdrückung zu leiden 
hatten. Auf diese Deutschen können wir im übrigen 
stolz sein. Sie haben durch Jahrhunderte hindurch 
— bei den Siebenbürger Sachsen waren es über 
800 Jahre — ihre deutsche Sprache und Kultur be-
wahrt. Sie haben Einzigartiges für ihre Heimatgebiete 
und Gastländer geleistet. Sie waren in all diesen Jahr-
hunderten eine wertvolle Brücke zwischen diesen und 
uns. 

(Schily [GRÜNE]: Da können einem die 
Haare zu Berge stehen!) 

Herr Kollege Vogel, Sie haben die Äußerungen von 
Herrn Lafontaine korrigiert. Dafür bin ich Ihnen dank-
bar. Ich bin wie Sie der Meinung, daß Bund, Länder 
und Gemeinden mit den Bürgern diese Aufgabe zu 
erfüllen haben. Der Bund hat für den Wohnungsbau 
750 Millionen DM zur Verfügung gestellt, 

(Zurufe von der SPD: Zuwenig!) 

mit dem Bemerken, daß wir weitere Mittel zur Verfü-
gung stellen werden, wenn die Lage es erfordert. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Wann? — Jetzt 
schon!) 

Fünfte Erfolgstatsache: Europa hat wieder an Dyna-
mik gewonnen. Brüssel im Februar, Hannover im Juni 
1988 — unter deutscher Präsidentschaft, d. h. unter 
der Präsidentschaft von Helmut Kohl, ist der Durch-
bruch gelungen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

Die Europäische Gemeinschaft wird 1992 zum größ-
ten Binnenmarkt der Erde, mit 320 Millionen Einwoh-
nern, mit neuen Wachstums- und Beschäftigungs-
chancen, mit guten wirtschaftlichen und politischen 
Perspektiven. Wir müssen sie nutzen. Und das heißt 
auch hier wieder: Wir müssen handeln. 

Sechstens. Seit sechs Jahren, d. h. seit der Regie-
rungsübernahme von Helmut Kohl, haben wir wieder 
eine florierende Wirtschaft. 

(Carstens [Emstek] [CDU/CSU]: So ist es!) 

Das reale Wachstum erreichte im ersten Halbjahr 
1988 mit fast 4 % ein stolzes Ergebnis. Seit 1982 sum-
miert sich dieses Plus auf rund 12 % real. Und die 
Preise sind stabil. 

Die solide und erfolgreiche Wirtschafts- und Fi-
nanzpolitik kommt allen Bürgern zugute, den Arbeit-
nehmern ebenso wie den Unternehmern, den Rent-
nern ebenso wie den Sparern. Allein in den beiden 
Jahren 1986 und 1987 stieg das verfügbare Einkom-
men der p rivaten Haushalte um real 8,5 %. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Im ersten Halbjahr dieses Jahres hielt der Anstieg mit 
real 4 % an. 

Seit 1983 — auf dieses Thema sind Sie eingegan-
gen, Herr Vogel, Sie haben das aber nicht gesagt —, 
seit dem Tiefpunkt, sind weit über 850 000, fast 
900 000 zusätzliche Arbeitsplätze geschaffen worden, 
nicht neue — neue waren es viel mehr — sondern 
zusätzliche Arbeitsplätze, über die alte Zahl hinaus, 
davon ein großer Teil in Zukunftsindustrien. 

Die Kurzarbeit ist drastisch zurückgegangen, die 
Jugendarbeitslosigkeit erheblich gesunken. 

(Zuruf von der SPD: Nicht wahr!) 

Nahezu alle Jugendlichen finden wieder eine Lehr-
stelle. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Was ist mit 
denen, die in den letzten Jahren keine gefun-

den haben?) 

Die Zahl der Erwerbstätigen erreichte im September 
1988 mit über 26,4 Millionen einen neuen Höchst-
stand. Aller Voraussicht nach werden wir im nächsten 
Jahr die Arbeitsplatzverluste ausgeglichen haben, die 
Anfang der 80er Jahre unter der Regierungsverant-
wortung der SPD entstanden waren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das ist dann gewiß ein großer Erfolg, mit dem wir uns 
aber nicht zufriedengeben. Wir müssen die Zahl der 
Arbeitsplätze weiter vermehren, da die Nachfrage in 
den letzten Jahren erheblich gestiegen ist: mehr 
junge Menschen, mehr Frauen, mehr Ausländer und 
jetzt die Deutschen, die von ihrem verfassungsmäßi-
gen Recht auf Aufnahme in der Bundesrepublik 
Deutschland Gebrauch machen. Wir arbeiten daher 
mit Nachdruck daran, die Zahl der Arbeitsplätze über 
die von uns zusätzlich geschaffenen fast 900 000 hin-
aus zu vermehren. Das geht nicht wie in einer Plan-
wirtschaft mit staatlichen Maßnahmen. Und auch 
Planwirtschaften haben dabei ja keine Erfolge, son-
dern allenfalls Scheinerfolge. 

(Jungmann [SPD]: Was soll das?) 

Mehr Arbeitsplätze, das heißt mehr internationale 
Wettbewerbsfähigkeit. Das aber heißt mehr Qualifi-
zierung, mehr Ausbildung in Berufen, die nachge-
fragt werden, mehr Forschung und Entwicklung, 

(Zuruf von der SPD: Richtig!) 
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engere Zusammenarbeit von Universitäten und Wirt-
schaft, wie es z. B. in der neuen Universität in Ulm in 
vorbildlicher Weise geschieht. 

(Jungmann [SPD]: Da waren Sie gerade?) 

Ausbildung, Qualifizierung, Forschung und Entwick-
lung, das sind die guten Karten, die wir haben und die 
wir einsetzen müssen. 

Siebter Punkt: Solidarität mit unseren Bauern. Un-
sere Bauern haben unter der Überproduktion zu lei-
den, die alle fortschrittlichen Agrarnationen heim-
sucht. Die Bauern sind für uns nicht nur Agrarprodu-
zenten, sondern auch Landschaftspfleger und mittel-
ständischer Kern der ländlichen Räume. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Deshalb lassen wir sie nicht im Stich. 

Nicht von allen EG-Ländern unterstützt, teilweise 
im Gegenteil behindert, kämpfen wir für auskömmli-
che Preise durch Produktionsbegrenzung, durch An-
passung der Produktion an den Bedarf. Flächenstill-
legung, Produktionsaufgaberente, Extensivierung der 
Produktion, d. h. weniger Dünger, Quotenregelung 
bei der Milchproduktion, all das sind deutsche Ideen 
und Erfolge in der EG. Das Strukturgesetz in dessen 
Mitte die flächenmäßige Verteilung von über 1,1 Mil

-

liarden DM und die Einführung der Förderobergrenze 
gegenüber Agrarfabriken stehen, ist ein weiterer 
Schritt. 

Der Agraretat liegt heute 60 % über dem Stand vor 
der Regierungsübernahme. Er hat sich damit völlig 
anders entwickelt als die anderen Haushalte, deren 
Ausweitung zum Zwecke der Konsolidierung stark 
begrenzt wurde. 

Achtens. Familien haben bei uns wieder Zukunft. 
Mit einer Reihe von Maßnahmen — beispielsweise 
Erziehungsgeld und Erziehungsurlaub, steuerlicher 
Familienlastenausgleich und Baukindergeld — wird 
die wirtschaftliche Situation der Familien spürbar er-
leichtert. Nach dem jetzigen Stand betragen die fami-
lienpolitischen Entlastungen, für die sich vor allem 
die CDU und die CSU eingesetzt haben, im Zeitraum 
1985 bis 1990 rund 16,6 Milliarden DM jährlich. Lei-
stungen für Kinder sind die wichtigste und die beste 
Zukunftsinvestition. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wichtiger als alle materiellen Dinge, kostbarer als al-
les andere sind die Menschen. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Hört sich auch gut 
an! — Weiterer Zuruf von den GRÜNEN: 

Wirtschaftsinteressen!) 

Neuntens: für gesunde Umwelt. Während die SPD 
über Umweltschutz über ein Jahrzehnt vor allem re-
dete, haben CDU und CSU zusammen mit der FDP im 
Interesse unserer natürlichen Lebensgrundlagen ge-
handelt: Einführung des Katalysatorautos, 

(Zuruf von der SPD: Siehe Wald!) 

strenge Gesetze für die Luftreinhaltung, für Boden- 
und Gewässerschutz, Reaktorsicherheit — und nun 
als große Aufgabe: Schutz der Ozonschicht. 

Einige Ergebnisse unserer erfolgreichen Umwelt-
politik: jährlich 2 000 Tonnen weniger Bleiemissio-

nen, Verminderung des Schwefeldioxidausstoßes bis 
1995 auf ein Drittel des Standes von 1982, 15 000 Ton-
nen weniger Phosphor in Wasch- und Reinigungsmit-
teln in den beiden letzten Jahren. 

Viel bleibt zu tun, insbesondere an der europäi-
schen Front. Wir sind die Vorreiter des Umweltschut-
zes in Europa. 

(Kolbow [SPD]: Die Herrenreiter seit ihr!) 

Im Rahmen der EG werden wir weiterhin nichts unter-
lassen, was möglich ist, um unsere Partner für weitere 
Umweltinitiativen zu gewinnen, wenn möglich, auch 
unsere osteuropäischen Partner; denn der Wind weht, 
wohin er will. 

Was uns der Umweltschutz bedeutet, zeigt aber 
auch seine ressortmäßige Verselbständigung. Wie die 
CSU den ersten Landesminister für Umwelt — es war 
der heutige bayerische Ministerpräsident Max 
Streibl — stellte, so hat die Union auch den ersten 
Bundesminister für Umweltschutz gestellt; es ist der 
heutige hessische Ministerpräsident Walter Wall-
mann. 

Zehntens. Die Bundesrepublik Deutschland nimmt 
heute wieder einen Spitzenplatz unter den großen 
Industrienationen der Welt ein. Wir sind zur Zeit die 
Exportnation Nummer eins mit einer breiten Ange-
botspalette von Maschinen und Anlagen, Autos und 
Elektronik, Technik und Konsumgütern. Unsere au-
ßenwirtschaftliche Leistungsbilanz ist positiv. Für For-
schung und Entwicklung werden 1988 rund 60 Milli-
arden DM von Staat und Wirtschaft ausgegeben, ein 
Rekordergebnis für unsere Zukunftssicherung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Frau Unruh [GRÜNE]: Ein Rekordergebnis 

von Sozialhilfeempfängern!) 

Die wirtschaftlichen und finanziellen Rahmendaten 
für diese Erfolge unserer Bundesrepublik Deutsch-
land haben wir gesetzt, und zwar insbesondere durch 
die große Steuerreform, die wir in drei Stufen 1986, 
1988 und 1990 verwirklichen. Die Steuerreform ist ein 
großes, kühnes und sozial ausgewogenes Werk. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Wir entlasten vor allem die kleinen und mittleren 
Steuerzahler um netto über 40 Milliarden DM jähr-
lich. Dabei sind die geringfügigen Verbrauchsteu-
ererhöhungen abgezogen, die wir, wie angekündigt, 
beschlossen haben. 

Die Opposition hat diese Steuerentlastung, die vor 
allem den kleinen und mittleren Steuerzahlern zugute 
kommt, erbittert bekämpft. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Mit Recht!) 

Inzwischen hat sie ihre eigenen Pläne zurückgenom-
men. 

Alle Voraussagen der Opposition haben sich als 
falsch erwiesen, auch im Hinblick auf die Finanzen 
der Gemeinden, die ja angeblich vor dem Ruin stan-
den. Die Steuereinnahmen der Gemeinden sind trotz 
der Steuerentlastung nicht zurückgegangen. Sie ha-
ben sich in diesem Jahr weiter erhöht, im ersten Halb-
jahr 1988 um 8,9 %, bei der Gewerbesteuer sogar um 
mehr als 11 %. Das Haushaltsdefizit der Gemeinden 
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wird in diesem Jahre etwa 2 Milliarden DM betragen. 
1981 lag es ohne Steuerentlastung der Bürger bei 
10 Milliarden DM. Meine Damen und Herren, Sie ha-
ben sich auf allen Feldern so geirrt, daß Sie wirklich 
nachdenklicher werden sollten. 

Drei große Aufgaben stehen in den nächsten Mona-
ten vor uns: Am Freitag wollen wir die Gesundheits-
strukturreform verabschieden. Es geht um die Siche-
rung unseres freien Gesundheitswesens. Seit 1960 
sind die Ausgaben der gesetzlichen Krankenversiche-
rung von 9 Milliarden DM auf 125 Milliarden DM ge-
stiegen; sie haben sich vervierzehnfacht. Die Bela-
stungen mußten von den Beitragszahlern und der 
Wirtschaft je zur Hälfte getragen werden. Der Durch-
schnittsbeitrag zur Krankenkasse ist von 1970 bis 
heute von 74 DM auf 360 DM pro Monat gestiegen. 
Diese Kostenexplosion zu Lasten der Beitragszahler 
und der Wirtschaft muß gebremst werden, wenn wir 
unser freiheitliches und leistungsfähiges Gesund-
heitswesen erhalten wollen. Das wollen wir. Deshalb 
haben wir den Mut und die Kraft zur Reform. 

Unser Strukturgesetz verfolgt vier zentrale Ziele: 

Erstes Ziel: Die Leistungen der Solidargemeinschaft 
„Krankenversicherung" sollen überall dort, wo es 
geht, durch Festbeträge auf das medizinisch Notwen-
dige konzentriert werden. Das medizinisch Notwen-
dige soll zu 100 % erstattet werden. Wer anderes oder 
mehr will, muß das selbst finanzieren. 

Zweites Ziel: Durch den Abbau der vorhandenen 
Überversorgung wird der Spielraum für neue Aufga-
ben gewonnen. Es soll mehr für die Vorsorge und die 
Bekämpfung der großen Volkskrankheiten getan 
werden. Insbesondere soll denen geholfen werden, 
die zu Hause aufopferungsvolle Pflegearbeit leisten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

Hilfe zur Pflege der Angehörigen zu Hause: Das ist 
wichtiger, sozialer und notwendiger als die Erstattung 
jeder Ausgabe für Zwecke, die über das medizinisch 
Notwendige hinausgehen. 

Drittes Ziel: Die Beiträge sollen auf niedrigerem 
Niveau langfristig stabilisiert werden, damit die Bei-
tragszahler — Versicherte und Unternehmen — nicht 
überfordert werden, denn steigende Sozialbeiträge 
und zu hohe Steuern behindern die Schaffung neuer 
Arbeitsplätze. 

Viertes Ziel: Solidarität und Eigenverantwortung 
sollen stärker miteinander verbunden werden. Nach 
hundert Jahren punktueller gesetzgeberischer Ein-
griffe in die Krankenversicherung wird das neue 
Recht der Krankenversicherung jetzt im Fünften Buch 
des Sozialgesetzbuches zusammengefaßt. Es soll am 
1. Januar 1989 in Kraft treten. Meinen herzlichen 
Glückwunsch allen Kolleginnen und Kollegen, die 
sich dieser Aufgabe gewidmet haben, insbesondere 
Norbert Blüm, dem zuständigen Ressortminister. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Lachen bei der SPD und den GRÜNEN) 

Rentenreform für Sicherheit im Alter, 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Oh Gott!)  

das ist eine der großen und schwierigen Reformaufga-
ben, schwierig vor allem deshalb, weil das Verhältnis 
zwischen künftigen Beitragszahlern und künftigen 
Rentnern aufs schwerste gestört ist. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Reformieren Sie es 
doch!) 

Inzwischen hat der Bundesarbeitsminister den Re-
formentwurf vorgelegt. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Der nichts taugt!) 

Durch die von uns vorgesehenen Maßnahmen wird 
das gegenwärtige System ohne gravierende Mehrbe-
lastungen für Beitragszahler und Wirtschaft und ohne 
unzumutbare Eingriffe für die Rentner bis weit über 
die Jahrhundertwende hinaus gesichert. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Nehmen Sie die Be-
amten mit rein!) 

Das von uns reformierte System ist auch in der Lage, 
sich künftigen Veränderungen und Belastungen an-
zupassen. Der Staat wird in fairer Weise in die Mitver-
antwortung genommen. Seine Leistungen an die Ren-
tenversicherung sollen sich nicht mehr allein an dem 
Anstieg der Bruttoverdienste ausrichten, sondern zu-
sätzlich an der Veränderung des Beitragssatzes. 

Für uns Christliche Demokraten und Christlich-So-
ziale ist ein Reformschritt der wich tigste: Für nach 
1986 geborene Kinder soll ein zweites und drittes Kin-
dererziehungsjahr rentenbegründend und renten-
steigernd anerkannt werden. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: In 30 bis 40 Jah-
ren!) 

Alle Kindererziehungsjahre sollen künftig aus der 
Rentenversicherung finanziert werden. Meine Damen 
und Herren, nicht unsere heutigen Beiträge, sondern 
die künftigen Beiträge der künftigen Beitragszahler, 
also der heutigen Kinder, sichern unsere künftigen 
Renten. Wer Kinder zur Welt bringt und sie erzieht, 
leistet den entscheidenden Beitrag zur Rentenversi-
cherung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord-
neten der FPD — Frau Unruh [GRÜNE]: Wer 
bezahlt denn Ihre Pension? — Frau Fuchs 
[Köln] [SPD]: Das gilt nur für die, die einen 

Arbeitsplatz finden, Herr Kollege!) 

Deshalb ist es notwendig, die Kinderkosten neben den 
Beitragskosten als Grundlage der Rentenleistungen 
anzuerkennen. 

Wir haben das erste Kindererziehungsjahr durchge-
setzt, wir setzen jetzt das zweite und dritte durch. 
Unser Ziel ist es, Frauen, die Mütterarbeit leisten, den 
Frauen gleichzustellen, die Erwerbsarbeit leisten. Ich 
danke der FDP, daß sie diese unsere Anliegen aufge-
nommen hat. Wir suchen den Konsens auch mit der 
Opposition. 

(Zuruf von der SPD: Wird schwierig!) 

Es wäre schön, wenn wir uns in dieser wich tigen Zu-
kunftsfrage der deutschen Na tion in einer gemeinsa-
men Lösung finden könnten. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Sehr schwierig, 
Herr Kollege!) 



7432 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 108. Sitzung. Bonn, Dienstag, den 22. November 1988 

Dr. Dregger 

Zur Postreform: Wir sind stolz auf die Bundespost. 
Damit wir es bleiben können, müssen wir sie den Her-
ausforderungen der Zukunft anpassen. Die Bundes-
post ist das größte öffentliche Unternehmen Europas. 
Sie erbringt die unterschiedlichsten Leistungen, von 
der Briefbeförderung bis zur Informations- und Kom-
munikationstechnik. Wir wollen diese Bundespost in 
leistungsfähige staatliche Unternehmen mit eigenen 
Vorständen aufgliedern, damit sie fähig bleibt, kun-
dennah der Entwicklung entsprechend zu handeln. 
Wir wollen vor allem dafür sorgen, daß die Deutsche 
Bundespost und die deutsche Wirtschaft insgesamt in 
der rasanten Entwicklung der Informations- und 
Kommunikationstechnik nicht zurückfallen, sondern 
sich im internationalen Wettbewerb behaupten. 

Wir haben unsere Reform durch eine Regierungs-
kommission, in der auch die Opposition vertreten war, 
vorbereiten lassen, in der aller Sachverstand zur Spra-
che kam. Der Postminister hat seine Vorstellungen mit 
allen Beteiligten — das sind sehr viele — erörtert und 
abgestimmt. Das bedeutet nicht, daß wir diese Reform 
als einzige im allgemeinen Einvernehmen verab-
schieden können. Aber wir sind zum Handeln ver-
pflichtet, und wir werden handeln, auch in dieser drit-
ten großen Reformaufgabe, die in dieser Legislaturpe-
riode noch vor uns steht. 

Meine Damen und Herren, in meiner Erwiderung 
auf den Oppositionsführer habe ich zehn Erfolgstatsa-
chen unserer Bilanz und drei der Zukunftsaufgaben, 
die wir in dieser Legislaturpe riode noch lösen werden, 
vorgetragen. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Das werden wir in 
der nächsten Legislaturpe riode ändern!) 

Wer diese Bilanz unvoreingenommen prüft, wird sie 
unabhängig davon, wie er die eine oder andere poli-
tische Frage beurteilen mag, eindrucksvoll finden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Bundesrepublik Deutschland ist heute das eu-
ropäische Erfolgsland schlechthin. Unsere Partner in 
Europa und in der Welt sehen in uns in vielen Berei-
chen die Nummer eins. Diese Einschätzung kann un-
sere Mitbürger und auch uns mit Genugtuung erfül-
len. Wir wollen das in unseren Kräften Stehende tun 
und wollen alle, die bereit sind, daran mitzuwirken, 
beteiligen, damit es so bleibt. 

Im Namen der CDU/CSU-Fraktion bedanke ich 
mich bei den Kolleginnen und Kollegen von der FDP 
für die gute Zusammenarbeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Helmut Kohl, dem Bundeskanzler, und seinen Mini-
stern spreche ich Dank und Anerkennung für die her-
ausragenden Leistungen aus, die sie in den letzten 
sechs Jahren für das Wohl unseres Volkes erbracht 
haben. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, das Wort hat Herr Abgeordneter Kleinert 
(Marburg). 

Kleinert  (Marburg) (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Haushaltsdebatten im 
Bundestag als dem Ort der politischen Generalausein-
andersetzung folgen für gewöhnlich einem einge-
schliffenen Ritual: Die Regierung, ganz besonders 
diese Regierung, verkündet mit anmaßender Selbst-
gerechtigkeit diverse Erfolgsbilanzen. Wie mühsam 
und hohl das klingen kann, haben wir gerade eben 
gehört. Die Oppositionsparteien attackieren die Re-
gierung, legen die Finger in die Wunde der Wider-
sprüche und versichern, wenn sie nur das Sagen hät-
ten, dann würde alles besser, und zwar gleich. Dabei 
erscheint die politische Auseinandersetzung leicht re-
duziert auf die Frage des bloßen Austauschs von Par-
teien und Personen. Es tritt in den Hintergrund, was 
eigentlich ganz vorn stehen muß, nämlich die Frage, 
was Politik heute zu leisten hat und was Politik real 
leisten kann. 

In diesem Herbst ist die Versuchung besonders 
groß, beim Kratzen an der Oberfläche des politischen 
Personalkarussells stehenzubleiben; denn die ganzen 
vermeintlichen Erfolgsbilanzen, die wir gerade gehört 
haben, sollen ja nur vergessen machen, wie sehr es 
mittlerweile bröckelt und wie sehr es bröselt im Fun-
dament der Regierungsmacht des Herrn Kohl. Was vor 
gut einem Jahr in Schleswig-Holstein mit jener Zer-
störung der politischen Kultur dort seinen Anfang ge-
nommen hat, hat sich fortgesetzt durch den Lauf der 
Roulettekugel in den Spielbanksälen von Niedersach-
sen bis Rheinland-Pfalz. Die ganzen Bekundungen 
nach Schleswig-Holstein, nun sollte alles anders wer-
den — was ist denn daraus geworden? Allein das Bei-
spiel Niedersachsen zeigt, wie sehr der Verfall der 
politischen Kultur mittlerweile weitergegangen ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Und die GRÜNEN 
in Nordrhein-Westfalen?) 

Doch nicht die Skandale und Skandälchen der Bon-
ner Regierungsparteien und ihrer Statthalter in den 
Ländern sollen im Vordergrund dieses Beitrags ste-
hen; im Vordergrund stehen soll die Auseinanderset-
zung mit den wesentlichen politischen Themen, um 
die es heute geht. Keine Seite des Bundestags wird es 
heute mehr wagen, die grundsätzliche Bedeutung des 
ökologischen Themas in Zweifel zu ziehen. An Be-
kundungen ökologischer Nachdenklichkeit in Sonn-
tagsreden und in Seminarvorträgen besteht mittler-
weile kein Nachholbedarf mehr. In diesem einen 
Punkt hat sich seit dem Einzug der GRÜNEN in den 
Bundestag wahrlich etwas geändert: Es wird ungleich 
mehr als damals über Ökologie und Umweltpolitik 
geredet. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Aber nur geredet!) 

Die Probleme sind zum großen Teil inzwischen wohl-
bekannt. Viele — auch hier — sind in Sachen Um-
weltrhetorik mittlerweile durchaus geübt. 

Doch eines hat sich kaum geändert, meine Damen 
und Herren: die politische Praxis. Sie hat sich kaum 
geändert. Alle spektakulären Fototermine des Um-
weltministers, alle Hubschrauberflüge und alle 
Strandinspektionen des Herrn Töpfer an den immer 
neuen Brennpunkten der ökologischen K rise, all seine 
versammelte Nachdenklichkeit in umweltpolitischen 
Sonntagsreden können über eines nicht hinwegtäu- 
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schen: über die dürftige Praxis regierungsamtlicher 
Umweltpolitik. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Gewiß, es gibt da und dort Detailverbesserungen. 
Das soll gar nicht bestritten werden. Aber die Wald-
schäden nehmen zu, die Müllberge nehmen noch 
stärker zu, die Stickoxide nehmen weiter zu, das 
Trinkwasser ist gefährdet, die Nordsee stirbt, und die 
Klimakatastrophe wird immer wahrscheinlicher. 

Erst in diesen Tagen haben wir die deprimierende 
Bilanz der jüngsten Waldschadenserhebung hören 
müssen. Obwohl die Witterungsbedingungen in die-
sem Jahr ungewöhnlich günstig waren, sind die Wald-
schäden schlimmer geworden. Trotz anderslautender 
Vorhersagen der Regierung hat der Ausstoß von 
Stickoxiden weiter zugenommen. Hauptverursacher 
für diesen Anstieg ist der wachsende Lkw-Verkehr. 
Was tut nun die Bundesregierung dagegen? Die Bun-
desregierung tut gar nichts. 

(Zuruf von der FDP: Stimmt doch gar nicht! 
— Zuruf von der CDU/CSU: Starker Satz!) 

— Nichts, nichts tun Sie. — Was hat die Regierung 
unternommen, als die Nordseekatastrophe durch das 
Robbensterben tagtäglich in alle Wohnzimmer flim-
merte? Was hat sie unternommen? Herr Töpfer hat im 
Sommer von 20 Milliarden DM gesprochen, die zur 
Sanierung der Nordsee gebraucht würden, 20 Milliar-
den DM! In diesem Bundeshaushalt finden sich ganze 
7 Millionen DM. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist falsch!) 

Das sind 0,03 %. Mit diesen 7 Millionen DM soll, wie 
es heißt, zur Reinhaltung der Nordsee ein Demonstra-
tionsvorhaben zur kostengünstigen Ölentsorgung in 
den bundesdeutschen Seehäfen gefördert werden. 
Das ist alles, was Sie uns zu bieten haben, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist falsch!) 

alles an Konsequenz aus dem, was wir alle mit der 
Nordseekatastrophe mitbekommen haben, was die 
Öffentlichkeit mitbekommen hat, als Herr Töpfer mit 
Hubschrauberflügen und spektakulären Strandin-
spektionen großes Ballyhoo veranstaltet hat. Das ist 
alles, was in diesem Bundeshaushalt als Konsequenz 
übrigbleibt. 

Was wird getan, um die wachsenden Müllberge zu 
beseitigen? Ich will Ihnen sagen, was getan wird: Das 
Problem wird ins Ausland verschoben. Der Müll wird 
in die Dritte Welt oder in Ostblockländer exportiert. 
Müllimperialismus könnte man das nennen, was das 
Konzept dieser Bundesregierung ist. Die Devise lau-
tet: möglichst weg damit, möglichst kein Aufhebens, 
möglichst weg mit dem Dreck, aber nicht heran an die 
Quellen, nicht heran an die Hauptverursacher des 
demnächst drohenden Müllnotstands. Denn dann 
müßten Sie ja den Konflikt mit der chemischen Indu-
strie und mit anderen mächtigen Freunden dieser Re-
gierung suchen, und so weit reicht die ökologische 
Nachdenklichkeit des Herrn Töpfer nicht. 

Politisch überlebt diese Regierung längst nicht 
mehr deshalb, weil ökologische Risiken und ökologi-
sche Gefahren in der Gesellschaft noch nicht bekannt  

genug wären; Sie leben mittlerweile eher vom politi-
schen Gegenteil, Sie leben davon, daß die Menschen 
am Übermaß der Nachrichten und Berichte über öko-
logische Probleme fast zu ersticken drohen und daß 
jeder und jede in diesem Land mittlerweile weiß oder 
doch sehr genau spürt, daß der großen öffentlichen 
Konjunktur umweltpolitischer Themen kaum jemals 
wirkliche politische Konsequenzen folgen, meine Da-
men und Herren. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Die Folge davon ist ein wachsendes Gefühl von Ohn-
macht und Überforderung, und Sie wundern sich 
dann hinterher, daß demnächst niemand mehr von der 
Bonner Politik wirkliche Lösungen erwartet. 

Es gibt eben nicht nur eine Krise der Umwelt, son-
dern auch eine Krise der Umweltpolitik. Wirksame 
Veränderungen sind bis heute in keinem der wesent-
lichen Bereiche von Umweltpolitik erreicht worden, in 
der Energiepolitik nicht, in der Luftreinhaltung nicht, 
nicht im Gewässerschutz und nicht im Trinkwasser-
schutz, nicht bei der Chemisierung und nicht bei der 
Vergiftung, nicht beim Müll und beim Landschafts-
verbrauch und auch nicht beim Natur- und Arten-
schutz. 

Der Sozialwissenschaftler Ulrich Beck hat 1986 den 
Zustand der Umweltpolitik mit dem Beg riff „politi-
sches Vakuum" gekennzeichnet. Er schreibt in sei-
nem Buch „Risikogesellschaft" dazu weiter — ich zi-
tiere: 

Die Gefährdungen wachsen, aber sie werden po-
litisch nicht umgemünzt in präventive Risikobe-
wältigungspolitik. Mehr noch, es ist unklar, wel-
che Art von Politik und politischen Institutionen 
dazu überhaupt in der Lage ist. Zugleich entsteht 
mit dieser Kluft ein Vakuum an politischer Kom-
petenz und Institutionalität, ja sogar an Vorstel-
lungen darüber. Die Offenheit der Frage, wie die 
Gefährdungen politisch zu handhaben sind, steht 
in krassem Mißverhältnis zu dem wachsenden 
Handlungs- und Politikbedarf in der Gesell-
schaft. 

Diese Feststellungen treffen auch zwei Jahre nach 
Erscheinen dieses Buches haargenau auf die Realität 
des Jahres 1988 und den Zustand der Umweltpolitik 
zu. Die Frage, ob irgend jemand in dieser Regierung 
umweltpolitisch guten Willen hat oder nicht, ist des-
halb auch gar nicht so interessant. Vorzuwerfen ist 
dieser Regierung etwas ganz anderes. Vorzuwerfen 
ist dieser Regierung in erster Linie, daß in ihrer Politik 
nicht einmal eine Ahnung davon deutlich wird, wel-
che grundsätzlich neuen Probleme mit der ökologi-
schen Frage heute anstehen und welche grundsätz-
lich neuen Probleme damit aufgeworfen sind. 

Worum es dabei geht, hat kein anderer als der CDU- 
Kollege Biedenkopf unlängst vorsichtig, aber in der 
Grundtendenz erstaunlich zutreffend dargestellt. 
Deshalb möchte ich an dieser Stelle aus einem Referat 
des Kollegen Biedenkopf zitieren, das er vor der Kon-
ferenz des Instituts für Ökologie und Unternehmens-
führung e.V. in Bonn im September gehalten hat. Herr 
Biedenkopf sagte: 
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Ich halte dafür, daß die Beibehaltung einer Wirt-
schaftspolitik, die auf quantitatives Wachstum 
festgelegt ist und sich deshalb für berechtigt hält, 
quantitatives Wachstum auch mit staatlichen Mit-
teln zu fördern, mit dem anderen an Bedeutung 
gewinnenden Ziel unvereinbar ist, die Wirt-
schafts- und Gesellschaftspolitik ökologisch ver-
träglich zu gestalten und den Konsequenzen be-
grenzter Ressourcen für die Gesellschaft Rech-
nung zu tragen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Ich zitiere weiter — Originalton Biedenkopf — : 

Wir werden deshalb — davon bin ich überzeugt 
— unser bisheriges Wachstumsziel überprüfen 
müssen. 

(Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, das ist die vorsichtige 
Wortwahl eines Mitglieds der CDU/CSU-Bundestags-
fraktion, der trotz seiner Außenseiterrolle in seiner 
Partei sicher Rücksichten nehmen muß, die ich hier 
nicht nehmen muß. Ich erlaube mir deshalb, den glei-
chen Sachverhalt etwas drastischer auszudrücken. Et-
was drastischer ausgedrückt heißt das: Man kann 
nicht Umweltpolitik machen, ohne an die heiligen 
Kühe der Wirtschafts- und Finanzpolitik heranzuge-
hen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Man kann nicht über ökologische Wenden philoso-
phieren und gleichzeitig über Wachstumsraten daher

-schwadronieren, als hätte man von ökologischen Fol-
gekosten noch nie etwas gehört. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Das ist das eigentliche Dilemma der Umweltpolitik 
dieser Regierung. Eine Umweltpolitik, die vor den 
wirtschaftlichen Grundstrukturen Halt macht, wird 
den Wettlauf zwischen den kleinen Fortschritten ei-
nerseits und den großen neuen Problemen anderer-
seits niemals gewinnen können. Solange die industri-
ellen Hauptverursacher der Umweltprobleme mit 
Samthandschuhen angefaßt werden, solange nicht 
endlich wirksame Instrumente eingesetzt werden, um 
Investitionen aus umweltgefährdenden in umwelt-
freundliche Produktionszweige umzulenken, solange 
die Möglichkeiten nicht genutzt werden, über eine 
ökologisch ausgestaltete Steuerreform auf die wirt-
schaftliche Entwicklung Einfluß zu nehmen, so lange 
wird jede Umweltpolitik den Problemen bloß hinter-
herlaufen. 

Mit viel Aufwand und noch mehr Peinlichkeiten hat 
die knappe Mehrheit dieser Koalition vor der Som-
merpause eine Steuerreform durchgedrückt, die 
nichts bewirken wird außer einer weiteren Umvertei-
lung von unten nach oben. Wenn auch nur ein Teil der 
Energien, die dabei verbraucht worden sind, zur öko-
logischen Umgestaltung des Steuersystems eingesetzt 
worden wäre, dann wenigstens hätten die Umwelt 
und die Mehrheit der Menschen etwas davon gehabt, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Dr. Vogel [SPD]: 
Richtig!) 

In Ihrer Politik triumphieren jenseits aller schönen 
Sonntagsreden immer die alten Prioritäten. Die alten 
ökonomischen Muster wie Wachstum, Rentabilität 
und Weltmarktkonkurrenz t riumphieren über ökolo-
gische Teilwahrheiten. Die fundamentale Einsicht, 
daß die Dynamik der Industriegesellschaften immer 
stärker auch eine Dynamik ökologischer Zerstörung 
ist, hat die Bonner Koalition nicht erreicht. 

(V o r sitz : Vizepräsident Cronenberg) 

Sie glauben noch immer, mit einem eigenen Ministe-
rium, das ein paar Gesetze und ein paar schärfere 
Grenzwerte durchsetzen kann, sei die Sache erledigt, 
und ansonsten könne man alles beim alten lassen. 
Das, meine Damen und Herren, wird schiefgehen! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Umweltpolitik muß aus dem Getto isolierter Res-
sortverwaltung ausbrechen, und Umweltpolitik muß 
endlich zu einer ökologischen Wirtschafts-, Finanz- 
und Strukturpolitik werden. In dem Dreieck von öko-
logischer Verträglichkeit, sozialer Gerechtigkeit und 
Finanzierbarkeit muß eine Wirtschaftspolitik nach 
neuen Prioritäten so angelegt sein, daß vorrangiges 
Kriterium die Umweltverträglichkeit ist. 

Die Entwicklung und die Umsetzung einer solchen 
Ökonomie, die die ökologische Verträglichkeit in den 
Mittelpunkt rückt, die Entwicklung sanfter Technolo-
gien und die dazu nötigen Veränderungen in den Pro-
duktionsstrukturen, aber auch bei den Verbrauchern, 
das sind die großen politischen Aufgaben des ökolo-
gischen Umbaus, um die es heute geht. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der Abg. Frau 
Conrad [SPD]) 

Wenn man Ihre Politik an solchen Zielen mißt, dann 
wird man nicht einmal kümmerlichste Ansätze finden. 
Im Gegenteil: Bedenkenlos sollen mit der Gentechno-
logie neue, nicht mehr rückholbare Risiken erzeugt 
werden. Sie wollen, daß die großindustrielle Verwer-
tung dieser hochgefährlichen Technologie demnächst 
beginnen kann. 

Wenn man sich das alles ansieht, was auf diesem 
Gebiet läuft, dann kommt man an der Vorstellung 
nicht vorbei: Bonner Regierungspolitik hat bis heute 
aus allen gelehrten Debatten um die Fragwürdigkeit 
eines überholten wirtschaftlichen und wissenschaft-
lich-technischen Fortschrittbegriffs nichts, aber auch 
gar nichts gelernt. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Während die Diskussion um sinnvolle Instrumente 
der Technikfolgenabschätzung in Bonn seit Jahren 
vor sich hindümpelt, ist sie mittlerweile längst von 
einer Realität überholt, die eine Vielzahl neuer Gefah-
renquellen hervorgebracht hat. Es geht dabei wirklich 
nicht um Pessimismus und dumpfe Zukunftsängste; 
aber allein die Bedenkenlosigkeit, mit der vor 20 und 
vor 30 Jahren alle maßgeblichen Kräfte den Weg in 
die sogenannte f riedliche Nutzung der Atomenergie 
beschritten haben, sollte heute wenigstens nach 
Tschernobyl Anlaß genug zu größerer Vorsicht sein. 

Aber auch das hat offenbar nicht zu tieferen Ein-
sichten geführt. Man muß das Gefühl haben, Tscher-
nobyl ist in diesem Hause längst wieder vergessen; 
denn auch heute soll regierungsamtlich all das wieder 
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für vernünftig und für richtig erklärt werden, was Wis-
senschaftler als Fortschritt anpreisen und was neue 
profitable Kapitalanlagen verspricht. Dafür ist die 
Gentechnologie nur ein Beispiel. 

Meine Damen und Herren, sehr kurz sind die Beine 
regierungsamtlicher Politik auch da, wo es um die 
Zukunft des Beschäftigungssystems und der Sozialsy-
steme geht. Ja, es ist noch schlimmer: Die Umvertei-
lungswirkungen Ihrer Politik gerade in diesen Berei-
chen gehören zu den schrecklichsten Konsequenzen 
der Politik, über die wir heute reden. 

Sicher, Herr Vogel, einmal mehr ist beschäftigungs-
politische Tatenlosigkeit dieser Regierung zu bekla-
gen, wenn es um den Haushaltsentwurf und wenn es 
um die Frage geht, was denn nun eigentlich den mehr 
als 2 Millionen Arbeitslosen angeboten werden soll. 
Diese Tatenlosigkeit ist eine kalkulierte Tatenlosig-
keit. Natürlich bleibt es ein sozialpolitischer Skandal, 
wenn auch in diesem Haushalt keine Initiativen zu 
ökologisch und sozial sinnvollen Investitionen zu fin-
den sind. 

Aber wer hier mit Recht das Thema Massenarbeits-
losigkeit anspricht, darf nicht nur die absichtsvolle 
Enthaltsamkeit der Bundesregierung in diesen Fra-
gen anprangern. Wir müssen uns mit den Fragen der 
Arbeitslosigkeit, mit der ganzen Zukunft des Be-
schäftigungssystems und mit der Problematik der Um-
gestaltung sozialer Sicherungssysteme noch auf 
grundsätzlichere Weise beschäftigen, als es vorhin 
anklang. 

Eines kann als gesichert angesehen werden: Mit 
der angebotsorientierten Wirtschaftspolitik der Regie-
rung wird sich am Zustand der Massenarbeitslosigkeit 
bis zum Jahre 2000 gar nichts ändern. Selbst wenn Sie 
ein Wachstum von 2,5 % unterstellen, gäbe es im 
Jahre 2000 ungefähr so viele Arbeitsplätze wie heute, 
wenn sich sonst nichts ändert. Das bedeutet, daß auch 
im Jahre 2000 die Zahl der arbeitslosen Menschen 
mindestens so hoch wäre wie heute. Unter diesen Vor-
aussetzungen will Norbert Blüm das Rentenalter ab 
1995 sogar wieder heraufsetzen, was diese Probleme 
nur verschärfen würde. Wenn das Wachstum niedri-
ger sein sollte, wären die Probleme noch dramati-
scher, und wenn die Möglichkeiten des Zugangs von 
Frauen zum Erwerbsleben tatsächlich verbessert wer-
den sollen, dann wird das das Problem aufwerfen, daß 
weitere Millionen von Erwerbsarbeitsplätzen angebo-
ten werden müssen. 

Für all diese langfristigen Zukunftsprobleme hat 
diese Regierung nicht nur keine Antworten, all das ist 
für diese Regierung gar kein Grund zur Besorgnis; das 
wissen wir aus vielen Zeugnissen. Die konservativen 
Politikstrategen verstehen solche Zukunftsaussichten 
überwiegend sogar als Chance, jene sozialstaatlichen 
Hindernisse zu beseitigen, die der vollen Durchset-
zung ihrer Art von Flexibilisierung heute noch entge-
genstehen. 

Wenn man aber nach Lösungen sucht, dann kommt 
man zunächst an einer grundsätzlichen Feststellung 
nicht vorbei: Die gerechte Verteilung der Arbeit und 
die Frage der Arbeitszeitverkürzung sind die ent-
scheidenden politischen Hebel in dieser Frage. Wer 
radikale Arbeitszeitverkürzungen will, muß dabei  

auch das Verhältnis von Erwerbsarbeit und Nichter-
werbsarbeit politisch neu bestimmen. Deswegen wol-
len wir GRÜNE den Arbeitsbegriff ausweiten. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir wollen, daß Tätigkeiten wie Hausarbeit, wie Kin-
dererziehung, wie Kümmern um Pflegebedürftige in 
der Gesellschaft als Arbeit anerkannt werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Diese Anerkennung ist nötig, und sie ist die Voraus-
setzung, wenn der Anspruch auf individuelle Entfal-
tungsmöglichkeiten unterschiedlicher Arbeits- und 
Lebensbedürfnisse in der Gesellschaft möglich wer-
den soll. Das ist das eine. 

Wer politisch wirksam Massenerwerbslosigkeit be-
kämpfen will, der muß für radikale Arbeitszeitverkür-
zungen eintreten. Dazu gibt es keine Alternative. Daß 
dabei differenzierte Lohnausgleichsmodelle notwen-
dig sind, haben die GRÜNEN in ihrem Sindelfinger 
Wirtschaftsprogramm schon 1983 vorgeschlagen. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Sehr weitsichtig!) 

Da braucht uns niemand etwas Neues beizubringen. 

Frauen und Männern muß der gleichberechtigte 
Zugang zur Erwerbsarbeit ermöglicht werden. Des-
wegen braucht es auch unterschiedliche Formen von 
Teilzeitarbeit; das ist nicht das Problem. Das Problem 
ist die Frage der sozialen Absicherung dieser unter-
schiedlichen Formen von Teilzeitarbeit, und dafür tre-
ten wir ein. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Die Politik muß den Frauen den Weg zeigen, auf dem 
dieser Zugang auch tatsächlich erleichtert werden 
kann. Man darf nicht nur davon reden. Es muß auch 
endlich wirksam politisch etwas umgesetzt werden. 
Die GRÜNEN haben dazu in ihrem Antidiskriminie-
rungsgesetz schon vor zwei Jahren entsprechende 
Vorschläge unterbreitet. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Das Problem ist auch nicht die Frage der flexibleren 
Ausgestaltung von Arbeitszeitregelungen. Wir wol-
len, daß das Recht, flexiblere Arbeitszeiten zu haben, 
von dem Menschen und seinen Bedürfnissen ausgeht. 
In diesem Sinne sind wir nicht gegen Flexibilisierung 
von Arbeitszeitregelungen. Das Problem liegt ganz 
woanders. Das Problem liegt bei einer Flexibilisie-
rungsstrategie, die sich lediglich für mehr Wochen-
endarbeit und für verlängerte Maschinenlaufzeiten 
stark macht. Eine solche Flexibilisierungsstrategie 
wird nicht mehr Freiheit für den einzelnen hervorbrin-
gen, sie wird am Ende eher das Gegenteil von mehr 
Freiheit für den einzelnen hervorbringen, denn sie 
wird den einzelnen in größerem Maße als heute den 
Unternehmenszwecken und den Bedürfnissen der 
Maschinerie unterordnen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Deshalb sind auch nicht die Überlegungen zur Ar-
beitszeitverkürzung und manche seiner unbequemen 
Wahrheiten an die Adresse der Gewerkschaften für 
mich das Problem, das man mit den jüngsten Überle-
gungen von Oskar Lafontaine haben muß. Ich kann 
nichts Schlimmes daran finden, wenn jemand poli- 
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tisch den Anspruch stellt, die soziale Ausgestaltung 
des Modernisierungsprozesses zu betreiben, so wie 
Lafontaine den Anspruch stellt. Daran kann nichts 
Schlimmes sein. Denn, um das Wort eines berühmten 
Gelehrten dieser Republik aufzugreifen, der gemein-
hin zur Linken gerechnet wird: Es kann ja wohl nichts 
Unanständiges sein, über die Reform des Kapitalismus 
nachzudenken. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wenn nun freilich unter dieser schönen Überschrift 
am Ende nur die praktische Umsetzung dessen ver-
standen wird, was auch ohne den Versuch steuernden 
Eingriffs in die wirtschaftliche Entwicklung sozial so-
wieso stattfinden würde, dann muß sich Oskar Lafon-
taine am Ende schon fragen lassen, worin sich sein 
Modernisierungskonzept sozialpolitisch — nicht öko-
logisch — von dem unterscheidet, was wir von Späth 
und von anderen bereits seit längerem angeboten be-
kommen, und das muß im Zentrum einer solchen Dis-
kussion stehen. 

Meine Damen und Herren, wer sich mit der Sozial-
politik dieser Regierung beschäftigt, wird um zwei 
Glanzstückchen des Reformeifers im Kabinett des 
Dr. Kohl nicht herumkommen, d. h. um die zwei Vor-
haben, die in diesen Tagen besondere Bedeutung be-
anspruchen, nämlich die sogenannte Gesundheitsre-
form und die künftige Rentenfinanzierung. 

Was in diesen Tagen die Koalitionsmehrheit mit al-
ler Gewalt in Marathonsitzungen zur Neuregelung 
der Gesundheitspolitik hier über die Bühne bringen 
will, hat mit Reform wenig, aber verdammt wenig zu 
tun. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Denn statt den Zusammenhang von Rekordgewinnen 
in der Pharmaindustrie mit Suchtgefahren in der Ge-
sellschaft aufzugreifen, statt die Fragwürdigkeit be-
stimmter Entwicklungen der Apparatemedizin zu the-
matisieren, statt über ärztliche Gebührenordnungen 
nachzudenken und der Frage des Krankheitsbegriffs 
in einer verdreckten und vergifteten Umwelt nachzu-
gehen, statt all dies zu tun, was nötig wäre, reduziert 
sich das, was großspurig unter der Überschrift „Struk-
turreform des Gesundheitswesens" daherkommt, auf 
eine Strafaktion für Kranke und auf die schleichende 
Einführung einer Zweiklassenmedizin. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Auch die bisher bekanntgewordenen Vorschläge 
zur Rentenreform beweisen, daß hier bestenfalls der 
Weg der Flickschusterei vorgeschlagen wird. Statt an-
gesichts der veränderten Alterspyramide und der Pro-
bleme wachsender Altersarmut den Weg einer grund-
legenden Neuordnung anzupeilen, schlagen Sie 
Flickwerk vor. Mir ist allerdings schleierhaft, wieso 
die Sozialdemokraten dabei diesen Weg mitgehen 
wollen. 

Statt in die Richtung einer steuerfinanzierten ein-
heitlichen Grundsicherung zu denken, auf der auf-
bauend dann eine durch Pflichtbeiträge finanzierte 
Zusatzrente gezahlt wird, statt in diese Richtung einer 
grundlegenden Neuordnung zu denken, soll weiter 
herumlaviert werden mit demnächst fast unbezahlba-
ren Beitragssätzen und ohne Aussicht, Altersarmut  

jemals wirksam verhindern zu können. Meine Damen 
und Herren, Sie werden damit Probleme nicht lösen, 
sondern nur weiter verlängern. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Was sich in der Umwelt- und Sozialpolitik als Politik 
der kurzen Beine herausstellt, hat sich in einer wirt-
schaftspolitischen Kernfrage der letzten Wochen noch 
viel drastischer als Kapitulationserklärung der Politik 
vor den Interessen der mächtigen Konzerne herausge-
stellt. Ich meine damit das Verhalten der Bundesre-
gierung zur geplanten Großfusion von Daimler-Benz 
und MBB. 

Ausgerechnet im fünfzigsten Jahr seit Hitlers Über-
fall auf Polen entsteht in der Bundesrepublik wieder 
eine gigantische Waffenschmiede. Es entsteht ein Rü-
stungskonzern, der dem vielbemühten freien Wettbe-
werb schon deshalb entzogen ist, weil nach dem heu-
tigen Stand ca. 60 % der Beschaffungstitel aus dem 
Rüstungshaushalt an diesen Superkonzern gehen 
würden. 

Und was macht die Bundesregierung? Die Bundes-
regierung liefert noch das Geld dazu und die ideolo-
gische Rechtfertigung obendrauf. Die ganzen Herr-
schaften, die sich sonst als Gralshüter der Marktwirt-
schaft aufspielen, haben sich hier zu bloßen Handlan-
gern der Interessen der großen Konzerne degradieren 
lassen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Herr Lambsdorff hatte sich dabei noch eine ganz 
originelle politische Begleitmelodie ausgedacht. Er 
hat zunächst die Backen ganz gehörig aufgeblasen 
und sich als oberster Kritiker der geplanten Großfu-
sion aufgespielt, am Ende aber die Rolle eines politi-
schen Knallfrosches übernommen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Nach einer Woche des schlagzeilenträchtigen Bally-
hoos war er nämlich mit seinen Bedenken bereits wie-
der am Ende. Es ist schon grotesk, wenn man diesen 
Vorgang mit dem ansonsten so verbreiteten Ge-
schwätz vom freien Spiel der Kräfte vergleicht und ihn 
dazu in Beziehung setzt. 

Als die Frage von Markteinführungshilfen für alter-
native Energieerzeuger anstand, bekam die Regie-
rung ordnungspolitische Bedenken und warnte vor 
drohender Wettbewerbsverzerrung. 

(Lachen bei den GRÜNEN) 

Ich zitiere aus einer Vorlage des Finanzministeri-
ums: 

Die Bundesregierung hält zusätzliche Förde-
rungsmaßnahmen für den falschen Weg. 

Also, wenn es um die Förderung neuer umwelt-
freundlicher Energiearten geht, scheitert diese Förde-
rung an ordnungspolitischen Bedenken. Dann ist von 
Wettbewerbsverzerrungen die Rede. Wenn aber ein 
solcher Superkonzern entsteht, dann sind diese Be-
denken der Gralshüter der Marktwirtschaft wie weg-
geblasen. Das ist die politische Realität in der Bundes-
republik heute. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Frau Garbe 
[GRÜNE]: Wie ein Chamäleon!) 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 108. Sitzung. Bonn, Dienstag, den 22. November 1988 	7437 

Kleinert (Marburg) 

Die großen Fragen des ökologischen Umbaus und 
der sozialen Zukunftsentwürfe bleiben in der Politik 
dieser Regierung weitgehend ausgespart. Während 
allüberall über Zukunft und Zukunftssicherung nach-
gedacht wird, regiert in Bonn eine Politik des politi-
schen Werbefeldzuges. Von der gesellschaftlichen 
Wirklichkeit längst überholt, wird ein Weiterwursteln 
in lange ausgetretenen Politikpfaden praktiziert. Ge-
legentlich fällt dann einmal auf, wie weit die Bonner 
Realitätsverdrängung schon weg ist von der gesell-
schaftlichen Wirklichkeit. Jüngstes Beispiel war im 
Sommer die peinliche Veranstaltung zum Flugbenzin. 
Dann wird hektisch nach Beruhigungspillen für eine 
aufgebrachte Öffentlichkeit gesucht, aber nur, damit 
es dann hinterher erst recht so weitergehen kann wie 
zuvor. 

Ulrich Beck, den ich vorhin schon einmal zitiert 
habe, hat diesen wachsenden Abstand der offi-
ziellen Politik zur Gesellschaft so zugespitzt — ich 
zitiere — : 

Die gesellschaftlichen Institutionen werden zu 
Konservatoren einer sozialen Wirklichkeit, die es 
immer weniger gibt. Frei nach Brecht könnte man 
sagen: Wir geraten immer mehr in eine Situation, 
in der die Regierungen sich gezwungen sehen 
können, das Volk abzuwählen, und die Verbände 
vielleicht nicht umhinkönnen, ihre Mitglieder zu 
entlassen. 

Die bestehenden Institutionen sind nicht einmal 
mehr im Ansatz in der Lage, auf die heutigen Pro-
bleme angemessen zu reagieren. Das ist der Hinter-
grund dafür, daß es in der Gesellschaft einen tief sit-
zenden Bruch gegenüber den Institutionen und ge-
genüber der offiziellen Politik heute gibt und daß sich 
diese Tendenzen verstärken. Das hat nicht nur posi-
tive Aspekte, sondern bringt auch die Schwierigkeit 
mit sich, daß aktiver Veränderungswille heute Pro-
bleme hat, einen gesellschaftlichen Ort zu finden, weil 
man zunehmend weniger glaubt, daß die große Politik 
überhaupt noch etwas bewegen kann außer ihrer 
eigenen Bestandserhaltung. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Das ist auch der Grund, weshalb in der Gesellschaft 
Einstellungen um sich greifen, die sagen: Laßt die 
Politiker doch machen, was sie wollen, es juckt uns 
nicht, und es ist am Ende doch belanglos. So denken 
mittlerweile viele. Ich halte diese Entwicklung nicht 
nur deshalb für gefährlich, weil sie letztlich auch bei 
uns Spuren hinterläßt. Sie ist vor allem deshalb ge-
fährlich, weil in Wirklichkeit die Anforderungen an 
Politik in einer Zeit der ökologischen Risikogesell-
schaft und der tiefgreifenden sozialen Umbrüche grö-
ßer sind als jemals zuvor. Deshalb wird es um so fol-
genreicher sein, wenn die Politik der Gesellschaft 
hoffnungslos hinterherhechelt und ansonsten nur 
noch unangenehme Skandalgerüche verbreitet, wie 
das für die Politik zutrifft, für die diese Regierung 
steht. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Wir brauchen eine grundlegende Neuorientierung 
der Politik und der politischen Institutionen. Dafür 
werden andere Mittel als die einer pragmatischen Re-
formpolitik nicht zur Verfügung stehen. Aber diese 

Mittel müssen endlich gebündelt eingesetzt werden, 
damit ein neues Gefüge entstehen kann in der Bezie-
hung zwischen Arbeit, freier Zeit und sozialer Absi-
cherung und damit eine neue Ökonomie durch ein 
neues ökologisches Leitbild als grundlegendes Krite-
rium entstehen kann. 

Meine Damen und Herren, am ersten Tag dieser 
Haushaltsdebatte kann nicht ganz über das hinweg-
gegangen werden, was in der letzten Sitzungswoche 
im Bundestag vorgefallen ist. Herr Jenninger ist zu-
rückgetreten. Die persönliche Seite dieses unglückse-
ligen Auftritts ist damit abgeschlossen. Darum kann es 
also nicht gehen. 

Gefragt werden muß aber schon danach, was dieser 
Auftritt im Bundestag und in der Bundesrepublik des 
Jahres 1988 bedeutet hat und was er bedeuten wird im 
Blick auf die zahlreichen Veranstaltungen, die für das 
kommende Jahr geplant sind. Eines kann dabei mit 
Sicherheit gesagt werden: All diejenigen, die mit 
Weizsäckers Rede am 8. Mai 1985 ein Kapitel bundes-
deutscher Vergangenheit abgeschlossen und ein 
neues aufgeschlagen sahen, sind widerlegt. Die Last 
mit der Vergangenheit ist noch lebendiger, als viele es 
wahrhaben wollten. Der Bundestag muß sich deshalb 
mit diesen Themen beschäftigen, bevor im nächsten 
Jahr die offiziellen Feierlichkeiten anstehen. 

Theo Sommer hat in diesem Zusammenhang in der 
„Zeit" von der — ich zitiere — „Fühllosigkeit des gu-
ten Gewissens" gesprochen. Er sieht diese Fühllosig-
keit in Jenningers — und jetzt zitiere ich Sommer —
„kaltherzigen Zitaten über hakennasige jüdische 
Blutschänder" . Er sieht diese Fühllosigkeit ebenso in 
den Sätzen eines Berliner „ taz " -Autors, der geschrie-
ben hat, die Disco sei bereits abends um acht „gas-
kammervoll" gewesen. 

Es ist zu einfach, solche Dinge als rhetorische oder 
sprachliche Entgleisung abzutun. 

(Frau Roitzsch [Quickborn] [CDU/CSU]: Sie 
entgleisen hier doch auch!) 

Denn das Gemeinsame an beiden Äußerungen ist, 
daß beide ein erschreckendes Maß an Unbetroffenheit 
zum Ausdruck bringen, welche letztlich — ob gewollt 
oder nicht — Verbrechen bagatellisiert. 

Diese Art Umgang mit Sprache in der Bundesrepu-
blik macht schon heute eines deutlich: Wer glaubt, im 
Frühjahr 1989 anläßlich des 40. Gründungstags der 
Bundesrepublik ein biedersinniges Freudenfest feiern 
zu können, wird von der Last der Vergangenheit ein-
geholt werden. 

Und wenn das Problem eines solchen Sprachge-
brauchs in der Bundesrepublik heute angesprochen 
ist, dann muß auch jenes fürchterliche Wort von der 
„durchrassten Gesellschaft", wie wir es aus dem 
Munde von Herrn Stoiber hören mußten, hier aufge-
griffen werden. 

Sicher, Herr Stoiber hat dieses schreckliche Wort 
wieder zurückgenommen. Aber ein maßgeblicher 
Repräsentant einer Landesregierung und wichtiger 
Funktionär einer Koalitionspartei kann einen solchen 
Begriff auch dann nicht einfach ungeschehen ma-
chen, wenn er sich korrigiert hat. 
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Wieso kann ein maßgeblicher Politiker in einem 
Gespräch über Ausländerpolitik ein solches Wort 
überhaupt gebrauchen? Beweist diese Fähigkeit zu 
einem solchen Begriff aus dem Wörterbuch des Un-
menschen nicht doch, wie sehr mindestens im Unter

-

bewußten auch heute noch etwas mitgeschleppt wird 
aus unseligen Traditionen? Verweist dies nicht auch 
auf vielleicht doch ganz tiefsitzende Ängste und 
schreckliche Ressentiments, die bis heute weiter wu-
chern und die an ganz unselige Zeiten erinnern? 

Es gibt noch andere Beispiele für die Aktualität der 
Frage nach dem Umgang mit der Vergangenheit. Was 
ist eigentlich davon zu halten, wenn in einer Antwort 
des Bundesinnenministers auf eine Kleine Anfrage 
der GRÜNEN im Herbst 1988 die Formulierung auf-
taucht — ich zitiere — : „Faschismus ist ein politischer 
Kampfbegriff, den vor allem Kommunisten verwen-
den"? 

(Zuruf von der SPD: Unglaublich!) 

Was ist davon zu halten, wenn es in einem Entwurf 
für ein neues Ausländerrecht aus dem Hause des 
Herrn Zimmermann heißt, Ausländer gefährdeten 
— Zitat — „die Homogenität der Gesellschaft ... die 
gemeinsame deutsche Geschichte, Tradition, Sprache 
und Kultur " . 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Das ist Ras

-

sismus, etwas vornehmer ausgedrückt!) 

Meine Damen und Herren, wenn man nur die Spra-
che berücksichtigt, die da zum Ausdruck kommt, 
dann müßte man meinen, im Innenministerium hätte 
sich eine rechtsradikale Kampftruppe eingenistet. 

(Beifall bei den GRÜNEN und Zustimmung 
bei Abgeordneten der SPD) 

Fühllosigkeit in der Sprache kann man dem baden-
württembergischen Ministerpräsidenten Späth bei 
seinen Vorschlägen zur Änderung des Asylrechts 
nicht vorhalten. Bei ihm liegt das Problem in der Sa-
che. Späth propagiert ganz offen die Einschränkung 
des Asylrechts. Er beweist damit nicht nur seine Geg-
nerschaft zu einer Politik der offenen Grenzen. Er 
zeigt auch, wie wenig er von dem besonderen histori-
schen Zusammenhang begriffen hat, in dem gerade in 
der Bundesrepublik nach der Erfahrung des Faschis-
mus das Asylrecht entstanden ist. 

Dieser Zusammenhang verpflichtet in der Bundes-
republik zu einem Höchstmaß an Liberalität und Tole-
ranz im Umgang mit Menschen aus anderen Kulturen, 
aus anderen Rassen und mit anderer Hautfarbe. 

Wer wirklich Konsequenzen aus jener Vergangen-
heit ziehen will, hat deshalb nicht auf rechtes Stamm-
tischgeschwätz zu schielen, sondern er muß die ei-
gentliche Aufgabe in der praktischen Umsetzung je-
ner multikulturellen Gesellschaft sehen, von der neu-
erdings sogar Heiner Geißler spricht. Das Konzept 
einer multikulturellen Gesellschaft muß gegen 
Angst, gegen Fremdenfeindlichkeit, gegen Nationa-
lismus und gegen Ausländerhaß gesetzt und durchge-
setzt werden. Das wäre eine der entscheidenden Kon-
sequenzen aus jener Geschichte, die uns neulich hier 
erneut eingeholt hat. 

Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord-
neten der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Graf Lambsdorff. 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen! Meine Herren! In der Tat, Herr 
Kleinert, wird die Bundesrepublik vor einer nicht 
leichten Aufgabe stehen, wenn sie im nächsten Jahr 
darangeht, dieses Jubiläum zu feiern. Schon das 
müßte man ein wenig in Anführungsstriche setzen. 
Wir alle wissen das. Wir fragen uns überhaupt, wie 
kurzlebig unsere Zeit geworden ist, wenn 40 Jahre ein 
Jubiläumsdatum sind. 

(Walther [SPD]: Richtig!) 
Muß eigentlich jedes Jahresdatum zu einer Feier her-
halten? Aber nun gut. Es wird so kommen. 
Es ist sicherlich nicht nur Anlaß zum Jubel. Es ist 

auch Anlaß zur Sensibilität. Es ist aber auch Anlaß 
— und das lassen wir uns nicht wegnehmen —, mit 
einigem Stolz auf das zu sehen, was wir erreicht ha-
ben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
Ich jedenfalls — und ich denke, das gilt auch für die 

meisten meiner Freunde — bin unbeschadet aller 
Schwierigkeiten, Defizite und Probleme, die ich sehe, 
gern und aus Überzeugung Bürger der Bundesrepu-
blik Deutschland und lebe gern in diesem Land. 
Ich habe keinen Zweifel und will auch nicht weg-

diskutiert sehen, daß es bei uns Ausländerfeindlich-
keit und auch Antisemitismus gibt. Ich denke und 
hoffe, es sind Restbestände. Aber wer wollte das über-
sehen und verschweigen? Es gibt sie. Solche Gefühle, 
solche Ressentiments oder Sentiments sind überall 
schlecht. Bei uns, in unserem Lande sind sie vollstän-
dig unakzeptabel. Es ist unsere Aufgabe, uns das nicht 
im Parlament gegenseitig vorzuhalten, sondern drau-
ßen dahin zu wirken, daß solche Gefühle und solche 
Äußerungen unterbleiben und korrigiert werden. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

An eines, Herr Kleinert, glaube ich allerdings nicht: 
daß man das mit Gesetzen, mit Strafgesetzen regeln 
kann. Den Geist und das Denken von Menschen mit 
Strafgesetzen ändern zu wollen, 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Das habe ich 
doch gar nicht gesagt!) 

das ist eine Auffassung, die wir nicht teilen. Strafge-
setze helfen hier nicht. 
Aber ansonsten nehme ich das, was hier zum Aus-

druck gebracht worden ist, schon ernst, und wir neh-
men es ernst. 
Im übrigen, nun etwas weniger ernst: Ich glaube, 

von Technik, so haben Sie das hier dargetan, verste-
hen Sie etwas. Von Pyrotechnik verstehen Sie nichts. 
Knallfrösche zerplatzen und sind weg — und ich bin 
hier. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und der 
CDU/CSU) 
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Herr Kollege Vogel, die Freie Demokratische Partei 
bedankt sich bei Ihnen — der Vorsitzende erst 
recht — für Ihre freundlichen Worte zu meiner Wahl. 
Wir werden hier noch häufig aneinandergeraten. 

(Dr. Vogel [SPD]: Sicher!) 

Das ist klar. Aber wir müssen uns die Fähigkeit erhal-
ten, in Situationen, in denen es darauf ankommt, mit-
einander sprechen zu können. Wir haben schon früher 
erfahren, daß es solche Situationen gibt, die sich kei-
ner wünscht, die aber nicht vermeidbar sind. 

In der Politik wie im privaten und wirtschaftlichen 
Leben steht man immer wieder einmal vor der Frage: 
Wie hoch soll ich eigentlich die Meßlatte für die Ziele 
legen, die ich anzustreben habe? Lege ich sie hoch, so 
laufe ich das Risiko, es nicht zu schaffen und die 
selbstgesetzten Erwartungen nicht zu erfüllen. Lege 
ich sie niedrig, so bewegt man nicht viel. Diese Regie-
rung und diese Koalition haben die innenpolitische 
Meßlatte dieser Legislaturpe riode wahrlich hoch an-
gesetzt; sehr hoch. Allein die drei Reformwerke: Steu-
erreform, Gesundheitsreform und Rentenreform! Je-
des einzelne reichte eigentlich für eine Legislaturpe-
riode. Es ist festzustellen: Wir sind im Zeitplan. Wir 
erfüllen unser Pensum. Wir tun das, was wir uns vor-
genommen haben. Wir werden nicht allen Erwartun-
gen gerecht. Das können wir überhaupt nicht. Wir 
werden auch nicht alle selbstgesetzten Ziele errei-
chen. Auch dafür lag die Meßlatte zu hoch. 

Dennoch, ich halte es für richtig, sie so hoch gelegt 
zu haben. Die Steuerreform hat ihre Schönheitsfeh-
ler; nicht die, die Sie zitieren. Aus unserer Sicht sind 
schon mit den Stichworten Quellensteuer und gespal-
tener Spitzensteuersatz solche Schönheitsfehler er-
wähnt. Aber — Herr Dregger hat recht — es ist über 
Jahrzehnte nicht gelungen, den linear-progressiven 
Tarif einzuführen, den Mittelstandsbauch zu beseiti-
gen und, was viel wichtiger als die Spitzensteuersätze 
ist, die leistungstötende Wirkung der Grenzsteuer-
sätze im mittleren Einkommensbereich auch bei Fach-
arbeitern endlich etwas herunterzufahren. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Das ist bei allen Fehlern gute und richtige Steuerpoli-
tik. Es ist Reform. Es ist erst die dritte steuerpolitische 
Reform in der Geschichte der Bundesrepublik: Die 
Einführung der Mehrwertsteuer, das Anrechnungs-
verfahren bei der Körperschaftsteuer und jetzt die 
Einführung des linear-progressiven Ta rifs. Das ist Re-
form, die auch jede andere Regierungszusammenset-
zung überstehen wird, weil sie richtig ist und weil sie 
gut ist. Freuen Sie sich aber nicht zu früh, Herr Wie-
czorek, wegen dieser Bemerkung. 

Meine Damen und Herren, die Gesundheitsreform 
ist ein erster Schritt. Endlich wird einer getan. Er ist 
doch notwendig. Die Kostenexplosion im öffentlichen 
Gesundheitswesen kann so nicht ungehindert weiter-
gehen. Die daraus folgende Beitragsexplosion gefähr-
det weiter Arbeitsplätze, belastet die Arbeitskosten 
und die Produktivität. Die Einsparungen, die vorge-
nommen werden, betreffen alle, bildlich gesprochen: 
vom Geburtshelfer bis zum Bestattungsunternehmer. 
Es kann nur Ärger geben, auf der ganzen Front. Denn 
niemand läßt sich gerne etwas wegnehmen. Wir wis-
sen, daß hier auch aus der Sicht der FDP auf alle Fälle  

noch Defizite gegeben sind. Es muß ein zweiter Schritt 
folgen, und er wird folgen. Es kann nicht so bleiben, 
daß der große Anteil, den die Krankenhäuser am öf-
fentlichen Gesundheitswesen kosten, unberücksich-
tigt bleibt. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wir stehen in der Rentenreform vor abschließenden 
Beratungen. Es ist zum erstenmal ein Ansatz gemacht 
worden — wie ich denke, ein erfolgversprechender 
und richtiger Ansatz — , die demographische Ent-
wicklung einzufangen. Die sieht für die Bundesrepu-
blik verheerend aus. Das weiß doch jeder. Die Zahlen 
stehen fest. Wir müssen uns also darum bemühen. Es 
ist — ich freue mich über die anerkennenden Worte, 
Herr Kollege Dregger; über Urheberrecht und dar-
über, wer zuerst darüber nachgedacht hat, will ich gar 
nicht streiten — ein Stück Gleichberechtigung — im 
Sinne von Kindererziehungszeiten — von der Koali-
tion vorgeschlagen und in diesen Entwurf aufgenom-
men worden. Wir begrüßen es, daß die Sozialdemo-
kraten bereit sind, über dieses wichtige Stück deut-
scher Politik Gespräche zu führen und, wenn es geht, 
zu gemeinsamen Entscheidungen zu kommen. 

Aber das Festhalten an einer starren Altersgrenze, 
Herr Vogel, keine Flexibilität auch für solche aufzu-
nehmen, die länger arbeiten wollen, und für andere, 
die kürzer — — 

(Zuruf von der SPD) 

— Wenn wir darüber schon reden, sieht es ein bißchen 
anders aus. 

(Dr. Vogel [SPD]: Massenarbeitslosigkeit! 
Das gibt nur mehr Arbeitslose!) 

Wenn es am Ende heißt: Die Altersgrenze muß festge-
schrieben werden und der Bundeszuschuß — ich 
übertreibe jetzt etwas — verdreifacht werden, dann 
waren es etwas platonische Liebeserklärungen, daß 
wir hier vielleicht doch zueinander kommen könnten. 
Ich will hoffen, daß es geht. 

Meine Damen und Herren, es geht nicht alles so, 
wie man manchmal bei Ihnen den Eindruck hat, als 
könne man solche Reformen ohne jede Einschrän-
kung zustande bringen. Manna vom Himmel regnen 
lassen können nämlich auch Sie nicht. 

(Dr. Vogel [SPD]: Das haben wir doch nach 
1969 gelernt!) 

In Wahrheit sind einige von Ihnen unterwegs, um die 
Bürger dieses Landes mit Abgaben und Steuern in 
einer Weise zu schröpfen, wie wir das früher noch nie 
gehabt haben. Ich brauche mir nur anzusehen, was 
der Senator Scherf an steuerpolitischen Vorstellun-
gen kürzlich verkündet hat: kein Grundfreibetrag 
mehr ab 130 000 DM; die Staatsquote soll — so ex-
pressis verbis gesagt — über höhere Steuern herauf-
gesetzt werden, freie Berufe rein in die Gewerbe-
steuer, Quellensteuer 25 %, verdreifachte Mehrwert-
steuer bei Pkw ab 60 PS, Mineralölsteuer verdreif a-
chen. Das, meine Damen und Herren, kommt aus Ih-
ren Reihen, und es kommt unwidersprochen aus Ihren 
Reihen. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Denken Sie 
an die normalen Arbeitnehmer!) 
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Das wundert mich so. 

Bei Herrn Scherf bin ich in Bremen. Herr Vogel, der 
Bundeskanzler wird sich für die CDU mit Ihnen aus-
einandersetzen. Das ist nicht meine Aufgabe. Aber ein 
Wort will ich Ihnen doch sagen. Bremen sollten Sie 
schon erwähnen, wenn es um den Zustand von Par-
teien geht. 

(Dr. Vogel [SPD]: Da ist die CDU noch in 
Ordnung!) 

Kümmern Sie sich um Bremen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Es hat lange gedauert, bis der Innensenator Meyer 
gegangen ist. Aber immerhin ist er gegangen, und 
Herr Schnoor ist immer noch da. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Dr.  Vogel [SPD]: Er hat doch gar keinen 

Grund!) 

Bei Herrn Schnoor hat man den Eindruck, 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Sie sind 
noch nie gegangen, obwohl Sie verurteilt 

wurden!) 

er sei auf seinem Sessel nicht festgeklebt, sondern 
festgeschraubt und verlötet. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU — Dr. Vogel 
[SPD]: Lambsdorff, wie lange hat es bei Ih

-

nen gedauert?) 

Selbst Herr Penner hat neulich schon ein kleines An-
zeichen der Bedenken gegeben. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU — Zuruf des 
Abg. Dr. Penner [SPD]) 

— Ich weiß, ich weiß, Herr Penner, Sie sind zur Ord-
nung gerufen worden, und Disziplin ist alles. 

Was der FDP-Fraktionsvorsitzende im Landtag von 
Nordrhein-Westfalen gestern gesagt hat: Die Art und 
Weise, wie sich Herr Schnoor der Kritik des Parla-
ments entzieht, indem er die Polizei als Schutzschild 
mißbraucht, um sich selbst zu schützen, ist undemo-
kratisch, das ist auch die Meinung der FDP-Bundes-
tagsfraktion 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Das ist un

-

gehörig, was Sie hier  sagen!)  

und der gesamten Partei. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Das ist un- 

gehörig und falsch!) 

Herr Schnoor braucht uns, meine Damen und Her-
ren, über die Notwendigkeiten der inneren Sicherheit 
nicht zu belehren, jedenfalls nicht so lange, wie er die 
Kiefernstraße in Düsseldorf verteidigt. Vielleicht lesen 
Sie sich dazu einmal durch, was der Fraktionsvorsit-
zende Farthmann zu diesem Thema gesagt hat. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Sie brau

-

chen uns zum Thema Rechtlichkeit über

-

haupt nicht zu belehren, Graf Lambsdorff, 
Sie nicht!) 

Fragen der inneren Sicherheit, meine Damen und 
Herren, sind sicherlich von der Materie her schwierig. 
Aber rechtsfreie Räume entstehen lassen, wie das in 

diesem Düsseldorfer Bereich der Fall ist, das kann 
nicht die Antwort auf solche Entwicklungen sein. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Was macht 
die FDP alles mit? Sicherheitsgesetze! Arti-
kelgesetze! Sie stützen doch den Zimmer-

mann!) 

Ich sagte, Fragen innerer Sicherheit seien von der 
Materie her schwierig. FDP und CDU/CSU gehen hier 
in einigen Bereichen von unterschiedlichen Aus-
gangspositionen aus. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Ist doch 
nicht wahr! Sie unterstützen alles, was 

läuft!) 

Wir haben das immer gewußt. Aber wir werden die 
Sicherheitsgesetze, die sogenannten Sicherheitsge-
setze, die im Parlament eingebracht sind, verabschie-
den. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Sehen Sie: 
Jetzt fällt er schon wieder um!) 

— Wir haben das längst beschlossen, und Sie wissen 
das natürlich auch ganz genau. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Aber si-
cher! Große Töne reden Sie nur!) 

Und wir werden die Datenschutzgesetze und die 
dazugehörigen Gesetze der Dienste mit den Vorbe-
halten ins Kabinett bringen, die wir nach langer und 
sorgfältiger Beratung für notwendig halten, für not-
wendig in dem Sinne, daß in den Fraktionen noch ein-
mal darüber gesprochen wird. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Das ist aber 
eindrucksvoll!) 

Wir sind der Meinung, daß die Bürger im Lande ein 
Tätigwerden auf diesem Gebiet von den hier Verant-
wortlichen erwarten. Wir wissen, daß wir ein volles 
Durchsetzen unserer liberalen Position nicht errei-
chen können. Wir werden uns erträglichen und ver-
tretbaren Kompromissen nicht verschließen. Aber 
auch Kompromißbereitschaft — das sei hinzuge-
fügt — hat ihre Grenzen. Ich denke, wir werden die 
Grenzen nicht ausloten müssen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Er-
folgsbilanz der Politik dieser Regierung in der Wirt-
schaftspolitik ist völlig eindeutig. Ich brauche das hier 
nur ganz kurz anzuführen: Wachstumsrate von 3,5 
in diesem Jahr, Preisstabilität. Herr Vogel hat davon 
gesprochen, daß das durch die Energiepreise entstan-
den sei, und gemeint, das sei nur die Auswirkung des 
internationalen Ölpreismarktes. Sie schreiben unsere 
eigenen gemeinsamen Bemühungen zu klein, daß wir 
nämlich 1973 angefangen haben, wirklich Marktwirt-
schaft zu exerzieren und damit auch auf die ölprodu-
zierenden Länder durch die Entkoppelung von Ener-
gieverbrauch und Wachstum, durch Einsparungsbe-
mühungen, 

(Dr. Vogel [SPD]: Das war ja nicht so 
schlecht!) 

und zwar erfolgreiche, Druck auszuüben. Unsere Au

-

ßenhandelsbilanz ist so gut in Ordnung, daß es eher 
Ärger im Ausland gibt. Die Investitionen steigen. Der 
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Konsum steigt. Die Aussichten für 1989 werden vom 
Sachverständigenratsgutachten positiv bewertet. 

Wir haben wirklich nichts zu beklagen, mit der Aus-
nahme des einen Punktes — und dies bestreite ich 
überhaupt nicht — : Arbeitslosigkeit, Arbeitslosig-
keit, über die man vieles sagen könnte, auch über das 
Thema Statistik. Aber ich will keine Statistik-Diskus-
sion, solange die Zahlen und die Einzelschicksale eine 
wichtige Rolle spielen. Aber wir machen wohl darauf 
aufmerksam, daß seit vielen Jahren die Hauptverant-
wortung bei den Tarifvertragsparteien liegt, die diese 
Verantwortung erst in sehr letzter Zeit besser wahr-
nehmen. Es ist eine Tarifpolitik bet rieben worden, die 
immer nur diejenigen sichert und immer nur denjeni-
gen nutzt, die Arbeit haben, und die sich um die, die 
vor den Fabriktoren stehen, nicht kümmert. Das ist zu 
kritisieren. Das geht an die Adresse der Tarifvertrags-
parteien, ganz besonders dann, wenn man Tarif auto-
nomie will, wie wir es wollen und wie wir sie vertei-
digen wollen. 

(Reimann [SPD]: „Immer nur" ist falsch!) 

Das Verhältnis zu den Gewerkschaften — Herr Kol-
lege Vogel, Sie haben davon gesprochen — sollte kein 
feindschaftliches Verhältnis sein. Einverstanden. 
Auch wir wollen das nicht. Wir wollen eine vernünf-
tige und sachliche Gesprächsbasis mit einer wichti-
gen, großen Organisation oder: vielen wichtigen, gro-
ßen Organisationen. 

Trotzdem kann ich nicht übersehen, daß ich hier 
z. B. ein Flugblatt der IG Metall aus Saarbrücken mit 
der Überschrift auf dem Tisch habe: „Kriminelle, 
Gangster und Banditen. Daß Lambsdorff, Bange-
mann, Kohl, Geißler und Stoiber sich die Zerschla-
gung des DGB an die Fahne geschrieben haben, ist 
nichts Neues". Das finde ich nicht besonders unfeind-
schaftlich, wie Sie zugeben werden. 

Auf der anderen Seite haben wir gestern bei der 
IGBE in Dortmund eine Diskussion erlebt, die eine 
vorbildliche demokratische Auseinandersetzung dar-
stellte und in der man in einer Weise miteinander 
umgegangen ist, wie ich es mir für andere Gespräche, 
wenn es Meinungsverschiedenheiten gibt — und die 
gab es in Dortmund natürlich auch — , wünsche. 

(Mischnick [FDP]: Sehr richtig!) 

Es gibt, meine Damen und Herren, auch Defizite in 
unserer Bilanz. Herr Kleinert hat das Thema Umwelt-
schutz angesprochen. Daß er im übrigen gleich wieder 
verschwindet, wenn er seine Rede hier abgeschlossen 
hat — — 

(Frau Vennegerts [GRÜNE]: Er hat einen 
Termin! — Dr. Waigel [CDU/CSU]: Er muß 
sich für seine Rede bei der Basis verantwor

-

ten!) 

— Sie ersetzen ihn vorzüglich, Frau Kollegin Schoppe. 
Trotzdem möchte man ganz gerne eine Auseinander-
setzung fortsetzen können. 

Das Thema Umweltschutz stellt uns nach wie vor 
vor große Probleme. Viele davon — und da liegt einer 
der Punkte, warum uns die Ergebnisse nicht so befrie-
digen, wie wir es gerne hätten — können überhaupt 
nur europäisch grenzüberschreitend, aber nicht nur 
nach Westen, sondern auch nach Osten, gelöst wer-

den. Umweltschutz hat heute eine internationale Di-
mension angenommen, die in ihrer Bedeutung der 
Friedenspolitik und der Abrüstungspolitik gleich-
kommt; denn hier geht es um die Erhaltung der natür-
lichen Lebensgrundlagen für die Menschen. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Aber national alleine ist nur Mäßiges zu bewegen. Das 
ist keine Ausrede, daß Defizite entstehen, wo nichts 
bewegt worden ist und wo man etwas hätte tun kön-
nen. 

Wir werden weiter daran arbeiten, und wir werden 
mit Ihnen, Herr Vogel, und mit Ihren Freunden Ge-
spräche führen müssen, um den Umweltschutz als 
Staatsziel in das Grundgesetz aufnehmen zu können. 
Hier müssen wir uns aufeinander zubewegen, wenn 
wir eine Zweidrittelmehrheit bekommen wollen, die 
ja von allen hier in diesem Hause mitgetragen werden 
muß. Wir sehen es auch hier als wertvoller an, eine 
Regelung zu bekommen, auf die man sich verständi-
gen kann, als eine ideale Regelung an den Himmel zu 
hängen, für die es eine Mehrheit nicht geben kann 
und nicht geben wird. Wir sind für praktische Politik 
und nicht für Theoriediskussionen. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Zu dem, was Herr Kleinert vorhin gesagt hat, ist 
anzumerken, ob Umweltschutz auf Dauer erfolgreich 
betrieben werden kann, wenn man eine Regel, eine 
Verordnung, eine Anweisung, eine Beschränkung auf 
die andere häuft. Keiner findet sich in dem Dickicht 
mehr zurecht. Die Verfahrensdauern für Genehmi-
gungsverfahren und Anträge sind ganz unerträglich 
lang geworden; ich will es hier nicht weiter erörtern. 
Es gibt Anlaß, darüber zu sprechen. 

Diese Bundesregierung ist außergewöhnlich erfolg-
reich auf dem Gebiete der europäischen Politik. Es 
war der Durchbruch unter deutscher Präsidentschaft 
— Herr Bundeskanzler, Sie und der Außenminister 
haben sich in dieser Sitzung im Februar in Brüssel 
große Verdienste erworben — , der überhaupt den 
Weg zum einheitlichen Markt geöffnet hat. Aber nun 
haben wir auch eine Bitte an Sie, von der wir wissen, 
daß sie bei Ihnen und bei dieser Regierung auf offene 
Ohren trifft: Bitte sorgen Sie dafür, daß daraus wirk-
lich der offene Markt Europa und nicht die Festung 
Europa wird. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Die Mehrzahl unserer Partnerländer vertritt diese 
Auffassung nicht; machen wir uns nichts vor. Es wird 
harter Arbeit bedürfen, das durchzusetzen. 

In der Deutschlandpolitik hat der Kollege Dregger 
aufgezählt, was wir im Zustand der deutschen Tren-
nung, den wir alle eines Tages zu überwinden hoffen, 
an praktischer Erleichterung für die Menschen ge-
schaffen haben: Reiseverkehr, Reiseerleichterungen 
auch für West-Berliner, Städtepartnerschaften, Uni-
versitätspartnerschaften, Umsiedler und Aussiedler. 

Zur Aussiedlerfrage: Die Freie Demokratische Par-
tei hat es immer begrüßt, daß mehr Großzügigkeit auf 
der Seite der DDR eingetreten ist. Wir sagen aus-
drücklich — die Bundesregierung und die Koalition 
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haben es nicht getan; wir wollen es auch nicht — : Wir 
wollen keine Abwerbung in der DDR. Wir wollen 
nicht Menschen motivieren, sie bewegen, sie anrei-
zen, ihre Heimat zu verlassen. Wir begrüßen es, daß 
die Evangelische Kirche in der DDR diese Position ein-
nimmt. Wir sind gespannt, ob es der Vatikan wirklich 
fertigbringt und veranlassen wird, daß der in Ost-Ber-
lin residierende Kardinal nach Köln ausreist. 

Ein paar Worte zur Außenpolitik: 1987 war das er-
folgreichste Abrüstungsjahr seit dem Zweiten Welt-
krieg. Es war eigentlich das erste Jahr, in dem wirklich 
abgerüstet worden ist, in dem eine ganze Waffengat-
tung beseitigt worden ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
CDU/CSU) 

Das INF -Abkommen ist ein großer Erfolg dieser Bun-
desregierung, dieser Koalition und ihrer Politik. Ich 
weiß, daß Sie von der Opposition dem nicht zustim-
men, aber diese intellektuelle Einsicht muß eines Ta-
ges bei Ihnen aufgebracht werden: Das INF-Abkom-
men ist eine unmittelbare Folge des hier von der 
Mehrheit des Hauses unterstützten NATO-Doppel-
beschlusses. Es ist nicht eine Folge der Politik der Frie-
densbewegung, der GRÜNEN und der Sozialdemo-
kraten. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Die Bundesregierung hat erfolgreich die Beziehun-
gen zur UdSSR verbessert — wir haben über den Mos-
kau-Besuch des Bundeskanzlers und des Außenmini-
sters gesprochen. Gleichzeitig ist die Partnerschaft 
mit den Vereinigten Staaten erhalten und ausgebaut 
worden. Wir legen Wert darauf, daß wir mit diesem 
wichtigsten Partner im westlichen Bündnis in guten 
und freundschaftlichen Beziehungen leben. Wir legen 
Wert darauf, weil das für unsere Sicherheit von ent-
scheidender Bedeutung ist. 

Wenn Herr Mechtersheimer von den GRÜNEN sagt 
— ich zitiere das wörtlich — : „Die NATO gehört auf 
den Misthaufen" : Das, meine Damen und Herren, 
wäre dann wohl der „Misthaufen", den grüne Politik 
bereiten würde, wenn sie es denn könnte. Zum Glück 
können sie das nicht. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Sie sind hier eingezogen, Frau Schoppe — ich habe 
das ja miterlebt —, unter den lauten Rufen: „Frieden 
stiften", „Versöhnung", „Harmonie". Verglichen mit 
der Art, wie Sie miteinander umgehen, sind alle ande-
ren Bundestagsparteien Harmonievereine. 

(Zustimmung bei der FDP und der CDU/CSU 
— Lachen bei den GRÜNEN) 

Die grüne Partei — ich unterstreiche dabei das Wort 
„Partei" — ist zu konstruktiven Politikbeiträgen unfä-
hig. Für einzelne Abgeordnete der GRÜNEN gilt die-
ses Urteil so nicht. 

Herr Vogel, wir sind mit Ihnen einer Meinung — wir 
brauchen da auch nicht ermahnt zu werden; ich habe 
es auch nicht so verstanden — in der Frage der Men-
schenrechte. Liberale begrüßen selbstverständlich 
jede freiheitliche Regelung, die sich gegen staatlich 
verordnete Ruhegebote auflehnt, vor allem wenn 
diese Ruhegebote nicht demokratisch legitimiert sind. 

Das sehen wir in den baltischen Staaten der Sowjet-
union mit der gleichen Sympathie wie in den Kirchen-
gemeinden der DDR, in der Danziger Lenin-Werft wie 
auf dem Wenzelsplatz in Prag, in Chile wie in Südafri-
ka. Da gibt es keine Unterschiede. Aber über eines 
wird man ja vielleicht noch streiten dürfen, ohne 
gleich geziehen zu werden, man wolle die Menschen-
rechte gar nicht durchsetzen: über die Art und Weise, 
wie man zur Einhaltung der Menschenrechte in sol-
chen Ländern kommt. Derjenige, der gegen wirt-
schaftliche Sanktionen Bedenken äußert, ist deswe-
gen kein Verächter der Menschenrechte, um es kurz-
zufassen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, wenn ich auch die Feh-
ler und Ungeschicklichkeiten betrachte, die wir be-
gangen haben — wer regiert, macht Fehler, und wer 
Entscheidungen trifft, macht Fehler, und Ungeschick-
lichkeiten werden auch begangen; es könnten 
manchmal ein paar weniger sein; es würde Ihnen leid 
tun, aber uns würde es freuen — , dann müßten wir ja 
eigentlich, vor allen Dingen wenn ich Ihre Interpreta-
tion dieser Ungeschicklichkeiten höre, ganz mächtig 
in der Tinte sitzen, 

(Dr. Vogel [SPD]: Tut ihr auch!) 

aber das ist nicht der Fall. — Nein, wir tun es nicht, 
verehrter Herr Kollege Vogel, weil die Ergebnisse die-
ser Politik stimmen. Am Ende zählen Ergebnisse. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ergebnisse zählen nicht nur in der Mitte der Legisla-
turperiode, sondern sie zählen auch am Ende der Le-
gislaturperiode. 

(Dr. Vogel [SPD]: Das haben Sie in unserer 
Koalition auch immer gesagt! Das kenne ich 

schon!) 

— Verehrter Herr Kollege Vogel, ich habe das auch 
schon zu Adenauers Zeiten erlebt, Sie auch. In der 
Mitte der Legislaturperiode hieß der nächste Bundes-
kanzler immer Ollenhauer, am Schluß war es wieder 
Adenauer. Diesmal wird es auch so sein. 

(Heiterkeit bei der FDP und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, wir wollen dazu beitra-
gen, daß diese Ergebnisse noch besser werden. Die 
Freie Demokratische Partei, Herr Bundeskanzler, 
wird ihren Beitrag in dieser Koalition leisten. 

Wir würden auch gerne sehen, daß die Präsentation 
noch mehr überzeugt. Eines, was der Kollege Kleinert 
hier gesagt hat, geht nun weit an der Wirklichkeit vor-
bei: Er hat von einem Werbefeldzug der Regierung 
gesprochen. Hätten wir einen, dann wäre ich ganz 
vergnügt, dann wäre ich ganz froh, meine Damen und 
Herren. 

(Beifall bei der FDP) 

Zur Verzagtheit gibt es nicht den geringsten Anlaß. 
Diese Koalition arbeitet erfolgreich. Sie wird weiter 
Erfolg haben. Die Freie Demokratische Partei, ihre 
Bundestagsfraktion stimmt dem Haushalt des Bun-
deskanzlers zu. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
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Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Bun-
deskanzler. 

Dr. Kohl, Bundeskanzler: Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Wie in jedem Jahr 
ist die Generalaussprache zum Etat des Bundeskanz-
leramts Gelegenheit, über die Gesamtpolitik zu spre-
chen. Es ist ganz selbstverständlich, daß keine Bun-
desregierung — das war in früheren Zeiten auch nie 
so — erwarten kann, von der Opposition Lob oder 
Zuspruch zu erfahren. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: In Bayern ist es im 
Moment so!) 

—Es mag in Bayern anders sein, Herr Kollege. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Schöfberger hat uns 
gestern gelobt!) 

—Vielleicht aus dem Grunde, weil die Sozialdemo-
kraten es endgültig aufgegeben haben, die Verhält-
nisse in Bayern ändern zu wollen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Das dürfen Sie ja dem Kollegen Vogel nicht unterstel-
len. Das ist ja auch in Ordnung. 

Kritik ist verständlich, und Kritik ist sicherlich auch 
berechtigt. Das gilt sicherlich auch für die heutige 
Debatte und für die jetzige Bundesregierung. 
Herr Abgeordneter Dr. Vogel, ich glaube aber, es ist 

eben wichtig — zu Beginn Ihrer Ausführungen hatte 
ich eigentlich den Eindruck, das sei auch der Tenor 
Ihrer Rede —, daß wir uns bei aller Schärfe der Aus-
einandersetzung die Fähigkeit zu einem vernünftigen 
Gespräch erhalten. Dies setzt aber doch voraus, daß 
man auch im Parlament bei aller Härte der Auseinan-
dersetzung fair miteinander umgeht. 

Was Sie heute hier zur CDU Deutschlands gesagt 
haben — ich fürchte, Sie haben das vorformuliert, was 
die Sache noch schlimmer macht - , ist schlicht und 
einfach unerträglich. Sie sprechen von Sorge um diese 
große Partei, aber in Wirklichkeit ist für jeden erkenn-
bar, der hier dabei war, daß es Ihnen um Diffamierung 
und Herabsetzung des politischen Gegners ging. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Vogel 
[SPD]: Ich habe doch nur Ihre Leute zi

-

tiert!) 

Wahr ist, Herr Abgeordneter Vogel — Sie sind Par-
teivorsitzender, Theo Waigel ist jetzt Parteivorsitzen-
der, Otto Graf Lambsdorff ist Parteivorsitzender, und 
ich bin es schon seit einigen Jahren — , daß ein jeder 
von uns im Leben seiner eigenen Partei immer wieder 
Situationen erlebt, über die er schlicht und einfach 
unglücklich ist, die ihn betroffen machen. Aber ich 
finde, wenn wir darüber reden, sollte das zunächst 
einmal unter dem Gesichtspunkt geschehen, daß je-
der vor seiner eigenen Tür kehrt. 

(Dr. Vogel [SPD]: Dann kehren Sie mal!) 

Herr Abgeordneter Vogel, Sie sind vor ein paar Ta-
gen in einer Fernsehsendung gefragt worden, ob Sie 
denn wirklich — das war wörtlich die Frage — in Ihrer 
Partei alles im Griff haben. Sie haben dann geantwor-
tet — ich zitiere — : 

Erstens mal habe ich gegen dieses Bild, daß man 
immer alles im Griff haben müsse, eine gewisse 

Abneigung ... Aus dem Griff wird dann leicht 
auch ein erstickender Griff, ein Würgegriff ... Sie 
haben vollständig recht, natürlich haben auch wir 
Probleme. Es wäre ja völlig unglaubwürdig, wenn 
wir das leugnen wollten. In Bremen geht es 
darum, daß eben Großstadtprobleme, mit denen 
wir auch anderswo zu tun hatten, natürlich auch 
an Bremen nicht spurlos vorbeigehen. 

Warum haben Sie nicht in diesem Sinne heute hier 
gesprochen? Warum haben Sie beispielsweise nicht 
gesagt, daß die bremische SPD am Ende ist, wie jeder 
in der Stadt unschwer erkennen kann? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Lachen bei der SPD) 

Warum fordern Sie für das benachbarte Niedersach-
sen Neuwahlen und in Bremen nicht? 

(Zurufe von der SPD) 

Denn angesichts der dortigen Korruptionsfälle ist es 
doch wirklich überfällig, daß Sie ein Großreinema-
chen durchführen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Angesichts der Verhältnisse in dieser Stadt — Sie 
können ja Ihren zurückgetretenen Parteivorsitzenden 
aus der Region zitieren — wissen Sie doch so gut wie 
ich, daß Sie allen Grund haben, sich mit den Entwick-
lungen in Ihrer eigenen Partei zu beschäftigen. Früher 
hatten Sie ja mal etwas mit Bayern zu tun. Soll ich 
Ihnen alles vorlesen, was Peter Glotz — immerhin ein 
langjähriger Spitzenmann der deutschen Sozialdemo-
kratie — über die Entwicklung in Bayern gesagt hat? 
Ich kann die Liste fortsetzen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Na los!) 

Sie waren auf dem SPD-Parteitag in Berlin, 

(Dr. Vogel [SPD]: Was war in Berlin?) 

Sie haben die Auseinandersetzung zwischen zwei 
führenden Sozialdemokraten dort erlebt. All dieses 
zeigt Ihnen doch, daß Sie in Wahrheit überhaupt kei-
nen Grund haben, in einer solchen Form hier über-
heblich aufzutreten. 

Aber ich habe nicht die Absicht, mich jetzt weiter 
mit Ihnen zu beschäftigen. Ich will ganz offen auch 
über die Probleme sprechen, die wir in der CDU ha-
ben. 

Meine Damen und Herren, wer wie ich über 
40 Jahre einem Landesverband angehört, wer in die-
sen über 40 Jahren — ich spreche jetzt von der CDU in 
Rheinland-Pfalz — einen Großteil seiner Kraft einge-
bracht hat, hat natürlich seine eigenen Positionen zu 
Grundfragen der Politik und auch zu Personen. Dem-
entsprechend habe ich mich natürlicherweise aus 
meiner persönlichen Überzeugung heraus für meinen 
langjährigen Freund Bernhard Vogel engagiert. Er ist 
bei der Abstimmung unterlegen, und ich habe als 
Demokrat und als Parteivorsitzender dieses Ergebnis 
zu respektieren, obwohl mich dieses Ergebnis tief be-
troffen gemacht hat. Auch das gehört zum Leben einer 
lebendigen Partei. Daraus einen Zusammenbruch der 
politischen Kultur konstruieren zu wollen ist schlicht 
Heuchelei. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
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Dann gibt es ein zweites Beispiel, bei dem man die 
Absicht sieht, Herr Vogel, und bei dem man deutlich 
erkennen kann, um was es geht. Das ist Ihre Hetzkam-
pagne gegen Niedersachsen und gegen Ernst 
Albrecht. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Jetzt reicht 
es aber! — Weitere Zurufe von der SPD) 

Denn darüber kann es doch gar keinen Zeifel geben: 
Ernst Albrecht und Niedersachsen sind Ihnen im Prin-
zip völlig egal, 

(Dr. Vogel [SPD]: Das haben Sie doch in Kiel 
auch gesagt! „Weiter so" !) 

Sie wollen die dortige Regierung stürzen, um damit an 
die Bundesratsmehrheit zu gelangen. Das ist das Ziel 
Ihrer Politik, nicht mehr und nicht weniger. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Jahn  [Marburg] [SPD]: Ist das denn verbo

-

ten?) 

Dabei ist Ihnen jedes Mittel recht. Ich sage noch ein-
mal: Es ist Ihnen jedes Mittel recht. Sie gehen mit der 
Reputation von Mitbürgern in einer Weise um, die 
schlicht skandalös ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Vogel [SPD]: Bei Barschel haben Sie ge

-

nau dasselbe gesagt!) 

Sie dürfen glauben: Die Bürger werden das bei der 
Wahlentscheidung 1990 zu berücksichtigen haben. 
Sie können auch davon ausgehen, daß die Bürger in 
Niedersachsen erfahren werden, wie die Vorgänge in 
dieser Zeit waren, welches Ziel Herr Schröder, von 
Ihnen unterstützt, in diesen Jahren immer wieder 
deutlich gemacht hat. Wie heißt es in einem die-
ser Zeitungsartikel — und die Sprache ist verräte-
risch — : 

Wir müssen die Brandfackel ins andere Lager 
werfen. 

Hier war heute soviel von politischer Kultur und poli-
tischer Sprache die Rede. 

(Dr. Vogel [SPD]: Sonthofen!) 

—Wollen Sie sich dazu bekennen, Herr Vogel? Ist das 
also Ihre Strategie? Heißt dieser Zwischenruf, daß das 
Ihre Strategie ist? 

(Dr. Vogel [SPD]: Sie zitieren aus Sonthofen! 
— Weitere Zurufe von der SPD) 

—Nein, nein, nein. 

Ich kann Ihnen nur sagen: Wir wissen ziemlich ge-
nau, was Sie beabsichtigen. Ich erwähne nur die un-
glaubliche Entstellung bei der Schilderung der Frank-
furter Vorgänge, die Sie heute hier vorgenommen ha-
ben. Meine Damen und Herren, in Frankfurt geht es ja 
nicht um Verfehlungen des Oberbürgermeisters. Es 
sind doch Leute Ihrer eigenen Partei, die in Frankfurt 
dies alles getan haben! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich habe nicht die Absicht, mich weiter mit diesem 
Thema zu beschäftigen. Ich will abschließend nur sa-

gen: Wie so vieles in Ihren Behauptungen ist auch Ihre 
Einschätzung zum Presseamt falsch. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Ein Propagan-
daministerium ist das!) 

Ich will zwei Zahlen nennen, die für sich sprechen. In 
der Zeit von 1969 bis 1975 — Herr Abgeordneter Vo-
gel, das ist die Zeit, die Sie mit zu verantworten ha-
ben — betrug die Steigerungsrate 42 %. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

In der Zeit von 1983 bis 1988 beträgt sie 30 %. Ich weiß 
nicht, was Sie daran auszusetzen haben. 

(Dr. Vogel [SPD]: 16 Jahre und 4 Jahre! Der 
kann nicht rechnen! — Wieczorek [Duisburg] 
[SPD]: Wenn Sie so weitermachen, sind es 

100%! — Weitere Zurufe von der SPD) 

— Entschuldigung, von 1969 bis 1975 sind es sechs 
Jahre. 1983 bis 1988 ist ein vergleichbar großer Zeit-
raum. Mir scheint in der Tat, daß Sie Schwierigkeiten 
haben, die einfachsten Gedankengänge noch aufzu-
nehmen, wenn nur ein politischer Gegner spricht. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Frau Matthäus-
Maier [SPD]: Warum sind Sie so nervös?) 

Abschließend: Ich rate Ihnen — Sie mögen das be-
herzigen oder nicht — , sich um die Zukunft der CDU 
keine Sorgen zu machen. Sie haben diese Partei in 
40 Jahren oft genug totgesagt. Sie haben ihr oft genug 
Konzeptionslosigkeit nachgesagt. Dies alles hat uns in 
der Vergangenheit nicht geschadet. Wir haben eine 
gute Chance, meine Damen und Herren, in den bei-
den kommenden Jahren bei den Wahlen in Berlin, bei 
den Wahlen zum Europaparlament, bei mehreren 
Wahlen in den Bundesländern und dann bei der Bun-
destagswahl unsere Kräfte zu messen. Wir sollten 
diese Zeit geduldig abwarten, und wir sollten das Er-
gebnis der Wahlen gemeinsam akzeptieren. 

Graf Lambsdorff hat Ihnen eben den richtigen Rat-
schlag gegeben: Es war immer so, daß in der Zwi-
schenzeit der jeweilige Oppositionsführer glaubte, er 
sei ganz nah am Ziel, und am Wahlabend sah es an-
ders aus. Es ist Ihr gutes Recht, hier auf eine Verän-
derung zu drängen, und es ist unser gutes Recht, für 
unsere Politik zu werben. Bloß sollten wir es unter 
menschlichen Umständen tun, die erträglich sind, 
aber nicht in der Form, wie Sie es heute hier getan 
haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, angesichts der Tatsache, 
daß wir seit der Sommerpause, wenn ich mich richtig 
erinnere, vier oder fünf Debatten zu dem Thema Au

-ßen- und Sicherheitspolitik in diesem Hohen Hause 
hatten, will ich micht heute zu diesem Thema auf 
einige Bemerkungen beschränken. Ich möchte noch 
einmal einen Hinweis auf unsere Grundsätze geben, 
weil Sie unsere Grundsätze angesprochen haben. 

Ziel unserer Politik ist auch in Zukunft, daß wir 
gemeinsam mit unseren Bündnispartnern die Freiheit 
und die Sicherheit unserer Länder gewährleisten. Das 
heißt für uns eigene Verteidigungsanstrengungen im 
eigenen Land, auch notwendige Opfer, das heißt für 
uns die Präsenz amerikanischer Streitkräfte mit ihren 
nuklearen und konventionellen Waffen in Europa und 
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bei uns in der Bundesrepublik Deutschland. Das ist 
eine Grundvoraussetzung für die Erhaltung von Frie-
den und Freiheit. 

Zweitens. Wir wollen den europäischen Pfeiler des 
Bündnisses festigen. Anfang der vergangenen Woche 
hat die Westeuropäische Union Spanien und Portugal 
als neue Mitglieder aufgenommen. Das ist ein weite-
rer Schritt auf dem Weg zur Aktivierung der WEU, die 
wir gemeinsam unterstützen. 

Drittens. Wir wollen auch künftig im Bündnis Auf-
gaben, Risiken und Verantwortlichkeiten fair teilen. 
Das ist natürlich auch eine Aussage zu dem Thema 
Modernisierung. Darüber werden wir in Brüssel mit 
unseren Freunden und Partnern zu sprechen haben. 
Dabei müssen sowohl die finanziellen als auch die tat-
sächlichen Leistungen für die gemeinsame Verteidi-
gung gewürdigt werden. Ich denke hier vor allem an 
den großartigen Beitrag, den unsere Soldaten in der 
Bundeswehr leisten, und ich denke auch an die Dichte 
der Truppenstationierung in unserem Land und die 
damit verbundenen Belastungen für unsere Bevölke-
rung. 

Viertens. Wir wollen auch in Zukunft der Aufgabe 
gerecht werden — als wichtige Voraussetzung der 
Stärke des Bündnisses und als Grundlage politischer 
und wirtschaftlicher Stabilität aller Partner — die wirt-
schaftliche Leistungsfähigkeit auf beiden Seiten des 
Atlantik zu steigern und den Austausch von Gütern in 
jeder Hinsicht zu erleichtern. Das schließt ein klares 
und uneingeschränktes Bekenntnis zum freien Welt-
handel auf der Grundlage stabiler Währungsrelatio-
nen, sowie eine entschiedene Absage an jede Art von 
Protektionismus ein. 

(Beifall bei der FDP) 

Graf Lambsdorff, ich stimme Ihnen zu: Das Problem 
liegt nicht hier bei uns in der Bundesrepublik; wir 
haben auch an unsere Freunde in der Gemeinschaft 
Fragen zu stellen. Ich will ohne jede Umschweife sa-
gen: Für mich wäre eine protektionistische Politik der 
EG widersinnig. Es kann keinen Sinn machen — ich 
will es im Bild sagen — , wenn wir das Mate rial, das 
wir beim Abreißen der Grenzpfähle im Inneren ge-
winnen, dazu benutzen, um neue Grenzen nach au-
ßen aufzurichten. 

Die Geschichte der Bundesrepublik Deutschland 
vom Tag der Einführung der D-Mark und der sozialen 
Marktwirtschaft bis zum heutigen Tag ist ein Parade-
beispiel, zu welchen Erfolgen ein Land im Guten kom-
men kann, das sich zum freien Welthandel bekennt. 
Die umgekehrten Beispiele will ich hier nicht nennen; 
aber sie sind uns geläufig. Dies kann nicht unsere 
Politik sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir haben — ich bedanke mich für die freundschaft-
liche Unterstützung und für das Lob, das wir empfan-
gen haben — in diesem abgelaufenen Jahr in der 
Europäischen Gemeinschaft einen großen Schritt 
nach vorn tun können. Es sind jetzt nur noch 48 Mo-
nate, die uns vom Datum 31. Dezember 1991 trennen. 
Es gilt jetzt, auf dem Erreichten aufzubauen. Die vor 
uns liegenden Präsidentschaften — die der Spanier im 
ersten Halbjahr und der Franzosen im zweiten Halb-

jahr des nächsten Jahres — werden eine weitere ganz 
wichtige und entscheidende Stufe auf diesem Weg in 
die Zukunft sein. 

Es gibt keine Alternative zu dieser Politik, auch 
wenn sie Opfer kostet, auch wenn viele hierzulande 
noch nicht begriffen haben, daß mit der Europäischen 
Gemeinschaft eine neue Qualität der deutschen Ge-
sellschaft und der deutschen Politik eintritt. Unsere 
Freunde sagen ja zu Recht — oft mit einem Unterton 
des Vorwurfs —: Ihr habt die meisten und die größten 
Vorteile von dem, was sich da entwickelt. 

Meine Damen und Herren, wir sind auch im abge-
laufenen Jahr im Blick auf die Rüstungskontrolle und 
Abrüstung ein entscheidendes Stück vorangekom-
men. Alle Zeichen deuten darauf hin, daß sich diese 
Entwicklung im nächsten Jahr positiv fortsetzen kann. 
Der neugewählte amerikanische Präsident hat mir vor 
ein paar Tagen bei unserem Gespräch in Washington 
noch einmal klar versichert, daß er die START-Ver-
handlungen zügig fortführen will. Ich kann das nur 
begrüßen, denn die Festigung der strategischen Sta-
bilität dient nicht nur der Sicherheit der Großmächte, 
sondern alles, was bei START geschieht, liegt im urei-
gensten Interesse der Europäer. 

Bei den Genfer Verhandlungen über das weltweite 
Verbot Chemischer Waffen werden die USA unter 
George Bush auf der Grundlage des von ihm selbst 
— 1984 — eingeführten amerikanischen Vertragsent-
wurfs ihre Anstrengungen verstärken. Die offenen 
Überprüfungsfragen sind schwierig. Ich weiß dies. 
Aber ich kann nur sagen: Wir haben jedes Interesse 
daran, daß die C-Waffen verschwinden. Es gibt aus 
meiner Sicht kein Argument dafür. Angesichts der 
Hinweise, daß in bestimmten Ländern in schwierigen 
Regionen der Welt möglicherweise Produktionen die-
ser Art stattfinden, ist es um so wichtiger, daß alle 
Verantwortlichen hier so schnell wie möglich han-
deln. Wir wollen, daß die C-Waffen verschwinden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das vor uns liegende Nahziel ist der Abschluß des 
Wiener KSZE-Folgetreffens mit einem substantiellen 
und ausgewogenen Schlußdokument, das ein Ver-
handlungsmandat über konventionelle Stabilität in 
ganz Europa einschließt. 

Gemäß den Beschlüssen unseres Bündnisses in 
Reykjavik vom Sommer 1987 ist es unser Ziel, deutli-
che und überprüfbare Reduzierungen sowjetischer 
und amerikanischer Kurzstreckenflugkörper auf glei-
cher Obergrenze zu erreichen. 

Der Zeitplan, Herr Abgeordneter Vogel, ist völlig 
eindeutig, er ist mit Rücksicht auf die amerikanischen 
Wahlen so terminiert worden. Wir werden im Früh-
sommer, im Mai oder Juni, den 40. NATO-Geburtstag 
mit einem Gipfel der Staats- und Regierungschefs be-
gehen — das wird vermutlich in London sein — , und 
dort wird das Gesamtkonzept zu verabschieden sein. 
Ich sage klar und deutlich aus meiner Sicht: Es muß 
ein Gesamtkonzept sein, und es kann nicht irgend-
welche Entscheidungen zum Nachteil der Deutschen 
enthalten. 

Meine Damen und Herren, galt schon in politisch 
schwierigeren Zeiten der Satz, daß man das West-Ost- 
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Verhältnis nicht auf die Fragen von Sicherheit, Abrü-
stung und Rüstungskontrolle verengen darf, so gilt 
dies heute, in einem Moment, wo mehr Chancen, als 
früher denkbar war, deutlich geworden sind, erst 
recht. Es geht darum, den politischen Dialog aller 
Staaten in Ost und West zu verstärken, es geht darum, 
die Zusammenarbeit auf allen Gebieten zum gegen-
seitigen Nutzen auszubauen. Die Bundesregierung 
stellt sich dieser Verantwortung. 

Der Herr Bundespräsident ist im Augenblick gerade 
in Bulgarien. Der Bundesaußenminister ist heute von 
dort zurückgekommen. Die Beziehungen zu Bulga-
rien haben sich ausgezeichnet entwickelt. Ähnliches 
gilt für die Beziehungen zu Ungarn, das kann jeder 
von Ihnen unschwer erkennen. Wir haben aus Grün-
den, die Sie alle kennen, schwierigere Gespräche mit 
Rumänien. Wir haben zu Beginn dieses Jahres ange-
fangen, die Beziehungen mit Prag zu vertiefen. Dort 
ist inzwischen ein Wechsel an der Spitze eingetreten, 
dessen Konsequenzen noch nicht absehbar sind. 

Herr Abgeordneter Vogel, an mir wird es nicht lie-
gen, die notwendigen Entscheidungen auch im Ge-
spräch mit Polen herbeizuführen. Aber Sie wissen so 
gut wie ich, daß ein Besuch in Polen gerade in den 
letzten Monaten ganz gewiß nicht das Gemäße gewe-
sen wäre, sondern daß wir die Entwicklung innerhalb 
Polens abwarten müssen. Es muß unser Ziel sein 
— ich glaube, darüber sind wir einer Meinung — , daß 
das, was mit Polen im Blick auf die Vergangenheit 
noch zu besprechen ist und was für die Zukunft vor-
bereitet werden kann, auch getan wird. 

Die zentrale Bedeutung unseres Verhältnisses zur 
Sowjetunion habe ich erst vor ein paar Tagen hier 
deutlich gemacht. Wir haben einen vertieften Dialog 
begonnen, wir wollen eine der Zukunft zugewandte 
Zusammenarbeit sowohl mit der Sowjetunion als auch 
mit allen unseren östlichen und südöstlichen Nach-
barn. 

Meine Damen und Herren, wir wissen, wenn wir 
diesen Schritt tun, mit wem wir verhandeln; wir gehen 
ohne jede Illusion an diese Gespräche heran. Bei all 
diesen Fragen — das gilt vor allem für die Abrü-
stung — ist entscheidend, wie die Tatsachen ausse-
hen und nicht, wie sich die Reden anhören. Und wenn 
wir von dieser sicheren Grundlage aus, die immer, 
wenn Sie so wollen, die geistige Grundlage des Har-
mel-Berichts war, an diese Fragen herangehen, dann, 
glaube ich, dürfen wir heute, am Vorabend des Jahres 
1989, davon ausgehen, daß das neue Jahr auf dem 
Felde der Abrüstung und Entspannung Gutes bringen 
wird. 

Es ist hier von allen Rednern — und ich bin dankbar 
dafür — das Thema Aussiedler angesprochen wor-
den. Es werden in diesem Jahr an die 200 000 sein, in 
den nächsten Jahren werden es wohl ähnliche Zahlen 
sein. Ich sage hier noch einmal: Es gilt der Satz: Aus-
siedler sind Deutsche. Sie haben ein Recht auf Ein-
reise und Aufnahme. Dieses Recht ist aus gutem 
Grund durch das Grundgesetz verbürgt. Wir sollten 
uns davor hüten, daran herumzudeuteln und falsche 
Vergleiche mit anderen Gruppen anzustellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wenn wir in diesem Sinne für die Aussiedler eintre-
ten, dann ist das keineswegs eine Politik, als ob wir die 
Menschen, die in anderen Ländern leben, beispiels-
weise seit zehn bis zwölf Generationen in der Sowjet-
union, auffordern würden, zu uns zu kommen. Ich 
habe in meinem Gespräch mit Generalsekretär Gor-
batschow nachdrücklich darauf hingewiesen, daß es 
unser Interesse ist, den Menschen, den Deutschen, die 
Sowjetbürger sind und dort leben, Lebenschancen 
und mehr Menschenrechte zu verschaffen, damit sie 
in ihrer alten Heimat bleiben können. Es kann nicht 
unser Interesse sein, ein Problem in einer Dimension 
von 2 Millionen Deutschen in der Sowjetunion lösen 
zu wollen. Aber es gibt andere Länder innerhalb des 
Warschauer Pakts, wo die Verhältnisse sehr viel 
schwieriger sind, wo ich das, was ich soeben sagte, so 
ohne weiteres nicht sagen kann, und wo unser Inter-
esse sein muß, daß von dort möglichst viele hierher zu 
uns kommen. Wir sollten sie mit offenen Armen auf-
nehmen. 

(Beifall bei CDU/CSU und der FDP) 

Herr Abgeordneter Vogel, wenn Sie sich so um an-
dere Parteien sorgen, dann rate ich Ihnen dringend, 
sich im Zusammenhang mit der Frage der Aussiedler 
den Äußerungen Ihres Stellvertreters, des saarländi-
schen Ministerpräsidenten, anzunehmen. Nicht nur 
das, was hier im Bundestag gesagt wurde, sondern 
auch das, was draußen in der Öffentlichkeit von ihm 
gesagt wird, hat ein Niveau, das weit unter dem, was 
durchschnittliche deutsche Stammtische auf diesem 
Gebiet bieten, angesiedelt ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es ist für meine Begriffe schlicht ein Skandal, daß ein 
Ministerpräsident eines deutschen Bundeslandes und 
immerhin der stellvertretende Vorsitzende einer so 
traditionsreichen Partei, die sich zu Recht in ihrer Ge-
schichte zur Solidarität bekannt hat, in dieser Weise 
über die Deutschen spricht. 

Für uns ist folgendes festzuhalten: Wenn diese 
Deutschen zu uns kommen, um künftig als Deutsche 
unter Deutschen leben zu können, wenn sie kommen, 
weil sie ihren Kindern ihre Identität, ihre Sprache und 
Kultur sichern wollen, dann haben sie einen rechtli-
chen und moralischen Anspruch darauf, daß wir ihnen 
nach Kräften helfen. Das heißt, dies ist eine nationale 
Aufgabe für alle. 

Herr Abgeordneter Vogel — auch das sei hier ein-
mal klar gesagt — , ich bin überzeugter Föderalist und 
war lange genug selber Ministerpräsident; aber ein 
Teil der Argumente, die ich gegenwärtig von der Seite 
der Gemeinden und von der Seite der Bundesländer in 
diesem Zusammenhang höre, entspricht nicht meiner 
Vorstellung von gelebtem Föderalismus. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Der Bund hat hier klar die Initiative ergriffen. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Er meint Nie

-

dersachsen!)  

— Ich habe jetzt kein einziges Land besonders zu 
erwähnen. Ich habe bewußt alle Länder und auch die 
Gemeinden angesprochen. Normalerweise hat der 
Abgeordnete Vogel ja immer einen bestimmten Ober-
bürgermeister im Sinn, den er gerne zitiert. Den meine 
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ich dabei ausdrücklich mit — damit wir uns nicht miß-
verstehen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Da sind wir uns ja einmal 
einig!) 

Ich will dazu noch einmal sagen: Jetzt ist die Zeit zu 
handeln. Wir haben dies getan mit einem Sonderpro-
gramm zur Eingliederung der Aussiedler, mit der 
Sprachförderung, mit dem, was die Bundesanstalt für 
Arbeit jetzt an Verbesserungen bringt, mit dem Ga-
rantiefonds für schulische, berufliche und gesell-
schaftliche Eingliederungsbeihilfen, mit dem, was die 
Jugendgemeinschaftswerke erhalten, und vieles an-
dere mehr. 

Wir haben vor allem folgende wichtige Maßnahme 
getroffen: Der Bund stellt den Ländern über 1 Milli-
arde DM als Finanzhilfen für den Bau von 45 000 
Wohnungen in 1989 und 1990 zur Verfügung. Bereits 
seit Anfang Oktober können die Bundesländer diese 
Förderungsmittel bewilligen. 

Meine Damen und Herren, ich habe ebenfalls ge-
sagt — das wissen die Herrn Ministerpräsidenten aus 
dem Gespräch, das wir hatten — , daß die Bundesre-
gierung, wenn sich die Zahlen so entwickeln, wie es 
möglicherweise geschieht — niemand weiß das ge-
nau — , selbstverständlich bereit ist, notwendige Ent-
scheidungen über das jetzt Bewilligte hinaus zu tref-
fen. Dieses Wort steht, und dieses Wort gilt. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Weiß Herr 
Stoltenberg das auch?) 

Also kommt es jetzt nicht darauf an, zu streiten, wie 
man möglichst viel Kosten von einer Ebene auf die 
andere abschiebt, sondern wie man seiner nationalen 
Verantwortung wirklich nachkommt. Meine Bitte an 
Sie ist, daß Sie das tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Bei der heutigen Etatrede des Abgeordneten 
Dr. Vogel war bemerkenswert, wie wenig er über die 
wirtschaftliche Entwicklung der Bundesrepublik ge-
sprochen hat. Das hat seinen guten Grund, meine 
Damen und Herren; denn wenn er seine Rede von 
1987 

(Seiters [CDU/CSU]: 1986!) 

— oder 1986 — heute noch einmal gehalten hätte, 
wenn er sie nur gelesen hätte, hätte er zugeben müs-
sen, daß er sich in einer ganz unwahrscheinlichen 
Weise getäuscht hat. 

(Dr. Vogel [SPD]: Mit Ihnen zusammen!) 

Wenn Sie hier gesagt haben, Herr Abgeordneter Vo-
gel, wir hätten uns ja auch getäuscht, wir hätten ja nur 
2,5 % angenommen, dann muß ich Ihnen sagen: Das 
ist doch ein gewisser Unterschied zu jenem Verelen-
dungsgemälde, das Sie uns vor einem Jahr dargebo-
ten haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf von der CDU/CSU: So hätte er es gerne 

gehabt!) 

Meine Damen und Herren, weiterer wirtschaftlicher 
Aufschwung, Expansion bei Stabilität, das ist kurzge-
faßt das Markenzeichen der wirtschaftlichen Auf-
wärtsentwicklung, die nun ins siebte Jahr geht. So die 

Einschätzung des Sachverständigenrats, die er durch-
aus auch mit kritischen Anmerkungen zu unserer Poli-
tik ergänzt. Er schreibt: „Die Wirtschaft der Bundes-
republik bleibt auch im kommenden Jahr auf einem 
Expansionspfad", und er sieht insbesondere „gute 
Chancen, daß die Beschäftigung weiter steigt". Diese 
ermutigende wirtschaft liche Bestandsaufnahme steht 
in einem totalen Gegensatz zu jenem Zweckpessimis-
mus, den Sie seit Jahr und Tag verbreiten. 

1988 — dies sind die Tatsachen — wird in die deut-
sche Wirtschaftsgeschichte wahrscheinlich als ein 
Jahr eingehen, in dem Stimmungsbilder und Progno-
sen zwar im Rekordtempo feilgeboten wurden, aber 
auch die wohl größte Fehlerquote seit langer, langer 
Zeit erreicht haben. Selten sind vorschnelle Worte, 
und zwar aus vielen Bereichen, nicht zuletzt auch aus 
dem Bereich der Wirtschaft, von den Tatsachen so 
schnell überholt worden. 

Meine Damen und Herren, zu diesem Rückblick 
gehört auch die Feststellung, daß die Bundesregie-
rung in der damals psychologisch so schwierigen Si-
tuation — die Sie parteipolitisch ja sehr ausgenutzt 
haben — Maßnahmen getroffen hat, die sich als hilf-
reich erwiesen. Ich erinnere an die Verstärkung der 
Steuersenkung 1988 auf 14 Milliarden DM, an die 
zeitlich bef ristete Inkaufnahme eines höheren Haus-
haltsdefizits und an das Investitionsförderungspro-
gramm. Viele, nicht zuletzt auf Ihrer Seite, haben 
diese Initiativen aufs heftigste kritisiert. Ihre Kritik ist 
vom Schicksal der meisten Prognosen ereilt worden: 
Sie wurde von den Tatsachen widerlegt. Auch dies ist 
eine Erfahrung des Jahres 1988, die wir den Wählern, 
meine Damen und Herren, nicht vorenthalten soll-
ten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Im Blick auf die Zeit, die vor uns liegt, erscheint es 
mir wichtig, daß wir sagen können: Wachstum und 
Beschäftigung stehen auf einer breiten und soliden 
Grundlage; neben dem p rivaten Verbrauch sind ins-
besondere die Investitionen zum Konjunkturmotor ge-
worden. — Wie wichtig dies ist, liegt auf der Hand, 
denn die Investitionen von heute sichern die Wettbe-
werbsfähigkeit und damit immer die Arbeitsplätze 
von morgen. 

Die deutsche Wirtschaft ist auf dem richtigen Weg. 
Die Unternehmen haben ihre Investitionsplanungen 
deutlich nach oben revidiert; die Zahlen zeigen dies. 
In diesem Jahr, meine Damen und Herren, wird der 
Anteil der realen Investitionen in Maschinen und An-
lagen am Bruttosozialprodukt aller Voraussicht nach 
den höchsten Stand seit dem Jahre 1971, d. h. seit 
17 Jahren, erreichen. Dies ist ein Stück Abschlagszah-
lung auf die wirtschaftliche Zukunft unseres Landes, 
und es widerlegt auch das Geschwätz vom Standort-
nachteil Bundesrepublik Deutschland. Es lohnt sich 
offenkundig, in der Bundesrepub lik Deutschland zu 
investieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Gleichzeitig — Graf Lambsdorff und Alfred Dreg-
ger sprachen davon — ist uns etwas gelungen, was Sie 
draußen fortdauernd unterschlagen, nämlich ein an-
haltendes Wachstum mit einem hohen Maße an Preis-
stabilität zu verbinden. Wo gibt es vergleichbare Zah- 
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len noch einmal in Europa? Nimmt man den Zeitraum 
seit 1986, so beläuft sich der Preisanstieg in diesen 
drei Jahren auf etwa 1 %. Meine Damen und Herren, 
wenn Sie hier auf die Geschichte der Bundesrepublik 
zurückblicken, müssen Sie schon 30 Jahre zurückge-
hen, um vergleichbare Ergebnisse zu sehen. 

Dieser Erfolg in Sachen Inflationsbekämpfung hat 
konkrete Folgen. Er hat zusammen mit dem anhalten-
den Wirtschaftswachstum dazu geführt — das ist ganz 
anders, als Sie es hier darstellen wollten, Herr Vo-
gel — , daß die Realeinkommen und damit der Wohl-
stand breiter Schichten der Bevölkerung spürbar zu-
genommen haben. In den drei Jahren seit 1986 haben 
die verfügbaren Einkommen der p rivaten Haushalte 
nach Abzug des geringen Preisanstiegs um nicht we-
niger als 130 Milliarden DM zugenommen. Das ist der 
stärkste Anstieg seit Beginn der 70er Jahre. 

Diese Entwicklung gilt nicht nur für Einkommens-
bezieher, sondern auch für die Rentner. Auch ihnen ist 
die positive Wirtschaftsentwicklung zugute gekom-
men. Waren die Renten von 1980 bis 1982 real um 
3,2 % gesunken, so sind sie in den drei Jahren seit 
1986 um 7 % gestiegen. Das ist Sozialpolitik für die 
breiten Massen unseres Volkes. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das dokumentiert einmal mehr die Erfahrung 
— dies ist, glaube ich, eine der wichtigsten Erfahrun-
gen aus 40 Jahren Geschichte der Bundesrepublik 
Deutschland — , daß ein Mehr an sozialer Marktwirt-
schaft immer auch ein Mehr an Chancen für Einkom-
men und Renten, für Ersparnisse und Wohlstand eröff-
net. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Was mir besonders wichtig erscheint: Diese Ein-
kommen sind nicht finanzielle Zuwendungen, die der 
Staat an Bürger weitergibt, sondern sie sind das Er-
gebnis der Leistung der einzelnen Bürger. Diese Ein-
kommen bedeuten auch, daß die Abhängigkeit von 
staatlichen Kassen nicht größer, sondern geringer ge-
worden ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Es sind Einkommen aus eigener Arbeit. Sie erweitern 
den Spielraum des einzelnen; sie bedeuten mehr Frei-
heit. Das ist das Ziel unserer Politik. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Entwicklung der letzten zwölf Monate hat auch 
auf dem Arbeitsmarkt positive Veränderungen ge-
bracht. Natürlich weiß ich auch, daß hier noch viel zu 
tun ist und daß das eines der wichtigsten Probleme 
bleibt. Dabei sollten wir uns, wenn wir über den Ar-
beitsmarkt reden, nicht nur von der Statistik leiten 
lassen. Wir sollten vielmehr die Gesichter der Betrof-
fenen und ihre Familien sehen. Tatsache ist, daß wir 
beides zu berücksichtigen haben: die Erfolge und das, 
was noch zu tun ist. 

Im September hat die Zahl der im Arbeitsleben Be-
findlichen erstmals wieder die Grenze von 26,4 Millio-
nen überschritten. Das bedeutet einen Zugewinn von 
870 000 gegenüber 1983. Das bedeutet zugleich den 
höchsten Beschäftigungsstand seit 1980. Die Sachver-
ständigen gehen für Ende nächsten Jahres von einer 

Zahl in der Größenordnung von über 1 Million aus. 
Und was haben Sie uns hinterlassen, meine Damen 
und Herren — das soll man nicht vergessen! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wem ist dieser Zuwachs an Arbeit und Beschäfti-
gung zugute gekommen? Zunächst einmal kam er vor 
allem jenen zugute, die durch Kurzarbeit betroffen 
waren. Das waren bei uns in der Bundesrepublik im 
März 1983 eine Million. Es sind jetzt weniger als 
100 000. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Die anderen 
sind komplett arbeitslos!) 

Das ist der niedrigste Oktober-Stand seit 1979. 

Der Zuwachs an Arbeit und Beschäftigung kam 
auch den jungen Leuten zugute. Wir haben durch 
gemeinsame Anstrengungen — Sie haben die Lehr

-

stelleninitiative damals genug diffamiert — für mehr 
Lehrstellen gesorgt. Das war ein hervorragendes Er-
gebnis. Wir haben jetzt die Situation, daß viele Aus-
bildungsstellen noch offen sind. Wir werden uns in 
den nächsten Jahren noch mit Wehmut an die hohe 
Zahl von Lehrstellenbewerbern erinnern. 

(Jungmann [SPD]: Die demographische  Ent
-wicklung!) 

— Jetzt muß ich wirklich sagen: Bei der Überzahl von 
Lehrstellensuchenden haben Sie die Demographie 
nicht gelten lassen, und heute lassen Sie sie gelten, 
weil sie Ihnen gerade paßt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Natürlich ist es so, daß die Demographie eine Rolle 
spielt; aber ebenso wahr ist, daß wir das Problem des 
Lehrstellenmangels gelöst haben, und zwar ohne Ge-
setze und ohne Abgaben, sondern mit dem guten Wil-
len und der Unterstützung vieler Bürger. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Arbeitslosenquote für junge Arbeitnehmer un-
ter 20 Jahren — das können Sie nicht so einfach auf 
die Demographie abschieben — lag zuletzt bei 5,3 %. 
Das sind fast 3 % weniger als die allgemeine Quote. 

Gemessen an internationalen Maßstäben, meine 
Damen und Herren, registrieren wir mit Blick auf die 
jugendlichen Arbeitslosen, daß wir innerhalb der EG 
mit die beste Entwicklung erreicht haben. Das ist kein 
Grund auszuruhen; aber es ist auch wahr, daß diese 
Tatsachen immer wieder bekanntgemacht werden 
müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Arbeitslosenquote insgesamt ist auf 8 % zu-
rückgegangen. Das ist jetzt der niedrigste Wert seit 
sechs Jahren; das ist jedoch alles andere als ein Wert, 
mit dem wir zufrieden sein können. Es gehört vieles 
für die Zukunft noch dazu. 

Dazu zählt beispielsweise auch die Frage, wie weit 
wir die Statistik etwas durchsichtiger und verständli-
cher machen. 

(Opel [SPD]: Wieder manipulieren!) 
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— Allein die Diskussion über einen Gegenstand ist für 
Sie eine Manipulation. Das ist bezeichnend für Ihr 
Demokratieverständnis. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Jeder, der ernsthaft mit führenden Repräsentanten 
etwa des Deutschen Gewerkschaftsbundes redet, und 
zwar nicht auf einer Kundgebung, sondern in einem 
normalen vernünftigen Gespräch, 

(Jungmann [SPD]: Ohne Feindbilder!) 

wird ohne weiteres über die Tatsache sprechen kön-
nen, daß es selbst in Arbeitsamtsbezirken mit hoher 
Arbeitslosigkeit Arbeitskräftemangel gibt. Sie können 
das bei jeder zuständigen Stelle in praktisch jeder 
Stadt unschwer erfahren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Folglich muß doch bei der Darstellung des Problems 
etwas falsch sein. 

Wir sehen auch, wo die Probleme liegen. Wir sehen, 
daß wir viele Arbeitslose haben, die Opfer von struk-
turellen und regionalen Verwerfungen sind, ob das in 
der Schuhindustrie ist, oder im Bereich der Kohle, ob 
das im Bereich des Stahls ist oder bei der Werftindu-
strie. Wir kennen ja die Beispiele. Aber wir sehen auch 
umgekehrt — das läßt sich nicht leugnen — die Ver-
änderungen. Wir sehen die Tatsache, daß eine grö-
ßere Zahl von Frauen als früher ins Arbeitsleben 
strebt, weil sie jetzt eine Chance sehen — die sie vor-
her überhaupt nicht gesehen haben — , eine Arbeit zu 
bekommen. 

Wir sehen auch Einstellungen, die ganz und gar 
töricht sind, etwa im Umgang mit älteren Arbeitneh-
mern. Selbst in einem Arbeitsamtsbezirk, der nahezu 
Vollbeschäftigung aufweist wie der mittlere Neckar-
raum, werden Sie heute die größten Probleme haben, 
wenn Sie einen 52-, 53jährigen unterbringen wollen. 
Es ist ein absoluter Unsinn, daß Lebenserfahrungen so 
gering geachtet werden und die Chancen deswegen 
entsprechend so schlecht sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich glaube, daß sich alle Beteiligten — das gilt für 
die Politik genauso wie für die Tarifpartner, für Ge-
werkschaften und Unternehmen — mehr einfallen 
lassen müssen auf zwei wichtigen Feldern: der Flexi-
bilisierung und der Qualifizierung. Die Tatsache, daß 
über 1 Million der Arbeitssuchenden keine berufliche 
Qualifizierung aufweisen können, zeigt doch das ei-
gentliche Problem, das wir in der Zukunft haben wer-
den. Hier müssen wir ansetzen, und hier müssen wir 
die notwendigen Entscheidungen herbeiführen. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Darum kürzen 
Sie auch die Mittel?!) 

Aber hier geht es nicht um Entscheidungen, die pri-
mär der Politik übertragen sind. Wenn wir ja sagen zur 
Tarifautonomie, dann haben die Tarifpartner bei Ab-
schlüssen und bei innerbetrieblichen Vereinbarungen 
die notwendige Verantwortung wahrzunehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD) 

Das andere Stichwort, das ich erwähnen möchte, 
gehört auch in diesen Bereich. Das ist die Flexibilisie-

rung. Ich will besonders die Frage der Teilzeitarbeit 
ansprechen. Es ist nicht verständlich — obwohl jetzt 
bei uns die gesetzlichen Voraussetzungen geschaffen 
sind — , daß die Niederlande — das ist ein wirklich 
vergleichbares Land — 24 % und wir 12 % solcher Ar-
beitsplätze aufzuweisen haben. Hier herrscht in Per-
sonalbüros und, wie ich vermute, gelegentlich auch in 
Betriebsratsbüros noch sehr viel Denken in altherge-
brachten Bahnen. 

Die Flexibilisierung ist ja vor allem etwas, was be-
rufstätige Frauen zugute kommt. Wer sich fortlaufend 
dazu bekennt, daß die Gleichberechtigung der Frau 
endlich Wirklichkeit werden muß, sollte sich auch 
darum kümmern, daß wir auf diesem Feld endlich vor-
ankommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich begrüße es — das will ich ausdrücklich sagen —, 
daß gerade in allerjüngster Zeit auch im Kreis der 
Tarifpartner die Signale einer neuen Nachdenklich-
keit und einer größeren Gesprächsbereitschaft auf 
diesem Feld deutlich zugenommen haben. 

Mir scheint auch das Verständnis dafür zu wachsen, 
daß ein Hochlohnland wie die Bundesrepublik 
Deutschland das erreichte Einkommensniveau nur si-
chern kann, wenn wir halt in der Lage sind, bei der 
Organisation der Arbeitszeit den veränderten tech-
nologischen und wirtschaftlichen Bedingungen bes-
ser Rechnung zu tragen. Wenn ich das sage — ich 
sage das vorsorglich, weil ich weiß, was ich von Ihrer 
Seite zu erwarten habe — , bedeutet das selbstver-
ständlich nicht, daß soziale Absicherungen in Sachen 
Arbeitszeit zur Disposition gestellt werden sollen. Klar 
ist aber, daß wir insgesamt gesehen beweglicher wer-
den müssen. 

(Zuruf von der SPD: Was heißt das denn?) 

Wenn wir nicht beweglicher werden, werden wir un-
seren Platz als Exportnation Nummer eins auf die 
Dauer nicht halten können. 

Vor allem warne ich — da sehe ich bei den Gewerk-
schaften erfreulicherweise eine gute Entwicklung — 
vor pauschalen Konzepten. Was für ein kapitalinten-
sives Großunternehmen der Indust rie mit einem 
Mehrschichtbetrieb gut und sinnvoll sein mag, das 
paßt noch lange nicht für ein Handwerksunterneh-
men. Die Differenzierung auch im Blick auf die Regio-
nen gibt uns hier, glaube ich, noch eine ganze Menge 
Chancen. 

Mit einem Satz: Es gibt noch vieles zu tun, nicht nur 
für die Tarifpartner, auch für die Politik. Wir haben die 
Aufgabe, vernünftige Rahmenbedingungen zu schaf-
fen. 

Aber das werden wir nur tun können, wenn wir eine 
andere Priorität beachten. Das sind solide Staatsfinan-
zen. Ich sagte bereits, daß wir im laufenden Jahr auf 
Grund der besonderen Situation infolge der Turbulen-
zen an den Finanzmärkten ein höheres Haushaltsde-
fizit in Kauf genommen haben. Ich habe damals, vor 
einem Jahr, erklärt: das wird sich nicht wiederholen, 
das wird ein Ausreißer bleiben. Sie haben uns be-
schimpft, diffamiert und alles Mögliche nachgesagt. 
Wenn Sie fair sind, gehen Sie heute an dieses Pult und 
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bekennen, daß alles, was Sie vorhergesagt haben, 
falsch war. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich habe damals gesagt — und der Kollege Stolten-
berg hat es bei vielen, vielen Gelegenheiten deutlich 
gemacht —, daß die Nettokreditaufnahme des Bundes 
im Haushaltsjahr 1989 um mindestens 10 Milliarden 
DM zurückgeführt werden soll. Heute können wir 
feststellen, daß der Haushalt, der Ihnen zur Entschei-
dung vorliegt, dieser Vorgabe entspricht. 

(Zuruf von der SPD: Ach Gott!) 

Ich will noch einmal darauf hinweisen, daß das Ziel 
einer wirksamen Ausgabendisziplin und einer Be-
grenzung der jährlichen Neuverschuldung für uns 
unverändert Gültigkeit hat. Sie haben mich hier zi-
tiert, Herr Kollege Vogel, mit dem, was ich auf einem 
Parteitag in Aachen gesagt habe, und ich nehme das 
gerne auf: Nur wer das eigene Haus in Ordnung hält, 
kann auch etwa in der Weltpolitik oder in der Europa-
politik seinen Beitrag leisten. 

(Zuruf von der SPD: Dann geben Sie sich 
doch Mühe!) 

Weil dies so ist, halten wir dieses Haus Bundesrepu-
blik Deutschland in Ordnung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr. Dregger [CDU/CSU]: Und es ist in Ord

-

nung!) 

Meine Damen und Herren, diesem Ziel dient auch 
unsere Steuerpolitik. Auch das ist ja eine, wie ich 
finde, gute Entwicklung — das gilt nicht nur für Sie, 
sondern das gilt auch für viele in der Koalition — : Wie-
viel Ratschläge gab es denn, meine Damen und Her-
ren, die Terminplanung hinsichtlich der Steuersen-
kungen zu verändern? Dieser Tage sagte mir einer 
von jenen, die es eigentlich wissen müssen: Daß jetzt 
die nächste Rate zum 1. Januar 1990 kommt, ist wie 
gemalt; besser hätte man es gar nicht machen kön-
nen. 

Die Steuerreform 1990 trägt eben der gesamten 
Entwicklung Rechnung. Die nachhaltige Anhebung 
des Grundfreibetrags, die Besserstellung der Familien 
mit Kindern, die Beseitigung des sogenannten Mittel-
standsbauchs — das alles sind Inhalte der Reform, die 
in die Zukunft weisen. Das ist hier von meinen Kolle-
gen aus der Koalition schon deutlich angesprochen 
worden. 

Meine Damen und Herren, im Blick auf die EG und 
den europäischen Binnenmarkt in 48 Monaten sind 
die anderen Reformen unerläßlich. Ich nenne hier die 
Postreform, von Ihnen heftig bekämpft. 

(Zuruf von der SPD: Ja!) 

Ja, meine Damen und Herren, wenn es so weiterge-
gangen wäre, wie Sie es bei der Post gemacht haben, 
wäre die Post in ein paar Jahren am Ende gewesen. 

(Lachen und Widerspruch bei der SPD) 

Sie haben den Personalumfang ausgeweitet und 
nichts, aber auch gar nichts für die Zukunftssicherung 

getan. Sie haben die Arbeitsplätze bei der Post gefähr-
det. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord-
neten der FDP) 

Was haben Sie denn an Anpassungen bei den neuen 
Kommunikationstechnologien angesichts der verän-
derten Marktbedingungen gemacht? 

Und was haben Sie im Blick auf die Lohnnebenko-
sten getan, meine Damen und Herren, etwa im Zu-
sammenhang mit dem Sozialversicherungssystem? 

(Dr. Vogel [SPD]: Die sind doch bei Ihnen 
gestiegen, höher denn je! — Weiterer Zuruf 

von der SPD: Sie haben sie erhöht!) 

Nun, Herr Abgeordneter Vogel, 

(Dr. Vogel [SPD]: Herr Abgeordneter Kohl!) 

ziehen Sie durchs Land und machen Volksverhetzung 
in Sachen Gesundheitsreform. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU — Zu-
rufe von der SPD: Unerhört!) 

—Doch, doch, das machen Sie. 

(Weitere anhaltende Zurufe von der SPD — 
Glocke des Präsidenten) 

Herr Abgeordneter Vogel, wenn Sie die Flugblätter 
lesen, die Ihre Partei draußen gegen Blüm, gegen 
mich und andere verteilt, dann müssen Sie erkennen, 
daß das unerträglich ist, und das muß hier einmal zur 
Sprache gebracht werden. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

Die Art der politischen Auseinandersetzung, die Sie 
treiben, ist völlig unerträglich. 

(Dr. Vogel [SPD]: Mäßigen Sie sich! — Wei-
tere Zurufe von der SPD) 

Sie haben uns dieses Erbe hinterlassen: Im Jahre 
1970 haben wir in der Bundesrepublik — — 

(Erneute anhaltende Zurufe von der SPD) 

— Ja, meine Damen und Herren, ich weiß, Sie sind 
stark im Austeilen. 

(Anhaltende lebhafte Zurufe von der SPD — 
Glocke des Präsidenten) 

—Ich weiß, Sie sind stark im Austeilen, und wir sollen 
alles einstecken. Es ist unerträglich, was Sie im Zu-
sammenhang mit der Gesundheitskostenreform — ich 
sage dies noch einmal — draußen im Lande betrei-
ben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Jungmann [SPD]: Aufhören! — Weitere Zu-

rufe von der SPD) 

Die Art und Weise Ihrer Darstellung hat nichts, aber 
auch gar nichts mit der Wirklichkeit zu tun. 

(Große Unruhe — Erneute Zurufe von der 
SPD) 
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Vizepräsident Cronenberg: Meine Damen und Her-
ren, ich bitte doch, die notwendige Ruhe wiederher-
zustellen. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Er hat doch 
außer Beschimpfungen nichts mehr zu bie

-

ten! — Weitere Zurufe von der SPD) 
— Meine Damen und Herren, der Bundeskanzler hat 
das Wort. 

Dr. Kohl, Bundeskanzler: Also, Herr Präsident, 
wenn ich das gerade sagen darf: Mir geht es hier jetzt 
wirklich nicht darum, den Ablauf der Debatte zu er-
schweren. Ich habe diesen Beg riff wirklich aus der 
Empörung über das gebraucht, was ich jeden Tag 
draußen an Flugblättern lesen muß. Wenn es Ihnen 
um den Begriff geht, bin ich gerne bereit, diesen Be-
griff zu streichen, Herr Abgeordneter Vogel; damit 
habe ich kein Problem. 

(Jungmann (SPD]: Nein, um die Inhalte 
geht's! — Weitere Zurufe von der SPD) 

Aber ich erhalte den Vorwurf aufrecht, daß Sie Tag für 
Tag überall in der Bundesrepublik eine Propaganda 
machen, die von A bis Z unwahr und un richtig ist, die 
nicht der Wahrheit entspricht. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und der 
FDP — Abg. Dr. Vogel [SPD] begibt sich von 
seinem Platz in der ersten Reihe auf einen 
einige Sitzreihen dahinter befindlichen Platz 

— Lachen bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Meine Damen und Her-
ren, nach dieser wünschenswerten Klarstellung bitte 
ich, die notwendige Ruhe wiederherzustellen. Herr 
Bundeskanzler, fahren Sie fort. 

Dr. Kohl, Bundeskanzler: Herr Abgeordneter 
Vogel, 

(Zurufe von der SPD: Entschuldigen Sie 
sich!) 

ich will Ihnen noch einmal sagen: Ich habe, als ich Ihre 
Empörung bemerkt habe, sofort eine Richtigstellung 
vorgenommen. Ich möchte mir wünschen, daß Sie sich 
bei Ihren Bemerkungen einmal ebenso verhielten. 
Das gilt es noch einmal zu sagen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP — Unruhe bei der SPD — Zuruf von 
der SPD: So etwas darf einem Bundeskanzler 
nicht passieren! — Frau Dr. Däubler-Gmelin 
[SPD]: Das darf ein Bundeskanzler nicht ma

-

chen!) 
— Meine Damen und Herren, ich weiß, Sie sind sehr 
stark im Austeilen. Aber Sie sind sehr schwach im 
Hinnehmen, wenn andere Ihnen einmal mit der glei-
chen Münze zurückzahlen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU — 
Zurufe von der SPD) 

Wenn wir hier eine Diskussion über die schriftlichen 
Zeugnisse Ihrer Kampagne aufnehmen würden, dann 
würde jeder sehen, was für Bezeichnungen hier an-
gebracht wären. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, Sie haben uns das Ge-
sundheitswesen in einem Zustand hinterlassen, bei 
dem es nicht bleiben konnte. Von 24 Milliarden DM 
im Jahr 1970 sind die Kosten auf 125 Milliarden DM in 
diesem Jahr gestiegen. Jeder von uns weiß, daß die 
Zukunftschancen der Bundesrepublik Deutschland 
entscheidend davon abhängen, ob wir fähig sind, Ex-
portland Nummer eins zu bleiben. Wir werden das nur 
bleiben, wenn wir die Lohnnebenkosten eingrenzen. 
Aus diesem Grund muß jetzt — und ich bin dankbar, 
daß die Kollegen das ermöglicht haben —, in dieser 
Woche, die letzte Entscheidung im Deutschen Bun-
destag getroffen werden. 

Wir haben ein zweites Feld, Herr Abgeordneter Vo-
gel, wo wir über Konsens oder Dissens nicht nur reden 
müssen, sondern wo wir uns darüber klar sein müssen, 
daß ein zerbrochener Konsens für die Zukunft der 
Bundesrepublik katastrophale Folgen hätte. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Sie sollen 
sich entschuldigen und nicht schwafeln!) 

Ich spreche von der Energiepolitik. In den vergange-
nen zwei Wochen ist es nach schwierigen Verhand-
lungen gelungen, die notwendigen Vereinbarungen 
zu treffen, um die Förderung der deutschen Stein-
kohle für die nächsten drei Jahre auf eine tragfähige 
Grundlage zu stellen. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Unglaub

-

lich!)  

Ich meine den Einstieg in das neue System des Hüt-
tenvertrags und die Absicherung der Verstromungs-
regelung. Auch hier wird ja in den Kohleländern zum 
Teil seitens der Sozialdemokratie ganz Unglaubliches 
behauptet. Weil dies so ist, müssen Sie sich anhören, 
was der Bund in diesem Bereich geleistet hat und lei-
stet. 

Seit 1983 hat der Bund die deutsche Steinkohle mit 
insgesamt 33 Milliarden DM unterstützt. 1987 und 
1988 hat der Bund für die deutsche Steinkohle jeweils 
über 7,5 Milliarden DM zur Verfügung gestellt. Die 
wirtschaftlich notwendigen Anpassungsmaßnahmen 
im Kohlebergbau sind sozialverträglich gestaltet wor-
den. Dazu gehören für die Arbeitnehmer die Verlän-
gerung des Anpassungsgeldes bis 1994, die Unterstüt-
zung der Unternehmen bei der Durchführung des Ka-
pazitätsabbaus durch Sonderhilfen. Allein für den 
Bundeshaushalt ist dies eine zusätzliche Belastung 
von weit über 1 Milliarde DM. Hierzu gehört die im 
Interesse eines sozialverträglichen Belegschaftsab-
baus bis 1992 fortgeführte Subvention des Kokskoh-
lenexports. Hierzu gehört die umfangreiche regional-
politische Flankierung wie etwa die Maßnahmen zur 
Schaffung von Ersatzarbeitsplätzen in den Arbeits-
marktregionen Aachen und Jülich. Der Hüttenver-
trag, d. h. der Einsatz der deutschen Steinkohle in der 
Stahlindustrie, steht auch weiterhin auf einer soliden 
Grundlage. Erst kürzlich ist die Kokskohlenrunde be-
endet worden. Für 1988 wird von Bund und Land eine 
Rekordsumme von knapp 4 Milliarden DM zur Verfü-
gung gestellt. 

Sie können doch beim besten Willen in der Debatte 
draußen nicht behaupten, daß der Bund hier seiner 
Verantwortung nicht gerecht geworden ist. Wir ste-
hen gegenwärtig in schwierigsten Verhandlungen 
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mit den revierfernen Ländern, und zwar mit dem kla-
ren Ziel, daß die revierfernen Länder auch jetzt die 
Erhöhungen beim Kohlepreis mit in Kauf nehmen, daß 
sie ein Opfer für andere Länder bringen, auch wenn 
diese ihrerseits nicht das Notwendige bei der Kern-
kraft getan haben. In allem Ernst darf ich Ihnen von 
der SPD das sagen 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Sie dürfen 
das gar nicht sagen! Sie sollen sich entschul

-

digen!) 

und zugleich zu den Ländern, die von den Sozialde-
mokraten geführt werden. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Sie sollen 
sich entschuldigen! Das ist das einzige, was 

Sie zunächst einmal machen sollten!) 

— Entschuldigung; ich habe eben klar und deutlich 
gesagt: Wenn diese Bemerkung Sie beschwert, 
nehme ich sie zurück. Was wollen Sie eigentlich noch 
mehr? 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Das ist eine 
Unverschämtheit! Sie sollen sich entschuldi

-

gen!) 

Vizepräsident Cronenberg: Frau Abgeordnete, ich 
möchte Sie bitten, den Redner nicht mehr zu unterbre-
chen. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Er soll sich 
entschuldigen! — Dr. Waigel [CDU/CSU]: 
Herr Präsident, können Sie die Dame nicht 

abschalten?) 

Dr. Kohl, Bundeskanzler: Ich wiederhole es erneut, 
wenn Sie es nicht gehört haben. 

(Unruhe bei der SPD) 

Ich habe klar und deutlich gesagt: Wenn diese Berner-
kung Sie beschwert, dann nehme ich sie zurück. 

(Zurufe von der SPD) 

Mehr kann ich doch nicht machen. 

Vizepräsident Cronenberg: Ich habe darauf hinge-
wiesen, daß diese wünschenswerte Klarstellung eine 
notwendige Voraussetzung für die Wiederherstellung 
der Ruhe ist. 

Herr Bundeskanzler, würden Sie eine Zwischen-
frage der Abgeordneten Frau Matthäus-Maier beant-
worten? 

Dr. Kohl, Bundeskanzler: Gerne. 

Vizepräsident Cronenberg: Bitte schön, Frau Abge-
ordnete. 

Frau Matthäus-Maier (SPD): Herr Kohl, ich glaube, 
das würde manches klären: Warum haben Sie eigent-
lich nicht die Kraft, sich einfach zu entschuldigen? 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Leb

-

hafte Zurufe von der CDU/CSU — Dr. Waigel 
[CDU/CSU]: Fünfmal hintereinander!) 

Dr. Kohl, Bundeskanzler: Aber, Frau Matthäus

-

Maier, das ist doch gar nicht das Problem. 

(Frau Matthäus-Maier [SPD]: Zurückneh-
men ist etwas anderes!) 

Ich habe klar und deutlich gesagt: 

(Frau Matthäus-Maier [SPD]: Nein, das ist 
keine Entschuldigung!) 

Wenn diese Bemerkung Sie beschwert, nehme ich sie 
zurück. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Das ist eine 
Unverschämtheit! — Frau Matthäus-Maier 

[SPD]: Das ist keine Entschuldigung!) 

Wenn Sie wollen, wenn Ihnen das genügt: Ich hätte 
sie nicht zurückgenommen, wenn ich sie nicht bedau-
ern würde. Das ist doch ganz selbstverständlich. Ich 
habe sie zurückgenommen. Ich gehöre wirklich nicht 
zu denjenigen, die eine beschwerende Bemerkung, 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Unglaub-
lich!) 

die andere unerträglich finden, nicht zurücknehmen 
können. 

(Dr. Rose [CDU/CSU]: Nehmen Sie Ihre 
Flugblätter zurück!) 

Ich bleibe bei meiner These in der Sache. Aber wenn 
diese Bemerkung Sie beschwert — ich sage es noch 
einmal — , nehme ich sie zurück. Aus! 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP — Zuruf von der CDU/CSU: Das 

reicht doch!) 

Ich komme zu dem wirklich wichtigen Thema zu-
rück. Ich sage mit Bedacht an alle Seiten des Hauses 
und auch an die Adresse der Bundesländer: Wir wer-
den in der Kohlefrage in der Zukunft keinen Konsens 
bekommen, wenn wir nicht in der Lage sind, gerade 
auch in der Frage des — notwendigen — Zusammen-
hangs zwischen Kohleförderung und Kernkraft wie-
der einen Konsens zu finden. Meine Damen und Her-
ren, es ist unerträglich — ich habe alle Sympathie für 
die Empfindungen von Ministerpräsidenten der Län-
der, die revierfern sind — , daß aus politischen Kreisen, 
die in den Bergbau-Ländern führend sind, etwa die 
Demonstrationen in den anderen Bundesländern or-
ganisiert werden, während gleichzeitig diese Bundes-
länder, und der Bund für die Steinkohle derartige 
Opfer bringen. Das ist ein völlig unerträglicher Vor-
gang. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wer sagt, er sichere den Steinkohlebergbau an der 
Ruhr, und gleichzeitig zu Demonstrationen in 
Wackersdorf aufruft, muß wissen, was er tut. Das ist 
das Ende vernünftiger gemeinsamer Energiepolitik in 
der Bundesrepublik Deutschland. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, ich darf zusammenfas-
send sagen: Wenn wir auf das Jahr 1988 zurückblik-
ken, ist ohne weiteres die Bemerkung erlaubt, daß 
dies ein gutes Jahr war, daß es uns in den außenpoli-
tischen Entwicklungen gute Fortschritte gebracht hat: 
im Bereich der NATO eine Stabilisierung des Bünd-
nisses, erste wesentliche Schritte bei der Abrüstung — 
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ich erinnere an das Inkrafttreten des INF-Vertrags —, 
die Gewißheit, daß die Abrüstung weitergehen wird, 
den Druchbruch bei den EG-Verhandlungen im Fe-
bruar in Brüssel und im Juni in Hannover und die gute 
Chance, daß wir im nächsten Jahr unseren Zeitplan 
auf dem Weg bis zum 31. Dezember 1992 einhalten 
können. Die Gespräche in Moskau und die mit den 
Repräsentanten der Warschauer-Pakt-Staaten hier 
und anderswo haben gezeigt, daß es über die Abrü-
stung hinaus eine gute Chance für uns gibt, weiterzu-
kommen, im besten Sinne des Wortes die Beziehun-
gen auf breiter Front weiterzuentwickeln. Auch das 
wird bei dem Besuch von Generalsekretär Gorba-
tschow im nächsten Jahr bei uns in der Bundesrepu-
blik Deutschland sicherlich eine Fortsetzung zum Gu-
ten erfahren. 

Wir haben eine wirtschaftspolitische Bilanz vorzu-
legen, die sich sehen lassen kann. Im Vergleich zu den 
anderen Ländern in Europa — abgesehen von einer 
Ausnahmestellung der Schweiz — nehmen wir einen 
Spitzenplatz ein. Das ist Ertrag der Arbeit von vielen 
Millionen Menschen. Ich denke an die Arbeit der Ar-
beitnehmer in den Betrieben. Ich denke an die Weit-
schau von klugen Unternehmern. Hier wirkt — mit 
einem Wort — der gute Wille eines ganzen Landes, 
der das Land nach vorn bewegt hat. 

(Büchner [Speyer] [SPD]: Die Gewerkschaf

-

ten hat er nicht genannt!) 

— Was haben Sie eigentlich für eine Art zu reagieren? 
Ich habe eben über die Arbeitnehmer gesprochen. 
Sind denn die Gewerkschaften nicht mehr Teil der 
Arbeitnehmer? Sind Sie in Ihrer Gegnerschaft wirk-
lich schon so weit, daß unsere Muttersprache nicht 
mehr trägt? Ich habe von Unternehmern gesprochen, 
und ich habe von Arbeitnehmern gesprochen. Wenn 
Sie wollen — wenn es Sie sonst beschwert — , spreche 
ich von Unternehmern, von Arbeitnehmern und ihren 
Gewerkschaften. Dann sind wir uns, glaube ich, völlig 
einig. Das ist doch wirklich inzwischen in die Nähe 
des Absurden geraten. 

(Unruhe) 

Meine Damen und Herren, ich will noch einmal 
sagen: Wir gehen davon aus, daß dieser Kurs, der dem 
Frieden und der Freiheit unseres Landes dient, der im 
Inneren dem Wohlstand und der sozialen Gerechtig-
keit dient, der richtige ist. Wir, die Bundesregierung 
und die sie tragende Koalition, sind entschlossen, ihn 
konsequent und mit dem notwendigen Mut auch dort, 
wo unpopuläre Entscheidungen zu treffen sind, wei-
terzuverfolgen. Dafür bitte ich Sie um Ihr Ver-
trauen. 

(Langanhaltender lebhafter Beifall bei der 
CDU/CSU und der FDP — Kleinert [Mar

-

burg] [GRÜNE]: Kein Wort zur Umwelt!) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Vogel. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Entschuldigung! 
— Ich dachte, er sei gegangen! — Dr. Rose 
[CDU/CSU]: Nimmt er die Flugblätter zu

-

rück? — Weitere erregte Zurufe von der 
CDU/CSU) 

— Meine Damen und Herren, ich bitte die notwendige 
Ruhe herzustellen. 
Herr Dr. Vogel, Sie haben das Wort. 

Dr. Vogel (SPD): Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Die Szene, die wir soeben 
erlebt haben und die durch die Unbesonnenheit des 
Bundeskanzlers herbeigeführt worden ist, war be-
drückend. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Hetzer! — 
Dr. Waigel [CDU/CSU]: Ach Gott, ach Gott! 
— Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: Staats-

schauspieler!) 
— Ich wiederhole den Satz: Die Szene, die wir soeben 
erlebt haben und die durch die Unbesonnenheit des 
Bundeskanzlers ausgelöst worden ist, war bedrük-
kend. 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der CDU/ 
CSU — Zuruf von der CDU/CSU: Das ist lä-

cherlich!) 
Es ist ohne Beispiel, daß der Bundeskanzler der Bun-
desrepublik Deutschland dem Vorsitzenden der stärk-
sten Oppositionsfraktion und seiner gesamten Frak-
tion Volksverhetzung vorwirft. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 
Das ist ein Wort, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Bayern braucht 
Dr. Vogel!)  

das an die Zeit vor 1933 erinnert. 
(Zuruf von der CDU/CSU: Sie hetzen schon 
wieder! — Weitere erregte Zurufe von der 

CDU/CSU) 
Ich nehme zur Kenntnis — — 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Dr. Vogel, ich 
möchte Sie unterbrechen. — Meine Damen und Her-
ren, ich glaube, daß sich dieses Haus keinen Gefallen 
tut, wenn es nicht mit der nötigen Ruhe die Erklärung 
des Abgeordneten Dr. Vogel zur Kenntnis nimmt. 

(Rühe [CDU/CSU]: Es ist unerträglich, was 
der Mann macht!) 

Mehr als ein Zwischenruf zur gleichen Zeit ist unver-
ständlich, meine Damen und Herren. 

Dr. Vogel (SPD): Ich danke Ihnen, Herr Präsident. 
Ich nehme zur Kenntnis, daß Sie nach wiederholter 

Aufforderung, Herr Bundeskanzler, den Ausdruck 
„Volksverhetzung" zurückgenommen haben. Ich 
nehme ebenso zur Kenntnis, daß die Unionsfraktion 
den Ausdruck „Volksverhetzung" mit stürmischem 
Beifall begleitet hat. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie hetzen ja 
schon wieder!)  

Ich warte darauf, daß sich auch der Vorsitzende dieser 
Fraktion zur Korrektur und zur Zurücknahme ent-
schließt. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Dr. Dregger 
[CDU/CSU]: Das ist eine Unverschämtheit! 
Setzen! — Dr. Waigel [CDU/CSU]: Es ist 

doch nicht zu fassen!)  
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Herr Bundeskanzler, ich habe heute morgen festge-
stellt, daß Sie zum Dialog nicht fähig sind. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Kehren Sie vor Ih

-

rer Tür!)  

Ihr Ausbruch hat diese Feststellung unterstrichen. 

Wir haben gegen die sogenannte Reform des Ge-
sundheitswesens keine anderen Argumente einge-
setzt als alle beteiligten Organisationen und Ver-
bände. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn Sie uns Volksverhetzung vorwerfen, gilt der 
Vorwurf allen anderen, die sich an dieser Diskussion 
beteiligen. 

(Jung [Lörrach] [CDU/CSU]: „Weil du arm 
bist, muß du früher sterben! ") 

Herr Bundeskanzler, wir haben Verständnis dafür, 
daß Sie sich in Schwierigkeiten befinden und ange-
sichts dieser Schwierigkeiten auch dünnhäutig rea-
gieren. Aber ich sage Ihnen, Sie werden Ihre Schwie-
rigkeiten durch solche maßlosen Ausbrüche nicht ver-
mindern, 

(Bühler [Bruchsal] [CDU/CSU]: Pharisäer!) 

sondern das Amt des Bundeskanzlers beschädigen 
und das Klima in diesem Hause in unerträglicher 
Weise belasten. 

(Beifall bei SPD — Erregter Widerspruch bei 
der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Meine Damen und Her-
ren, das Wort hat der Bundeskanzler. 

Dr. Kohl, Bundeskanzler: Meine Damen und Her-
ren, ich war lange genug Fraktionsführer in einer Re-
gierungsfraktion und in einer Oppositionsfraktion. Ich 
weiß, wie man in einer konkreten parlamentarischen 
Situation versucht, aus seiner Sicht das Richtige zu 
tun. Ich habe also durchaus Verständnis für das, was 
Herr Kollege Vogel versucht hat. 

Nur, Herr Kollege Vogel, es ändert ja nichts an den 
Tatsachen. Ich will noch einmal sagen: Wenn Sie der 
Ausdruck, den ich angewandt habe, beschwert, dann 
ziehe ich ihn zurück. 

(Dr. Vogel [SPD]: Was heißt denn „wenn"?) 

— Entschuldigung, ich habe auch mein Bedauern dar-
über zum Ausdruck gebracht; das muß Ihnen genü-
gen. 

Als zweites will ich allerdings sofort hinzufügen: 
Wenn Sie draußen im Lande weiterhin so fortfahren, 
Woche für Woche über Plakate, über Flugblätter in 
solchem Umfang eine Verfälschung der Wirklichkeit 
dieses Gesetzes vorzunehmen, dann bezeichne ich 
das weiterhin als einen Skandal und als eine wirklich 
schlimme Entwicklung des politischen Lebens. 

Sie können gegen dieses Gesetz sein — das ist Ihr 
gutes Recht —, aber dann verwenden Sie bitte wenig-
stens Argumente, die zutreffend sind! Es ist eine 
schlimme Sache, wenn Sie sich hinter Verbänden ver-
stecken. Ich habe, was die Ärzteschaft und einige ih-
rer Verbände betrifft, öffentlich Position bezogen; die  

sind aber hier nicht im Saal wie Sie. Sie sind der 
Parteivorsitzende der Sozialdemokratischen Partei 
Deutschlands. So, wie Sie mir vorhalten, was inner-
halb der CDU geschieht, sage ich Ihnen das, was ich 
für richtig halte, über das Verhalten der Sozialdemo-
kratischen Partei. 

Ich bedaure — ich sage dies noch einmal — , daß die 
Diskussion über die Gesundheitskostenreform bei Ih-
nen ein solches Niveau erreicht hat. Sie tragen dafür 
die Verantwortung. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der CDU/ 
CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Jungmann. 

(Abgeordnete der CDU/CSU und der FDP 
verlassen den Saal — Unruhe) 

— Herr Abgeordneter, ich würde Sie bitten, noch ei-
nen Moment zu warten, damit ich auch Ihnen die not-
wendige Ruhe verschaffen kann. 

Jungmann (SPD): Das ist sehr nett, Herr Präsident. 
Nur, es ist ja bezeichnend: Diejenigen, die vorhin die 
Krakeeler bei dem waren, was mein Fraktionsvorsit-
zender gesagt hat, gehen jetzt heraus. 

(Dr. Rose [CDU/CSU]: Was heißt hier Kra-
keeler! Was ist das für ein Ausdruck! — Pfef-
fermann [CDU/CSU]: Was war das für ein 

Ausdruck? Dieser Hetzer da vorn!) 

— Ich warte ab, Herr Kollege Rose, bis alle, die gehen 
wollen, den Saal verlassen haben. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter 
Jungmann, Sie haben jetzt das Wort. 

Jungmann (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Diese Debatte und das, was sich am Ende 
hier abgespielt hat, und gerade auch Ihr Zwischenruf 
beweisen, daß Sie aus dem, was sich vor 14 Tagen hier 
mit dem ehemaligen Präsidenten des Deutschen Bun-
destages und in bezug auf die Vorsichtigkeit von 
Wortwahlen abgespielt hat, nichts dazugelernt ha-
ben. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Sie hetzen schon 
wieder! Sie merken es nur nicht!) 

Herr Bundeskanzler, es ging überhaupt nicht 
darum, ob Sie den Beg riff, den Sie gebraucht haben, 
zurücknehmen. Vielmehr geht es doch darum, ob Sie 
inhaltlich davon überzeugt sind, daß Sie den Beg riff 
zu Unrecht gebraucht haben, und nicht nur pauschal 
zurücknehmen — und damit ist der Fall erledigt. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Kolleginnen und Kollegen von der Union: Ich 
weiß, daß eine Debatte manchmal auch dazu beiträgt, 
daß sich die Gemüter erhitzen. Aber Argumente dür-
fen hier doch noch vorgetragen werden und dürfen 
nicht einfach niedergeschrien werden. 
Deshalb glaube ich — der Bundeskanzler hat das in 

seinem Auftritt hier deutlich gemacht — , daß der 
Fraktionsvorsitzende meiner Partei mit der Kritik, die 
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er an der CDU/CSU geleistet hat, den Nerv getroffen 
hat. 

Herr Bundeskanzler, Sie haben diese Kritik als 
heuchlerisch bezeichnet. Ich frage Sie: Wie oft haben 
Sie eigentlich schon die Sozialdemokratische Partei 
belehrt und kritisiert? Sie haben dazu noch tote Sozial-
demokraten — weil diese natürlich nur gute Sozialde-
mokraten sind — als Zeugen angerufen. Wie nennen 
Sie das dann, wenn Sie meine Partei in der Form, wie 
Sie es in der Vergangenheit immer wieder getan ha-
ben, kritisiert haben? 

Ich sage ganz offen: Die Rede von Otto Graf Lambs-
dorff hat sich wohltuend von dem Bild abgehoben, 
welches der Bundeskanzler hier entworfen hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Es steht auch einem Bundeskanzler gut an, eigene 
Fehler einzugestehen und sie nicht nur durch Ausbrü-
che zu übertünchen. 

Ich stimme Ihnen in dem zu, Herr Bundeskanzler, 
was Sie über die deutschstämmigen Bürger in der 
Sowjetunion und über Ihren Versuch — dazu tragen 
wir alle bei — gesagt haben, ihnen dort, wo sie leben, 
wo sie aufgewachsen sind, wo sie seit Generationen 
ihre eigentliche Heimat sehen, ein Leben unter men-
schenwürdigen Bedingungen zu garantieren. Wenn 
sie meinen, unter den derzeitigen Bedingungen dort 
nicht mehr leben zu können, dann nehmen wir Sozial-
demokraten sie genauso wie Sie als Union mit offenen 
Armen auf. Darin lassen wir uns von Ihnen nicht über-
treffen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Wenn Sie meinem Fraktionsvorsitzenden vorwer-
fen, er habe hier im letzten Jahr ein Elendsgemälde 
gezeichnet, dann geben wir natürlich zu, daß sich die 
wirtschaftspolitischen Bedingungen — das hat Graf 
Lambsdorff hier auch ganz deutlich gesagt — gebes-
sert haben. Nur, unter welchen Aspekten sich die 
wirtschaftlichen Bedingungen verändert haben und 
welche Auswirkungen das auf die Politik gehabt hat, 
haben Sie vergessen zu sagen. Dabei müssen sie be-
rücksichtigen — — 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Otto Graf Lambsdorff hat gesagt, diese Politik sei 
seit 1973 angelegt. Von 1973 bis 1982 haben ja wohl 
die FDP und die SPD zusammen regiert. Daraus resul-
tiert ein Teil der Erfolge, die Sie heute kassieren. Das 
ist auch ein Teil der „Erblast" , die Sie hier immer 
ansprechen, Herr Bundeskanzler. 

Wenn Sie in Ihrer Rede von dem angeblichen 
Elendsgemälde gesprochen haben, dann haben Sie 
immer nur den Teil der Bevölkerung hervorgehoben, 
der von Ihrer Politik positive Aspekte zu erwarten hat. 
Es gibt Sozialhilfeempfänger, es gibt Arbeitslose, es 
gibt Aussiedler, Übersiedler, Asylanten und Rentner, 
die von Ihrer Politik keinen positiven Einfluß auf ihre 
Situation verspüren. Die Genannten leben teilweise 
am Rande der Not. Das vergessen Sie. Es ist auch Auf-
gabe der Opposition, darauf hinzuweisen, daß es sol-
che Dinge in dem reichen Land Bundesrepublik 

Deutschland auch gibt. Es gibt Elend in diesem 
Land. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Das darf man auch hier im Deutschen Bundestag 
—trotz aller positiver wirtschaftlicher Entwicklun-
gen — noch deutlich aussprechen. 

Daß die Politik der Bundesregierung in der Öffent-
lichkeit nicht die Zustimmung findet, die sich der Bun-
deskanzler immer erhofft und die er sich vielleicht 
auch von dem fernsehwirksamen Auftritt zwischen 
11.45 und 12.40 Uhr, der negativ auf ihn zurück-
schlägt, erhofft hat, kommt nicht von ungefähr. Auch 
das Einstellen von noch so viel Geld für Öffentlich-
keitsarbeit in den Bundeshaushalt wird die nega tive 
Wirkung nicht vertuschen können. Wenn Sie, Herr 
Bundeskanzler, gestern das ZDF-Politbarometer ge-
sehen haben — — 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

—Ja, ich weiß; Sie lassen zwar Umfragen machen, 
aber Sie lesen nur die Ihnen genehmen Umfragen. Die 
Ihnen nicht genehmen Umfragen nehmen Sie einfach 
nicht zur Kenntnis. Natürlich kann man auch so Politik 
betreiben. Diese Umfrage hat deutlich gezeigt, daß 
die Gesundheitsreformpolitik, die Sie hier ja vorhin 
unter sehr komischen Aspekten angesprochen haben, 
beim Bürger eben nicht als kostensenkend eingestuft 
wird. Vielmehr sind 62 % der Bürger davon überzeugt, 
daß sich diese Gesundheitsreformpolitik, aber auch 
die Steuerreform nicht positiv auswirkt. 

(Glos [CDU/CSU]: Nur durch eure Hetze!  — 
Dr.  Vogel [SPD]: Jetzt fängt der schon wieder 

an!) 

—Herr Kollege Glos, hören Sie doch einmal zu. 
„Durch eure Hetze. " Es ist die legitime Aufgabe der 
Opposition, Fehler und negative Auswirkungen der 
Politik der Regierung hier und da auch überpointiert 
deutlich zu machen. Wenn Sie das nicht vertragen 
können, müssen Sie sich aus der Politik zurückzie-
hen. 

Im Bundeshaushalt — gerade im Kanzleretat für das 
Presseamt — sind rund 223 Millionen DM für Öffent-
lichkeitsarbeit eingesetzt. Welche Wirkung diese Öf-
fentlichkeitsarbeit hat, kann man ja an der von mir 
gerade zitierten Umfrage ersehen. 

Der Bundeskanzler hat zwar häufig eine glückliche 
Hand in der Personalpolitik gehabt, aber ob er diese 
glückliche Hand auch in Zukunft haben wird, wird 
sich noch erweisen. Aber bei der Öffentlichkeitsarbeit 
und bei der Auswahl Ihrer Pressesprecher, Herr Bun-
deskanzler, waren Sie nicht immer so vorzüglich in 
Ihren personalpolitischen Entscheidungen. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Propaganda-
ministerium ist das! — Glos [CDU/CSU]: Was 
ist denn mit dem Zwischenruf „Propaganda-
ministerium"? — Gegenruf des Abg. Wieczo-
rek [Duisburg] [SPD]: Ja, Propaganda!) 

—Der Bundeskanzler hat mehrfach den Begriff „Pro-
paganda" benutzt, und deswegen ist es wohl nicht 
ehrenrührig, wenn er durch Zwischenrufe hier noch 
einmal aufgenommen wird. 
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Meine Damen und Herren, der erste Regierungs-

sprecher mußte wegen erwiesener Steuerhinterzie-
hung sein Amt verlassen, der zweite hat bei der Presse 
auch nicht gerade den besten Ruf. Er mußte sich durch 
den Beauftragten für die Wirtschaftlichkeit in der Ver-
waltung sagen lassen, daß die jetzige Organisation 
des Presseamtes unbefriedigend und in den Auswir-
kungen uneffektiv ist. Insbesondere — so der Rech-
nungshof — ist die Leitungsebene kopflastig; es hat 
sich ein Wasserkopf an der Spitze des Presseamtes 
aufgebaut. Fazit: Im Presseamt gibt es viele Häupt-
linge, jedoch wenige Indianer, die arbeiten. 

Der Haushaltsausschuß hat sich in mehreren Sit-
zungen mit der Effektivität des Presseamtes befaßt. 
Nur ist das Ergebnis, meine lieben Kolleginnen und 
Kollegen von der Opposition, sehr mager, eigentlich 
Makulatur, denn das, was Sie dort an Ergebnissen 
gezeigt und als Beschlüsse gefaßt haben, wird eine 
Umorganisation in dem Sinne, wie sie im Bundesrech-
nungshofgutachten angesprochen ist, nicht mit sich 
bringen, denn es wird nicht in dem Bereich, den Sie 
als sogenannte politische Leitung ansehen, gestri-
chen, sondern nur im Bereich unterhalb der Abtei-
lungsleiterebene. Herr Bundeskanzler, bisher hatte es 
keine Bundesregierung nötig, sich drei Pressespre-
cher zu leisten. Sie leisten sich gleich drei, einen Chef 
des Presseamts und zwei Stellvertreter, die dann auch 
im Koalitionsproporz verteilt worden sind. Das zeigt 
deutlich, welche Politik im Presseamt gemacht wird. 

Die öffentliche Wirkung ist an einigen Broschüren 
abzulesen, die das Presseamt verteilt. Ich erinnere nur 
an die Broschüre zur Einführung der Quellensteuer, 
deren erste Ausfertigung wieder eingestampft wer-
den mußte, Herr Voss. Wir haben uns im Haushalts-
ausschuß sehr lange darüber unterhalten, und Sie ha-
ben dann auch zugeben müssen, daß einige Formulie-
rungen etwas ungeschickt und mißverständlich gewe-
sen seien. Deswegen mußte diese Broschüre neu ge-
macht werden. Wenn man sich dann das vom Presse-
amt aufgekaufte Handbuch „Die Bundesregierung 
1988" einmal ansieht — 128 000 DM hat die Bundes-
regierung dafür ausgegeben — , dann kann man dort 
einige Passagen lesen, wie diese Regierung oder die-
ser Bundeskanzler regieren. Es ist dort zu lesen, daß 
Helmut Schmidt die Akten früher intensiv bearbeitet 
hat, und Helmut Kohl studiert sie heute intensiv. 
Gleichzeitig kann man feststellen, daß Bundeskanzler 
Helmut Kohl das Telefon als Regierungsinstrument 
entdeckt hat. Ich weiß nicht, ob das zur Erheiterung 
der Bevölkerung oder zum Verkaufen von Regie-
rungspolitik beitragen sollte. Man sollte sich vorher 
solche Dinge einmal durchlesen, ehe man sie über-
haupt kauft, in Druck gibt und an die Bevölkerung 
verteilt. 

Meine Damen und Herren, ich glaube, daß die Bun-
desregierung zuviel Geld für Informationspolitik aus-
geben muß, weil sie eine schlechte Politik macht, und 
mit diesem Geld und mit den Broschüren, die mit die-
sem Geld gedruckt werden, kaschieren will, welche 
schlechten politischen Reformen Sie eigentlich be-
gonnen haben bzw. beenden wollen. Die Gesund-
heitsreform habe ich angesprochen, die Steuerreform 
ebenfalls. Wenn Sie sich bei der Rentenreform nicht 
besinnen, dann wird das dort ebenso sein. Ich bin 
davon überzeugt, daß weniger Geld in der Öffentlich-

keitsarbeit und eine bessere Politik sehr viel wirksa-
mer wären, und deshalb glaube ich, daß hier zuviel 
Geld ausgegeben wird, um schlechte Politik zu ka-
schieren. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Bürger läßt sich durch diese schönen, bunten Bro-
schüren nicht von den eigentlich wichtigen Inhalten 
der Politik ablenken. Wie Sie schon richtig gesagt 
haben, ist 1990 Wahltag, aber zwischendurch, Herr 
Bundeskanzler, gibt es noch einige Landtags- und 
Kommunalwahlen in diesem Lande, und da können 
die Bürger ebenfalls ihre Meinung über diese Bundes-
regierung zum Ausdruck bringen. 

Lassen Sie mich zum Schluß noch etwas zu den 
Feierlichkeiten oder Gedenktagen, die im nächsten 
Jahr anstehen, sagen. Wenn wir die Auseinanderset-
zungen, wie sie gerade heute hier durch Sie, Herr 
Bundeskanzler, auch in Ihrer Rede geführt worden 
sind, im nächsten Jahr auch so weiterführen, wird das 
sicherlich nicht dazu führen, daß die Bürger dieser 
Republik in Scharen ihre Begeisterung zum Ausdruck 
bringen werden, indem sie an diesen Feierlichkeiten 
teilnehmen. Ich hoffe nur, daß die 28,9 Millionen DM 
— das ist eine Menge Geld: 28,9 Millionen DM, Herr 
Waffenschmidt — für Feierlichkeiten zum 40jährigen 
Bestehen der Bundesrepublik Deutschland — Graf 
Lambsdorff hat hier auch schon einige kritische An-
merkungen gemacht — nicht dazu benutzt werden, 
die schlechte Politik der letzten drei Jahre zu kaschie-
ren, 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Das 
ist doch Quatsch!) 

damit Sie 1990 mit einem Jubiläumsansatz in das 
Wahljahr gehen und sagen können: F riede, Freude, 
Eierkuchen, in dieser Republik ist alles in Ordnung. 

(Bohl [CDU/CSU] : Zu welchem Tagesord-
nungspunkt sprechen Sie eigentlich?) 

— Es gehört auch dazu, Herr Bohl, daß man solche 
Zwischenbemerkungen, wie Sie sie immer machen, 
einmal unterläßt und zuhört. Ich spreche zum Einzel-
plan 04, und dazu gehört auch das Presseamt. 

Im wesentlichen ist zwar Herr Waffenschmidt dafür 
verantwortlich, aber dem Presseamt steht auch eine 
Menge Geld im Haushaltsansatz zur Verfügung. Des-
halb spreche ich in diesem Zusammenhang dar-
über. 

Es stünde dieser Republik gut an, zum 40jährigen 
Bestehen nicht nur Jubiläumsfeiern zu veranstalten, 
sondern kritisch auch das aufzuarbeiten, was wir in 
der Vergangenheit in der Bundesrepublik Deutsch-
land versäumt haben. Dazu empfehle ich Ihnen, Herr 
Bundeskanzler: Lesen Sie das Buch von Ralph Gior-
dano „Die zweite Schuld oder Die Last Deutscher zu 
sein". Veranstalten Sie nicht nur Jubelfeiern, sondern 
erinnern Sie sich auch daran, daß am 1. September 
1939, also im nächsten Jahr vor 50 Jahren, der Ein-
marsch in Polen stattfand. Machen Sie auch dazu eine 
ordentliche Veranstaltung, damit die Bundesrepublik 
Deutschland auch nach außen hin bestehen kann. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 
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Vizepräsident Cronenberg: Meine Damen und Her-
ren, wir treten nunmehr in die Mittagspause ein. Die 
Sitzung wird um 14 Uhr mit der Beratung des Einzel-
plans 04 fortgesetzt. Ich wünsche Ihnen eine ange-
nehme Mittagspause. 

(Unterbrechung von 13.07 bis 14.01 Uhr) 

Vizepräsident Stücklen: Die unterbrochene Sitzung 
wird fortgesetzt. Meine Damen und Herren, wir set-
zen die Beratung über den Einzelplan 04 fort. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Geißler. 

(Zuruf von der SPD: Wer ist das denn?) 

Dr. Geißler (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Der Fraktionsvorsit-
zende der SPD hat in seiner Rede heute vormittag 
davon gesprochen, es gehe in einer Gesamtbilanz um 
die Bewertung der politischen Kräfte in der Bundesre-
publik Deutschland. Darum geht es in der Tat bei 
einer Haushaltsdebatte, bei einer Debatte um den Etat 
des Bundeskanzlers. Es ist jedoch bemerkenswert ge-
wesen, daß er im letzten Teil seiner Rede, als er auf die 
politischen Parteien zu sprechen kam und insbeson-
dere Stellung bezogen hat — was sein gutes Recht 
ist — zur Christlich-Demokratischen Union, zur größ-
ten Regierungspartei, eine bestimmte Strategie ver-
folgt hat, eine Strategie, die zwar leicht durchschau-
bar war, die man aber, glaube ich, klarlegen muß. 
Denn der Kernpunkt dieser Ausführungen bestand 
darin, daß er eine Parallele herstellen wollte zwischen 
dem, was vor über einem Jahr in Kiel passiert ist, und 
in Hannover. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Richtig!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich will 
dazu etwas sagen. Worin besteht nun eigentlich der 
Unterschied zwischen dem, was in Schleswig-Hol-
stein passiert ist, und dem, was in Niedersachsen ist? 
— In Schleswig-Holstein hat ein Ministerpräsident, 
Mitglied der Christlich-Demokratischen Union, nicht 
der SPD, sondern der CDU, schwer gefehlt, was uns 
alle bedrückt und worunter meine Partei heute noch 
leidet. In Niedersachsen aber steht doch heute schon 
fest, daß alle Beschuldigungen gegen den Minister-
präsidenten Albrecht, der im Gegensatz zu den SPD-
Genossen in Niedersachsen von Anfang an gegen die 
Spielbankkonzessionen gewesen war, zusammenge-
brochen sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Ehmke 
[Bonn] [SPD]: Es steht überhaupt nicht 

fest!) 

Ich zitiere aus der „Zeit". In der „Zéit" vom 26. August 
1988 wird gesagt: „Der Zeuge von Rath konnte seine 
Vorwürfe nicht untermauern. " Es wird weiter gesagt, 
daß die CDU von den Spielbanken nicht profitiert 
habe. Die Landeszeitungen in Niedersachsen, die 
„Cellesche Zeitung" und andere, sagen: Ministerprä-
sident Ernst Albrecht geht als eindeutiger Sieger aus 
dem dreitägigen Ringen um die Wahrheit in der Kasi-
noaffäre hervor. Dies ist die objektive Situation. 

(Conradi [SPD]: Dann ist Hasselmann nur 
aus Versehen zurückgetreten?) 

Das heißt, in Niedersachsen gibt es keine Albrecht-
Affäre, und jeder Vergleich mit Kiel verbietet sich. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Es ist etwas ganz anderes im Gange. Die Sozialdemo-
kraten wollen Barschel und Kiel zu einem flächendek-
kenden Modell der Diffamierung der Christlich-De-
mokratischen Union in Deutschland machen. 

(Zuruf von der SPD: So etwas Blödes! — Zu-
ruf von der CDU/CSU: Sehr richtig! — Beifall 

bei der CDU/CSU) 
Das ist der Punkt. Darin liegt die Strategie. Weil 
ein CDU-Ministerpräsident in Schleswig-Holstein 
schlimme Geschichten gemacht hat und Ernst Al-
brecht ein CDU-Ministerpräsident ist, muß auch er 
schlimme Geschichten gemacht haben. Das ist unge-
fähr dieselbe Logik, als wenn man sagt: Eine Lokomo-
tive pfeift, Hans-Jochen Vogel pfeift, 

(Zuruf von Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]) 
Hans-Jochen Vogel ist also eine Lokomotive. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf von der CDU/CSU: Das ist eine falsche 

Unterstellung!) 
Das ist ungefähr dieselbe Pseudologik, die schon die 
Sophisten angewandt haben, um eine üble und fal-
sche Strategie zu entlarven. 

(Abg. Dr. Graf Lambsdorff [FDP] meldet sich 
zu einer Zwischenfrage — Zurufe von der 
SPD: Graf Lambsdorff ist eine Lokomotive! — 
Graf  Lambsdorff möchte eine Lokomotive 

werden!)  

Vizepräsident Stücklen: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage? — Bitte sehr, Herr Abgeordneter Graf 
Lambsdorff. 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Herr Kollege Geißler, 
warum denken Sie eigentlich, wenn jemand pfeift, 
zuerst an Lokomotive und nicht an Pfeife? 

(Große Heiterkeit bei der CDU/CSU und der 
FDP — Zuruf von der SPD: Bei Ihnen denkt 

man an Kohle!) 

Dr. Geißler (CDU/CSU): Das kann ich Ihnen genau 
sagen, weil das Bild einer Lokomotive zum SPD-Par-
teivorsitzenden paßt und weil eine Lokomotive auch 
eine Pfeife hat. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der FDP) 
Was dahintersteckt, ist etwas ganz anderes! Wir er-

leben jetzt eine neue Form 

(Zuruf des Abg. Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]) 
des politischen Kampfjournalismus, ich will hinzufü-
gen: eine bestimmte Form des Kampfjournalismus, 
der nicht mehr mit Behauptungen arbeitet, 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Ach du meine 
Güte! Wer hat denn das Loch in Celle ge-

bombt, Journalisten oder Sie?) 
denn diese Behauptungen könnten ja vor Gericht be-
langt werden, sondern eine nicht bewiesene Behaup-
tung wird in Frageform gekleidet. Das haben wir bei 
dem gefälschten B rief von Uwe Barschel in „Pan- 
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orama" erlebt, wo der Inhalt dieses gefälschten Brie-
fes der Öffentlichkeit bekanntgegeben und dann der 
scheinheilige Satz nachgeschoben wurde: Wir wissen 
nicht, ob dieser B rief gefälscht ist oder nicht, aber wir 
hoffen im Interesse der Demokratie, daß die Christ-
lich-Demokratische Union möglichst bald herausfin-
det, ob er gefälscht ist oder nicht. Nach dieser Me-
thode sind „Spiegel" und „stern" in Niedersachsen 
vorgegangen. Der Angeschuldigte soll sich rechtferti-
gen, ihm wird die Beweislast übertragen. Das heißt, es 
wird genau das getan, was in einem Rechtsstaat und 
in einer vernünftigen Presseauseinandersetzung nicht 
passieren sollte. 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, Sie von 

der Sozialdemokratischen Partei sollten kein Interesse 
daran haben, daß diese Form des Kampfjournalismus 
weiter Schule macht. Es müßte im Interesse aller De-
mokraten sein, daß man nicht unter Umgehung der 
presserechtlichen und bürgerlichen Rechtsordnung 
den Versuch unternimmt, die Beweislast umzudrehen 
und diejenigen, die angeschuldigt werden, durch eine 
falsche Fragestellung in ein schlechtes Licht zu rük-
ken nach der Methode: Wo Rauch ist, ist auch Feuer, 
und irgendwie wird schon etwas Dreck am Stecken 
bleiben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, 

(Abg. Dr. Penner [SPD] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

ich mache nur auf diesen Punkt aufmerksam, egal — — 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Geiß-
ler, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Pen-
ner? 

Dr. Geißler (CDU/CSU): Ja, wenn mir das nicht von 
der Redezeit abgezogen wird. 

Vizepräsident Stücklen: Es wird nicht. 

Dr. Penner (SPD): Herr Kollege Geißler, ich habe 
nur eine Frage. Ist denn Herr Minister Hasselmann 
grundlos zurückgetreten? 

Dr. Geißler (CDU/CSU): Ich will Ihnen dazu folgen-
des sagen: Hans-Jochen Vogel hat ja Ernst Albrecht 
angegriffen. Hasselmann ist zurückgetreten, weil er 
ungefragt — das ist der Grund — in einem Untersu-
chungsausschuß eine Aussage gemacht hat, die nicht 
richtig gewesen ist. Wenn Hasselmann wegen einer 
solchen Aussage zurückgetreten ist, dann frage ich 
Sie, warum Herr Schnoor heute noch im Amt ist. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und der 
FDP — Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Das war 

ein Eigentor!) 
Ich komme auf den Kampfjournalismus zurück und 

frage mich — und das ist viel interessanter — : Was 
macht die Sozialdemokratische Partei, egal, ob nun 
die SPD hinter dem steckt, was „Spiegel" und „stern" 
da inszeniert haben, oder ob sie sich dahinter ver-
steckt? Auf jeden Fall profitieren die Sozialdemokra-
ten von dieser Form des Journalismus. Ich habe eine 
einfache Frage: Was wäre Schröder in Niedersachsen  

ohne „stern" und „Spiegel'? Er wäre eine politische 
Null. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Widerspruch von der SPD — Zuruf der Abg. 
Frau Matthäus-Maier [SPD] — Zurufe von 

der CDU/CSU: Null-Null! Doppelnull!) 

Nichts wäre landespolitisch von der SPD in Gang ge-
kommen! 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, heute 
morgen gab es eine heftige Auseinandersetzung aus 
Anlaß der Gesundheitsreform. Es gab wegen der Ge-
sundheitsreform und den Auseinandersetzungen in 
der Öffentlichkeit hier in diesem Saal eine Diskussion. 
Nun will ich dazu folgendes sagen: Ich war von 1967 
bis 1977 Gesundheitsminister in Rheinland-Pfalz. Ich 
habe bereits im Jahre 1973 eine Expertise über die 
Kostenexplosion im Gesundheitswesen — das wer-
den einige noch wissen — veröffentlicht und habe 
damals darauf hingewiesen, 1972 oder 1973 gaben die 
gesetzlichen Krankenversicherungen der Bundesre-
publik Deutschland 12 oder 13 Milliarden DM aus. Ich 
habe gesagt, wenn es in der Extrapolation so weiter-
geht, dann landen wir in 12 oder 15 Jahren bei 
130 Milliarden DM. Genauso ist es eingetroffen. 

Jetzt frage ich die sozialdemokratische Partei — die 
Entwicklung im Gesundheitswesen war vorherseh-
bar, alle haben darauf hingewiesen, daß es so nicht 
weitergehen kann — : Was haben Sie eigentlich bis 
1982 unternommen, um diese Kostenexplosion einzu-
dämmen? Sie haben nichts getan, überhaupt nichts 
getan. Die jetzige Bundesregierung hat dieses Pro-
blem aufgegriffen, Herr Ehmke, und geht an die Re-
form des Gesundheitswesens heran. 

Jetzt lese ich in SPD-Flugblättern — das muß man 
einfach zur Kenntnis nehmen — : 

(Repnik [CDU/CSU]: Vorlesen, bitte!) 

„Ab 1. Januar 1989 dürfen Sie nicht mehr krank wer-
den. Bisher waren Sie gesetzlich versichert." Damit 
wird den Leuten doch insinuiert, in der Zukunft seien 
sie nicht mehr versichert. 

(Zuruf von der SPD) 

— Das ist doch ein SPD-Flugblatt. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Frau Timm in ei-
ner persönlichen Anzeige!) 

Was Sie hier machen, ist ein Spiel mit den Uräng-
sten des Menschen, ein politisches Spiel mit der Angst 
der Menschen vor Krankheit und Tod. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Frau Matthäus-Maier [SPD]: Die Leute wis-
sen schon Bescheid! — Zuruf von der CDU/ 

CSU: Hetze!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der Bun-
deskanzler hat dies mit einem Ausdruck bezeichnet, 
den er zurückgenommen hat. Jetzt will ich aber fragen 
— der Herr Vogel ist ja nicht da; dann wende ich mich 
an ihn in seiner Abwesenheit — : Was ist eigentlich mit 
Herrn Vogel los? Die CDU-Fraktion in Nordrhein

-

Westfalen fordert den Rücktritt des besagten Innenmi-
nisters Schnoor. Dafür gibt es gewichtige Gründe, das 
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ist das selbstverständliche Recht einer parlamentari-
schen Opposition. 

Aber vor zwei Tagen lese ich, daß der SPD-Chef 
Hans-Jochen Vogel aus seiner Sicht unterstrich, die 
Amtsführung Schnoors könne aus Bonner Sicht nicht 
im geringsten in Zweifel gezogen werden. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU — Beifall bei 
der SPD) 

Das ist ja sein gutes Recht. Jetzt geht es aber weiter: 
Unerträglich sei deshalb „die heuchlerische Hetze" 
aus den Reihen der Union, die aus der Geiselsituation 
nachträglich in „Roßtäuschermanier" — laut dpa — 
politisches Kapital schlagen wolle. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Solche Heuchler! 
— Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Wie glaubwürdig und wie ernst zu nehmen ist ei-
gentlich die moralische Empörung des Fraktionsvor-
sitzenden und der gesamten SPD gegenüber dem 
Bundeskanzler, 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Sie haben Ihre hi

-

storische Sicht verloren!) 

der seinen Ausdruck wieder zurückgenommen hat? 
Ich will gar nicht die Frage stellen, was Herr Vogel 
jetzt mit dem tut, was er selber gesagt hat. Ich möchte 
etwas ganz anderes feststellen. 

Sie sprechen — Herr Vogel hat es in seiner Rede 
getan — von der Gefährdung der „moralischen Sub-
stanz der repräsentativen Demokratie" im Hinblick 
auf die Christlich-Demokratische Union und reden 
von der Verletzung der „primitivsten Regeln des An-
standes". Herr Vogel ist der Vorsitzende einer Partei, 
die — jetzt wollen wir das einmal klarstellen — ge-
zeichnet ist vom HELABA-Skandal, Steglitzer Kreisel, 
Hafenstraße, Neue Heimat, Aachener Klinikum; in 
Bremen haben wir Genossenfilz. Da wird über Kor-
ruption im Landtag diskutiert; das weiß jedermann. 
Herr Vogel empört sich über den Bundeskanzler, und 
es ist keine zwei Tage her, da redet er von „heuchle-
rischer Hetze". Der Vorsitzende einer solchen SPD 
führt sich als moralischer Apostel auf. Da kann man 
den Kommissar Schimanski gleich zum Direktor einer 
Mädchenschule machen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU — 
Zuruf von der SPD: Chauvi!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es gibt 
ein einfaches Sprichwort: Lügen haben kurze Beine. 
Die Sozialdemokratische Partei muß aufpassen und 
insbesondere Herr Vogel muß aufpassen, daß seine 
Argumentation bei dem, was er hier sagt, wahr bleibt, 
sonst wird sich nämlich der Volksmund eines Tages 
seiner bemächtigen, und dann wird es heißen: Lügen 
haben kurze Beine, kürzer sind dem Vogel seine. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU — 
Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Ein Dichter!) 

Ich bin sehr dafür, daß wir so klar und deutlich reden. 
Es wird immer davon gesprochen, die Politiker sollten 
nicht so viele Sprechblasen absetzen und nicht wie die 
Bürokraten reden. Ich rede einmal so, daß es die Leute 

verstehen. Also: Lügen haben kurze Beine, kürzer 
sind dem Vogel seine. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Für den Volksmund überall zu verwenden, was diese 
Frage anbelangt. 

(Frau Matthäus-Maier [SPD]: Wann hat er 
denn gelogen?) 

Nun spricht er in seiner Rede auch von der geistig

-

moralischen Erneuerung und stellt die Frage, wo 
denn die geistig-moralische Erneuerung geblieben 
sei, seit diese Bundesregierung, der Bundeskanzler 
zusammen mit den Freien Demokraten die Regie-
rungsverantwortung 1982 übernommen hat. Da zitiert 
er irgendwelche Leute, ohne da groß Namen zu nen-
nen, 

(Conradi [SPD]: Es sind auch Mitglieder Ihrer 
Partei!) 

die von programmatischer Ermüdung sprechen. Ich 
möchte einmal auf folgendes hinweisen. Seit die 
Christlich-Demokratische Union an der Regierung ist, 
zusammen mit den Freien Demokraten, ist das Bünd-
nis — geistig-moralische Erneuerung! — wieder gefe-
stigt, die Freiheit ist gesichert, die Abrüstung ist in 
Gang gebracht worden. Wir haben einen europäi-
schen Durchbruch erzielt, der Bundeskanzler wäh-
rend seiner Präsidentschaft an vorderster Stelle. Vier 
Millionen Deutsche aus dem einen Teil Deutschlands 
haben den anderen Teil Deutschlands besuchen kön-
nen. Wir haben den Zivildienst neu geordnet. Ich 
nenne weiterhin: Schutz der ungeborenen Kinder, 
eine neue Konzeption in der Familienpolitik, Aner-
kennung der neuen Arbeit — Pflegearbeit, Erzie-
hungsarbeit, Familienarbeit — in der Rentenversiche-
rung, Beantwortung der neuen sozialen Frage. Wir 
gehen an die Lösung eines neuen Problems heran, 
nämlich an das Problem der Pflegebedürftigkeit. Wir 
packen die Gesundheitsreform an, die Rentenreform, 
die Medienreform; wir haben die Steuerreform ge-
macht. Wir kümmern uns um neue Technologien. Wir 
gehen an den Umbau des Sozialstaates heran. Meine 
sehr verehrten Damen und Herren, das ist geistig-
moralische Erneuerung und programmatische Inno-
vation durch die positive Arbeit und die positiven Er-
gebnisse des Bundeskanzlers und seiner Regierung 
und nicht durch fromme Sprüche in Akademien oder 
sonstwo. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Man muß sich die Frage stellen: Wo bleibt hier die 
Sozialdemokratische Partei? Ich habe eher den Ein-
druck, daß sie programmatisch und auch, was die In-
novation anbelangt, vor sich hindümpelt. Zu den 
Punkten, die ich gerade genannt habe, hat die Sozial-
demokratische Partei im wesentlichen nur nein ge-
sagt und hat auch gar keine Alternativen entwickelt. 
Aussteigen, Verweigern und Technikfeindlichkeit, 
das sind die großen Irrtümer der Sozialdemokraten 
und auch, so muß ich sagen, der GRÜNEN und von 
Teilen des Deutschen Gewerkschaftsbundes. Bei der 
SPD herrscht geistiger Ladenschluß. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Soll ich einmal zitieren, was Professor Kaiser, Mitglied 
der Sozialdemokratischen Partei, zu Ihrer Technolo- 
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giepolitik gesagt hat? Ich will hier lieber nicht wieder-
geben, was er an sehr klaren Äußerungen über Ihre 
Innovationskraft gesagt hat. Ich habe ja auf dem letz-
ten Bundesparteitag im Hinblick auf dieses Zitat und 
das Nein der Sozialdemokratischen Partei zu allen 
neuen technologischen Entwicklungen, die wir in 
Gang gesetzt haben, gesagt: Wenn der alte Kaiser 
Wilhelm I. noch leben würde, dann wäre er der tech-
nologiepolitische Sprecher der Sozialdemokratischen 
Partei. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Denn zu seiner Zeit wurde das Automobil erfunden, 
und dann hat er gesagt: In fünf Jahren ist der Spuk 
vorbei. Ich setze aufs Pferd. — 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU — Dr. Vogel 
[SPD]: Das erzählen Sie jetzt zum zehnten

-

mal!) 

Das fällt mir ein, wenn ich mir die Technologiepolitik 
der SPD betrachte. 

Ich habe nicht nur von der SPD, sondern auch aus 
der Bevölkerung wütende Protestbriefe und Anrufe 
erhalten. Die Leute haben sich beschwert. Sie haben 
sich aber über etwas ganz anderes beschwert. Sie 
haben nämlich geglaubt, ich hätte den Kaiser Wilhelm 
bei dem Vergleich mit der Sozialdemokratischen Par-
tei verunglimpft. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU — Dr. Vogel 
[SPD]: Wilhelm! Wilhelm in Rheinland

-

Pfalz!) 

Auch damit haben die Leute vielleicht recht. 

Ich möchte folgendes feststellen: Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren, wollte die Sozialdemokra-
tische Partei in ihrem jetzigen Zustand auch nur eines 
dieser Reformwerke in Ang riff nehmen — das ist ja die 
jetzige Situation —, dann würde sie drei Jahre lang 
innerparteilich darüber streiten, eine Kommission un-
ter Vogel einsetzen, dann eine Oberkommission unter 
Lafontaine — auch das ist klar —, um anschließend auf 
dem Parteitag die Sache wieder zu vertagen, weil sie 
nicht die politische Kraft besitzt, auf die konkreten 
Herausforderungen dieses Landes und der Zukunft 
eine Antwort zu geben. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Ganz im Gegen

-

satz zu Herrn Geißler in Rheinland-Pfalz!) 

Das ist der Zustand der Sozialdemokratischen Par-
tei. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Immer dann, wenn es schwierig wird und wenn es 
auch darum geht, den Bürgern Opfer abzuverlangen 
— wenn wir solche Reformwerke in Angriff nehmen, 
dann geht dies eben nur, wenn alle Einschränkungen 
hinnehmen —, 

(Frau Matthäus-Maier [SPD]: Bei Ihnen sind 
es aber nicht alle, sondern nur die Armen! 

Wo ist denn die Pharma-Industrie?) 

dann setzt sich bei den Sozialdemokraten der Wider-
stand starker Interessengruppen durch, und dann 
knickt sie ein. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es geht 
nicht um Problemverwaltung wie in Nordrhein-West-

falen, sondern es geht um Problemlösung für die Bun-
desrepublik Deutschland. Klar ist auch, daß wir es in 
dieser Zeit des Umbruchs von einer Produktionsge-
sellschaft zu einer Wissens- und Informationsgesell-
schaft — das ist schon oft gesagt worden — , in der wir 
uns befinden, natürlich mit schwierigen Problemen zu 
tun haben, und daß falsche Propheten aufstehen. 

Die zukünftige Entwicklung ist durch die modernen 
Technologien gekennzeichnet. Den Menschen er-
scheint es so, daß sich die Zeitabläufe schneller voll-
ziehen, als es früher der Fall war. Es gibt eine rasante 
technische Entwicklung. Dadurch rückt die Zukunft 
näher. Es hat jemand davon gesprochen, die Zukunft 
sei weniger prognostizierbar; das ist richtig. Dadurch 
tut sich die Zukunft auch als Raum der Einbildungen 
und als ein Raum der Bildung von Ängsten auf. 

Ich finde, wir sollten nicht dazu beitragen, diese 
Ängste zu schüren, gerade dann nicht, wenn es darum 
geht, große Probleme zu lösen. So muß z. B. das Pro-
blem der Gesundheitsreform gelöst werden. Es geht 
uns nicht um die Beseitigung des freiheitlichen Ge-
sundheitswesens, sondern wir wollen es erhalten. 
Man kann es aber nur erhalten, wenn es finanzierbar 
bleibt. 

Ich halte es für unverantwortlich, den Menschen 
Angst zu machen. Wir glauben als christliche Demo-
kraten an die moralische und geistige Kraft des Men-
schen, mit den Problemen der Gegenwart und der 
Zukunft fertig zu werden, genauso wie dies nach dem 
Krieg der Fall gewesen ist. Nach dem Krieg waren 
große Probleme vorhanden. Wir haben sie lösen kön-
nen, weil wir nicht dem Protest und der Angst anheim-
gefallen sind, sondern weil wir diesen Glauben an die 
geistige und moralische Kraft des Menschen bewahrt 
haben, und zwar in einem, wie ich meine, gesunden 
und richtigen anthropologischen Optimismus. 

Die ganze technische Entwicklung, die vielen Men-
schen Angst macht, ist im Grunde genommen nie an-
ders zu beurteilen, als dies auch bisher der Fall war. 
Wir beten die technische Entwicklung und den wirt-
schaftlichen Fortschritt nicht an, aber wir dämonisie-
ren ihn auch nicht. Wir wollen die Chancen des tech-
nischen Fortschritts für unser Volk nutzen, aber 
gleichzeitig seine Risiken begrenzen. Unsere Zukunft 
wird davon abhängen, ob wir in der Lage sind, auch in 
den kommenden Jahren und Jahrzehnten technologi-
sche Spitzenprodukte auf dem Weltmarkt abzusetzen. 
Wir müssen erstklassig bleiben; wir dürfen nicht 
zweitklassig werden. Dafür eignet sich eben nicht 
eine Konzeption des Aussteigens und der Technik-
feindlichkeit, wie sie von den Sozialdemokraten und 
von den GRÜNEN propagiert wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Es ist klar, daß eine solche Politik auf Schwierigkei-
ten stößt. Wir befinden uns mitten in der Legislaturpe-
riode. Diese Reformen verlangen von vielen Men-
schen Anstrengungen, zum Teil auch Einschränkun-
gen. Deswegen haben wir auch in der Christlich-De-
mokratischen Union in der Diskussion, in der Ausein-
andersetzung an der Basis und in den Gesprächen mit 
den Menschen unsere Probleme; das wollen wir ganz 
offen zugeben. 
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Aber, meine sehr verehrten Damen und Herren, wir 

sind ja an der Regierung, um die Dinge zu gestalten 
und um die Reformen durchzuführen, die ja längst 
hätten angepackt werden können. Es ist offenbar un-
ser Schicksal, daß wir den Karren aus dem Dreck zie-
hen müssen, den andere in den Dreck hineingefahren 
haben, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und daß wir Probleme zu lösen haben, die, wenn sie 
früher angepackt worden wären, heute wesentlich 
geringere Opfer und Anstrengungen fordern wür-
den. 

In der führenden Wochenzeitung „Die Zeit" vom 
4. November 1988 ist im übrigen kürzlich folgendes 
festgestellt worden: 

In den meisten Legislaturpe rioden haben Regie-
rungen zur Halbzeit Schwierigkeiten; die Wahl-
forschung nennt das den „Midterm-Effekt". 

— Halbzeiteffekt, auf deutsch gesagt. 

(Zuruf von der SPD: Midlife-c risis!) 

Als Sie an der Regierung waren, ist das nicht anders 
gewesen. — 

In  den Bundestagswahlen gelingt es den Regie-
rungsparteien in der Regel, ihre Anhänger ... zu 
motivieren und zu mobilisieren, .. . 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Sie machen 
sich wohl selbst Mut?) 

Sie können sich zur Zeit an den demoskopischen Er-
gebnissen erfreuen. Das können Sie gerne tun. Aber 
die Demokratie ist Gott sei Dank keine Demoskopie. 
Umfrageergebnisse sind keine Wahlergebnisse. Mer-
ken Sie sich das eine: Die Union wird in beiden Halb-
zeiten spielen. 

Wahlen haben wir in zwei Jahren. Dann erst, am 
Ende einer Legislaturpe riode, wird Bilanz gezogen. 
Dann werden die Wählerinnen und Wähler feststel-
len, daß diese Regierung, daß dieser Bundeskanzler, 
um dessen Etat es heute geht, die Probleme nicht 
haben liegen lassen — wie Sie das gemacht haben —, 
sondern daß der Bundeskanzler die Probleme ange-
packt hat und daß wir den Mut gehabt haben, unpo-
puläre Entscheidungen durchzusetzen, weil sie für 
das Allgemeinwohl notwendig gewesen sind. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Hat „Der Spiegel" 
schon wieder falsch geschrieben?) 

Das ist unsere Konzeption. 

Das eine ist auch klar: Die Gestaltung dieses wirt-
schaftlichen, gesellschaftlichen und politischen Wan-
dels, der weit über diese Legislaturpe riode hinaus-
reicht, wird der Wähler — davon bin ich überzeugt — 
wieder der Union anvertrauen, weil wir als große 
Volkspartei in der Lage sind, die damit verbundenen 
Spannungen auch auszuhalten, die damit verbunde-
nen schweren Konflikte zu überwinden und sie auch 
auszusöhnen. 

Dazu ist nur eine Volkspartei in der Lage und eben 
nicht eine Klassenpartei. Das wird das große Thema 
sein. 

(Zurufe von der SPD) 

— Ja, Sie sind eben eine Klassenpartei geblieben. Es 
gab ja einen, der einmal ausbrechen wollte. Aber der 
ist inzwischen „steingekühlt" wieder auf Null ge-
bracht und befindet sich in der Vorbeugehaft der IG 
Metall . Sie haben das ja auf Ihrem letzten Parteitag 
erlebt. 
Das wird das große Thema sein: Was wird sich bei 

der Lösung der großen Probleme der Zukunft durch-
setzen: das Allgemeinwohl oder der Lobbyismus, der 
Bürgersinn oder die Einzelinteressen? Ich möchte Ih-
nen versichern: Die Christlich Demokratische Union 
und dieser Bundeskanzler werden an der Seite des 
Allgemeinwohls und des Bürgersinnes stehen, weil 
wir nur so eine gute Zukunft für unser Volk und unser 
Land sicherstellen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Wieczorek-Zeul. 

Frau Wieczorek-Zeul (SPD): Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Wir haben mit Interesse festgestellt, wie 
Herr Geißler als erster Redner der CDU nach dem 
Ausbruch des Bundeskanzlers von heute morgen rea-
giert hat. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 
Diese Rede jetzt war Zeugnis dafür, in welchem Zu-
stand sich die CDU befindet und warum das so ist. 

(Beifall bei der SPD — Dr.-Ing. Kansy [CDU/ 
CSU]: Einem guten!) 

Im übrigen denke ich, daß die Bürger und Bürgerin-
nen, die einer solchen Debatte zuhören, über diese A rt 

 des Stils erschrecken. Deshalb werde ich mich an ei-
nem solchen Stil und an einer solchen Art der Ausein-
andersetzung nicht beteiligen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Rose [CDU/CSU]: 
Ausnahmsweise!) 

Ich möchte deshalb zur Sache sprechen, 
(Zuruf von der CDU/CSU: Das können Sie 

doch gar nicht!) 
und zwar zu einer Sache, die in den nächsten Wochen 
ansteht, die dramatische Auswirkungen für alle Bür-
gerinnen und Bürger in der Bundesrepublik haben 
kann und die heute morgen mehrfach angesprochen 
worden ist. Es geht um die Frage der Auswirkungen 
des europäischen Binnenmarktes bis 1992 und nach 
1992. 
Wir wissen, daß am 2. und 3. Dezember 1988 das 

Gipfeltreffen der EG-Regierungschefs unter griechi-
scher Ratspräsidentschaft stattfindet. Ich finde es ei-
gentlich unerträglich, daß vor diesem Hintergrund in 
der Debatte, die wir führen, bisher die Frage über-
haupt keine Erwähnung gefunden hat, welche Per-
spektiven dort eigentlich angesprochen werden, 
worum es geht, und das, nachdem auf dem Gipfeltref-
fen in Hannover im Juni dieses Jahres von sehr vielen 
das Wort von der sozialen Dimension der Europäi-
schen Gemeinschaft im Munde geführt worden ist. 
Ich will  rückfragen: Was ist eigentlich aus diesen 

Versprechungen geworden? Auf unser Drängen hin 
hat die Bundesregierung damals diesen Aspekt der 
sozialen Dimension auf dem europäischen Gipfel in 
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Hannover angesprochen. Was ist denn eigentlich 
praktisch aus diesen Versprechungen geworden, und 
mit welchem Ziel soll denn auf dem europäischen 
Gipfel verhandelt werden? Die soziale Dimension, die 
Umweltdimension stehen als wichtige Tagesord-
nungspunkte an. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Sehr wahr!) 

Was hat denn z. B. diese Bundesregierung praktisch 
getan, um dafür zu sorgen, daß es eine abgestimmte 
Aktion der EG-Mitgliedstaaten zur Bekämpfung von 
Massenarbeitslosigkeit gibt? 

(Zuruf von der SPD: Nichts!) 

Was hat die jetzige Bundesregierung, was hat der 
Bundeskanzler dafür getan, daß die Menschen in der 
Bundesrepublik wissen, welches denn die wirklichen 
Auswirkungen des EG-Binnenmarktes auf die Bran-
chen der Wirtschaft und auf die einzelnen Regionen in 
diesem Land sein werden? 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Da schweigen die lie

-

ber!) 

Was tun Sie, Herr Bundeskanzler, um dafür zu sor-
gen, daß es neben dem EG-Weißbuch zum Binnen-
markt endlich auch ein Weißbuch zu der Frage gibt, 
wie sich die Sozialpolitik, wie sich die sozialen Rechte 
der Menschen parallel zum EG-Binnenmarkt entwik-
keln sollen? 

(Dr. Vogel [SPD]: Nichts tut er!) 

Einladungen zur nationalen Binnenmarktkonferenz 
von Ihnen, Herr Bundeskanzler, an die Adresse von 
Gewerkschaften oder auch der Arbeitgeberseite kön-
nen kein Ersatz für die Entwicklung einer europäi-
schen Sozialpolitik sein. 

(Beifall bei der SPD) 

Abgesehen davon wüßte meine Fraktion sehr gern: 
Was soll denn eigentlich das Ziel einer solchen natio-
nalen Binnenmarktkonferenz sein? Ist hier ein folgen-
loses Medienspektakel geplant, Öffentlichkeitsarbeit 
zum Nutzen der die Bundesregierung tragenden Par-
teien im Vorfeld der Europawahl? Geht es damm, 
innenpolitische Meinungsverschiedenheiten in der 
Wirtschafts-, in der Innen- und in der Sozialpolitik 
durch scheinbar harmonische Europaerklärungen zu 
überdecken? Dann wäre eine solche Konferenz über-
flüssig. 

Sinn macht eine solche Konferenz nur, wenn sie das 
Resultat hat, daß es verbindliche Verpflichtungen für 
die Arbeitgeberseite und für die Bundesregierung zur 
Sicherung der Mitbestimmung in der Europäischen 
Gemeinschaft, zu einer EG-Sozialcharta und zu einem 
abgestimmten Vorgehen gibt, die Arbeitslosigkeit in 
der Europäischen Gemeinschaft zu bekämpfen. 

Aber — und das ist unsere Sorge — : Eine Bundes-
regierung — und das beschäftigt uns ja in dieser Wo-
che — , die ein derartig unsoziales Gesundheitsgesetz 
durchpauken will 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was?) 

und die Rentenpläne vorlegt, daß Menschen länger 
arbeiten sollen, ist wahrscheinlich ungeeignet, um in 
der Europäischen Gemeinschaft eine abgestimmte 

Aktion zur Arbeitszeitverkürzung zu fördern bzw. 
eine EG-Sozialcharta zu verwirklichen. 

Ich habe vorhin nach den regionalen und sozialen 
Auswirkungen des EG-Binnenmarktes gefragt. Es 
gibt bisher überhaupt keine Informa tion in dieser 
Frage. Wenn Sie sich einmal ansehen, welche Antwort 
die Bundesregierung auf eine Anfrage der Fraktionen 
der CDU/CSU und FDP zu den Auswirkungen des 
Binnenmarktes gegeben hat, dann wird sehr deutlich, 
was eigentlich zu den beschäftigungspolitischen Wir-
kungen des EG-Binnenmarktes zu sagen ist. 

Da wird argumentiert, er hätte massive beschäfti-
gungspolitische Wirkungen; Herr Kollege Lambsdorff 
und andere haben das heute morgen auch angespro-
chen. Aber diese Argumenta tion — genau wie das 
Dokument, auf das sich diese Argumenta tion bezieht, 
der sogenannten Cecchini-Bericht — hat eben mas-
sive Schwachstellen, und mit denen muß man sich 
beschäftigen. Denn all das, was do rt  zu den Beschäf-
tigungswirkungen des Binnenmarktes gesagt wird, 
basiert auf Schätzungen aus den vier größten Mit-
gliedstaaten der Gemeinschaft und den drei Benelux-
staaten; es sind Einschätzungen der Unternehmen 
selbst. Sie sagen überhaupt nichts zu der Frage, wo 
denn die Arbeitsplätze entstehen, in welchen Bran-
chen, in welchen Regionen, oder welche Lasten und 
Vorteile einzelne Mitgliedstaaten zu tragen haben. 

Wer sagt denn im übrigen, daß das, was an neuem 
ökonomischen Handlungsspielraum geschaffen wird, 
sich automatisch in Beschäftigungspolitik umsetzt? 
Mitnichten! 

(Dr. Vogel [SPD]: Richtig!) 

In jedem Fall  sagt auch die Antwort der Bundesre-
gierung, daß in der Anfangsphase des Binnenmarkts 
eine beträcht liche Zahl von Arbeitsplätzen verloren-
gehen kann. 

Die Bundesregierung erwähnt aber an keiner Stelle, 
welches die Ersatzarbeitsplätze sein sollen, welche 
Qualifikationen dafür notwendig sein werden. Jeder 
weiß, daß wir eine revolu tionäre Veränderung und 
Umwälzung in unserer Gesellschaft durch die Auswir-
kungen des Binnenmarkts erleben werden. Das hat 
auch Herr Dregger in seiner Rede heute angespro-
chen, ohne daß wir von seiten der Bundesregierung, 
des Bundeskanzlers irgendwelche Planungen haben, 
wie ein solcher Prozeß zu gestalten sei. 

Deshalb ist das erste, was man von dieser Bundes-
regierung, von diesem Bundeskanzler verlangen muß, 
daß ein Weißbuch dieser Bundesregierung vorgelegt 
wird, in dem offengelegt wird: Welches sind die Kon-
sequenzen des Binnenmarkts für Arbeitsplätze? Wel-
che Wirtschaftsstruktur wird betroffen? Wie wirkt sich 
der Binnenmarkt für die einzelnen Mitgliedsländer 
und für die Bundesländer in der Bundesrepublik 
Deutschland aus? Das wollen wir schwarz auf weiß 
wissen, damit nicht immer nur Behauptungen aufge-
stellt werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Repnik 
[CDU/CSU]: Spärlicher Beifall! Sie haben 

nicht die Unterstützung!) 
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—Ja, es ist eben so: Ich merke, daß die Kollegen der 
CDU eher darauf eingestellt sind, 

(Repnik [CDU/CSU]: Die sind immer noch 
von der Geißler-Rede fasziniert!) 

sich den aktuellen Problemen durch Bewunderung 
entsprechender Reden zu entziehen. Das hilft auf 
Dauer nicht, liebe Kolleginnen und Kollegen. Sie müs-
sen auf den Boden der Tatsachen zurückkommen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Ich weiß, Herr Repnik, Sie kommen ja meist darauf 
zurück. Das gilt aber nicht für alle. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Eine Vorzugs

-

behandlung!) 

—Ja, natürlich. Die hat er in manchen Punkten auch 
verdient. 

(Dr. Rose [CDU/CSU]: In welchen Punk

-

ten?) 

—Das werde ich Ihnen bei Gelegenheit erzählen. 

Auf jeden Fall sagt auch der Cecchini-Bericht, daß 
es eine zusätzliche, ergänzende nationale Beschäfti-
gungspolitik geben muß. Auch in dieser Frage ist ab-
solute Ebbe. Warum eigentlich erklärt die Bundesre-
gierung nicht, daß sie zu dem Gipfel der europäischen 
Ratspräsidentschaft mit einem Programm für Arbeit 
und Umwelt geht, mit einem Programm zur Sanierung 
der Nordsee und des Mittelmeers und der europäi-
schen Flüsse? Das wäre ein Programm, das Arbeit 
und Umwelt gemeinsam anpackt und eine Motivation 
auch für europäische Bürger und Bürgerinnen 
bringt. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Frau 
Garbe [GRÜNE]) 

Warum geht sie in diesen Gipfel nicht mit einem abge-
stimmten Vorschlag zum ökologischen Umbau der In-
dustrie, damit die Aufheizung der Erdatmosphäre ver-
mieden werden kann? Warum werden solche Vor-
schläge nicht gemacht? Es ist absolute Funkstille im 
Vorfeld dieses Gipfels. 

Mein Verdacht ist — das ist heute in der Debatte 
wieder deutlich geworden, und wir haben es ja auch 
die ganzen Monate über erlebt — , daß, statt sich Ge-
danken zu machen, wie ein soziales Europa aussehen 
soll, eine Reihe von Vertretern der Regierungspar-
teien den EG-Binnenmarkt heimlich doch als ein El-
dorado für Angebotspolitik betrachtet und die Straße 
zu offenen Wirtschaftsgrenzen am liebsten als 
Schleichweg für unsoziale Politik nutzen möchten. 

(Beifall bei der SPD — Hauser [Krefeld] 
[CDU/CSU]: Wenn einem nicht mehr ein

-

fällt, soll man es lieber lassen! — Mar

-

schewski [CDU/CSU]: Quatsch!) 

— Sie werden das schon an den konkreten Punkten 
sehen. 

Ich erinnere an zwei Bemerkungen. Heute hat der 
Kanzler die Äußerungen bei der 125-Jahr-Feier der 
Farbwerke Hoechst zum Teil korrigiert, zum Teil wie-
der aufgenommen, wir müßten bei den sozialen Stan-
dards in der Bundesrepublik heruntergehen, weil wir 
sie in der Europäischen Gemeinschaft nicht aufrecht-
erhalten könnten. Diese Äußerungen laufen in eine  

solche Richtung. Es gibt Äußerungen von Herrn 
Lambsdorff in die gleiche Richtung. Dahinter stand 
und steht das Scheinargument des angeblichen 
Standortnachteils der Bundesrepublik Deutschland 
wegen angeblich zu hoher Lohnkosten und sozialer 
Leistungen. Es ist zum Teil korrigiert worden; ich 
habe es gesagt. Aber unterschwellig hat es auch der 
Kanzler wieder eingeführt. Er hat nämlich gesagt, wir 
müßten z. B. wegen dieser EG-Beziehung und der 
entsprechenden Wettbewerbssituation mehr Beweg-
lichkeit und Flexibilisierung in bezug auf die Arbeits-
organisation haben. 

(Hauser [Krefeld] [CDU/CSU]: Das ist doch 
wohl nicht zu bestreiten!) 

— Ja, liebe Kollegen, wir werden diesen Punkt schon 
anpacken. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Die Realität sieht aber völlig anders aus. Die Bun-
desrepublik Deutschland hat in diesem Jahr einen 
Außenhandelsüberschuß von an die 70 Milliarden 
DM. 

(Hauser [Krefeld] [CDU/CSU]: Wollen Sie 
den abbauen?) 

Das wird nach Vollendung des Binnenmarktes ver-
mutlich noch mehr werden. Wer dann noch sagt, der 
Bundesrepublik Deutschland fehle es an Wettbe-
werbsfähigkeit wegen hoher Kosten oder wegen der 
Arbeitsorganisation, der redet wohl an der Realität 
vorbei. Das ist wohl absurd. Umgekehrt wird ein 
Schuh daraus. Die Errungenschaften 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Des Sozialismus!) 

des Sozialstaates und die Qualität und Qualifikation 
der Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen in der 
Bundesrepublik sind unser Wettbewerbsvorteil, den 
wir entwickeln müssen, 

(Beifall bei der SPD) 

statt umgekehrt eine Spirale abwärts zu beginnen, bei 
der die Konsequenz nur sein kann, daß auch andere 
Länder in ihren sozialen Standards gedrückt wer-
den. 

Wir sagen an die Adresse derjenigen, die das vor-
haben: Wer den Sozialstaat in der Bundesrepublik 
über den EG-Binnenmarkt aushebeln will, der setzt 
das gesamte politische Projekt der Europäischen Poli-
tischen Union und auch des Binnenmarkts aufs Spiel. 
Allein wird es den Binnenmarkt nicht geben. Er muß 
mit den Elementen verbunden sein, die ich hier ge-
nannt habe. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir werden auch nicht akzeptieren, daß sozusagen 
durch die Hintertür erworbene Rechte von Arbeitneh-
mern und Arbeitnehmerinnen ausgehebelt werden. 
Im übrigen — das sei noch einmal an die Adresse der 
CDU und FDP gesagt; diejenigen von Ihnen, die Euro-
papolitiker sind, werden mir recht geben, wenn sie 
sich das eingestehen — : Wer so argumentiert, der 
trägt dazu bei, daß Europafeindlichkeit in der Bevöl- 
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kerung der Bundesrepublik Deutschland entwickelt 
wird, der handelt antieuropäisch. 

(Beifall bei der SPD — Breuer [CDU/CSU]: 
Wer tut das denn?) 

Deshalb nutzen die besten europäischen Worte über-
haupt nichts, wenn man eine solche Praxis betreibt. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Sagen Sie ein

-

mal, wer das tut!) 

Es gibt keinen EG-Zwang, Elemente des Sozial-
staats abzubauen oder soziale Standards bei uns zu 
senken. Es gibt nur konservative Politiker und Unter-
nehmer, 

(Frau Dr. Hellwig [CDU/CSU]: Wer denn?) 

die den EG-Binnenmarkt zum Vorwand für das Ziel 
nehmen, das sie schon immer vor Augen hatten, näm-
lich die Entrechtlichung von Arbeitsbeziehungen. 
Darum geht es für viele. 

(Beifall bei der SPD) 

Das versuchen sie auf diesem Wege. 

Die Einheitliche Europäische Akte sieht vor, daß es 
soziale Mindeststandards gibt, die überschritten wer-
den können, die aber nicht unterschritten werden dür-
fen. Es liegt ein Memorandum der EG-Kommission zu 
den sozialen Dimensionen und den sozialen Aspekten 
des Binnenmarkts vor. Wir fragen die Bundesregie-
rung und den Bundeskanzler: Wie ist eigentlich Ihre 
Position? Das wird auf dem Gipfel doch verhandelt. 
Ich sage Ihnen, liebe Kolleginnen und Kollegen: Vie-
les, was wir hier im Streit behandeln, ist klein im Ver-
gleich zu dem, worum es bei diesen Perspektiven 
geht. Schieben Sie  es deshalb nicht einfach zur Seite 
und sagen Sie nicht: Das interessiert uns nicht! — 
Sonst werden Sie sich in fünf Jahren umgucken, wel-
che Bedingungen Sie dann vorfinden. 

Wir jedenfalls erwarten einen verbindlichen Ge-
setzgebungsfahrplan für die Sozialpolitik der EG. Wir 
wollen, daß man parallel sieht, welche Fortschritte es 
wirtschaftspolitisch gibt und welche Fortschritte es in 
bezug auf Rechte von Arbeitnehmern und Arbeitneh-
merinnen gibt. Wir wollen eine Parallele, ein Weiß-
buch zur Sozialpolitik, so wie es heute ein Weißbuch 
für den Binnenmarkt gibt. 

(Dr. Graf Lambsdorff [FDP]: Warum kein Rot

-

buch?) 

— Ich merke mit Interesse, daß auf den Bänken der 
Koalitionsparteien ein Rotbuch gefordert wird. Dem 
schließe ich mich an. Das ist in Ordnung. 

Wir brauchen eine Sozialcharta, in der die sozialen 
Grundrechte für alle Menschen in der Europäischen 
Gemeinschaft gesichert werden. Solche Standards 
dürfen in keinem Land unterschritten werden. Ich 
sage noch einmal: Eine Argumentation ist absurd, die 
sagt: Mit niedrigeren Standards könnten wir anderen 
Ländern helfen. Auch da wird umgekehrt ein Schuh 
daraus. Wenn wir an unseren Standards festhalten, 
helfen wir den Menschen in Spanien und Portugal. 
Denn ein Absenken deutscher Standards würde nur 
bedeuten, daß unsererseits noch mehr Exportüber-
schüsse auf die Länder Spanien und Portugal zukä-
men und dort Arbeitsplätze abgebaut würden. Wir  

erwarten, daß der soziale Dialog, der in der Einheitli-
chen Europäischen Akte verankert ist, auch wirklich 
dazu genutzt wird, verbindliche Erklärungen und ver-
bindliche Abstimmungen zwischen Arbeitgebern, Ar-
beitnehmern und Regierungen zu entwickeln. Wir er-
warten auch, daß z. B. bei der Festlegung von Normen 
die Gewerkschaften beteiligt werden. Wer Normen 
für Maschinen festlegt, der entscheidet nicht nur über 
Technik, Herr Geißler, sondern auch darüber, unter 
welchen Arbeitsbedingungen Menschen an diesen 
Maschinen arbeiten müssen. Deshalb ist die Frage der 
Gestaltung dieses Normungsprozesses so besonders 
wichtig; deshalb darf das nicht der Unternehmerseite 
überlassen bleiben. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die EG-Kommis-
sion hat eine Richtlinie für das kommunale Wahlrecht 
für Ausländer und Ausländerinnen vorgelegt. Das 
soll Teil eines Europas ohne Grenzen auch für Arbeit-
nehmer sein. 

(Frau Dr. Hellwig [CDU/CSU]: Das verlangt 
aber die Änderung des Grundgesetzes!) 

16 Millionen Menschen, darunter mindestens 8 Mil-
lionen Menschen, die aus EG-Mitgliedstaaten kom-
men, leben als Ausländer ohne Wahlrecht in den Mit-
gliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft. Nun 
haben Sie die Chance, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen von CDU/CSU und FDP. Bisher haben Sie gesagt: 
In den Bundesländern geht das nicht, weil das nur 
national oder EG-weit geregelt werden kann. Jetzt 
liegt die Richtlinie vor und mich würde interessieren: 
Wie ist denn die Haltung der Bundesregierung dazu? 
Was tut sie denn im Ministerrat, um dazu beizutragen, 
daß wir eine EG-einheitliche Gesetzgebung bekom-
men, die das kommunale Wahlrecht für Ausländer 
und Ausländerinnen überall in der Europäischen Ge-
meinschaft als Bürgerrecht verankert? Ich würde mich 
sehr freuen, wenn wir es schaffen könnten, eine sol-
che Regelung zu verankern. 

(Beifall bei der SPD) 

Letzter Punkt: Wir wollen auch nicht, daß die Euro-
päische Gemeinschaft zur Flucht aus der Mitbestim-
mung genutzt wird. Uns würde interessieren: Wie ist 
denn eigentlich die Haltung der Bundesregierung 
zum Memorandum für eine europäische Aktiengesell-
schaft für den Fall, daß große Unternehmen euro-
päisch fusionieren? 

(Dr. Graf Lambsdorff [FDP]: Glauben Sie, da 
kriegen Sie die Montan-Mitbestimmung un-

ter?) 

— Ja, Herr Lambsdorff, das sind die Sachen, über die 
wir diskutieren müßten, nicht solche Spiegelfechte-
reien, wie sie von manchen aufgeführt werden. 

(Dr. Graf Lambsdorff [FDP]: Antworten Sie 
doch einmal!) 

Nun gibt es drei Vorschäge, die in der Diskussion 
sind. Wir wollen wissen: Was will die Bundesregie-
rung tun, um erstens, Herr Lambsdorff, zu gewährlei-
sten, daß die paritätische Mitbestimmung dabei gesi-
chert wird? Was will sie tun, um zweitens zu erreichen, 
daß nicht die nationale Mitbestimmung ausgehöhlt 
wird? Und, vor allen Dingen, was tut sie, damit endlich 
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gesetzliche Grundlagen für einen europäischen Be-
triebsrat geschaffen werden? 

(Dr. Graf Lambsdorff [FDP]: Schon einmal 
etwas vom Mehrheitsprinzip gehört?) 

Wenn wir uns auf Punkte konzentrieren, die uns wich-
tig sind, dann schaffen wir das in der Europäischen 
Gemeinschaft immer. Wenn es nicht die Punkte sind, 
die uns interessieren, dann ist es offensichtlich etwas 
anderes. 

(Dr. Graf Lambsdorff [FDP]: Dann aber 
los!) 

Wir verlangen von der Bundesregierung eine Garan-
tie für die Mitbestimmung auch für europäische Bera-
tungen, damit sie nicht hier im Bundestag per Erklä-
rung gesichert wird und dann klammheimlich über 
die Ratentscheidungen praktisch außer Kraft gesetzt 
wird. 

Wir wollen, daß der bekannte Vermummungstrick 
nicht funktioniert, daß die Bundesregierung in der 
Bundesrepublik für das soziale Europa plädiert und 
unter Ausschluß der bundesrepublikanischen Öffent-
lichkeit in den EG-Ministerräten eben dieses soziale 
Europa torpediert und gleichzeitig ein Stück des So-
zialstaats auf diese Art und Weise demontiert. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Austermann. 

Austermann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Zunächst, Frau Kollegin Wieczo-
rek-Zeul, nachträglich herzlichen Glückwunsch zu Ih-
rem gestrigen Geburtstag! 

(Beifall) 

Dies wird allerdings das einzig Nette sein, was ich 
Ihnen sagen kann. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Sie haben ja die Gelegenheit genutzt, die Aussprache 
zum Kanzleretat vor allen Dingen dem Thema „EG-
Politik" zu widmen, 

(Frau Wieczorek-Zeul [SPD]: Na klar!) 

wohl nicht wissend, obwohl Sie einige Zeit dem Euro-
päischen Parlament angehört haben, welch positive 
Bilanz für diesen Bereich — Sie haben sich ja Sorgen 
im Hinblick auf das Jahr 1992 gemacht — diese Regie-
rung vorzuzeigen hat. Ich möchte, ohne viele Worte zu 
machen, zu dem, was auf europäischer Ebene 1988 im 
Februar beim Brüsseler Gipfel erreicht worden ist, nur 
kurz sinngemäß Herrn Delors, den Präsidenten der 
EG-Kommission, zitieren, der nach dem letzten EG- 
Gipfel, nach der EG-Präsidentschaft unseres Bundes-
kanzlers, gesagt hat: Dieser Bundeskanzler hat als 
Präsident der EG in einem halben Jahr mehr geleistet 
als andere vor ihm in zehn Jahren. Ich glaube, das 
kann man nur unterstreichen, um zu zeigen, daß wir 
auch in diesem Bereich der europäischen Wirtschafts-
politik ein wesentliches Stück vorangekommen sind. 
Wir sollten die Zeit, die bis zum Jahre 1992 vor uns 
liegt, mit Zuversicht betrachten. 

Die Reise- und die Steuergrenzen sind durchlässi-
ger geworden. Die Teuerungsrate in der EG ist gesun-
ken. Die Europäische Gemeinschaft hat für Regional-, 
Sozial- und Forschungspolitik 1982 11,5 Milliarden 
DM ausgegeben und die Ausgaben 1987 auf 15,7 Mil-
liarden DM gesteigert. Ich sage das auch deshalb, weil 
hier der Eindruck erweckt worden ist, der gemein-
same Markt könnte damit verbunden sein, daß es den 
Arbeitnehmern, den Arbeitern, der Bevölkerung im 
gemeinsamen Markt schlechter geht. Dies ist eindeu-
tig nicht zutreffend. 

Lassen Sie mich zur Debatte über den Kanzleretat 
zurückkommen, der ja in erster Linie eine Diskussion 
über die Situation der politischen Führung — mei-
stens der Regierung, seltener der Opposition — aus-
löst. Wir müssen dabei meines Erachtens auf die ein-
deutigen Fakten zurückkommen, die heute vorliegen 
und die in Gegensatz gestellt werden müssen zu dem, 
was wir zu Beginn unserer Regierungszeit übernom-
men haben. Ich sage dies hier so deutlich, weil man 
manchmal den Eindruck hat, daß über Aufgeregthei-
ten  zu einzelnen verbalen Äußerungen — egal, von 
welcher Seite — diese Fakten zurückgedrängt wor-
den sind. Für die Bürger sind aber Fakten wichtig. 

1982 — es tut fast weh, dies immer wiederholen zu 
müssen, weil man den Eindruck hat, manch einer, vor 
allen Dingen die Opposition, erinnere sich nicht gerne 
— schrumpfte die Wirtschaft, galoppierte die In flation, 
stieg die Steuerlast, wucherten die Zinsen, explo-
dierte die Arbeitslosigkeit, explodierten Kurzarbeit 
und Lehrstellenmangel. Die Geburtenzahlen sanken. 
Schwächere blieben ausgegrenzt. Kaufkraft, Renten 
und Reallöhne sanken gleichermaßen. Für Mütter galt 
ein Zweiklassenwahlrecht. Die Familien standen im 
Abseits der Regierungspolitik. Beim Umweltschutz 
und in der Landwirtschaftspolitik galt das Prinzip des 
Abwartens. 

1988 — dies wird auch 1989 gelten; wir reden ja 
über den Haushalt für das kommende Jahr — wächst 
die Wirtschaft im siebten Jahr weiter. Ich frage ein-
mal: Was bedeuten eigentlich für einen normalen Bür-
ger 3 % Wachstum? — Das sind 1 000 DM mehr in der 
Tasche, bei jedem einzelnen. Für eine Familie von vier 
Personen ist das leicht auszurechnen. Wer sagt denn, 
daß niemand weiß, was er damit anfangen soll? 

Kaufkraft, Reallohn, die Zahl derer, die Arbeit ha-
ben, und vor allem auch die Zahl der Geburten sind 
angestiegen. Für mich war es eine der erfreulichsten 
Tatsachen der Beratungen im Haushaltsausschuß, 
daß wir für das Jahr 1988 feststellen mußten, daß wir 
300 Millionen DM mehr in diesem Jahr für Kinder-
geld ausgeben müssen, man könnte eher sagen: dür-
fen. Wir rechnen für das nächste Jahr damit, 625 Mil-
lionen DM zusätzlich, über die 13 bis 14 Milliarden 
DM hinaus, für Kindergeld auszugeben. Das heißt 
doch, daß der Optimismus in der Bevölkerung ge-
wachsen ist, daß die Familien von dieser Regierung 
und der sie tragenden Mehrheit offensichtlich gut be-
handelt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Zahl der Geburten steigt, die Zahl der Lehrstel-
len steigt, die Höhe der Renten steigt. Geld, Mieten 
und Strompreise sind stabil, auch wenn der Kollege 
Jahn mit seinem Mieterbund sich ständig anschickt, 
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das Gegenteil zu behaupten. Arbeitslose erhalten 
mehr und länger Hilfe als bisher. Die Kurzarbeiterzah-
len sinken. 

Was an Schlagworten in der Vergangenheit eigent-
lich von Bedeutung war, erkennt man beispielsweise 
an den Antworten auf die Frage: Was erwarten ei-
gentlich unsere Einzelhändler, die Mittelständer, die 
kleinen und mittleren Unternehmen, von den verblei-
benden Wochen des Jahres? Da sagt der Hamburger 
Einzelhandelsverband: In den beiden letzten Mona-
ten — November und Dezember 1988 — erwartet man 
600 Millionen DM zusätzlichen Umsatz, 600 Millio-
nen zusätzlichen Umsatz im November, 600 Millionen 
DM zusätzlichen Umsatz im Dezember. Ich glaube, 
deutlicher kann man nicht sagen, daß Wirtschaftspo-
litik, Steuerpolitik und effektive Arbeitsmarktpolitik 
den Bürgern im Lande helfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich möchte dies einmal, der sogenannten neuen 
Armut gegenüberstellen. Dieses Thema hat vor eini-
ger Zeit eine Rolle gespielt; heute ist das Stichwort 
interessanterweise gar nicht gefallen. 1985 hat es ei-
nen großen Teil der Bevölkerung verunsichert; von 
Kaputtsparen und von Ellbogengesellschaft war die 
Rede. Heute kann man feststellen, wie das mit der 
Kaufkraft der Bevölkerung, mit der Steuerlast, die 
sinkt, und mit vielen anderen positiven Zahlen aus-
sieht. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Man kann feststellen, daß die Mütter Erziehungsur-
laub, Erziehungsgeld, Erziehungsrente erhalten. Ich 
will einmal sagen, wie viele Bürgerinnen in unserem 
Land das inzwischen bet rifft: Bisher erhalten 3,7 Mil-
lionen Mütter — davon sind 2,2 Millionen vor 1912 
geboren — deshalb eine höhere Rente, weil sie Kinder 
erzogen haben. 

Hier ist vorhin die Frage gestellt worden: Wie ist es 
eigentlich um die geistig-moralische Wende be-
stellt? 

Ich bin der Auffassung, auch die Frage, wie man 
Familien behandelt, wie man Kinder behandelt, wie 
man ältere Menschen, wie man Mütter behandelt, ist 
Gegenstand einer geistig-moralischen Erneuerung 
gewesen, gerade wenn man weiß, daß diese früher im 
Abseits gestanden haben. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Dies gilt übrigens auch für die Frage, wie wir werden-
des Leben heute behandeln; dies gilt für die Frage, 
wie wir mit der Abrüstung umgehen, und dies gilt 
auch für die Frage, wie wir mit der Umwelt umgehen. 
Ich meine schon, daß die geistig-moralische Erneue-
rung für jeden Gutwilligen erkennbar ist. 

Meine Damen und Herren, dies steht ein bißchen im 
Widerspruch zu dem, was berichtet wird. Man stellt 
einen Unterschied zwischen dem Befinden der Bevöl-
kerung und ihrer Befindlichkeit fest, insbesondere 
wenn man sich auf die Medien konzentriert, darunter 
ein paar Medien, die besonders Meinung machen in 
unserem Land. Ich sage dies deshalb mit einem la-
chenden und mit einem weinenden Auge, weil zwei 
dieser Medien von tüchtigen Druckern in der Stadt 
Itzehoe in meinem Wahlkreis hergestellt werden. Nun  

kann sich der einzelne nicht dagegen wehren, was er 
dort drucken muß. Aber wenn man einmal gegen-
überstellt, welche Themen in der Zeit von 1983 bis 
heute laut Meinungsumfragen im Bewußtsein der 
Bürger eine Rolle gespielt haben, dann stellt man 
schon ein Auseinanderklaffen zwischen Fakten und 
Bewußtsein fest. 

1983 — im ersten Jahr des Aufschwungs — spielten 
die Entlassung eines Generals und die Absage des 
Honecker-Besuchs eine Rolle. 1984 spielten andere 
Themen eine Rolle. 1985 — im dritten Jahr des Auf-
schwungs — dominierten ein Überläufer vom Verfas-
sungsschutz, der Glykolweinskandal und SPD-Paro-
len von der „neuen Armut" die öffentliche Meinung. 
1986 — im vierten Jahr des Aufschwungs — domi-
nierten verständlicherweise Umweltkatastrophen die 
öffentliche Meinung. Die Auswirkungen der Affäre 
um die Neue Heimat spielten kurzfristig eine Rolle. 
1987 — im fünften Jahr des Aufschwungs, im Jahr der 
gewonnenen Bundestagswahl — wurde der Wahlsieg 
von personellen Fragen überlagert, weniger von den 
Fakten. Erinnern Sie sich daran, daß zu Beginn dieses 
Jahres Rheinhausen eine Rolle gespielt hat. Ich hätte 
es in diesem Zusammenhang schon begrüßt, wenn 
hier erwähnt worden wäre, daß wir heute 41 Millio-
nen t statt damals geschätzter 35 Millionen t Stahl 
produzieren. Das sagt auch etwas über die Entwick-
lung der Wirtschaft aus. Niemand sollte unsere Zeit 
später aus der Sicht manch eines Magazins beurteilen. 
Das Urteil wäre — im Gegensatz zur tatsächlichen 
Lage — verheerend. 

Ich will aber keine Medienschelte betreiben. Sicher 
machen auch wir einiges falsch, was die Darstellung 
unserer Politik angeht. Es geht aber meines Erachtens 
an der Sache vorbei, wenn man dem Bundespresse-
amt Vorwürfe machen wollte, denn man muß sich vor 
Augen führen, daß die massivste Kritik am Bundes-
presseamt vom Bundesverfassungsgericht geübt 
wurde, und zwar in bezug auf eine Zeit, die vor unse-
rer Regierungsübernahme lag. Das Bundesverfas-
sungsgericht hat sich auf den Standpunkt gestellt, daß 
das Presseamt damals mißbraucht wurde. Diese Zeit 
ist Gott sei Dank vorbei. Wenn Sie zur Kenntnis neh-
men, daß wir heute im Bundespresseamt hundert Mit-
arbeiter weniger als damals haben, dann macht auch 
dies deutlich, daß wir eine andere Politik betreiben. 

Ich glaube, man kann heute feststellen, daß dieses 
Land auf einem guten Weg ist. Wir müssen erkennen, 
daß die SPD nirgendwo, wo sie an der Regierung ist, 
gezeigt hat, daß sie es besser kann. Deutlicher, als der 
Sachverständigenrat dies gestern in bezug auf das 
Land Nordrhein-Westfalen gesagt hat, kann man es 
nicht sagen. Der Sachverständigenrat hat Johannes 
Rau bescheinigt, das Ruhrgebiet stelle den besonders 
exemplarischen Fall einer falschen sektoralen und re-
gionalen Strukturpolitik dar. Ich glaube, deutlicher 
kann man nicht sagen, wo falsche Politik gemacht 
wird und daß er und die SPD es einfach nicht verste-
hen, mit der Wirtschaft, mit dem Geld vernünftig um-
zugehen, von den Mompers, Spöris, Scharpings, Hier-
semanns und Schröders ganz zu schweigen. Es ist mir 
nicht gelungen, festzustellen, wer in Hessen eigent-
lich der derzeitige SPD-Vorsitzende ist. Ich bitte, das 
zu entschuldigen. 
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Meine Damen und Herren, liebe Freunde, der Chef 
der größten Oppositionspartei sollte sich um seine 
Partei sorgen. Er sollte sich auch um den DGB sorgen, 
der nicht einmal mehr in der Lage ist, seine Kreisge-
schäftsführer zu bezahlen, weil das Geld für Agitation 
gegen die Regierung verplempert wird. Er sollte sich 
nicht um die Zukunft unseres Landes sorgen, denn die 
gestalten wir. 
Lassen Sie mich abschließen. Es geht den Bürgern 

Ende 1988 besser als Ende 1987. Auf die Regierung 
und die sie tragende Mehrheit ist Verlaß. 1989 wird es 
das gleiche gute Zwischenurteil geben. 
Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Wüppesahl. 

Wüppesahl (fraktionslos): Sehr verehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Der Entwurf dieses Haushalts hat 
ein wesentliches Merkmal, und zwar das Merkmal der 
Kontinuität. Kontinuiät seit 1982 bedeutet in diesem 
Zusammenhang das weitere Begehen der Sackgas-
sen. Wenn Herr Austermann mit der Feststellung 
schließt, daß es dem Bürger 1988 besser ginge als 
1987, dann kann man dazu analytisch nur bemerken, 
daß 1988 in der Bundesrepublik Deutschland sicher-
lich mehr zu verteilen ist als 1987, aber tatsächlich 
dieses mehr zu Verteilende bei einer immer geringe-
ren Anzahl von Bürger/innen, nämlich vor allen Din-
gen Dividendenbeziehern, also Aktionären, in den 
Taschen landet. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was für ein 
Quatsch!) 

Die Komplexität der Industriegesellschaft, die auch 
bei direkter Einwirkungsmöglichkeit von fortschrittli-
chen programmatischen Zielsetzungen, wie ich sie 
mit vertrete, nicht sofort verändert werden kann, ist 
sicherlich ein besonderes Problem für eine Opposi-
tion, die so weitreichende Korrekturen an den Vorga-
ben der herrschenden Politik fordert, wie ich es ma-
che. Aber dennoch: Es gäbe und es gibt Handlungs-
spielräume. 
Dazu nur drei konkrete Beispiele: Wenn Sie das 

Tornado-Programm aufgeben würden, hätten Sie 
knapp 100 Milliarden DM nach augenblicklichen 
Preisen zusätzlich zur Verteilung für notwendige 
Maßnahmen im ökologischen Bereich und im Bereich 
der Arbeitsmarktpolitik. Wenn Sie die Steuerreform 
nicht in der Weise durchführten, wie beschlossen, also 
von unten nach oben verteilen, sondern für sinnvolle 
Maßnahmen in den beiden genannten Bereichen 
nutzten, gäbe es weitere 40 Milliarden DM sinnvoll 
umzuschichten. Darüber hinaus gibt es Umschich-
tungsmöglichkeiten im Haushalt, die in den einzelnen 
Debatten zu den Einzelplänen des Haushalts noch 
herausgeschält werden. 
Ein Beispiel für die Komplexität unserer Industrie-

gesellschaft ist auch die hier relativ intensiv geführte 
Diskussion über die Fusion von Messerschmitt-Böl-
kow-Blohm und Daimler-Benz. Hier ging es nicht ein-
mal mehr um nationale Interessen, sondern längst um 
die internationale Konkurrenzfähigkeit der Bundesre-
publik und eines ihrer wichtigsten Konzerne gegen-

über den USA, gegenüber Japan. Die Rahmenbedin-
gungen sind so weit gediehen, daß in der Tat die 
Abhängigkeit auch der Politik bereits auf Grund die-
ser Strukturelemente ausgesprochen schwierig ist. 

Ich möchte Ihnen aber noch einen Vergleich vorhal-
ten, und zwar den, den Sie immer am meisten 
scheuen, den Vergleich mit dem Osten. Der Staat im 
Westen gleicht sich immer mehr den Monopolen an 
— diese These stelle ich auf — , und die Monopole 
sind auch immer mehr in der Lage, Einfluß auf das zu 
nehmen, was der Staat im Westen an Handlung pro-
duziert. Das gilt auch und im besonderen für die Bun-
desrepublik Deutschland, so daß nicht zu Unrecht 
nicht nur die Frage, sondern längst die These aufge-
stellt wird, wer hier eigentlich regiert, die Monopole, 
die Wirtschaft, bestimmte Interessengruppen oder die 
Regierungskoalition. Die Frage ist dann weiter zu for-
mulieren, ob die handelnden Akteure und Akteurin-
nen in der Regierung nicht längst zu Marionetten her-
untergekommen sind. 

Unter dem Staatsmonopolkapitalismus im Osten 
haben wir es etwas anders: Dort gibt der Staat den Ton 
in den Fabriken an, ob die nun volkseigener Bet rieb 
oder sonstwie benannt werden. Das ist der einzige 
wesentliche Unterschied. In jedem Fall steht ganz 
weit oben die betriebswirtschaftliche Sichtweise unter 
Vernachlässigung von rechtlichen Aspekten, von 
Grundfreiheiten und von ökologischen Gesichtspunk-
ten. Hierin eingebettet zieht die Regierungskoalition, 
was nicht nur an diesem Haushalt ablesbar ist, ver-
schiedene Einzelprojekte durch, die teilweise — für 
sich genommen — ein so gravierendes Ausmaß errei-
chen, daß jede Staatsbürgerin und jeder Staatsbürger 
in unserem Land davon betroffen sind. 

Die Rentenreform, die jetzt ansteht, ist ein weiteres 
Beispiel nicht nur für Frauenfeindlichkeit, weil die 
Ausfallzeiten zukünftig anders bewertet werden sol-
len, sondern für die weitere Vernachlässigung der 
Klientel, die Herr Austermann gerade als letzter Red-
ner vor mir als von dieser Koalition besonders positiv 
bedient darstellte, nämlich der alten Mitbürger/innen 
in unserer Politik. Die sind nach der herrschenden 
Logik schlicht überflüssig und werden nach den zur 
Rentenreform vorliegenden Papieren auch so behan-
delt. Das Motto, das darin zum Ausdruck kommt, lau-
tet: Jeder, der arbeiten kann, soll arbeiten, solange er 
kann. Zu diesem Zweck wird auch die Altersgrenze 
stufenweise auf 65 Jahre heraufgesetzt, obwohl wir 
wissen, daß nicht einmal 60 % unserer Bevölkerung 
diese Altersgrenze erreichen. 

Es gibt noch weitere Leitmotive, die man zur Kenn-
zeichnung der Rentenreform anführen kann: Es gibt 
nur „Lebende oder Tote" — ältere Mitbürger/innen 
unter uns werden sich daran erinnern — oder die sehr 
flapsige Formulierung: „Arbeiten bis zum Umfallen." 
Das bereiten Sie zur Zeit mit der Rentenreform vor. 
Das werden wir Anfang des nächsten Jahres hier si-
cher noch sehr intensiv diskutieren. 

Das gleiche passiert bei der Gesundheitsreform. 
Wir werden sie am kommenden Freitag ausgiebig dis-
kutieren. 

Einen weiteren Punkt möchte ich in Erinnerung ru-
fen, weil er oft in Vergessenheit zu geraten droht, 
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nämlich die Steuerreform. Hier ist bei der Umvertei-
lung ein so großes unsoziales Potential produziert 
worden, daß man es in der Erinnerung wachhalten 
muß. Vor allen Dingen muß man den Betroffenen ver-
gegenwärtigen, was alles ihnen in diesem Zusam-
menhang aus den Taschen gezogen werden wird bzw. 
bereits aus den Taschen gezogen wird. 

Die Bundesregierung Kohl hat darüber hinaus die 
Nerven, die Massenarbeitslosigkeit inzwischen als 
Normalzustand ihrer Politik zu deklarieren. Sie bemü-
hen sich, eine Form der Gewöhnung an die Massen-
arbeitslosigkeit in der Bevölkerung durch ihre Ver-
lautbarungen und auch durch den CDU-Wirtschafts-
rat und durch andere Gremien zu produzieren, die in 
der Tat unerträglich ist. Auch in diesem Haushalt fin-
den sich keine entscheidenden Ansätze, um dieses 
Problems Herr zu werden. 

Weil Sie um die Problematik wissen und auch der 
Druck nicht nur von den Gewerkschaften und der 
Opposition in diesem Hause ständig wächst, bemühen 
Sie sich darum, die Arbeitslosenstatistik neu zu defi-
nieren. Ich sage: Sie versuchen, sie zu verfälschen. 
Diese Versuche haben sogar gefruchtet. Mit der 
8. Novelle zum Arbeitsförderungsgesetz haben Sie 
die Mittel für Qualifizierungsmaßnahmen und für Ju-
gendliche gesperrt. Sie haben rund 5 Milliarden DM 
in zwei Bereichen eingespart, die im Hinblick auf die 
Arbeitsmarktsituation sinnvollerweise zu fördern wä-
ren. 

Auch aus diesem Grunde möchte ich von dieser 
Stelle aus einen ausdrücklichen Aufruf an alle arbeits-
losen Männer und Frauen in unserer Republik richten, 
sich bei den Arbeitsämtern zu melden, damit die Sta-
tistik auch wirklich so aussieht, wie sie aussehen 
müßte. Die Dunkelzifer bei den Arbeitslosen liegt zwi-
schen 400 000 und 1 Million Mitbürgerinnen und Mit-
bürgern. 

Kommen wir zur Ökologie. Nicht nur mehrere 
10 Milliarden DM, sondern wahrscheinlich an die 
100 Milliarden DM werden für den Tornado ver-
schwendet werden. Sie verpulvern nicht nur für die 
Verteidigungspolitik wahnsinnig viele und wertvolle 
Ressourcen, die unser Land hat, sondern, wie bereits 
ausgeführt, auch für den gesamten Bereich Arbeit und 
Soziales. Das Problem besteht nicht darin, daß wir 
etwa keine Mittel hätten, um eine sinnvollere Um-
weltpolitik zu betreiben, sondern es geht um die 
Frage, wie der politische Wille aussieht, um die vor-
handenen Mittel sinnvoll zu verteilen. 

Was hat sich in der Umweltpolitik zwischen 1982 
und 1988 eigentlich geändert? Verschiedene Vorred-
ner/innen gingen bereits darauf ein. Nur ein einziges 
Beispiel: Die Emission von Stickoxiden hat sich er-
höht. Sie haben in Ihren Propagandaschriften ständig 
behauptet, Sie gingen an diese Problematik heran. 
Aber das, was ich im Zusammenhang mit den Luft-
emissionen gesagt habe, gilt genauso für viele, viele 
andere Felder. 

Ich meine, dies wird in der Bevölkerung auch sehr 
bewußt gesehen und vor allem auch gespürt, und 
zwar nicht nur im Zusammenhang mit der Gesund-
heit, nicht nur bei dem alltäglichen Geschehen in der 
gesellschaftlichen Wirklichkeit — am Arbeitsplatz, im 

Vereinsleben oder in der Familie — , sondern es wird 
auch politisch erkannt. Ich wünsche mir nichts sehnli-
cher, als daß Sie auch für diesen Bereich eine entspre-
chende Quittung bekommen. 

(Unruhe) 
— Herr Präsident, ich wäre dankbar, wenn etwas 
mehr Ruhe einkehren könnte. Es ist mindestens 
schwierig, so zu sprechen. — 

Eine gute Umweltpolitik würde sich durch eine opti-
male Prävention auszeichnen. Diese Prävention wäre 
nirgendwo besser angesiedelt als im Wirtschaftsres-
sort. Aber dort finden wir genau die umgekehrte 
Sichtweise: Subventionen für Bereiche unserer Indu-
striegesellschaft, die die Umweltproblematik noch 
weiter verschärfen und die Umweltsituation, in der 
wir leben, verschlechtern. 
Herr Töpfer versucht zwar sehr geschickt, philoso-

phisch die Umweltproblematik an den Bürger zu brin-
gen — das gelingt ihm zur Zeit bedauerlicherweise 
noch viel zu gut — , aber was er tatsächlich will, ist 
lediglich, wieder Vertrauen in diejenigen zu gewin-
nen, die Umweltpolitik machen. Tatsächlich wird kein 
Umweltschutz bet rieben, sondern es wird nur der Ver-
kauf der sogenannten Umweltpolitik 

(Glocke des Präsidenten) 
etwas cleverer vorgenommen. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, wenn 
die Glocke erklingt, möchte ich gern etwas sagen. — 
Ich bitte die Damen und Herren Abgeordneten, ihre 
Plätze einzunehmen. In vier Minuten kommen wir zur 
namentlichen Abstimmung. — Bitte, Herr Abgeordne-
ter. 

Wüppesahl (fraktionslos): Herr Töpfer ist auch nicht 
so plump wie z. B. sein Kollege Dick aus dem bayeri-
schen Umweltministerium, 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Von wegen! Was?) 
der Molkepulver in sich hineingeschüttet hat. Er ist 
bei der Vermarktung dieser Problematik für diese Re-
gierung und ihre Klientel viel, viel cleverer. 
Ich denke, daß sich auch viele von Ihnen fürchter-

lich irren. Die Situation, der Alltag, in dem wir uns 
bewegen, ist schon sehr viel problematischer, als zum 
Teil sichtbar wird. In dem Maße, in dem wir heute 
Wald haben, werden wir ihn im Jahr 2000 nicht mehr 
haben. Das Ozonloch determiniert uns eine Katastro-
phe. Die vielen, vielen anderen kleinen Problemfel-
der, die für sich genommen bereits außergewöhnlich 
sind, Herr Carstensen, etwa das Nordseesterben, 
müßten eine völlig andere Sichtweise auch bei der 
Aufstellung dieses Haushalts produzieren. Denn da-
bei geht es nicht um ein paar Mark oder 10 Märker 
mehr in den Taschen von einzelnen Bürger/innen, 
sondern um die Existenz. 
Wenn Sie immer noch das Wachstum proklamieren 

und davon sprechen, wie großartig es sei, daß wir jetzt 
dreieinhalb Prozent Wachstum erwarten, dann be-
deutet das doch im Klartext, daß gleichzeitig die che-
mische Industrie sieben Prozent Wachstum hat, daß 
der Sondermüll um 27 Prozent wächst, daß damit die 
Emissionen und die Abfallprobleme verbunden sind, 
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von denen Sie ständig verbal vorgeben, sie beseitigen 
zu wollen. 47 Müllverbrennungsanlagen mit ihren 
ganzen Emissionsproblemen sind in der Bundesrepu-
blik in Arbeit, 20 weitere sind beantragt, und diese 
Regierung läßt in diesem Haushaltsentwurf an keiner 
Stelle deutlich werden, daß sie auch dieses Problem-
feld auf irgendeine Weise angehen will. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Lesen Sie ruhig wei

-

ter! — Glocke des Präsidenten) 
— Es ist, denke ich, wirklich problematisch, was Sie 
hier im Moment aufführen. — 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, die 
Akustik ist im hinteren Teil dieses Provisoriums nicht 
sehr günstig. Ich bitte also, darauf Rücksicht zu neh-
men. Im rückwärtigen Teil ist die Lautsprecherüber-
tragung schlecht zu verstehen. 

Wüppesahl (fraktionslos): Das ändert ja nichts 
daran, daß die Kollegen dort hinten ruhig sein könn-
ten. 
Ein anderes Feld, auf dem genau dieselben Mecha-

nismen deutlich werden, ist die Bildungspolitik. Herr 
Möllemann hat allen Ernstes die Brust, vorzuschlagen, 
daß es an den Universitäten, die überquellen — auf 
Grund einer Hochschulpolitik, die er mitzuverantwor-
ten hat — , Nachtschichten geben soll. In der Verwal-
tung des Mangels — es wird, ausgehend von einem 
Mangel, der von dieser Regierung künstlich selbst 
produziert wird, versucht, das den Studenten und Stu-
dentinnen mit Sachzwangargumenten beizubringen 
— sind Sie mit Ihrer Regierungspolitik in der Tat au-
ßerordentlich erfolgreich. 
Im demokratischen Bereich können wir auch in un-

serem eigenen Hause extreme Beispiele für Ihre Un-
kultur feststellen. Das geht allerdings an mehrere 
Teile dieses Hauses. Als Sie z. B. vor dem Rücktritt des 
ehemaligen Bundestagspräsidenten Jenninger dar-
über gesprochen haben, wie damit umzugehen sei, 
wurden die GRÜNEN von solchen Gesprächen ausge-
schlossen. Genauso bei der Rentenreform! Da werden 
die GRÜNEN in eine solche Gesprächsrunde nicht mit 
einbezogen, genausowenig wie ein unabhängiger 
Abgeordneter wie ich; das versteht sich geradezu von 
selbst. Genau dieses Selbstverständnis von demokra-
tischer Kultur oder — besser gesagt — Unkultur spie-
gelt sich in allen möglichen anderen Politikfeldern 
wider, z. B. im Gebrauch des Strafrechts mit Symbol-
charakter, etwa wenn Sie die Tätigkeit von Strafer-
mittlungsbehörden in das Verdachtsstadium vorverle-
gen. Genauso übrigens benutzen die GRÜNEN inzwi-
schen das Strafrecht in bestimmten Punkten mit Sym-
bolcharakter. Ich denke an die Debatte, ob bei Verge-
waltigung zwei oder drei Jahre Mindeststrafe festge-
setzt werden sollen. Das ist natürlich völlig absurd für 
ein solches Instrument, das nur für Ausnahmesituatio-
nen aufgespart werden sollte. 
Abschließend möchte ich noch auf die Bankrotter-

klärung, die mit dem Wechsel auf dem Posten des 
Bundestagspräsidenten zusammenhängt, eingehen. 
Mir ist klar, daß es ausgesprochen schwierig ist, zu 
Frau Süssmuth kritische Anmerkungen zu machen; 
sie ist sozusagen die „Konsensdame" hier im Haus. 
Trotzdem müssen wir feststellen, daß sie sich auch für 

Argumentationsweisen gegenüber Minderheiten 
nutzbar machen ließ, ob in der AIDS-Problematik, ob 
beim Paragraphen 218, der Abtreibung, oder in der 
Drogenpolitik, wo zwar bestimmte Gedanken ange-
rissen wurden, aber nichts diskutiert oder gar ent-
schieden ist und wo die Gefahr außergewöhnlich groß 
ist, daß die bayerische Linie auf sämtlichen drei ge-
nannten Feldern in der Bundesrepublik Deutschland 
gesellschaftlich herrschend wird. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, Ihre 
Redezeit ist zu Ende. 

Wüppesahl (fraktionslos): Ich komme zum Schluß. 
Angesichts dieser wenigen Momente, die ich anfüh-
ren konnte, ist es sicherlich klar, daß Sie, wenn keine 
erheblichen Veränderungen an diesem Haushaltsent-
wurf vorgenommen werden, auch von mir keine Zu-
stimmung zu demselben erhalten werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Meine Damen und Herren, 
ich schließe die Aussprache. 
Wir kommen zur Abstimmung über den Einzel-

plan 04, Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramts, in der Ausschußfassung. Die 
Fraktionen der CDU/CSU und der FDP verlangen 
hierzu gemäß § 52 unserer Geschäftsordnung na-
mentliche Abstimmung. Das Verfahren ist bekannt. 
Ich eröffne die Abstimmung. 
Meine Damen und Herren, gibt es noch ein Mitglied 

des Hauses, das die Absicht hat, sich an der Abstim-
mung zu beteiligen, und noch nicht abgestimmt hat? 
— Dies scheint nicht der Fall zu sein. Dann schließe 
ich die Abstimmung. Ich bitte die Schriftführer, mit 
der Auszählung zu beginnen. 
Meine Damen und Herren, ich schlage dem Hause 

vor, mit den Beratungen der nächsten Einzelpläne 
fortzufahren, bis das Abstimmungsergebnis vor-
liegt.*) Dies ist aber nur möglich, wenn diejenigen 
Damen und Herren, die an den Beratungen teilneh-
men wollen, ihre Plätze einnehmen. 

Meine Damen und Herren, ich rufe auf: 

Einzelplan 05 

Geschäftsbereich des Auswärtigen Amtes 
— Drucksachen 11/3205, 11/3231 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Dr. Rose 
Hoppe 
Walthemathe 
Frau Vennegerts 

Hierzu liegen Änderungsanträge der Fraktion DIE 
GRÜNEN auf den Drucksachen 11/3326 bis 11/3331 
vor. 
Meine Damen und Herren, nach einer Vereinba-

rung im Ältestenrat soll die Aussprache zwei Stunden 
währen. — Ich sehe, daß das Haus damit einverstan-
den ist. Es ist so beschlossen. 

*) Ergebnis Seite 7471 D 
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Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Waltemathe. 

Waltemathe (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der Etat des Bundesministers des Aus-
wärtigen beträgt ein knappes Prozent am Gesamt-
haushalt des Bundes. Das besagt aber nichts über den 
Stellenwert der Außenpolitik; Außenpolitik läßt sich 
weniger aus Zahlen ablesen. Deshalb werde ich in 
meinem kurzen Redebeitrag auch nicht auf den Ein-
zelplan im einzelnen eingehen. 

Ich will einleitend nur sagen, daß globale Kürzun-
gen im Sachmittelbereich durch Haushaltsgesetz ins-
besondere auch unsere Auslandsvertretungen und 
wichtige Bereiche der auswärtigen Kulturpolitik hart 
treffen. 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

Es ergibt auch keine Logik, wenn wir zunächst frei-
willige Beiträge zu internationalen Organisationen 
— zu UNO-Organisationen usw. — anheben und an-
schließend durch Haushaltsgesetz durch eine 4%ige 
Kürzung das Geld wieder wegnehmen, das wir ge-
rade draufgelegt haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Moderne Außenpolitik, meine Damen und Herren, 
soll einen Beitrag zur Fortsetzung von Politik mit f ried-
lichen Mitteln liefern. Ihre Aufgabe besteht also da rin, 
eigene Interessen bei der internationalen Zusammen-
arbeit wahrzunehmen, Menschenrechte als eine der 
wesentlichen Bedingungen des wirtschaftlichen, 
technischen und kulturellen Austausches durchzuset-
zen und starres Blockdenken und Freund-Feind-Ver-
hältnisse zu überwinden sowie die Austragung von 
Konflikten mit anderen als f riedlichen Mitteln zu ver-
hindern. Vor diesem Hintergrund wäre der Haushalt 
des Bundesaußenministeriums zu betrachten. 

Meine Damen und Herren, im Jahre 1989 wird das 
Ansehen der Bundesrepublik Deutschland dann ge-
steigert werden können, wenn die richtigen Lehren 
sowohl aus dem 50. Jahrestag des Überfalls des deut-
schen Reichs auf Polen als auch aus dem 40. Jahrestag 
der Gründung zweier deutscher Staaten gezogen 
werden. Was Nationalismus und Faschismus anrich-
ten können, darf nicht verdrängt werden. Was inter-
nationale Zusammenarbeit an Friedenschancen er-
möglicht, gilt in den Vordergrund gestellt zu wer-
den. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Es wird im Inland und im Ausland im Jubiläumsjahr 
daran zu erinnern sein, daß unsere Bundesrepublik als 
antifaschistischer Staat gegründet wurde und daß die-
ser antifaschistische Auftrag des Grundgesetzes Leit-
linie für unsere politische Kultur sein muß. So mag die 
Neubegründung eines demokratischen Rechtsstaates 
vor 40 Jahren gefeiert werden. Feierlichkeit darf aber 
nicht zur Vertuschung dessen führen, daß wir auch zu 
be- und zu gedenken haben, daß in diesem Jahrhun-
dert zweimal von Deutschland aus Weltkriege ausge-
löst wurden, mit unendlichem Leid und unendlicher 
Vernichtung in anderen Völkern und im eigenen 
Volk. 

So befürworte ich ausdrücklich, wenn im Rahmen 
des 40jährigen Bestehens der Bundesrepublik 
Deutschland und seines Grundgesetzes auch Vertre-
tungen im Ausland Einladungen aussprechen. Aber 
es darf sich da nicht um die üblichen Cocktailemp-
fänge für die üblichen „very important persons" han-
deln, sondern es sollten einzelne Botschaften ausge-
sucht werden, die sorgfältig vorbereitete, würdige 
Veranstaltungen durchführen. 

(Beifall bei der SPD) 

Dabei stelle ich mir vor, daß beispielsweise in Polen 
ehemalige Zwangsarbeiter, die vom Nazi-Deutsch-
land ausgebeutet wurden und schwer gelitten haben, 
einzuladen sind. Oder ich stelle mir beispielsweise 
vor, daß anderswo Emigranten und politisch Verfolgte 
der Hitlerzeit eingeladen und besonders geehrt wer-
den und dazu Gelegenheit gegeben wird. 

An den Bundesminister des Auswärtigen sind hohe 
Anforderungen zu stellen, wenn es darum geht, die in 
seinem Etat in diesem Zusammenhang im Jahre 1989 
zur Verfügung stehenden 1,5 Millionen DM für wirk-
lich würdige Feierlichkeiten zwischen Jubel und 
Trauer zu verwenden. Deshalb erwarte ich, daß klare 
Vorgaben seitens des Hauses an die in Frage kom-
menden diplomatischen Vertretungen gegeben wer-
den. 

Meine Damen und Herren, ich hätte auch erwartet, 
daß in einem anderen, finanziell ebenfalls als eher 
geringfügig zu bezeichnenden Fall die Koalition mehr 
Sensibilität an den Tag gelegt hätte. Lion Feuchtwan-
ger mußte, wie viele andere Kulturschaffende auch, in 
der Nazizeit emig rieren und fand Aufnahme in den 
USA. Die Villa Aurora in Los Angeles, seit 1943 der 
Wohnsitz des Ehepaares Feuchtwanger, wurde von 
Martha Feuchtwanger, die im vergangenen Jahr ver-
storben ist — Lion Feuchtwanger war bereits 1958 
verstorben — , mit der großen Bibliothek von 36 000 
Bänden an die Universität von Südkalifornien vererbt. 
Nun geht es darum, die Villa Aurora, die seit 1943 
Treffpunkt zahlreicher deutscher Künstler im Exil 
war, u. a. von Thomas Mann, Franz Werfel, Alfred 
Döblin, Bertolt Brecht und anderen, zu einer Begeg-
nungs- und Forschungsstätte auszugestalten. Richtig 
ist, daß die Universität von Südkalifornien Eigentüme-
rin ist und daß es in Deutschland eine private Träger-
initiative gibt. Richtig ist ferner, daß die rechtlichen 
Verhältnisse, über die die Bundesrepublik Deutsch-
land beteiligt werden kann, noch nicht endgültig ab-
geklärt sind. Richtig ist außerdem, daß mangels Ei-
gentümerschaft die Bundesrepublik Deutschland 
nicht als einzige zur Finanzierung der Gebäudeher-
richtung und der laufenden Bet riebskosten herange-
zogen werden kann. Aber es ist doch wohl ebenso 
richtig, daß ein kulturelles Erbe, das auf das andere 
Deutschland von damals hinweist, uns verpflichtet, 
nicht Pfennigfuchserei zu betreiben, sondern uns eher 
großzügige Mitfinanzierung abverlangt. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Schon heute, meine Damen und Herren, steht fest, 
daß in den kommenden Jahren ein Betrag von insge-
samt etwa 15 Millionen US-Dollar benötigt wird. Ein 
deutscher Beitrag von 10 Millionen DM, verteilt auf 
zehn Jahresraten, ist vom Auswärtigen Amt als not- 
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wendig und angemessen bezeichnet worden. Ein sol-
cher Betrag, nämlich zehnmal eine Million DM in den 
Haushalten 1989 bis 1998, ist doch wohl noch aufzu-
bringen, wenn wir auswärtige Kulturpolitik und un-
sere Lehren aus dem Erbe des dunkelsten Kapitels 
unserer Geschichte richtig verstehen. 

(Beifall bei der SPD, bei Abgeordneten 
der GRÜNEN und der Abg. Frau Dr. Hamm

-

Brücher [FDP]) 

Ich bin enttäuscht darüber, daß es bei den Beratun-
gen des Haushaltsausschusses ausgerechnet am 
9. November 1988 nicht gelungen ist, einen entspre-
chenden Beschluß zustande zu bringen. Am gleichen 
Tag sind ohne weiteres 2,1 Millionen DM im Etat des 
Presse- und Informationsamtes bereitgestellt worden, 
um einen deutschen Pavillon in Disney World in Flo-
rida zu finanzieren. 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Oh, Gott, 
Mickymaus! — Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Den 

weiht der Genscher sicher selber ein!) 

Das ist sicherlich wichtig. Aber ich kann nur hoffen, 
daß es alsbald doch noch eine Einigung gibt, für die 
Lion-Feuchtwanger-Stiftung eine kultur- und demo-
kratisch-politisch richtige Voraussetzung herbeizu-
führen. 

Die Lehre aus der Vergangenheit ziehen — das gilt 
auch für unser Verhalten gegenüber der rassistischen 
Politik in Südafrika. Sind wir noch in der Tradition des 
Darüber-hinweg-Sehens, oder haben wir inzwischen 
gelernt hinzuschauen, wenn es sich um ein men-
schenverachtendes Regime handelt? Ist klare Men-
schenrechtspolitik dann von Übel, wenn sie unsere 
Geschäfte stört, oder sind wir bereit und in der Lage, 
auf Geschäfte zu verzichten, wenn Menschenrechte 
mit Füßen getreten werden? Die Unterdrückten in 
Südafrika fordern eine Boykottpolitik gegen die süd-
afrikanische Regierung. Warum gehen wir auf diese 
Forderung nicht ein? 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Wir begrüßen es, wenn in Namibia und Angola jetzt 
durch UNO-Vermittlung Wege eröffnet wurden, 
Fremdbestimmung abzulösen und zu menschenwür-
digeren Verhältnissen zu gelangen. Wir tragen die 
Lasten für entsprechende UN-Bemühungen gern mit, 
einschließlich eines eher bescheidenen Beitrages zu 
den Beobachtern für ordnungsgemäße Wahlen in Na-
mibia. Das allein genügt allerdings nicht als glaub-
würdige Politik gegenüber dem südlichen Af rika. 

Meine Damen und Herren, nach 15 Jahren Diktatur 
in Chile ist durch Einigkeit der dortigen Opposition 
endlich die Tür zu einem Demokratisierungsprozeß 
einen Spalt breit geöffnet worden. Es ist auch zu be-
grüßen, daß erstmalig am 29. September 1988, sechs 
Tage vor dem Plebiszit in Chile, der Bundestag eine 
gemeinsame Haltung eingenommen und eine ge-
meinsame Delegation entsandt hat. 

Es ist nicht gut, wenn nunmehr der Generalsekretär 
der CDU die Gemeinsamkeit aufkündigt und einseitig 
nur auf eine Seite der chilenischen Opposition setzt. 
Die Diktatur wird nur überwunden werden, wenn die 
Demokraten in Chile gemeinsam dafür sorgen. Un-
sere Aufgabe in den demokratischen Parlamenten 

Europas ist es nicht, schon jetzt Beiträge zur Spaltung 
der chilenischen demokratischen Opposition zu lie-
fern. 

(Beifall bei der SPD und des Abg. Dr. Lippelt 
[Hannover] [GRÜNE]) 

Wir begrüßen es ausdrücklich, Herr Minister, daß 
Sie im Fall Chile einschließlich der schlimmen Vor-
würfe gegen die dortige deutsche Siedlung Colonia 
Dignidad einen Weg verfolgen, den wir lange gefor-
dert haben und den wir mittragen können. 

Meine Damen und Herren, ich habe mich auf einige 
Beispiele beschränkt. Ich gehe davon aus, daß Moral 
allein noch keine Politik ist, daß aber im politischen 
Handeln moralische Grundsätze im Einzelfall sichtbar 
werden müssen. Gerade in einem Jahr trauriger und 
positiver Jubiläen — beides — muß deutsche Außen-
politik diese Grundsätze beachten. 

Wir gehen davon aus, daß die Grundsätze moderner 
Außenpolitik und internationaler Zusammenarbeit 
bei der Ausbildung und Dienstverrichtung der im aus-
wärtigen Dienst beschäftigten Damen und Herren be-
achtet werden. Wir halten es für richtig, wenn in ei-
nem Gesetz über den auswärtigen Dienst die Aufga-
benstellung beschrieben wird. Wir fordern die Bun-
desregierung auf, einen Entwurf für ein solches Ge-
setz alsbald vorzulegen. Das Gesetz wird gewiß auch 
einige Ungereimtheiten des öffentlichen Dienstrech-
tes zu korrigieren und die soziale Absicherung der 
Ehepartner von im Ausland ihren Dienst Leistenden 
zu regeln haben. Es darf auf der einen Seite nicht zu 
einer Sonderbesoldung kommen; aber auf der ande-
ren Seite müssen die besonderen Belastungen und 
Nachteile, die nur im Auslandsdienst auftreten, aus-
geglichen werden. Sie können sicher sein, daß wir uns 
einer zügigen parlamentarischen Beratung eines sol-
chen Gesetzentwurfes nicht versagen werden. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Ich gebe das von den 
Schriftführern ermittelte Ergebnis der namentlichen 
Abstimmung bekannt. Von den voll stimmberechtig-
ten Mitgliedern des Hauses haben 429 ihre Stimme 
abgegeben. Davon ungültige Stimmen keine. Mit Ja 
haben 245 gestimmt, mit Nein haben 184 gestimmt. 
Enthaltungen keine. 

Von den Berliner Abgeordneten haben 21 ihre 
Stimme abgegeben. Ungültige Stimmen keine. Mit Ja 
haben 13, mit Nein 8 gestimmt. Enthaltungen keine. 

Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen 426 und 21 Berliner Abgeordnete; da-
von 

ja: 	243 und 13 Berliner Abgeordnete 

nein: 	183 und 8 Berliner Abgeordnete 

Ja 

CDU/CSU 

Dr. Abelein 
Austermann 

Bauer 
Bayha 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Dr. Biedenkopf 
Biehle 
Dr. Blank 
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Damit ist die Beschlußempfehlung des Ausschusses 
angenommen. 

Wir fahren in der Aussprache fort. Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Rose. 

Dr. Rose (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine ver-
ehrten Damen und Herren! Die Beratungen über den 
Etat des Auswärtigen Amts standen auch in diesem 
Jahr ganz im Zeichen der Bemühungen, noch mehr 
zum Frieden und zur Gerechtigkeit in der Welt beizu-
tragen. Auf diesem Feld der Politik ging es erneut ein 
gutes Stück voran. 

Natürlich bieten die großen Staatsbesuche mehr 
Spektakuläres. Ein Treffen am Kamin im Weißen 
Haus oder in den Gemächern des Kreml ist allemal gut 
für Schlagzeilen. Unser Herr Bundeskanzler und un-
ser Außenminister haben das vor kurzem wieder glän-
zend unter Beweis gestellt. 

An den Politikern liegt es, die Weichen zu stellen. 
Im Zeitalter der Besuchsdiplomatie sind die persönli-
chen Kontakte wichtig; denn der Erdball ist klein ge-
worden. Damit aber alles so erfolgreich ablaufen 
kann, braucht es einen effektiven Dienst im Hinter-
grund. Die Besuchsreisen der Staatsmänner müssen 
vorbereitet sein, die Konferenzen müssen reibungslos 
ablaufen, die Verhandlungsergebnisse müssen vor-
zeigbar ausgefeilt werden. 

Um all das kümmert sich unser auswärtiger Dienst, 
der damit im deutschen Interesse und im Interesse 
einer weltweiten Kooperation tätig ist. Dafür sollte uns 
das Beste gerade gut genug sein. 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

In diesem Sinne wurden auch Haushaltsschwer-
punkte gesetzt. 

Der Haushalt 1989, so wie er nunmehr vorliegt, sieht 
erhebliche Verbesserungen vor. Das gilt sowohl für 
den operationellen Teil wie besonders auch für den 
personellen. Alle diese Verbesserungen kommen dem 
Aufgabenbereich des Auswärtigen Amts selbst, aber 
auch den über 200 Vertretungen des Bundes im Aus-
land zugute. Sie entsprechen der vom Bundestag er-
hobenen Forderung nach strukturellen Reformmaß-
nahmen, die es ermöglichen sollen, die stark vermehr-
ten Aufgaben gerade im Feld der auswärtigen Bezie-
hungen zu bewältigen. Im Haushaltsausschuß selbst 
haben wir hierfür einen Stufenplan gefordert. Es ist 
gelungen, mit dem Haushalt 1989 eine weitere Stufe 
hinzuzufügen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Hierin kommen wichtige Schwerpunkte der aktuel-
len Außenpolitik zum Ausdruck wie insbesondere die 
Abrüstungsverhandlungen, das Bemühen um eine 
noch intensivere Zusammenarbeit im westlichen 
Bündnis und vor allem das deutsch-französische Ver-
hältnis. Bei letzterem dürfen wir erfreut festhalten, 
daß das diesjährige Silberjubiläum den goldenen 
Wert der Adenauer-de-Gaulle-Beziehungen bestätigt 
hat. 

(Dr. Hornhues [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Doch nicht bloß um die klassischen Aufgaben der 
Konferenzdiplomatie geht es beim modernen auswär-
tigen Dienst. Es geht vielmehr auch um die Notwen-
digkeit der internationalen Bewältigung von Umwelt-
problemen. Es geht um die Wirtschaftsförderung. Es 
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geht um die Entwicklungspolitik. Einen unverzichtba-
ren Rahmen der Außenpolitik stellt außerdem die aus-
wärtige Kulturpolitik dar. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

Einen Bereich möchte ich besonders erwähnen, 
weil er im Augenblick am dringendsten einer Hilf elei-
stung  bedarf. Das ist der Konsular- und Sichtver-
merksbereich. Jeder weiß, daß die Zahl der ausländi-
schen Sichtvermerksbewerber sprunghaft gestiegen 
ist. Aber auch die bei uns für nötig gehaltene Ausdeh-
nung der Sichtvermerkspflicht für Deutschlandreise

-

willige trug zum Anschwellen der Arbeit bei. 

Darüber hinaus ist uns die Aussiedlerproblematik 
bekannt. Ohne daß bei uns geworben würde, hat sich 
ein enormes Anwachsen der Zahl von Aussiedlern 
deutscher Volkszugehörigkeit ergeben. In Moskau 
durften z. B. im Jahre 1986 rund 700 Personen ausrei-
sen. 1987 waren es schon ca. 14 000, und 1988 werden 
es voraussichtlich 46 000 Menschen sein. Irgendwie 
können wir ja stolz sein, 

(Repnik [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

daß alle diese Menschen ihre Hoffnung und ihre Zu-
kunft bei uns in der Bundesrepublik suchen. Aber 
ebenso muß die Feststellung erlaubt sein, daß die bis-
herigen Lebensumstände keine Chance zum Verbleib 
in der jetzigen Heimat ermöglichen. Der real existie-
rende Sozialismus hat seinen Lack verloren. 

(Repnik [CDU/CSU]: Trotz Gorbatschow!) 

Für uns ist es eine nationale Aufgabe, diese Deut-
schen würdig bei uns aufzunehmen und sie schnell 
einzugliedern. Wir müssen daher auch unsere Aus-
landsvertretungen in die Lage versetzen, die ersten, 
die wichtigsten Schritte mit Anstand zu bewältigen. 

(Dr. Hornhues [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Deshalb haben wir im Haushaltsausschuß, und zwar 
einvernehmlich zwischen allen politischen Gruppie-
rungen, gerade in diesem Sektor über den Regie-
rungsentwurf hinaus zusätzliche Stellen vorgesehen. 

(Dr. Hornhues [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Sie sind zwar mit einem kw-Vermerk versehen — sie 
können also künftig wegfallen — , weil die Aussiedler-
problematik höchstwahrscheinlich nicht ewig dauern 
wird. Es wären insgesamt politische Umstände zu be-
grüßen, die es unseren deutschen Landsleuten ermög-
lichten, in der althergebrachten Heimat menschen-
würdig und zukunftsfroh zu leben. 

(Dr. Hornhues [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Ich kann deshalb nur unterstreichen, daß es ent-
scheidend ist, mit unseren östlichen Nachbarn ein 
Klima des gegenseitigen Vertrauens zu entwickeln. 
Die vielen Folgekonferenzen der KSZE oder KVAE 
mögen alle ihre Berechtigung haben; denn sie dienen 
dem friedlichen Gespräch. Noch wichtiger ist jedoch 
die Vertiefung der bilateralen Beziehungen zu jedem 
einzelnen Land, das bis vor kurzem hinter dem 
schrecklichen Eisernen Vorhang verschwunden war. 
Nach der Aufnahme der diplomatischen Beziehungen 
— 1955 schon mit der Sowjetunion, dann mit Rumä-
nien und allen anderen sozialistischen Staaten, zuletzt 

mit Albanien —, nach der ersten Kontaktaufnahme 
also, kommt es jetzt darauf an, die Chancen der Zeit zu 
erkennen. Es ist gut, daß weitere Generalkonsulate 
eröffnet wurden und werden, z. B. jenes in Kiew. Es ist 
aber noch viel erfreulicher, wenn jetzt ein deutsches 
Generalkonsulat im ungarischen Fünfkirchen errich-
tet wird, weil dieses im Hauptsiedlungsgebiet der 
deutschen Minderheit liegt. 

(Dr. Hornhues [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Um deren kulturelle und wirtschaftliche Interessen 
wird es sich besonders kümmern müssen. Daß in Un-
garn inzwischen auch die Errichtung von drei 
deutschsprachigen Gymnasien vereinbart worden ist, 
ist geradezu sensationell zu nennen. 

(Repnik [CDU/CSU]: Ja, aktive Ostpolitik!) 

Es ist ein nachahmenswertes Beispiel für eine aufge-
schlossene Nationalitätenpolitik in all diesen osteuro-
päischen Ländern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Hoffnungsfroh, meine Damen und Herren, stimmt 
es in diesem Zusammenhang, daß nicht bloß in Un-
garn, sondern praktisch auch in allen anderen soge-
nannten Ostblockländern die kulturelle Zusammen-
arbeit vertieft wird. Dabei kommt dem Goethe-Insti-
tut eine Schlüsselrolle zu. War seine Gründung vor 
Jahren schon in Bukarest erfolgt, so ergab sich vor 
kurzem auch in Budapest die Möglichkeit und jetzt 
sogar — aus Anlaß des Bundespräsidentenbesuchs 
und des Besuchs des Herrn Bundesaußenministers — 
in  Sofia. 

Besonders erfreulich ist es, daß beim Besuch des 
Bundeskanzlers in Moskau verabredet wurde, eben-
falls Verhandlungen über einen Austausch von Kul-
turinstituten aufzunehmen. Ähnliche Entwicklungen 
scheinen sich in Prag und in Warschau abzuzeichnen. 
Bis zur Freiheit des Geistes, wie sie bei uns selbstver-
ständlich ist und wie sie am letzten Freitag bei der 
Mitgliederversammlung der Goethe-Institute in Mün-
chen wieder reklamiert wurde, wird zwar noch ein 
langer Weg sein. Doch es liegt auch an uns, es liegt 
auch an der Bundesregierung, wie wir „Glasnost" ein-
fordern. Bei zunehmender wirtschaftlicher Verflech-
tung sollten wir auch diese unsere Interessensphären 
deutlich mitbestimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Um gleich beim Kulturaustausch mit der Sowjet-
union zu bleiben: Der Bundeskanzler-Besuch in Mos-
kau hat noch etwas gebracht, nämlich ein Dreijahres-
programm, das jährlich rund 1 000 junge Sowjetbür-
ger zum Studium, zur Aus- und Fortbildung, insbeson-
dere im Managementbereich, sowie zu Informations-
reisen in die Bundesrepublik Deutschland einlädt. Der 
Haushaltsausschuß hat diese Besuchskonsequenzen 
voll honoriert und die erforderlichen Mittel zusätzlich 
eingestellt. Da wir von der Überzeugungskraft der 
Bundesrepublik ausgehen, halten wir den Austausch 
von jungen Menschen für das Wesensmerkmal von 
vertrauensbildenden Maßnahmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 
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Ich durfte dies auch als Vorsitzender der Deutsch

-

Tschechoslowakischen Gesellschaft in Bayern fest-
stellen, seit eine mit gutem Leben erfüllte Partner-
schaft zwischen meiner Heimatuniversität Passau und 
der Alma mater in Prag besteht. 

Gerade deshalb und weil ich von weiteren ähnli-
chen Bemühungen weiß, habe ich an die Bundesre-
gierung die Frage: Wie soll es weitergehen im Ver-
hältnis zu unseren östlichen Nachbarstaaten, soweit 
es die auswärtige Kulturpolitik betrifft? Gibt es schon 
ein abgestimmtes Konzept oder wird es bald erarbei-
tet, vielleicht auch in Zusammenarbeit mit den ein-
schlägigen Parlamentsgremien, also mit dem Unter-
ausschuß Auswärtige Kulturpolitik, 

(Dr. Hornhues [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

dessen Vorsitzender, Herr Professor Hornhues, in die-
ser Richtung sehr intensiv arbeitet? Hat die Bundesre-
gierung, Herr Außenminister, ein zukunftsweisendes 
Programm für die Errichtung weiterer Goethe-Insti-
tute oder gar für die Entsendung von DAAD-Lektoren 
oder Deutschlehrern in unsere östlichen Nachbarstaa-
ten? 

Ich muß etwas bemerken, was uns aus der Sicht des 
Haushaltsausschusses nicht sonderlich angenehm 
aufgefallen ist. Der bisherige Ablauf war immer ein 
unwürdiges Hinterherrennen und Gefeilsche um 
Planstellen. Wir wären deshalb dankbar, wenn es ein 
ausgewogenes und vorher abgestimmtes Konzept 
gäbe, um diese wesentlichen Aufgaben der künftigen 
deutschen Außenpolitik in einem Zug zu verwirkli-
chen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP sowie des Abg. Dr. Ehmke [Bonn] 

[SPD]) 

Denn selten gibt es so viele vielversprechende Mög-
lichkeiten der Vertrauensbildung und der Zusam-
menarbeit wie auf diesem Feld. 

Über die osteuropäischen Länder habe ich deshalb 
etwas mehr gesprochen, weil hier momentan eine be-
sondere Aufgabe ist und hoffentlich bleiben wird und 
vor allem die Voraussetzungen von unserer östlichen 
Nachbarseite getroffen werden. Das soll aber nicht 
bedeuten, daß wir nicht auch mit unseren westlichen 
Nachbarn eine ähnlich gute Zusammenarbeit auf dem 
Feld der gesamten Außenpolitik und besonders der 
auswärtigen Kulturpolitik haben. Es soll auch nicht 
bedeuten, daß es nicht Anforderungen gibt, um so 
manches Institut, so manche deutsche Schule, so man-
chen DAAD-Lektor beispielsweise in Spanien, wo 
eine zunehmende Nachfrage nach Deutsch-Unter-
richt zu verzeichnen ist, oder in anderen Ländern er-
möglichen zu können. Wir werden ja im Zusammen-
hang mit dem Zusammenwachsen Europas noch be-
sonders gefordert werden. Als wir vor kurzem mit 
einer Delegation in Rom waren, haben wir gehört, daß 
bei der Europawahl des Jahres 1984 in Italien eine 
Wahlbeteiligung von 80 % festzustellen war. Das 
zeigt, daß andere Länder auf dem Weg zu Europa 
gedankenmäßig vielleicht schon viel weiter vorange-
kommen sind und daß wir uns auch diesen Fragen 
besonders widmen müssen. Das geschieht unter an-
derem mit Institutionen, die uns helfen, diese Zusam-
menarbeit zwischen den Ländern zu verwirklichen. 

Und nun noch zu einigen weiteren Feldern, in de-
nen die deutsche Außenpolitik dazugewonnen hat. 
Ich meine all jene Gebiete, in denen durch die gün-
stige Entwicklung der internationalen Beziehungen 
zur Entschärfung von Konflikten beigetragen wurde. 
Der Haushaltsausschuß hat auch hier schnell rea-
giert. 
So wurde nachträglich ein erheblicher freiwilliger 

Beitrag für die internationale Hilfsaktion für die nach 
Afghanistan zurückkehrenden Flüchtlinge vorgese-
hen. Wer jemals die Problematik im pakistanischen 
Grenzgebiet um Peshawar in Augenschein nehmen 
konnte oder gar wie Kollege Peter Würtz und ich in 
Kabul war, wird die zusätzlichen Millionen ver-
schmerzen. Ähnlich geht es bei den 106 Millionen DM 
Pflichtbeitrag für die Friedenstruppen der Vereinten 
Nationen im Iran-Irak-Konflikt beziehungsweise in 
Namibia. In Namibia zeichnet sich zwar immer noch 
nicht das Ende der jetzigen Lage ab, und die Verhand-
lungen um Angola scheinen festzustecken. Daß aber 
die Deutschen am ehemaligen Südwestafrika beson-
deres Interesse haben, versteht sich von selbst. Ein 
zusätzlicher freiwilliger Beitrag von 5 Millionen DM 
passierte deshalb den sonst so gestrengen Haushalts-
ausschuß. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — 
Dr.  Waigel [CDU/CSU]: Respekt!) 

Ich hoffe nur, daß es zu einer baldigen und echten 
Befriedung in Namibia kommt. Unter einer echten 
Befriedung verstehe ich auch die Vermeidung von 
Fehlern, die Notsituationen wie ein neues Flüchtlings-
oder Aussiedlerproblem mit sich bringen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord-
neten der FDP) 

Denn dieses Schicksal, meine Damen und Herren, 
haben die 100 000 Weißen und darunter die 30 000 
Deutschstämmigen nicht verdient. 
Lassen Sie uns vielmehr zusammen helfen, daß 

deutsche Außenpolitik ein Synonym für Friedensliebe 
und Friedensgarantie wird und bleibt. Dann ist jede 
einzelne Mark beim Auswärtigen Amt gut angelegt, 
und wir können dem Haushalt des Einzelplans 05 da-
mit auch inhaltlich voll zustimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP sowie bei 
Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Lippelt. 

Dr. Lippelt (Hannover) (GRÜNE):: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Auch der Außenminister 
will heute das Geld für sein Ministe rium haben. Bevor 
Sie es ihm hier mit Mehrheit geben — wir werden es ja 
nicht verhindern können — , sollte die Öffentlichkeit, 
sollte das Haus doch wissen, wozu er es eigentlich 
verwendet. Es ist nicht ganz so, wie Herr Rose sagt. Er 
meinte: Wir haben hier und da noch gut etwas drauf-
tun können. Das ist auf der einen Seite richtig. Auf der 
anderen Seite muß man aber sagen: Sie werden es 
ihm nicht nur zur Unterhaltung von Botschaften und 
von Goethe-Instituten rund um die Welt geben, nicht 
nur zur Aufrechterhaltung der genuinen Aufgaben 
von Diplomatie und auswärtiger Kulturpolitik. Sie ge-
ben es ihm in steigendem Maße für Rüstungsausga- 
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ben, die auch in diesem Einzelplan 05 wieder dick 
versteckt sind. 

Ich habe vor einem Jahr darauf hingewiesen, daß 
die Ausgaben für NATO-Verteidigungshilfe, für Aus-
stattungshilfe, für Rüstungssonderhilfe zusammen 
schon 10 % des Gesamtvolumens des Einzelplans 05 
ausgemacht haben. In diesem Jahr ist festzustellen, 
daß sie trotz all dieser lobenswerten kleinen Zusatz-
gaben, die Herr Rose eben aufgezählt hat, inzwischen 
einen Anteil von fast 12 % erreicht haben, mit steigen-
der Tendenz. Sieht man genauer hin, so erkennt man: 
Die Steigerung geht im wesentlichen darauf zurück, 
daß die Rüstungssonderhilfe mehr als verdoppelt 
wird. Um den Kriegsschiffbau treibenden Werften ei-
nen Auftrag von weiteren 1,15 Milliarden DM aus 
Griechenland zu verschaffen, wird eine verdeckte Ex-
portsubvention von mehr als 450 Millionen DM gege-
ben, teils in Geld — das läuft über den Einzel-
plan 05 —, teils in gebrauchten Panzern und Starfigh-
tern — das läuft dann über den Einzelplan 14 —, wo-
mit Platz für neue Rüstungsaufträge im Inland ge-
schaffen wäre. 

(Dr. Rose [CDU/CSU]: Das dient der Sicher

-

heit!) 

Herr Außenminister, wir appellieren dringend an 
Sie: Lassen Sie diese Verfälschung der genuinen Auf-
gaben der Außenpolitik nicht weiter zu! Schmeißen 
Sie Aufgaben solcher Art aus Ihrem Einzelplan hin-
aus! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wie sehr sich die Außenpolitik prostituiert, zeigt 
sich an einem ganz kleinen Detail. Ausstattungsbei-
hilfe, d. h. Hilfe zur Ausbildung und Ausstattung von 
Polizei in Ländern der Dritten Welt, damit dort die 
Regime, einerlei, wie sie aussehen, stabilisiert wer-
den, ist bisher über den Einzelplan 05, zu einem gerin-
gen Teil auch über Einzelplan 23 abgewickelt wor-
den. Dort beispielsweise wurde bisher die Ausstat-
tungshilfe für Guatemala finanziert. Nun haben die 
Entwicklungspolitiker im vorigen Jahr zu Recht ge-
sagt, sie wollten die Entwicklungshilfe nicht mehr 
durch Polizeiausbildung diskreditiert sehen. Sie ha-
ben diese Haushaltsposten bei sich herausgestrichen. 
Wo kommt er unter? Im Einzelplan 05: eine Steige-
rung von 56,5 auf 60 Millionen DM. Herr Außenmini-
ster, sollte, was der Entwicklungspolitik recht ist, der 
Diplomatie, der Außenpolitik nicht billig sein? 

(Dr. Knabe [GRÜNE]: Allerdings!) 

Zweitens. Vornehmste Aufgabe der Außenpolitik 
muß ja wohl sein — darüber werden wir uns hier im 
Hause alle einig sein —, das friedliche Zusammenle-
ben der Menschen und Gesellschaften zu gewährlei-
sten. Äußerer Friede hat den inneren Frieden zur Vor-
aussetzung. Deshalb wird unsere Forderung an die 
Instrumente der Außenpolitik, an die Botschaften im-
mer sein, sich auch um die Verwirklichung der Men-
schenrechte in den jeweiligen Ländern zu kümmern. 
Wir wissen, wie schwierig das ist, insbesondere in süd-
amerikanischen Diktaturen oder gar in islamischen 
Theokratien. Trotzdem, so denken wir, muß diese 
Aufgabe wirklich Priorität haben vor den Aufgaben,  

die aus dem Bereich der Wirtschaft an die Außenpoli-
tik herangetragen werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir GRÜNEN haben schon im vorigen Jahr statt der 
rund 50 Polizeireferenten an den Botschaften der Bun-
desrepublik die Einführung von Menschenrechtsrefe-
renten gefordert. Die Bundesrepublik produziert Jahr 
für Jahr zu hohe Leistungsbilanzüberschüsse. Eine 
Verbesserung der Wahrnehmung von Wirtschaftsin-
teressen bedeutet also lediglich, daß die weltwirt-
schaftlichen Ungleichgewichte noch vergrößert wer-
den. Eine Wahrnehmung von anderen Interessen be-
deutet eine Zunahme an Schutz von Menschenrech-
ten. 

Ich will das etwas konkreter machen: Wir haben in 
diesem Hause mehrfach sehr deutlich über die  Mor-
derei gesprochen, die sich Golf-Krieg nannte. Wir sind 
alle sehr froh darüber, daß der Iran und der Irak end-
lich den Weg zu Friedensverhandlungen finden. Wir 
haben aber gleichzeitig gesehen, daß das Morden im 
Innern weitergeht. Über den Versuch der Ausrottung 
der Kurden im Nordirak haben wir hier des längeren 
debattiert. Heute möchte ich die Verhältnisse im Iran 
ansprechen, und zwar, weil Sie, Herr Bundesminister, 
sich demnächst auf den Weg nach Teheran machen 
werden. Da fällt dann doch wohl folgendes auf: Wäh-
rend uns über amnesty international die Nachrichten 
von steigenden Zahlen von Hinrichtungen erreichen, 
begonnen im August, weitergehend bis heute, Nach-
richten, die gerade dieser Tage durch einen Bericht 
des UNO-Beauftragten Galindo Pohl noch einmal zu-
sammenfassend bestätigt werden, sind unsere Zeitun-
gen voll von den Erwartungen unserer Wirtschaft. 
„Süddeutsche Zeitung", 11. August: „Wiederaufbau 
in Iran und Irak kostet Milliarden". „General-Anzei-
ger" : „Die deutschen Firmen in den Startlöchern". 
„FAZ", 14. September: „Industrie erwartet Milliar-
denaufträge im Iran". Auf der 14. Industriemesse in 
Teheran sind mehr als 70 deutsche Unternehmen ver-
treten gewesen. Dies findet statt, während zugleich 
jene Mordwelle durch die Gefängnisse des Landes 
geht. 

(Dr. Knabe [GRÜNE]: Wiederaufbau der 
Menschenrechte!) 

Herr Außenminister, um recht verstanden zu werden, 
wir begrüßen, daß Sie diese Reise machen. Unsere 
Kriterien für die Bewertung von Erfolg und Mißerfolg 
in der Außenpolitik müssen und werden aber andere 
sein als steigende Zahlen in der Außenhandelsstati-
stik. Unser oberstes Kriterium muß die steigende Zahl 
von Entlassungen aus den Gefängnissen und das 
Ende der Hinrichtungen sein. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir GRÜNEN bringen heute parallel zur SPD einen 
Antrag ein, mit dem wir uns energisch für die Reform 
des auswärtigen Dienstes einsetzen. Ich möchte hier 
ganz klar sagen: Natürlich geht es auch uns um die 
Berücksichtigung von inzwischen immer stärker her-
vortretenden Benachteiligungen im Dienst im Aus-
land. Es wird uns aber noch mehr um eine Diskussion 
der inneren Reform des auswärtigen Dienstes gehen. 
Der auswärtige Dienst muß über die Vertretung soge-
nannter nationaler Interessen der Bundesrepublik 
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hinaus, die oft nur Interessen eines Teiles der Wirt-
schaft sind, zur Vertretung der allgemeinen humani-
tären Interessen werden. Nur dann verdient er seinen 
Namen. 

Drittens. Im Abstand zweier Wochen und bei noch-
maliger Lektüre und Reflexion der damals gehaltenen 
Reden noch einige Bemerkungen zur Moskau-Reise 
des Kanzlers. Der Bundeskanzler hörte sich in Moskau 
die Sorgen der sowjetischen Seite über die militäri-
sche und wirtschaftliche Westintegration an, die die 
jetzt zusammen in Angriff zu nehmende Politik ge-
meinsamer europäischer Lösungen in der Tat schwer 
behindert. Dann reist er zurück, und es geht hier wei-
ter wie bisher. 

In der Nuklearen Planungsgruppe versucht man et-
was hinhaltenden Widerstand gegen den sofortigen 
Beschluß der nuklearen Nachrüstung. In Hamburg 
vor der NATO-Versammlung bekräftigte man die Po-
litik des konventionellen/nuklearen Waffenmix. So 
wird man in Kürze die nukleare Nachrüstung haben 
und sich hinter den Notwendigkeiten des weiteren 
Ausbaus der westeuropäischen militärischen Koope-
ration verstecken. 

Trotz all der frommen Sprüche in Fragen Ost-West-
Wirtschaftskooperation führt nichts an der Tatsache 
vorbei, daß ab 1992 in einem Gemeinsamen Markt die 
nationalen Produktionsinteressen der Zwölf Vorrang 
vor den Interessen all jener haben werden, die jenseits 
der Zollgrenzen stehen. 

Erinnern wir uns nun, daß das am meisten ins Auge 
fallende Ergebnis des Gemeinsamen Marktes in sei-
ner bisherigen Form die Steigerung der Agrarproduk-
tion zu einer Überversorgung des Marktes ist; erin-
nern wir uns, daß die Agrarländer Osteuropas histo-
risch in Deutschland auch einen Absatzmarkt für ihre 
Agrarprodukte gefunden hatten. Wer nun die Finanz-, 
Verschuldungs- und Modernisierungsprobleme der 
osteuropäischen Wirtschaften kennt, wer dazu be-
rücksichtigt, daß die historischen Möglichkeiten des 
Gebietes gerade durch Entwicklungen nach 1945 ab-
geschnitten worden sind, der wird verzweifeln über 
die Selbstgerechtigkeit, mit der man hier meint unbe-
kümmert weiter westintegratorische Politik fortsetzen 
zu können, und dies geradezu noch zur Grundlage für 
eine darauf aufbauende Ostpolitik erklärt, so der Kol-
lege Rühe in der letzten Diskussion. So kommt kein 
gemeinsames europäisches Haus zustande. 

Die strukturellen Probleme, die in der weiteren Her-
ausbildung einer Wohlstandszitadelle im Westen und 
im Verschuldungsproblem in Osteuropa bestehen, 
versteht die Bundesregierung nicht politisch aufzuar-
beiten. Im Gegenteil: Sie erweckt für den nachdenk-
lichen Beobachter den Eindruck, als sei ihr dieses 
Gefälle durchaus recht; denn sie hat ja noch Ansprü-
che politischer Art, Ansprüche aus der deutschen Ge-
schichte. 

Nochmals: Auch wir GRÜNEN haben solche An-
sprüche. Diese Ansprüche richten sich aber auf of-
fene, demokratische Gesellschaften. Sie lassen sich 
nur durch die Anerkennung des territorialen Status 
quo verwirklichen; alles andere wäre Abenteurerpoli-
tik. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Deshalb jetzt meine letzte Bemerkung: Diese Pro-
blematik sammelt sich wie in einem Fokus in der 
Frage der deutsch-polnischen Beziehungen. Der 
Staatssekretär Waffenschmidt bereitet das nächste 
Jahr vor als ein Jahr der Feiern rund um die Uhr, der 
Befeierung von 40 Jahren Bundesrepublik. Herr Wal-
temathe hat darüber gesprochen. Wenn die Feiern so 
richtig auf dem Höhepunkt sind, wird man plötzlich 
bemerken, daß man im 50. Jahr des Überfalls auf Po-
len steht. 

Die Polen erwarten einen politischen Durchbruch. 
Sie haben um so mehr Recht zu dieser Forderung, als 
nach dem Moskau-Besuch mit der erlaubten Equipe 
von Vertretern der deutschen Wirtschaft das Gespenst 
Rapallo am Horizont aufgetaucht ist. Es wird weiter 
umgehen, mit jedem Tag, um den der Bundeskanzler 
seinen Polenbesuch weiter auf die lange Bank 
schiebt. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Sehr wahr!) 
Irgendwann ab Mitte nächsten Jahres kommen wir 
dann in die Nähe des 50. Jahrestages des Überfalls auf 
Polen. Nach der Erfahrung mit der Bundesregierung 
in ihrem Umgang mit solchen Jubiläen kann es dann 
nur noch furchtbar peinlich werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 
Woran hakt es letztlich so sehr? Ist nicht auch hier 

ganz klar, daß der Bundeskanzler ein politisches Wort 
zum territorialen Status quo wird sagen müssen? 
Kommen nicht statt dessen stellvertretend Fragen des 
Einsatzes für die deutschstämmigen Polen, juristische 
Fragen der Namensbezeichnung und all diese Dinge 
so sehr in den Vordergrund, weil man Tätigkeitsnach-
weise braucht, um aus dem innerhalb der CDU aufge-
brochenen Konflikt über die Bindewirkung der War-
schauer Verträge — ja oder nein — herauszukom-
men? 

Genau da beginnen die zentralen Probleme unserer 
West-Ost-Beziehungen. Wir brauchen keine Integra-
tion, um dann vom sicheren Standpunkt aus Ostpolitik 
zu machen. Wir brauchen den Mut zum Ansatz einer 
West und Ost integrierenden Europapolitik. Aber 
dazu bedarf es einer politischen Klarheit über die 
Grundlage, von der man dann ausgehen kann und 
will, über den territorialen Status quo in Europa. 
An dieser Klarheit läßt es die Bundesregierung 

mangeln. Je länger sie sich nicht zu solcher Klarheit 
durchringt, um so größer wird die Gefahr, daß ein 
historischer Moment verpaßt wird. Denn wir können 
nicht mehr warten, bis irgendwo am zeitlichen Hori-
zont die Möglichkeit der Revision des jetzigen Status 
quos, sprich: die Wiedervereinigung auftaucht. Die 
grenzübergreifenden ökologischen Probleme werden 
immer dringender; und sie sind grenzübergreifend. 
Aus Außenpolitik muß gerade hier in Europa eine 
ökologisch orientierte Weltinnenpolitik werden. Da 
bleibt keine Zeit mehr zu weiterem Warten. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Hoppe. 

Hoppe (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Der Kollege Waltemathe hat in seinem Bei- 
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trag die Relativierung des Einzelplans 05 durch die 
Kürzung im Haushaltsgesetz beklagt, mit Recht. Den-
noch muß auch dieser Einzelplan, von dem wir alle 
gemeinsam wissen, welche Aufgaben er hat und wel-
cher finanziellen Unterstützung er dafür bedarf, sei-
nen Anteil an der maßvollen linearen Kürzung in der 
Haushalts- und Finanzpolitik erbringen. Deshalb 
müssen wir das, was hier zu Recht beklagt wird, so 
glaube ich, auch solidarisch tragen. 
Nun haben Sie das Feuchtwanger-Haus in Ihrer 

Debatte angesprochen. Dazu kann ich nur sagen: Als 
ich für meine Fraktion von den Initiatoren ins Wort 
genommen wurde, habe ich mit Zustimmung meiner 
Fraktion sofort positiv darauf geantwortet und unser 
Engagement für dieses so wichtige, fast einmalige 
Objekt zugesagt. Herr Waltemathe, das Projekt soll 
also im gemeinsamen Zusammenwirken Wirklichkeit 
werden und muß daher finanziell abgesichert sein. 
Nur, die Durchführung ist natürlich erst dann möglich, 
wenn die haushaltsrechtlichen Voraussetzungen da-
für gegeben sind. Deshalb sage ich mit Ihnen, mit 
allen — das gilt auch für den Kollegen Rose — ja zu 
dem Objekt. Aber Durchführung und Finanzierung 
sind, wie gesagt, erst dann möglich, wenn alle Voraus-
setzungen dafür vorliegen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Hoppe, gestatten Sie 
eine Zwischenfrage von Herrn Rose? 

Hoppe (FDP): Aber bitte, Herr Kollege. 

Vizepräsident Westphal: Bitte. 

Dr. Rose (CDU/CSU): Herr Kollege Hoppe, stim-
men Sie mit mir darin überein, daß wir, wenn ein Pro-
jekt finanziell noch nicht ganz abgesichert ist, in be-
zug auf die finanziellen Voraussetzungen noch ein 
bißchen Zurückhaltung üben, daß wir aber, wenn wir 
von seinem Inhalt überzeugt sind und ihm, wie ge-
schehen, inhaltlich zugestimmt haben, grünes Licht 
für dieses Projekt gegeben haben? 

Hoppe (FDP): Ich sage ja. Angesichts der in Ihrer 
Frage liegenden Zustimmung, die Sie hier für Ihre 
Fraktion ja auch noch einmal öffentlich bekunden, 
sind wir gemeinsam in dem Feuchtwanger-Boot. 
Danke an alle Fraktionen. 

(Zustimmung bei der FDP) 
Ich darf aus den Beiträgen meiner Vorredner das 

Fazit ziehen, daß das Gesetz über den auswärtigen 
Dienst durch diese Debatte eine neue Schubkraft be-
kommen hat. Das wird dem Gesetzentwurf guttun. 
Wir können jetzt, so glaube ich, darauf hoffen, daß wir 
mit dem Entwurf auch hier im Bundestag bald zu einer 
weichen und für den Dienst bekömmlichen Landung 
kommen. 

(Beifall bei der FDP) 
Meine sehr verehrten Kollegen, wir stehen in den 

Ost-West-Beziehungen gegenwärtig an einer Wende-
marke. Die Gespräche des Bundeskanzlers in Moskau 
und die Nachbetrachtung in freundschaftlicher Atmo-
sphäre in den Vereinigten Staaten haben dies bestä-
tigt, wie mir scheint. Die Möglichkeiten, die die von 
Moskau verordnete Neuorientierung eröffnet und die 
von kooperativer Verständigungsbereitschaft geprägt  

werden soll, gilt es jetzt behutsam, aber konsequent 
auszuloten. Die neue Politik Generalsekretär Gorbat-
schows ist natürlich von sowjetischen Interessen und 
von inneren Zwängen beeinflußt. Sie hätte sich jedoch 
schwerlich ohne eine Politik des Westens, die auf Di-
alogbereitschaft und Vertrauensbildung setzt, ent-
wickeln können. 

Oberstes Ziel unserer Politik muß die Schaffung ei-
ner gerechten und dauerhaften Friedensordnung in 
Europa sein. Zugleich müssen wir darauf drängen, 
weitere Abrüstungsschritte zu tun. Wir Deutschen ha-
ben auf Grund unserer Geschichte eine besondere 
Verantwortung für den Frieden. Unsere Politik muß 
deshalb aktive Friedenspolitik sein. 

(Beifall bei der FDP) 

Aber, meine Damen und Herren, Friede ist nicht 
allein durch Abrüstungsvereinbarungen zu erzielen. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Sie können aber 
auch nicht schaden!) 

— Aber allein reichen sie noch nicht aus. — Deshalb 
will ich sagen, Karl Jaspers hatte 1958 den Dreiklang 
eines echten Friedens so formuliert: 

Kein äußerer Friede ist ohne den inneren Frieden 
der Menschen zu halten. Friede ist allein durch 
Freiheit, Freiheit allein durch Wahrheit. 

Um einen solchen echten Frieden zu erreichen, bedür-
fen wir der Friedensfähigkeit, die Regierungen 
ebenso wie jeder einzelne. 

Im Ost-West-Verhältnis zeichnen sich neue, ermuti-
gende Entwicklungen ab. Der Dialog der Großmächte 
hat eine neue Qualität und eine lange nicht gekannte 
Dichte erreicht. Die Auswirkungen des neuen Den-
kens scheinen nicht ohne positiven Einfluß auf viele 
lange schwelende Konfliktherde zu bleiben. Viel-
leicht ist auch Frieden ansteckend. Ich wünsche es uns 
allen. 

(Beifall des Abg. Dr. Knabe [GRÜNE]) 

Auch für die deutsche Frage könnte dies positive 
Auswirkungen haben. Sie kann nur im europäischen 
Rahmen und im Einverständnis mit unseren Nachbarn 
gelöst werden. Eine dauerhafte Friedensordnung in 
Europa ist andererseits ohne die Lösung dieser Frage 
undenkbar. In dem oft zitierten gemeinsamen euro-
päischen Haus kann es keinen Stacheldraht und keine 
trennenden Mauern geben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Diese Friedensordnung wird aber keinen zuverlässi-
gen Bestand ohne die USA und Kanada haben. Für 
beide wird deshalb nicht nur eine Dachkammer ein-
zurichten sein. 

Ein entscheidendes Element der europäischen Frie-
densordnung wird aber die Europäische Gemein-
schaft darstellen. Die EG hat direkte Beziehungen zu 
den RGW-Staaten, mit Ausnahme Rumäniens, aufge-
nommen. Es wird jetzt darauf ankommen, die Dyna-
mik, die durch den Besuch des Bundeskanzlers und 
von Bundesaußenminister Genscher in Moskau und 
durch den beabsichtigten Gegenbesuch von General-
sekretär Gorbatschow in Bonn in die deutsch-sowjeti-
schen Beziehungen gekommen ist, für weitere Fort- 
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rem Interesse liegen. Die vereinbarte Ausarbeitung 
eines gemeinsamen politischen Dokuments für die 
Perspektiven der künftigen Zusammenarbeit wird 
hierzu Gelegenheit bieten. 

Die zähe Politik der kleinen Schritte hat zu Erfolgen 
geführt, und so war es möglich, in Moskau mehrere 
Abkommen zu unterzeichnen, die Berlin pragmatisch 
einbeziehen. Andere Abkommen — ich verweise hier 
insbesondere auf die beiden Schiffahrtsabkommen — 
sind wegen des nach wie vor bestehenden grundsätz-
lichen Dissenses zwischen der Sowjetunion und der 
Bundesrepublik Deutschland in der Berlin- und 
Deutschlandpolitik noch nicht zu einem Abschluß ge-
kommen. 

Berlin aber bleibt für uns — Präsident Reagan hat es 
beim jüngsten Besuch von Bundeskanzler Kohl in Wa-
shington wiederholt — der Lackmustest der Entspan-
nungspolitik. Berlin muß an allen Fortschritten teilha-
ben. Sein Potential muß in alle Verträge einbezogen 
werden. 

(Beifall des Abg. Dr. Rose [CDU/CSU]) 

Hier gilt es, Briefkästen zu öffnen, und das heißt, Mos-
kau muß zu einer fairen Handhabung des Viermäch-
teabkommens bereit sein. Die dogmatische sowjeti-
sche Isolationspolitik gegenüber Berlin muß in einer 
Phase des Friedens und der Zusammenarbeit endlich 
ins Frühlingserwachen mit einbezogen werden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wer Perestroika und Glasnost proklamiert, muß sich 
auch in der Berlin-Frage öffnen. Wir können uns nicht 
damit zufriedengeben, nur in Bereichen Fortschritte 
zu erzielen, die für die Sowjetunion von Interesse sind, 
sondern wir werden auch dort auf Verbesserungen 
drängen, wo es um unsere nationalen Anliegen geht. 
Deshalb ist es wahrlich an der Zeit, daß die Sowjet-
union das absurde Theater beendet und nicht mehr 
behauptet, die in Berlin ansässigen. Bundesbehörden 
seien dort illegal. Wer die ökonomische und politische 
Zusammenarbeit sucht, sollte sie mit den kompeten-
ten Fachleuten nicht nur über ihre Postfächer pflegen, 
sondern muß auch die Einrichtungen akzeptieren, in 
denen sie tätig sind. 

Meine Damen und Herren, Verbesserungen muß 
die Reformpolitik auch für die Deutschen in der So-
wjetunion und in den anderen osteuropäischen Staa-
ten bringen. Dies gilt nicht nur für die wirtschaftliche 
Lage, sondern auch für die Entfaltung des kulturellen 
und religiösen Lebens. 

(Beifall des Abg. Dr. Weng [Gerlingen] 
[FDP]) 

Seit einiger Zeit steigt die Zahl der Deutschen, denen 
eine Aussiedlung in die Bundesrepublik gestattet 
wird. Wir fordern niemanden zur Aussiedlung auf. Wir 
begrüßen jedoch, daß einer zunehmenden Zahl von 
Aussiedlungswilligen eine Übersiedlung in die Bun-
desrepublik ermöglicht wird. Dies ist auch ein Ergeb-
nis unserer auf Vertrauensbildung begründeten Poli-
tik des Dialogs mit unseren östlichen Nachbarn. Die 
Deutschen, die erst jetzt zu uns kommen können, ha-
ben ein Anrecht auf unsere materielle und moralische 

Unterstützung bei der Eingliederung in das ihnen in 
vielfältiger Hinsicht noch fremde Vaterland. 

Meine Damen und Herren, um auf dem Feld der 
Außenpolitik bei den immer noch bestehenden unter-
schiedlichen Vorstellungen die eigenen Interessen 
nicht zu beschädigen, bleiben alle Parteien aufgefor-
dert, klare Positionen zu beziehen. Nur so werden wir 
für die anstehenden politischen Lösungen handlungs-
fähig bleiben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Wischnewski. 

Wischnewski (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte die 
heutige Haushaltsdebatte zum Anlaß nehmen, um 
dem Auswärtigen Amt und allen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern für die gute Zusammenarbeit zu 
danken. Damit meine ich die gute Zusammenarbeit 
vor allen Dingen in den doch verhältnismäßig vielen 
Punkten, in denen es Übereinstimmung gibt. 

(Beifall bei der SPD — Zustimmung des Abg. 
Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]) 

Damit meine ich auch alle Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter draußen in der Welt. Nicht alle haben drau-
ßen eine schöne Aufgabe zu erfüllen. 

Heute besteht für mich Anlaß, Stellung zu nehmen 
zu den außenpolitischen Aktivitäten eines hohen Re-
präsentanten der Koalition, der in sehr starkem Maße 
der Außenpolitik der Bundesrepublik Deutschland 
geschadet hat. Herr Dr. Geißler ist Generalsekretär 
der größten Regierungspartei. Seine Reise nach Latei-
namerika muß deshalb auch unter diesem Gesichts-
punkt gesehen werden, insbesondere nachdem der 
Herr Bundeskanzler in dieser Woche erklärt hat, Herr 
Dr. Geißler sei ausdrücklich auch in seinem Auftrag 
gereist. Dann muß hier dementsprechend die Sache 
behandelt werden. 

Wir kritisieren nicht, daß der Generalsekretär der 
CDU in seiner Eigenschaft als stellvertretender Vorsit-
zender der Christlich-Demokratischen Internationale 
seinen politischen Freunden in Lateinamerika Unter-
stützung gewährt. Das möchte ich ausdrücklich sa-
gen. Dies halte ich für einen selbstverständlichen Vor-
gang der Solidarität. Wir kritisieren vielmehr, daß sich 
Herr Dr. Geißler als einer der wichtigen Repräsentan-
ten dieser Koalition in unverantwortlicher Weise in 
den schwierigen Demokratisierungsprozeß eines Lan-
des einschaltet und dabei die unverzichtbare Solidari-
tät der Demokraten in diesem Land gefährdet. 

(Beifall bei der SPD — Zustimmung des Abg. 
Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE] 	— 

Dr.  Ehmke [Bonn] [SPD]: Leider!) 

Wir kritisieren, wenn ein Repräsentant dieser Koali-
tion demokratisch gewählte Präsidenten von Staaten, 
mit denen die Bundesrepublik Deutschland freund-
schaftliche und gute Beziehungen unterhält, zutiefst 
beleidigt und damit die Beziehungen der Bundesre-
publik Deutschland zu diesen Staaten in unverant-
wortlicher Weise gefährdet. 



7480 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 108. Sitzung. Bonn, Dienstag, den 22. November 1988 

Wischnewski 

Wir kritisieren, daß Dr. Geißler die Lage in einem 
der von ihm besuchten Länder völlig falsch darstellt 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Das macht er hier ja 
auch immer!)  

und insbesondere die schweren Verstöße in diesem 
Land gegen die Menschenrechte zu bagatellisieren 
versucht. 

Dr. Geißler war im vergangenen Monat in Chile, in 
Venezuela und in El Salvador. Viele seiner Partei-
freunde meinten, er hätte lieber zwischen Schleswig

-

Holstein, Niedersachsen und Rheinland-Pfalz hin- 
und herfahren sollen. Aber das ist nicht unsere Ange-
legenheit; das ist die Angelegenheit der Kollegen von 
der CDU. Zu diesen drei Aufenthalten muß ich ein 
paar Bemerkungen machen. 

Am 5. Oktober 1988 erreichte die Solidarität der 
Demokraten in Chile einen ersten Erfolg im Kampf 
gegen die Diktatur. Alle Fraktionen des Deutschen 
Bundestages haben sich darum bemüht, in guter Zu-
sammenarbeit diesen ersten Schritt des Nein zu Pino-
chet zu unterstützen. Aber allen war klar, daß das nur 
ein erster Schritt sein konnte und daß es darauf an-
kam, die Solidarität der Demokraten in dieser schwie-
rigen Stunde zu erhalten. Das bedeutet, daß keinerlei 
Anlaß besteht, sich in unverantwortlicher Weise in 
schwierige personelle Fragen einzuschalten. 

Die Christdemokraten in Chile haben drei Kandida-
ten. Mir sind alle drei bekannt, Patricio Alwyn, Ga-
briel Valdes, Eduardo Frei. Es ist nicht die Aufgabe 
eines deutschen Politikers zu sagen, wer der geeig-
nete Kandidat ist, sondern es ist die Aufgabe der ge-
samten Opposition, aller 16 Parteien, darum bemüht 
zu sein, einen gemeinsamen Kandidaten zu finden, 

(Beifall bei der SPD) 

denn das Finden des gemeinsamen Kandidaten ist 
von entscheidender Bedeutung. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Das ist wahr! Er zer

-

stört die Aktionseinheit der Demokraten! Das 
ist ganz klar! Und Pinochet siegt!) 

Herr Dr. Geißler, das möchte ich hier korrekter-
weise sagen, hat mir heute früh gesagt, die Berichter-
stattung darüber entspreche überhaupt nicht den Tat-
sachen. Dies war für mich Anlaß, mich vor Ort zu 
erkundigen. Ich möchte sagen: Dies ist mir weitge-
hend vor Ort ausdrücklich bestätigt worden. 

Es gibt eine gemeinsame Erklärung der drei Präsi-
denten der Internationalen, der christlich-demokrati-
schen, der liberalen und der sozialistischen, überall 
dort, wo es darum geht, für die Demokratie einzutre-
ten, zu sehen, wie man zu Gemeinsamkeit und Zu-
sammenarbeit kommt. Daran muß ich heute erinnern. 
Es geht nicht, meine verehrten Kollegen und Kollegin-
nen, um kleinkarierte parteipolitische Vorteile, es 
geht um die Überwindung einer Militärdiktatur, es 
geht um die Erreichung der Demokratie, es geht um 
die Solidarität der Demokraten. Es ist gut, wenn die 
Einigkeit, die in dieser Frage im Deutschen Bundestag 
bestanden hat, so schnell wie möglich im Interesse 
der Demokraten in Chile wiederhergestellt werden 
kann. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Dann war Herr Dr. Geißler anschließend in Vene-
zuela 

(Zuruf von der SPD: Das nächste Fettnäpf-
chen! ) 

und hat sich in Venezuela am Wahlkampf beteiligt. 
Ich glaube, es ist sein gutes Recht, sich am Wahlkampf 
in Venezuela zu beteiligen. 

(Zuruf von der SPD: Besser da als hier!) 

Ich habe keine Bedenken dagegen. Allerdings, in 
welcher Art und Weise das erfolgt ist — da möchte ich 
sagen: Wenn man sich ernsthaft um Außenpolitik be-
müht, gehört in der Tat ein bißchen mehr Fingerspit-
zengefühl dazu, als das Auftreten von Dr. Geißler in 
Venezuela gezeigt hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Nun aber zur entscheidenden Frage, zu seinem letz-
ten Aufenthaltsort, zu El Salvador. Ich möchte dem 
Präsidenten Duarte meinen Respekt sagen, insbeson-
dere in seiner schwierigen gesundheitlichen Lage, 
und ich will ihm nicht den guten Willen absprechen — 
das möchte ich hier ausdrücklich erklären —, 

(Beifall bei der SPD) 

aber die Politik wird gemessen nicht an dem Wollen, 
sondern an den Ergebnissen. Und wie sehen denn die 
Ergebnisse christlich-demokratischer Politik in El Sal-
vador aus? Die wirtschaftliche Lage in diesem Land ist 
katastrophal, trotz größter Hilfen von seiten der Ver-
einigten Staten Staaten und der Bundesrepublik 
Deutschland. Die Christlich-Demokratische Partei ist 
gespalten, es gibt für die kommenden Wahlen zwei 
christlich-demokratische Präsidentschaftskandida-
ten. Im Parlament hat während der christlich-demo-
kratischen Regierung die rechtsradikale ARENA die 
absolute Mehrheit gewonnen. Waffenstillstandsver-
handlungen, wie sie im Abkommen von Esquipulas 
vorgesehen sind, finden in diesem Lande nicht statt, 
es gibt nicht einmal eine Vereinbarung über eine Feu-
erpause. Der Präsident der Menschenrechtskommis-
sion dieses Landes ist ermordet worden. Die Men-
schenrechte werden vielfach mit Füßen getreten. Die 
Todesschwadronen morden fast jeden Tag; diesen To-
desschwadronen fallen fast täglich viele Menschen 
zum Opfer. 

Was sagt Herr Dr. Geißler dazu? Jetzt zitiere ich 
wörtlich: „Die Soldaten haben Angst und schießen 
halt auch; dann kommen unschuldige Menschen ums 
Leben. " 

(Zurufe von der SPD — Dr. Lippelt [Hanno-
ver] [GRÜNE]: Ach Gott!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wer mit 
Menschenleben und mit Menschenrechten in derarti-
ger Weise umgeht, der soll sich bitte nicht mehr auf 
das christliche Menschenbild berufen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

So kann man damit nicht umgehen! 

Der Kampf für die Menschenrechte ist eine tägliche 
harte Auseinandersetzung, auch vor Ort, da kommt 
man mit einer Ansprache im Deutschen Bundestag 
nicht zurecht. Da gibt es viele Aufgaben in vielen 
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Ländern zu lösen, in dieser Hinsicht gibt es auch viele 
Aufgaben in El Salvador zu lösen. 

Und bei dieser Gelegenheit hat Herr Dr. Geißler die 
Präsidenten einiger Länder, mit denen wir freund-
schaftlich verbunden sind, aufs Tiefste beleidigt: den 
Präsidenten von Costa Rica, den Präsidenten von 
Equador, den Präsidenten von Peru und den Vizeprä-
sidenten von Argentinien. Er hat sie „die Dreckskerle 
von der Sozialistischen Internationale" genannt. Wer 
so spricht, der fügt der Außenpolitik der Bundesrepu-
blik Deutschland erheblichen Schaden zu und sollte in 
der Tat lieber zu Hause bleiben, liebe Kolleginnen 
und Kollegen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Voigt [Frankfurt] [SPD]: Feindbilder gegen

-

über Demokraten und Freundschaftsbilder 
gegenüber Diktatoren! Das ist es!  — 
Dr.  Ehmke [Bonn] [SPD]: Ein famoser Gene

-

ralsekretär!) 

Welcher Vorgang liegt dem zugrunde? Eine Dele-
gation der FMLN, der Guerillabewegung aus El Sal-
vador, ist durch eine Reihe von lateinamerikanischen 
Staaten gereist, um sie zu bitten, bei der Regierung 
von El Salvador für Waffenstillstandsverhandlungen 
einzutreten, um den Krieg zu beenden, wie sie im Ver-
trag von Esquipulas vorgesehen sind, aber leider nicht 
durchgeführt werden. Dabei beruft er sich auch dar-
auf, daß u. a. der Comandante Villalobos empfangen 
worden ist. Ich würde dringend empfehlen, sich ein-
mal dessen Lebensweg anzuschauen. Villalobos war 
christlich-demokratischer Studentenführer an der 
Universität von Salvador. Und weil er verzweifelte, 
weil auf seinem Weg die soziale Gerechtigkeit nicht 
zu erreichen ist, ist er nun diesen Weg gegangen, wie 
z. B. die Kinder des von mir hochgeschätzten christ-
lich-demokratischen Politikers Morales Ehrlich eine 
Zeitlang bei der FLMN waren. Man sollte vorsichtig 
sein und nicht nur in Schwarz-Weiß malen, 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Vor allem anstän

-

dig sollte man sein! — Schwarz [CDU/CSU]: 
Nicht so böse, Herr Professor! — Dr. Ehmke 
[Bonn] [SPD]: Nicht so böse mit dieser Unan

-

ständigkeit!) 

sondern sollte sich die Situation so anschauen, wie sie 
ist. 

Übrigens, bei dieser Gelegenheit möchte ich fol-
gendes sagen: Auch der von mir hochgeschätzte 
— ich hoffe auch von Ihnen hochgeschätzte — Erzbi-
schof von San Salvador hat die Leute der FLMN emp-
fangen und hat mit ihnen Gespräche geführt. Ich darf 
daran erinnern, daß sein Vorgänger ermordet worden 
ist. 

Wenn ich dieses hier sage, dann aus dem einfachen 
Grunde, weil wir Außenpolitik so bitte nicht machen 
können. Herr Dr. Geißler ist nicht irgendein Privat-
mann, 

(Frau Traupe [SPD]: So ist es!) 

sondern er trägt auch besondere Verantwortung für 
diese Koalition. 

Mir geht es darum, daß wir uns alle gemeinsam 
darum bemühen, in diesen Ländern für die Wieder-
herstellung des Friedens, für die Herstellung oder 

Wiederherstellung der Demokratie und für die Wah-
rung der Menschenrechte auch unter schwierigsten 
Umständen einzutreten. Da sollten wir auch unter uns 
zur Zusammenarbeit bereit sein und sollten nicht 
glauben, wir werden viel gewinnen, wenn wir unse-
ren parteipolitischen Streit statt hier draußen in der 
Welt austragen. 
Ich bedanke mich sehr herzlich. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Dr. Stercken. 

Dr. Stercken (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich darf mich zunächst einmal an 
den Kollegen Wischnewski wenden. Er weiß, daß die 
Reise einer Delegation des Auswärtigen Ausschusses 
auf meine Veranlassung schon im Mai entschieden 
worden ist, daß wir lange vorgeplant haben, weil wir 
glaubten, daß ein solcher Beweis der Solidarität deut-
scher Demokraten angesichts der zu vermutenden Si-
tuation in Chile der konstruktivste Beitrag sein 
könnte, den wir zu leisten vermöchten. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Das war auch rich-
tig!) 

Ich habe auch als Präsident des Interparlamentari-
schen Rates dafür sorgen können, daß fast alle parla-
mentarischen Delegationen, die Sie in Chile getroffen 
haben, auf diese Weise ermutigt werden konnten, dies 
zu tun. 
Ich sage dies, weil ich in diesem Augenblick auf die 

Fülle der Vorhaltungen und Überlegungen, die Sie 
hier vorgetragen haben, nicht eingehen kann. Ich bin 
der Meinung, daß der Auswärtige Ausschuß, der diese 
Debatte schon begonnen hat, sie gemeinsam mit 
Herrn Dr. Geißler, der unserem Ausschuß angehört, 
führen sollte. Ich werde ihn bitten, dies zu tun. Dies 
scheint mir eine Chance zu sein, den Dialog zu ver-
sachlichen. Ich möchte das jetzt hier nicht mit einigen 
Worten abwürgen, zumal Sie Ihre Überlegungen auch 
auf andere Länder bezogen haben. 
Ich wollte hier zum Haushalt reden, meine Damen 

und Herren, zu einem Haushalt, mit dem Außenpolitik 
in diesem Lande erst ermöglicht wird. Ich habe mir 
deshalb die folgende Frage gestellt: Auf welche Über-
einstimmungen bezieht sich die Außenpolitik, die wir 
mit dieser Finanzierung ermöglichen wollen? Es wäre 
verhältnismäßig leicht, wenn ich mich dabei auf eine 
internationale Übereinstimmung beziehen könnte; 
denn keines der Länder, mit dem ich mich gleich be-
schäftigen will, hat irgendwelche Vorbehalte gegen-
über den Grundsätzen der Außenpolitik der Bundes-
republik Deutschland angemeldet. Ich finde, daß das 
in einem Augenblick außerordentlich wichtig ist, wo 
sich dieses Parlament mit der Frage beschäftigt, in-
wieweit Übereinstimmungen in fundamentalen au-
ßenpolitischen Fragen es diesem Staat erleichtern, 
eine Politik, die hier als Friedenspolitik, als Politik der 
Entspannung qualifiziert worden ist, zu betreiben. 
Ich verbinde dies wie Sie mit dem Dank an alle die-

jenigen, die draußen nicht nur ihre Pflicht tun, son-
dern die sich bei unseren zahlenmäßig teilweise nicht 
allzu schwachen Besuchen auch als unsere Gastgeber 
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bezeichnen dürfen. Wir haben, glaube ich, dies in die-
sem Geschäftsjahr in sehr extensiver Weise ausge-
nutzt. Herr Bundesminister des Auswärtigen, wir ken-
nen Ihren Erlaß an die Missionen, mit Parlamentariern 
besonders pfleglich umzugehen. Es ist Ihnen gelun-
gen, Ihre Mitarbeiter davon zu überzeugen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Leider ist die Bewertung, die die deutsche Außen-
politik erfährt, mit Erwartungshaltungen an sie, an 
uns alle verbunden, denen wir kaum in dem Umfang, 
in dem dies zu erkennen ist, Rechnung tragen können. 
Ich möchte auch dies als eine kleine Fußnote anfügen, 
denn die Überlegungen, was Deutsche zu internatio-
naler Politik beitragen könnten, gehen weit über die 
Möglichkeiten hinaus, über die wir tatsächlich verfü-
gen. 

Ich darf meiner Freude Ausdruck geben, daß ge-
rade im deutsch-amerikanischen Verhältnis eine 
Kontinuität deutlich geworden ist. Die Gespräche, die 
schon mit dem gewählten Präsidenten Bush geführt 
worden sind, haben zu dem Ergebnis geführt, daß die 
Einstellung der Amerikaner zur Allianz, speziell auch 
zu der Rolle der Deutschen in der Allianz, zum KSZE- 
Prozeß, zur Abrüstung sich nicht geändert hat, son-
dern in der Person von Präsident Bush, glaube ich, 
auch vom persönlichen Umgang her eine besonders 
große zusätzliche Glaubhaftigkeit erfahren hat. Die 
Politik mit ihm ist im Bündnis und im Verbund der 
Bereiche zu gestalten, in denen wir auf Abrüstungs-
entscheidungen hoffen. 

Daß für uns auf Grund der gegebenen Machtver-
hältnisse der konventionelle Bereich die größte Dis-
parität aufweist, verursacht eben, daß wir uns nun 
nicht in Teilbereichen separaten Überlegungen hin-
geben können, sondern daß wir alles immer im Zu-
sammenhang, so wie es die Amerikaner gerade wie-
der deutlich gemacht haben, mit der konventionellen 
Überrüstung sehen müssen. Auch Betrachtungen, die 
heute hier angestellt werden, beschränken sich auf 
bestimmte Rüstungsbereiche und vergessen, daß es 
zwischen allen diesen Bereichen einen inneren Zu-
sammenhang gibt, daß bestimmte, teilweise nicht so 
sonderlich populäre Maßnahmen im Rüstungsbereich 
eben erst dadurch erforderlich geworden sind, daß 
sich die Sowjetunion im konventionellen Bereich eine 
so gewaltige und durch nichts zu rechtfertigende 
Überrüstung zugelegt hat. 

Ich empfehle daher, wie schon Herr Dr. Dregger am 
heutigen Morgen, Standhaftigkeit und Entschlußkraft 
in diesen beiden Bereichen, gewitzt durch unsere Er-
fahrungen im Mittelstreckenbereich. Dies ist ange-
bracht, um weiterhin — wie ich hoffe, in unser aller 
Namen — erfolgreich zu sein. 

(Dr. Mechtersheimer [GRÜNE]: Und Abrü

-

stungswillen!) 

Ich möchte im Hinblick auf die Amerikaner noch 
einen Gedanken hinzufügen dürfen, der heute mor-
gen auch schon zum Ausdruck gekommen ist, als Graf 
Lambsdorff von der „Trutzburg Europa" sprach. Dies 
ist — wie jeder weiß, der im Augenblick in den Ver-
einigten Staaten Diskussionen führt — ein ganz zen-
trales Thema und für die Amerikaner eine gewaltige 
Sorge, die sie gegenüber dem Binnenmarkt entwik

-

keln. Wir haben alle Veranlassung, auch in unseren 
parlamentarischen Gesprächen, unseren amerikani-
schen Freunden deutlich zu machen, daß von der Bun-
desrepublik Deutschland solche protektionistischen 
Überlegungen keine Unterstützung erfahren. 

Das Urteil über unsere Beziehungen zur Sowjet-
union ist auch in der heutigen Debatte schon verhält-
nismäßig einheitlich ausgefallen, so daß ich mir erspa-
ren kann, es, wie ich es beabsichtigte, zu qualifizie-
ren. 

Aber lassen Sie mich doch einen Gedanken einfü-
gen, Herr Kollege Hoppe, weil auch Sie die Frage des 
gemeinsamen Hauses hier eben aufgegriffen haben. 
Wir sollten, um die eigenen Leistungen nicht unter 
den Scheffel zu stellen, die Ausdehnung eines Begriffs 
auf Gesamteuropa als Anspruch anstreben, mit dem 
wir außerordentlich erfolgreich gewesen sind, näm-
lich dem einer Friedensordnung, die wir uns im Rah-
men der europäischen Union gegeben haben. Wenn 
man sagt, wir müßten etwas Neues schaffen, damit 
Staaten im Frieden miteinander leben könnten, dann, 
glaube ich, darf ich Sie daran erinnern, daß wir dies 
schon zwischen Ländern zu leisten vermochten, die 
vor etwas mehr als vier Jahrzehnten noch miteinander 
in Kriege verwickelt waren. 

Die europäische Friedensordnung ist nicht ein 
Phantom, sondern sie ist etwas, was wir schon heute 
zwischen zwölf und möglicherweise später zwischen 
weiteren europäischen Staaten miteinander pflegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir werden in diesen Tagen von vielen aufmerksa-
men und sachkundigen Beobachtern gemahnt, die 
Entwicklung in der Sowjetunion zwar mit großen Er-
wartungen und Hoffnungen zu verbinden, aber dabei 
den kühlen Verstand nicht zu verlieren. Zu diesen 
Mahnern gehört Leszek Kolakowski, dessen Kennt-
nisse und dessen Erfahrungen wir in diesem Bereich 
ja schon wiederholt in Anspruch genommen haben. 

Zu der Wirtschaft, die andauert, sagt er: „Wenn man 
den Markt abschafft und Preise ,plant', kennt am Ende 
niemand mehr den wirklichen Wert einer Ware. " Dies 
bleibt als Qualifikation des Marxismus-Leninismus 
bestehen. Mit ihm kann man einem solchen System 
keine Effektivität verleihen. 

An anderer Stelle finden wir eine etwas marginale 
Anmerkung: „Dort, wo niemand ein Kopiergerät ohne 
Sondergenehmigung benutzten darf, ist der Fort-
schritt der Wissenschaft lahmgelegt. " Auch hier ist 
uns deutlich: Es handelt sich um das System, das zu 
ändern wäre, wenn es zu größerer Effektivität kom-
men sollte. 

Aber schließlich und endlich sagt er dann: „Mögen 
die Reformen noch so halbherzig sein, sie haben 
Kräfte freigesetzt, die über die Absicht der Herrschen-
den hinausgehen. " Hier, meine ich, ist an uns alle die 
Frage gestellt, die wir sicherlich auch in unserer Aus-
schußarbeit noch intensiver bedenken wollen: Wel-
che Auswirkungen hat das alles für die Beziehungen 
der Sowjetunion zu den Staaten des Warschauer Pak-
tes, etwa zur DDR? 
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Ich gestehe Ihnen, daß ich gelitten habe, als an der 
Brust Ceausescus der Karl-Marx-Orden prangte. 

(Repnik [CDU/CSU]: Da paßt er hin!) 
Ich kann in diesem Augenblick nicht verstehen, daß 
ein Deutscher Veranlassung sieht, Präsident Ceau-
sescu auszuzeichnen. Ich leide darunter, daß seine 
Systematisierungspolitik keine Interpretation erfah-
ren hat, die die Menschen, die im Lande leben, von 
ihren Sorgen befreit. Es geht nicht darum, Parlamen-
tarier davon zu überzeugen, daß sie meinen, das 
würde alles so nicht kommen, sondern es geht darum, 
daß sich die Menschen zu Zehntausenden in Bewe-
gung setzen, weil sie das Vertrauen zu ihrer Regie-
rung verloren haben. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 
Ich denke auch an die Auswirkungen, die die Ent-

wicklung in der Sowjetunion etwa für die Lebensver-
hältnisse der deutschen Minderheit in der Sowjet-
union haben könnte. 
Ich frage mich, Herr Kollege Wischnewski, ob wir 

nicht gut beraten wären, die Einheit der Demokraten 
nicht nur in Chile zu demonstrieren, sondern bei-
spielsweise auch einmal das gemeinsame Interesse 
des Deutschen Bundestages an Kasachstan zu bekun-
den und mit einer Delegation die Verhältnisse der 
Deutschen dort zu untersuchen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Ich bitte also, einmal zu bedenken, ob nicht auch die 
Parlamentarier einen konkreten Beitrag leisten kön-
nen, um die Politik der Bundesregierung in dieser 
Frage zu unterstützen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Professor Ehmke? 

Dr. Stercken (CDU/CSU): Bitte schön. 

Dr. Ehmke (Bonn) (SPD): Würden Sie es als Zeichen 
der Zustimmung zu dem auffassen, was Sie gesagt 
haben, wenn ich Ihnen mitteile, daß eine Delegation 
unserer Fraktion noch in diesem Jahr nach Kasach-
stan fahren wird? 

Dr. Stercken (CDU/CSU): Ich bin darüber nicht un-
terrichtet gewesen. Aber im Sinne des Plädoyers von 
Herrn Kollegen Wischnewski wäre es vielleicht be-
denkenswert, hier die Solidarität der Demokraten ein-
zusetzen, wenn es um die Wahrung solcher Interessen 
geht. Ich schließe mich ja solcher Argumentation an, 
wie Sie sehen. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Dann sollten wir 
uns vielleicht darauf einigen, das beim zwei

-

ten Mal so zu machen!) 

Vizepräsident Westphal: Gestatten Sie eine weitere 
Zwischenfrage des Abgeordneten Voigt? 

Dr. Stercken (CDU/CSU): Bitte schön. 

Voigt (Frankfurt) (SPD): Herr Stercken, da ich diese 
Delegation leiten werde, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Bravo!) 

möchte ich Ihnen und den anderen Kollegen aus der 
CDU/CSU und auch der FDP anbieten, Sie vorher 
über das Ziel unserer Reise und unsere Kontaktperso-
nen zu unterrichten. Ich möchte Sie fragen, ob Sie 
dieses Angebot annehmen und ob wir gegebenenfalls 
auch Anregungen von Ihrer Seite mit aufgreifen kön-
nen. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Und wir?) 

— Die GRÜNEN sind natürlich eingeschlossen. 

Dr. Stercken (CDU/CSU): Wir sind ja in den näch-
sten Tagen durch permanente Abstimmungen gehal-
ten, in Bonn zu verweilen. Wir können diese Zeit 
sicherlich nutzen, um Ihre Anregungen und Überle-
gungen zu bedenken. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, es gibt 
noch jemanden, der eine Zwischenfrage stellen will, 
den Abgeordneten Schäfer. 

Dr. Stercken (CDU/CSU): Ich sehe, meine Redezeit 
läuft schon auf Null zu, Herr Präsident. 

Vizepräsident Westphal: Ich gestehe Ihnen noch 
eine zusätzliche Minute zu. Aber es interessiert uns 
alle, was von da drüben kommt. 

Dr. Stercken (CDU/CSU): Bitte, Herr Kollege Schä-
fer. 

Schäfer (Mainz) (FDP): Herr Kollege Stercken, sind 
Sie mit mir nicht der Meinung, daß es erfreulich ist, 
daß die SPD nach Kasachstan fährt, nachdem die 
deutschsowjetische Parlamentariergruppe bereits 
vor zwei Jahren dort gewesen ist? Ich bin sehr erfreut 
darüber. 

Vizepräsident Westphal: Die Antworten können 
kurz sein. Aber Sie haben noch eine Minute Rede-
zeit. 

Dr. Stercken (CDU/CSU): Sie sehen, wenn man ein-
mal eine gute Idee in dieses Hohe Haus bringt — — 
Das Licht leuchtet jetzt auf. Darf ich annehmen, daß 

ich jetzt noch zwei Minuten Redezeit habe? 

Vizepräsident Westphal: Sie können noch eine Mi-
nute weitersprechen. 

Dr. Stercken (CDU/CSU): Also habe ich jetzt noch 
zwei Minuten. 
Ich wollte gerade darauf eingehen, wie die interpar-

lamentarische Zusammenarbeit angesichts der bevor-
stehenden Beratung der Zusatzabkommen zum 
deutsch-französischen Vertrag erfolgen kann. Heute 
mittag haben die Berichterstatter aus der Assemblée 
Nationale und aus dem Deutschen Bundestag über 
ihre Berichterstattung in beiden Parlamenten am 
1. Dezember 1988 nachgedacht. Wir werden die ge-
genseitigen Argumente in die Berichterstattung der 
jeweiligen Häuser einbeziehen. 
Ich muß leider zum Schluß kommen. Ich bitte Sie, 

bei den Einlassungen zur Außenpolitik, zu dem Haus-
halt, der jetzt zur Erörterung steht, deutlich zu ma-
chen, daß nicht nur Sozialpolitik Politik für den Men-
schen ist. Außenpolitik — das ist besonders in den 
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Einlassungen zum Ausdruck gekommen, die sich mit 
den Rechten der Menschen als einer zentralen Auf-
gabe für Außenpolitik befaßt haben — ist eine Politik 
für den Menschen, die seine existentiellen Bedürf-
nisse vorab sichern muß. Ich erkenne darin nicht 
— um wieder auf eine aktuelle Vorhaltung einzuge-
hen — eine Einmischung in die inneren Angelegen-
heiten. 

Meine Damen und Herren, halten wir das in diesem 
Bundestag fest: Wenn wir uns mit den Menschenrech-
ten auf diesem Planeten beschäftigen, ist das nicht 
eine Einmischung in die inneren Angelegenheiten ir-
gendeines Landes, mit dem wir die Beziehungen auf 
der Grundlage der Charta der Vereinten Nationen 
und der Menschenrechtspakte der Vereinten Natio-
nen unterhalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Außenpolitik dient also dem Menschen — sagen wir 
das immer —, dient dem Frieden der Menschen, dient 
ihrer Freiheit, dient ihrem Wohlstand. Deshalb bitte 
ich Sie: Stimmen Sie einem Haushalt zu, der es ermög-
licht, dem Dienst an dieser schweren Aufgabe gerecht 
zu werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Verheugen. 

Verheugen (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Es wäre verführerisch, 
sich jetzt am Wettlauf nach Kasachstan zu beteili-
gen. 

(Heiterkeit) 
Aber ich will das nicht tun, sondern mich noch einmal 
mit der Frage beschäftigen, wie es eigentlich um das 
Instrument unserer Außenpolitik, nämlich den aus-
wärtigen Dienst, bestellt ist. Selbst die beste Außen-
politik, wenn wir sie denn hätten, braucht ja ein In-
strument zu ihrer Realisierung. Und je wichtiger die 
Außenpolitik eines Landes ist — ich denke an unsere 
Situation; wir sind ein Land mit großen sicherheitspo-
litischen und wirtschaftspolitischen Interessen außer-
halb der eigenen Grenzen; da ist die Außenpolitik von 
allergrößter Bedeutung — um so wichtiger ist eben 
auch das Instrument. 

Nun haben wir seit 20 Jahren eine Diskussion dar-
über, daß dieses Instrument, nämlich der auswärtige 
Dienst der Bundesrepublik Deutschland, reformbe-
dürftig ist. Wir stellen seit 20 Jahren die Frage, ob die-
ser Dienst mit seinen hohen Belastungen für die Be-
diensteten und ihre Familien heute noch die gut qua-
lifizierten und einsatzbereiten jungen Menschen für 
sich gewinnen kann, auf die er bei der Erfüllung sei-
ner Aufgaben angewiesen ist. 

Wir haben eine ganze Reihe von negativen Erfah-
rungen sammeln müssen, 

(Dr. Rose [CDU/CSU]: Das merkt man!) 
zumal in der vergangenen Legislaturpe riode. Immer 
mehr Kolleginnen und Kollegen aus allen Fraktionen 
— im Auswärtigen Ausschuß alle — sind jetzt zu dem 
Ergebnis gekommen, daß die Reform des auswärtigen 

Dienstes nur noch durch einen Eingriff des Gesetzge-
bers verwirklicht werden kann. Das ist eine Auffas-
sung, der sich nach langem Zögern, das ich verstehen 
kann, auch der Bundesaußenminister angeschlossen 
hat. Ich muß allerdings fragen, ob dieses Gesetzge-
bungsvorhaben in den letzten beiden Jahren mit dem 
notwendigen Nachdruck bet rieben worden ist. 
Sie hatten, Herr Bundesminister, in der Debatte 

über die Regierungserklärung am 20. März 1987 die-
ses Gesetz angekündigt. Wir haben nun den konkre-
ten Schritten erwartungsvoll entgegengesehen. Wir 
haben bereits in der Haushaltsdebatte des vergange-
nen Jahres das Gesetz angemahnt; das hat auch Frau 
Kollegin Dr. Hamm-Brücher getan. Der Auswärtige 
Ausschuß hat die Bundesregierung am 2. Dezember 
1987 aufgefordert, den Entwurf bis Ende März 1988 
vorzulegen. 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 
Der Bundeskanzler hat uns im Februar 1988 im Aus-
wärtigen Ausschuß eingeräumt, das sei nun eine 
Chefsache und liege bei ihm; er werde es in Ang riff 
nehmen. Da haben wir alle angenommen, er meinte 
Ostern 1988 und nicht Ostern 1989. Wir müssen den 
Bundeskanzler nun dringend auffordern, seine Richt-
linienentscheidung, die er uns angekündigt hat, nun 
endlich auch mit Nachdruck in die Tat umzusetzen. 

(Beifall bei der SPD) 
Die Bundesregierung darf sich nicht darauf verlas-
sen — — 

Vizepräsident Westphal: Herr Kollege, Sie gestatten 
eine Zwischenfrage der Abgeordneten Frau Geiger? 

Verheugen (SPD): Sehr gerne. 

Vizepräsident Westphal: Bitte schön, Frau Geiger. 

Frau Geiger (CDU/CSU): Herr Kollege Verheugen, 
könnten Sie mir vielleicht Auskunft darüber geben, 
wie Ihre Innenpolitiker über das Gesetz denken? 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Positiv!) 

Verheugen (SPD) : Ja, das kann ich sehr gerne tun. 
Im weiteren Verlauf, Frau Kollegin, werde ich die 
Grundlinien darlegen, die in der Bundestagsfraktion 
der SPD einstimmig — mit Zustimmung der Innen-
politiker und nicht zuletzt der Haushaltspolitiker — 
beschlossen worden sind. 

(Dr. Rose [CDU/CSU]: Die haben ja keine 
Verantwortung!) 

Sonst würde ich hier nicht so fröhlich stehen, wie ich 
das im Augenblick kann, wenn wir das nicht so hät-
ten. 

(Beifall bei der SPD) 
Also, wir werden uns auch nicht — das wollte ich 

sagen — mit irgendeinem Gesetz zufriedengeben 
dürfen, vielleicht einem, in dem sich die beteiligten 
Ressorts auf den allerkleinsten gemeinsamen Nenner 
einigen und sich so aus der Affäre ziehen. Vielmehr 
brauchen wir ein Gesetz, das eine umfasende und 
solide Grundlage für den auswärtigen Dienst ist, eine 
Zusammenfassung und Bereinigung aller wesentli- 
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chen, für die Praxis des auswärtigen Dienstes wichti-
gen auslandsbezogenen Vorschriften. 
Und wenn die zeitliche Verzögerung etwas Gutes 

hatte, dann eben das, daß wir uns damit noch einmal 
intensiv befassen und deutlicher machen konnten, 
daß es gar nicht darum geht, das deutsche Beamten-
recht hier für den Auslandsdienst auf den Kopf zu stel-
len. Es geht vielmehr darum, die allgemeinen Prinzi-
pien des Dienstrechts in ihrer ganzen Tragweite end-
lich auf den gesamten auswärtigen Dienst anzuwen-
den. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Esters? 

Verheugen (SPD) : Ich muß auch mal nach links se-
hen, ja. 

Vizepräsident Westphal: Bitte schön, Herr Esters. 

Esters (SPD): Herr Kollege Verheugen, würden Sie 
mir bestätigen, daß wir uns in der Meinung einig sind, 
daß wir ein Gesetz über den auswärtigen Dienst ha-
ben wollen, daß dies aber kein Besoldungserhöhungs-
gesetz sein kann? 

Verheugen (SPD) : Ja. Ich darf den Herrn Kollegen 
darauf aufmerksam machen, 

(Dr. Rose [CDU/CSU]: Von welcher Fraktion 
ist der?) 

daß, da ich ausnahmsweise ein Manuskript vor mir 
liegen habe, auf einer der kommenden Seiten steht: 
Wir wollen kein Besoldungsgesetz machen, sondern 
ein Reformgesetz. Ich komme noch zu diesem 
Punkt. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 
Das Auswärtige Amt hat uns im vergangenen Jahr 

eine Dokumentation zur Verfügung gestellt, die von 
Abgeordneten einer Koalitionsfraktion bestellt wor-
den war, und zwar über die Art und Weise der Zusam-
menarbeit zwischen dem Bundesinnenministerium 
und dem Auswärtigen Amt bei der Regelung der aus-
landsdienstbezogenen Fragen. 
Ich muß sagen: Die Auflistung des Ressortverkehrs 

mit sehr beeindruckenden und nicht widerlegten Zita-
ten bringt mich zu folgendem Urteil: Das Bundesin-
nenministerium ist offenbar nicht fähig oder nicht be-
reit, die Besonderheiten des auswärtigen Dienstes zu 
erkennen und entsprechend zu handeln. Diese Doku-
mentation zeigt, daß — aus welchen Gründen auch 
immer — der Bundesminister für Verfassung und effi-
ziente Verwaltung nicht einmal in seinem eigenen 
Haus ein ordnungsgemäßes Verwaltungsverfahren 
durchsetzen konnte. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 
Das ist nicht nur der übliche Kleinkrieg zwischen 

zwei Bundesressorts — dann wäre es uns ja egal —, 
sondern das ist ein Kleinkrieg, der auf dem Rücken 
der Bediensteten ausgetragen wird, und zwar mit Fol-
gen, die im Einzelfall geradezu erschütternd sind 
— wir haben darüber ja im Ausschuß gesprochen. Das 
läßt allerschwerste Zweifel aufkommen, ob der 

Dienstherr seine Fürsorgepflicht überhaupt erfüllen 
will. 

Im Verlauf des Entscheidungsprozesses innerhalb 
der Bundesregierung sind unter Berufung auf Exper-
ten des Bundesinnenministeriums Veröffentlichun-
gen erschienen, die die alten Klischees vom Cocktail-
Diplomaten beleben wollten und mit unvollständigen 
Besoldungsdaten Stimmung gemacht haben. 

Dem ist zweierlei entgegenzuhalten. Erstens: Die 
Mehrzahl der Dienstorte im Ausland ist nicht von 
Cocktailparties oder Golfspielen oder so etwas ge-
prägt, sondern von Lebensbedingungen, die beson-
ders für Familien mit Kindern außerordentlich hart 
sind. Sie brauchen ja bloß an die Krisen- und Not-
standsgebiete in der Welt zu denken. Zweitens: Die 
Mehrzahl der Bediensteten im Ausland gehört nicht 
zu den oberen Rängen der Diplomatie, und gerade im 
mittleren und gehobenen Dienst sind die Belastungen 
oft extrem. 

Wir jedenfalls wollen dieses Spiel zwischen den 
zwei Häusern nicht länger mitmachen. Wir wollen uns 
nicht noch jahrelang mit Unklarheiten auseinander-
setzen, sondern wir wollen jetzt Klarheit darüber, ob 
uns die Bundesregierung ein Gesetz vorlegen wird, 
das klare Zweckbestimmungen und Bemessungskri-
terien schafft und dafür sorgt, daß die gesetzlichen 
Vorgaben dann in der sachnäheren Kompetenz des 
Auswärtigen Amtes ausgeführt werden. 

Die Diskussion über die Reform des auswärtigen 
Dienstes ist alt und hat in den Ergebnissen bisher 
nicht sehr weit geführt. Wenn wir jetzt ja wohl in allen 
Fraktionen zu der Meinung gekommen sind, wir brau-
chen das, so möchte ich klarstellen, daß dies keine 
Diskussion sein darf, die sich auf Besoldungsfragen 
reduziert. Es geht nicht um ein Besoldungsgesetz, 
sondern darum, daß eine flexible, an den tatsächli-
chen Problemen orientierte Regelungsbefugnis für 
das Auswärtige Amt selbst geschaffen wird. 

Wer die heutige Praxis an den Auslandsdienstorten 
untersucht, muß zu dem Eindruck kommen, daß un-
sere Auslandsvertretungen in Absurdistan liegen. 
Dieser Dienst ist im Vergleich zu anderen Ländern mit 
ähnlicher Bedeutung und ähnlichen Interessen perso-
nell nicht üppig ausgestattet. Da sollten die Bedienste-
ten ihre Zeit nicht mit völlig überflüssigen bürokrati-
schen Tätigkeiten vertun müssen. 

Der entscheidende Unterschied zwischen der Tätig-
keit im auswärtigen Dienst und der Tätigkeit in allen 
anderen Behörden liegt da rin: Der auswärtige Dienst 
verlangt von seinen Angehörigen und deren Familien 
die Bereitschaft zur Tätigkeit im Ausland während des 
gesamten Berufslebens und zum häufigen Wechsel 
der Dienstorte zwischen Ausland und Inland oder 
auch nur im Ausland. Das gibt es sonst nirgendwo. 
Daraus ergeben sich gerade für die Frauen und die 
Familien besondere Belastungen, die geregelt werden 
müssen. 

Es ist doch ein Unding und hinkt unserer gesell-
schaftlichen Wirklichkeit meilenweit hinterher, daß 
der Ehepartner eines Angehörigen des Auswärtigen 
Dienstes auf seine eigene Berufstätigkeit verzichten 
muß, wohl aber als unbezahlte Hilfskraft für die Bun-
desrepublik Deutschland in Anspruch genommen 
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wird, dafür nicht bezahlt wird und dabei nicht einmal 
sozial gesichert ist. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 
Ich bedaure, daß es nicht möglich war, daß alle 

Fraktionen zu dieser Debatte einen gemeinsamen An-
trag eingebracht haben, der nicht nur die Forderung 
nach dem Gesetz erhebt, sondern bereits die Grundli-
nien dieses Gesetzes darlegt. Der Gang unserer Initia-
tive in den beiden Regierungsfraktionen läßt mich für 
den weiteren Gang der Geschäfte nur Böses ahnen. 
Ich kann Sie, Herr Bundesaußenminister, nur drin-
gend bitten, all Ihren Einfluß geltend zu machen, das 
Gesetz so einzubringen und durchzubringen, wie es 
die Ihrer Obhut anvertrauten Bediensteten brau-
chen. 
Wir werden uns, Herr Bundesminister, bei der heu-

tigen Abstimmung der Stimme enthalten. Verstehen 
Sie das als eine Art Bewährungsauftrag, wobei das 
Gesetz für den auswärtigen Dienst für künftiges ande-
res Verhalten keine allein hinlängliche, aber eine not-
wendige Bedingung ist. 
Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Bundes-
minister des Auswärtigen. 

Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Ich habe Anlaß, mich bei dem Hohen Hause, bei allen 
Fraktionen und auch beim Auswärtigen Ausschuß 
und beim Haushaltsausschuß dafür zu bedanken, daß 
in der Vorbereitung dieses Haushalts für das Jahr 
1989 ein so hohes Maß an Verständnis für die Belange 
des auswärtigen Dienstes, vor allen Dingen für die 
Mitarbeiter und ihre Sonderbelastungen deutlich ge-
worden ist. Ich sehe darin eine Anerkennung der Ar-
beit meiner Mitarbeiter. Ich sehe darin aber auch eine 
Anerkennung der Lasten, die die Familien, die Ehe-
gatten und die Kinder, im auswärtigen Dienst zu tra-
gen haben. 
Wir haben schon in den letzten Jahren durch eine 

Reihe von Verbesserungen Schritte für eine umfas-
sende Reform des auswärtigen Dienstes vorwegneh-
men können. Auch das wäre ohne eine breite Unter-
stützung nicht möglich gewesen. Aber es bleibt das 
Ziel, das Gesetz über den auswärtigen Dienst zu 
schaffen. Es ist natürlich ein hohes Maß an Befriedi-
gung im auswärtigen Dienst festzustellen, daß die 
Bundesregierung in ihrer Absicht, dieses Gesetz in 
dieser Legislaturpe riode nicht nur vorzulegen, son-
dern auch zur Verabschiedung zu bringen, auf die 
Unterstützung aller Fraktionen rechnen kann. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
Meine Damen und Herren, wir wollen bei der Vor-

lage dieses Gesetzes in der Tat nicht eine Sonderbe-
soldungsordnung für den auswärtigen Dienst schaf-
fen, sondern ein Gesetz, das den spezifischen Belan-
gen der im auswärtigen Dienst Beschäftigten gerecht 
werden kann und das im übrigen unbürokratisch Re-
gelungen ermöglicht, wo heute noch ein großer bü-
rokratischer Aufwand nötig ist. Ich habe bei Ihnen, 
Herr Kollege Verheugen, festgestellt, daß Ihre Tätig-

keit im Auswärtigen Amt noch immer eine nachfol-
gende positive Wirkung hinterlassen hat. 

(Beifall der Abg. Frau Dr. Hamm-Brücher 
[FDP]) 

Meine Damen und Herren, wir werden die Reform 
der Arbeit im auswärtigen Dienst nicht nur als eine 
nationale Aufgabe ansehen, sondern wir wollen 
gleichzeitig in enger Zusammenarbeit mit unseren 
Partnern in der Europäischen Gemeinschaft dafür sor-
gen, daß wir auf der einen Seite effektiver, auf der 
anderen Seite aber auch fürsorglicher für unsere Mit-
arbeiter tätig sein können. Ein guter Anfang ist die 
Zusammenarbeit zwischen den auswärtigen Diensten 
der Bundesrepublik Deutschland und Frankreichs. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Wenn wir als eine Art Pilotprojekt demnächst zwei 
Botschaften errichten werden, die gemeinsame Bot-
schaften der Bundesrepublik und Frankreichs sind, 
dann ist das nicht nur als eine Rationalisierungsmaß-
nahme zu verstehen, sondern auch als ein neues Ver-
ständnis in gemeinsamer Interessenwahrnehmung 
von Nachbarn und europäischen Partnern. 

Ich komme damit zu einem Thema, das heute durch 
fast alle Reden hindurchgegangen ist, nämlich zum 
Thema Europa. Es kann auch gar nicht anders sein, 
daß die Entwicklung in Europa unsere Öffentlichkeit 
und damit das Parlament als Ort der Aussprache über 
die Probleme unseres Landes zunehmend beschäftigt. 
Die Herstellung des europäischen Binnenmarktes — 
darauf hat Herr Kollege Stercken zu Recht hingewie-
sen — stellt viele Fragen für unsere Partner in der 
Weltwirtschaft. Die Hauptfrage, die überall gestellt 
wird, ob in Washington oder Tokio, ob in Moskau oder 
in Entwicklungsländern, ist: Wird sich diese Europäi-
sche Gemeinschaft bei Schaffung des gemeinsamen 
Binnenmarktes nach außen stärker abschließen? Wird 
sie offenbleiben, oder wird sie, was ich für wünschens-
wert halte, noch offener werden, weil niemand mehr 
als sie selbst auf Offenheit angewiesen ist? 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Richtig!) 

Ich glaube, daß wir mit guten Gründen sagen können: 
Diese Gemeinschaft wird offener sein. 

Aber wir sollten uns davor hüten, anzunehmen, daß 
wir die Zukunftsprobleme unserer Europäischen Ge-
meinschaft nur dann lösen könnten, wenn wir aus-
schließlich den Binnenmarkt im Auge hätten. Zum 
Binnenmarkt gehört auch der gemeinsame Technolo-
gieraum; denn wir werden das Maß an sozialen Lei-
stungen und das Maß an Verantwortung gegenüber 
den Staaten der Dritten Welt, das an uns zu Recht 
angelegt wird, nur dann erfüllen können, wenn un-
sere Europäische Gemeinschaft durch gemeinsame 
Nutzung aller technologischen und wirtschaftlichen 
Ressourcen Spitze im weltweiten Wettbewerb bleibt. 
Deshalb ist die Herstellung des gemeinsamen Tech-
nologieraums eine notwendige Ergänzung zum Bin-
nenmarkt, ja eigentlich ein integraler Bestandteil die-
ses Binnenmarktes. 

Hierher gehört auch, Frau Kollegin, was Sie heute in 
der Aussprache über den Haushalt des Bundeskanz-
lers zum Ausdruck gebracht haben, die Schaffung ei-
nes europäischen Sozialraumes. Diese Europäische 
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Gemeinschaft versteht die Bundesregierung nicht als 
eine Rückschrittsgemeinschaft, sondern als eine Fort-
schrittsgemeinschaft. Die Bundesregierung wird sich 
nicht daran beteiligen, wenn irgend jemand auf die 
Idee käme, bei Gelegenheit des gemeinsamen Bin-
nenmarktes oder des gemeinsamen Sozialraumes Eu-
ropa soziale Errungenschaften in der Bundesrepublik 
Deutschland rückgängig zu machen. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Dabei wissen wir, meine Damen und Herren, daß 
wir hier vor großen gesellschaftlichen Problemen ste-
hen, die nicht Probleme sind, die allein in den Mini-
sterräten zu entscheiden sind, und die nicht Probleme 
sind, die allein im Europäischen Parlament zu ent-
scheiden sind. Die Haltung der europäischen Ge-
werkschaften z. B. zu den Fragen der Übernahme von 
Mitverantwortung im bet rieblichen Bereich und ge-
samtwirtschaftlich ist gänzlich unterschiedlich, so daß 
die Frage der Mitbestimmung auch ein Thema der 
Diskussion der gesellschaftlichen Kräfte in der Euro-
päischen Gemeinschaft sein wird. Die Bundesregie-
rung wird an dem festhalten, was an Mitbestimmung 
bei uns geschaffen worden ist. Aber wir können nicht 
damit rechnen, daß die Vertreter der Arbeitnehmer in 
allen Staaten der Europäischen Gemeinschaft die-
selbe Haltung zur Mitbestimmung einnehmen, wie sie 
bei uns von beiden Sozialpartnern heute eingenom-
men wird. 

(Abg. Frau Wieczorek-Zeul [SPD] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Westphal: Herr Minister, Sie gestat-
ten eine Zwischenfrage der Frau Abgeordneten 
Wieczorek-Zeul. — Bitte schön. 

Frau Wieczorek-Zeul (SPD): Ich möchte nachfra-
gen, welche Haltung die Bundesregierung im Mini-
sterrat am 18. November 1988 zu dem Statut einer 
europäischen Aktiengesellschaft und zur Sicherung 
der Mitbestimmung bezogen hat. Daß die anderen 
andere Positionen haben, ist bekannt. 

Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: Frau 
Kollegin, wir werden uns dafür einsetzen, daß das, 
was wir im deutschen Recht erreicht haben, nicht auf-
gegeben werden muß. Wir haben nicht die Mehrheit 
im Ministerrat, und wir können auch nicht die Einheit 
der gewerkschaftlichen Auffassungen in den ver-
schiedenen Staaten der Europäischen Gemeinschaft 
herstellen. 
Diese Einheitlichkeit der Auffassungen der Ge-

werkschaften im europäischen Bereich wird auch 
noch auf andere Weise auf die Probe gestellt werden. 
Zum Beispiel gibt es zur Frage des Ladenschlusses 
und zur Frage der Flexibilisierung der Arbeitszeiten 
höchst unterschiedliche Auffassungen. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Nicht von der Frage 
ablenken!) 

Ich glaube, sosehr der Deutsche Gewerkschaftsbund 
in der Frage der Mitbestimmung durchaus seine Ver-
dienste dabei hat, daß wir hier ein hohes Maß an 
sozialem Fortschritt erreicht haben, so sehr hat der 
Deutsche Gewerkschaftsbund Anlaß, sich in der 

Frage der Flexibilisierung, aber auch in verschiede-
nen anderen Bereichen der Wirtschaft an dem zu 
orientieren, was andere Gewerkschaften sagen. 

Vizepräsident Westphal: Gestatten Sie noch eine 
Zwischenfrage der Frau Abgeordneten Wieczorek-
Zeul? 

Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: Ich 
möchte jetzt wirklich ohne Unterbrechung fortfahren 
dürfen. 

(Frau Wieczorek-Zeul [SPD]: Ich wollte Sie ja 
nicht unterbrechen, sondern ich wollte nur 

eine Nachfrage stellen!) 

— Das ist doch der Punkt. Das ist doch dasselbe. 

Meine Damen und Herren, deshalb macht es durch-
aus einen Sinn, daß wir mit einer nationalen Europa-
konferenz den Versuch unternehmen, einen nationa-
len Konsens auch mit den verschiedenen gesellschaft-
lichen Kräften über unser künftiges Verhalten bei der 
Herstellung des gemeinsamen Binnenmarktes herbei-
zuführen. Die Sorge, die bei unseren Partnerstaaten, 
vor allen Dingen in den Vereinigten Staaten und Ja-
pan — — 

(Abg. Dr. Ehmke [Bonn] [SPD] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

— Herr Kollege Ehmke, ich möchte fortfahren kön-
nen, ohne daß ich durch Fragen unterbrochen 
werde. 

(Jungmann [SPD]: Sie wollen der Beantwor-
tung der Frage ausweichen!) 

— Daß ich der Beantwortung der Frage des Herrn Kol-
legen Ehmke nicht ausweichen will, Herr Kollege, 
ergibt sich schon daraus, daß ich sie doch gar nicht 
kenne. 

(Heiterkeit bei Abgeordneten der FDP und 
der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, es wird aber auch wich-
tig sein, daß wir bei der Herstellung des Binnenmark-
tes, des Technologieraumes, des Sozialraumes, übri-
gens auch des Währungsraumes uns der Tatsache 
bewußt sind, daß die EFTA-Staaten in Europa daran 
interessiert sind, diese Schritte mit uns vollziehen zu 
können. 

Es wird in Europa eine Diskussion darüber geführt, 
ob eine Erweiterung der Europäischen Gemeinschaft 
jetzt angemessen sei oder nicht und wer als neues 
Mitglied in Frage komme. Die Europäische Gemein-
schaft muß für neue Mitglieder offen sein, die die Vor-
aussetzungen für die Mitgliedschaft erfüllen. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Richtig!) 

Ob ein beitrittswilliger Staat die Voraussetzungen er-
füllen kann, Vollmitglied mit allen Rechten und 
Pflichten zu sein, muß dieser Antragsteller entschei-
den, das können nicht wir entscheiden. Deshalb sind 
wir offen für solche Anträge und werden uns diesen 
Anträgen gegenüber offen verhalten. Ich bin nicht der 
Meinung, daß es richtig wäre, wenn wir sagen wür-
den, daß wir bis zur Herstellung des Binnenmarktes 
sozusagen eine geschlossene Tür für neue Mitglieder 
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haben. Das soll keine Einladung sein, sondern das ist 
eine Erklärung der Offenheit. 

Nun wird die Frage nach der Einheit Europas und 
nach der Auswirkung des gemeinsamen Binnenmark-
tes aber nicht nur in den marktwirtschaftlichen Staa-
ten der Welt und in EFTA-Staaten gestellt, sondern 
hier ist zu Recht darauf hingewiesen worden, daß uns 
diese Frage auch von den europäischen Mitgliedstaa-
ten des RGW gestellt wird. 

Ich denke, daß wir hier Rechenschaft ablegen müs-
sen, welche Auswirkungen die Schaffung dieses Bin-
nenmarktes für unser Ziel der Herbeiführung einer 
europäischen Friedensordnung hat. Ich verwende 
betont den Begriff europäische Friedensordnung für 
das ganze Europa — vom Atlantik bis zum Ural —, 
weil ich dem Eindruck entgegentreten möchte, daß 
das Verständnis, daß Europa mehr als die Europäische 
Gemeinschaft ist, eine erst jüngst gewonnene, durch 
den Begriff vom europäischen Haus, den Gorba-
tschow in die Diskussion eingeführt hat, ins Bewußt-
sein gedrungene Vorstellung ist. Der Beg riff der euro-
päischen Friedensordnung, die Forderung nach einer 
Friedensordnung für das ganze Europa, vom Atlantik 
bis zum Ural, ist im Harmel-Bericht des westlichen 
Bündnisses vom Jahre 1967 enthalten. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP) 

Wir haben die Schlußakte von Helsinki und den 
KSZE-Prozeß immer als eine Kursbestimmung hin zu 
einer solchen europäischen Friedensordnung verstan-
den. Das kann nicht nur eine Friedensordnung sein, 
die sich mit Fragen der militärischen Sicherheit be-
faßt. Vielmehr gehört zu einer Friedensordnung auch 
der innere Frieden in Europa. Deshalb haben wir den 
humanitären Fragen in der Schlußakte eine solche 
Bedeutung zugemessen. Deshalb messen wir den 
Menschenrechten eine solche Bedeutung zu. Deshalb 
sind für uns die Fragen der Zusammenarbeit in allen 
Bereichen von entscheidender Bedeutung. 

Die Ankündigung Gorbatschows, daß die Sowjet-
union das Ziel habe, ein gemeinsames europäisches 
Haus zu schaffen, ist — darin liegt ihre politische Be-
deutung — die erste konstruktive Reaktion auf das seit 
1967 vom Westen vorgelegte Angebot. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Das ist ihre politische Bedeutung. Der Westen wäre 
schlecht beraten, wenn er in dem Augenblick, in dem 
die erste konstruktive Reaktion kommt, auf ein sol-
ches Angebot nunmehr negativ reagieren würde. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Meine Damen und Herren, hier geht es vielmehr 
darum, daß wir unseren Entwurf einer europäischen 
Friedensordnung, eines gemeinsamen europäischen 
Hauses erarbeiten. Beides kann dasselbe meinen, es 
muß aber nicht dasselbe meinen. Der Beg riff des ge-
meinsamen europäischen Hauses bietet sich deshalb 
zur Verwendung an, weil er bildhaft ausdrücken 
kann, was wir meinen. Es muß nämlich ein Haus mit 
offenen Türen und Fenstern mit der Gelegenheit für 
Menschen sein, sich frei zu begegnen, für Ideenaus

-

tausch und für einen Güteraustausch. Das ist unser 
Verständnis. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, wenn wir uns mit diesem 
Bild befassen, sollten wir keine neue künstliche Dis-
kussion führen, als sei der Prozeß der Einigung in der 
Europäischen Gemeinschaft ein Gegensatz zu dem 
Ziel, im größeren Europa zu einem neuen Verhältnis 
der Staaten zueinander zu kommen. 

(Dr. Mechtersheimer [GRÜNE]: Das wäre 
theoretisch aber möglich!) 

— Herr Kollege Mechtersheimer, zu den Realitäten in 
Europa gehört, daß die Staaten der Europäischen Ge-
meinschaft demokratische Staaten sind, die durch ge-
meinsame Ideale und Wertvorstellungen verbunden 
sind. Zu den Realitäten Europas gehört auch, daß die 
Jahrzehnte der Trennung aus dem einen Europa nicht 
zwei gemacht haben, übrigens auch nicht aus einer 
deutschen Nation zwei deutsche Nationen. Es besteht 
ein Europa und eine deutsche Nation. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Das gehört zu den Realitäten, von denen wir ausge-
hen, von denen übrigens nicht nur wir ausgehen. Ho-
necker spricht von der deutschen Nation, und von der 
Einheit Europas spricht man heute lauter — auch in 
den Amtsstuben der Staaten des Warschauer Pak-
tes — , als das früher der Fall war. 

Aber was ist nun die Bedeutung der Einigung in der 
Europäischen Gemeinschaft? Die Bedeutung liegt 
darin, daß sich diese Europäische Gemeinschaft für 
die Sowjetunion und ihre Verbündeten zunehmend 
als ein attraktives Modell der demokratischen Zu-
kunftsgestaltung erweist. Das ist die Bedeutung unse-
res Einigungsprozesses. Wir haben mit der Einigung 
in der Europäischen Gemeinschaft vielleicht den 
größten Sieg der europäischen Geschichte erreicht, 
ohne daß ein Menschenleben dabei verlorengegan-
gen ist und geopfert werden mußte. Es ist ein Sieg 
über nationale Egoismen, es ist aber auch ein Beispiel 
dafür, wie freie Gesellschaften miteinander leben 
können, wie sie nationale Egoismen überwinden kön-
nen und daß unser gesellschaftliches Modell die grö-
ßere Attraktivität hat. Alles, was heute in den Staaten 
des Warschauer Pakts — in dem einen lauter, in dem 
anderen leiser, in dem einen intensiver, in dem ande-
ren zurückhaltender — diskutiert wird, ist in Wahrheit 
die Grundfrage, wie unter Aufrechterhaltung der 
Grundvorstellungen sozialistischer Staaten möglichst 
viel an marktwirtschaftlichen und freiheitlichen ge-
sellschaftichen Vorstellungen in die eigene Ordnung 
übernommen werden kann. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Heute geht es darum, diese Attraktivität zu erhö-
hen. 

Meine Damen und Herren, wenn Sie an die begin-
nenden 80er Jahre zurückdenken, als in den Verei-
nigten Staaten ein Buch über den Niedergang Euro-
pas erschien, war die Europäische Gemeinschaft eben 
kein attraktives Modell. Heute ist es weltweit ein at-
traktives Modell, aber vor allen Dingen auch für die 
Findung Europas und für die Zusammenarbeit zwi- 
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schen West und Ost. Da wollen wir diese Kraft nun 
allerdings einsetzen. 

Das bedeutet, daß wir auch hier eine andere Realität 
nicht aus den Augen verlieren dürfen, nämlich daß wir 
sicherheitspolitisch zwar Fortschritte erzielt haben. 
Ein großer Fortschritt für mich war der erfolgreiche 
Abschluß der Konferenz über vertrauensbildende 
Maßnahmen in Stockholm. Ein großer Fortschritt ist 
das INF-Abkommen. Aber noch immer stehen sich 
enorme Militärpotentiale in Europa gegenüber, und 
noch immer gibt es Überlegenheiten in weiten Berei-
chen auf der anderen Seite. Deshalb ist vereinbarte 
Abrüstung notwendig. Solange es sie nicht gibt, ist es 
notwendig, die eigene Verteidigungsfähigkeit auch 
als eine der Grundlagen der eigenen Sicherheit zu 
erhalten. 

Deshalb, Herr Kollege Lippelt, ist es auch erforder-
lich, daß die Bundesrepublik Deutschland als eines 
der leistungsfähigen Länder dafür Sorge trägt, daß die 
weniger leistungsfähigen Länder in unserem westli-
chen Bündnis ihre militärische Verantwortung erfül-
len können. Das ist der Grund für die Hilfeleistungen, 
die wir an die Türkei, die wir an Griechenland und an 
Portugal erbringen. 

Was vollzieht sich denn in Wahrheit im westlichen 
Bündnis, was vollzieht sich in der Europäischen Ge-
meinschaft? Im Grunde vollzieht sich in der Europäi-
schen Gemeinschaft mit den Strukturfonds, über die 
wir uns verständigt haben, nicht nur unter deutschem 
Vorsitz, sondern unter aktiver deutscher Teilnahme 
und aktivem Beitrag eine Art europäischer Lasten-
ausgleich, weil wir wissen, daß der Gemeinsame 
Markt nur dann funktionieren kann, wenn wir die 
strukturellen Nachholbedürfnisse der bestimmten 
Länder oder bestimmter Regionen in der Europäi-
schen Gemeinschaft erfüllen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wenn wir jetzt im Verteidigungsbereich diesen Län-
dern, soweit sie Mitglied des westlichen Bündnisses 
sind, durch Hilfe in diesem Bereich die Lage erleich-
tern, ihre Verantwortung zu erfüllen, dann haben die 
auch weiter Mittel für die soziale und strukturelle Ent-
wicklung, und wir leisten zugleich einen Beitrag zur 
gemeinsamen Sicherheit. 

(Dr. Mechtersheimer [GRÜNE]: Vielleicht 
brauchen Sie die Waffen gar nicht!) 

Ich glaube, wenn wir das in diesem Verständnis 
sehen, dann wird uns deutlich, daß es heute wirklich 
darum geht, auf der Grundlage gesicherter Verteidi-
gung, für die die Bundeswehr einen wichtigen Beitrag 
leistet — deshalb werde ich nicht müde festzustellen, 
daß der Dienst in der Bundeswehr Friedens- und Frei-
heitsdienst ist —, 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

eine Politik aktiver Rüstungskontrolle und Abrü-
stung zu betreiben. Wir tun als Bundesregierung alles, 
was in unseren Kräften steht, damit auch die Gegen-
sätze, die es auf der westlichen Seite noch gibt, für den 
Abschluß der Konferenz in Wien und für die Auf-
nahme der Verhandlungen über die konventionelle 
Stabilität endlich überwunden werden können. Es ist 
völlig müßig, daß im Westen eine Diskussion darüber 

geführt wird, wie ernst es Gorbatschow meint oder 
nicht meint. Meine Damen und Herren, die Ernsthaf-
tigkeit von Abrüstungswillen kann man am besten am 
Verhandlungstisch feststellen. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Man muß diesen Verhandlungstisch nur erreichen, 
und das liegt im elementaren Interesse unserer Bun-
desrepublik Deutschland. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Gerade in den letzten Stunden haben sich einige 
Schritte vollzogen, die mich jetzt zuversichtlicher ma-
chen, als ich mich noch vor einigen Tagen dazu geäu-
ßert hätte. Das heißt, es besteht noch immer eine reale 
Chance, daß wir in diesem Jahr die Wiener Konferenz 
beenden und damit auch die Eröffnung für die Ver-
handlungen über die konventionelle Stabilität eröff-
nen können, die nun einmal das Kernproblem euro-
päischer Sicherheit ist. 

Gleichzeitig geht es darum, daß wir in der Zusam-
menarbeit vorankommen und daß wir erkennen, daß 
in den neuen Entwicklungen — ich sage noch einmal: 
unterschiedlich weit fortgeschritten, von den einen 
zögernder, von den anderen aktiver bet rieben —, in 
den Staaten des Warschauer Pakts eine Chance für 
das gesehen wird, was der Bundespräsident zu recht 
als systemöffnende Zusammenarbeit bezeichnet. Ich 
kann mich denjenigen nicht anschließen, die der Mei-
nung sind, daß derjenige, der nun das Signal für ein 
solches neues Denken, auch für das Überprüfen alter 
Klischees in den sozialistischen Ländern gegeben hat 
— ich meine Gorbatschow — , für gefährlicher gehal-
ten werden muß als die, die in der Vergangenheit eine 
Politik betrieben haben, die uns die wahrlich nicht 
leichte Entscheidung abgenötigt hat, uns hier z. B. 
zum NATO-Doppelbeschluß zu bekennen und ihn 
auch durchzusetzen. 

Wer glaubt, daß derjenige, der über Neues nach-
denkt, gefährlicher sei, der hat eigentlich — ich muß 
es schon so sagen — ein beachtliches Maß an Miß-
trauen in die eigene Standfestigkeit, in die eigene 
Überzeugungskraft, in die Attraktivität des eigenen 
Systems. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Sehr vornehm aus-
gedrückt!) 

Ich habe es neulich gesagt, ich wiederhole es hier: Es 
müßte schlimm um die Einheit der westlichen Demo-
kratien, um ihre Vitalität bestellt sein, wenn wir die 
Angst vor der Sowjetunion brauchten, um unsere Ge-
meinschaft aufrechtzuerhalten. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU, der 
SPD und des Abg. Dr. Mechtersheimer 

[GRÜNE]) 

Deshalb sollten wir darangehen, Feindbilder abzu-
bauen, Versuche zu unternehmen, die Lage in Europa 
durch Zusammenarbeit zu verbessern. Ich bin beson-
ders dankbar dafür, daß man heute in der Debatte 
auch großen Wert gelegt hat — Herr Kollege Rose, Sie 
haben länger darüber gesprochen — auf die kultu-
relle Zusammenarbeit, auf die Errichtung von Kultur-
instituten, auf die Pflege der nationalen Identität. Na-
türlich haben wir dazu eine Grundkonzeption. Wann 
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man es verwirklichen kann, das ist nicht eine auto-
nome Entscheidung des Auswärtigen Amtes, auch 
nicht des Deutschen Bundestages, auch nicht der Bun-
desregierung, sondern der Entwicklung, wie wir sie 
haben. 

Nehmen wir ein Beispiel: Vor zwei, drei Jahren 
bestand nicht die Chance der Errichtung von Kultur-
instituten in den Ländern, wo wir uns jetzt über die 
Errichtung verständigt haben. Wir haben seit einiger 
Zeit mit der Sowjetunion einen Ausschuß für humani-
täre Fragen. In diesem Ausschuß für humanitäre Fra-
gen haben wir bis zum September dieses Jahres aus-
schließlich über Ausreiseprobleme für Sowjetbürger 
deutscher Nationalität gesprochen. Seit September 
dieses Jahres sprechen wir dort über die Frage der 
Bewahrung der kulturellen und der nationalen Identi-
tät sowjetischer Staatsangehöriger deutscher Natio-
nalität. Bei ihrer Religionsausübung ergeben sich 
neue Formen der Zusammenarbeit. Auch das ist ein 
Ergebnis des KSZE-Prozesses. 

Deshalb, glaube ich, sind wir gut beraten, wenn wir 
konsequent und im Bewußtsein dessen, daß die Kraft 
der Freiheit sich noch immer durchgesetzt hat und die 
überzeugendere politische Kraft war, an die Arbeit 
gehen, um diese europäische Friedensordnung zu 
schaffen, um das gemeinsame europäische Haus zu 
bauen. 

Meine Damen und Herren, ich bin ganz sicher: 
Wenn wir das konsequent tun, dann wird dieses euro-
päische Haus humaner sein, als das ganze Europa es 
in den letzten Jahrzehnten gewesen ist, und dafür zu 
arbeiten lohnt sich. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, 
ich schließe die Aussprache. Wir kommen zur Abstim-
mung, und zwar zuerst über die Änderungsanträge 
der Fraktion DIE GRÜNEN, die ich nach der Reihen-
folge der Drucksachennummern aufrufe. 

Wer stimmt für den Änderungsantrag auf Drucksa-
che 11/3326? Ich bitte um das Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Dann ist dieser 
Antrag mit der Mehrheit der Fraktionen der Regie-
rungskoalition abgelehnt. 

Wer stimmt für den Änderungsantrag auf Drucksa-
che 11/3327? Ich bitte um das Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Dann ist dieser 
Antrag mit den Stimmen der Fraktionen der Regie-
rungskoalition und der SPD abgelehnt. 

Wer stimmt für den Antrag auf Drucksache 
11/3328? Ich bitte um das Handzeichen. — Wer stimmt 
dagegen? — Dies ist wiederum abgelehnt mit der 
Mehrheit der Fraktionen der Regierungskoalition. 

Dann kommen wir zum Antrag auf Drucksache 
11/3329. Wer stimmt dafür? — Wer stimmt dagegen? 
— Enthaltungen? — Sie machen es mir aber schwer; 
wechselnde Mehrheiten. Das heißt, dieser Antrag ist 
mit der Mehrheit der Regierungskoalition und der 
SPD abgelehnt. 

Jetzt kommen wir zum Antrag auf Drucksache 
11/3330. Wer stimmt dafür? — Wer stimmt dagegen? 
— Enthaltungen? — Das ist mit der gleichen Mehrheit 
wie bei Drucksache 11/3329 gewesen. 

Jetzt kommen wir zum Änderungsantrag auf 
Drucksache 11/3331. Wer stimmt dafür? — Wer 
stimmt dagegen? — Das ist dieselbe Mehrheit wie 
eben zuvor. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über den 
Einzelplan 05. Wer dem Einzelplan 05, Geschäftsbe-
reich des Auswärtigen Amtes, in der Ausschußfassung 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzei-
chen. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — 
Dann ist dieser Einzelplan angenommen mit der 
Mehrheit der Koalitionsfraktionen, bei Stimmenthal-
tung der SPD-Fraktion und Gegenstimmen der Frak-
tion DIE GRÜNEN. 

Ich rufe nun auf: 

Einzelplan 07 

Geschäftsbereich des Bundesministers der 
Justiz 

—Drucksachen 11/3207, 11/3231 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Diller 
von Schmude 
Dr. Weng (Gerlingen) 
Kleinert (Marburg) 

Einzelplan 19 

Bundesverfassungsgericht 

—Drucksachen 11/3217, 11/3231 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Dr. Schroeder (Freiburg) 
Würtz 
Kleinert (Marburg) 

Zum Einzelplan 07 liegen Änderungsanträge der 
Fraktion DIE GRÜNEN auf den Drucksachen 11/3339 
und 11/3340 vor. 

Meine Damen und Herren, nach einer Vereinba-
rung im Ältestenrat ist für die gemeinsame Beratung 
dieser Einzelpläne eine Stunde vorgesehen. Ich sehe, 
Sie sind damit einverstanden. Dann kann ich die Aus-
sprache eröffnen. 

Das Wort hat der Abgeordnete Dr. de With. 

Dr. de With (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Gustav Heinemann hat 
mit der ihm eigenen trockenen Kürze den Satz ge-
prägt: „Rechtspolitik ist positiver Verfassungsschutz. " 
Nun wird der Bundesminister der Justiz sagen: Da ist 
ja einiges geschehen. Natürlich kann er einiges auf-
zeigen. Sein Haus ist nach wie vor fleißig und auch 
produktiv, und seinen Mitarbeitern sei öffentlich ge-
dankt für ihre stets faire und sachliche Arbeit im 
Rechtsausschuß des Bundestages auch der Opposition 
gegenüber. 

Aber werten müssen wir an Gustav Heinemanns 
Wort die politische Leistung des Bundesjustizmini-
sters, ob er Wertzeichen gesetzt hat und welche. Tun 
wir das, stellen wir fest, daß diese Bundesregierung 
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auch im Bereich der Rechtspolitik eine Menge schul-
dig geblieben ist. 

(Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Das glauben Sie 
doch selbst nicht!) 

Da gibt es den Tod der Robben, die langsame Erstik-
kung der Nordsee, nach wie vor das Waldsterben. 

(Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Was kann denn der 
Engelhard dafür?) 

Zu einem Vorschlag aber zur Einführung des Staats-
ziels Umweltschutz im Grundgesetz vermochte sich 
die Bundesregierung bislang nicht aufzuraffen. Im 
Rechtsausschuß kam es zunächst zu einem unwürdi-
gen Kompetenzgerangel zwischen dem Justiz- und 
dem Innenressort und dann zu dem kläglichen Hin-
weis, das sei Sache des Parlaments. Natürlich kann 
nur der Bundestag mit einer Zweidrittelmehrheit das 
Grundgesetz ändern. Aber war es nicht der Bundes-
kanzler, der in seiner Regierungserklärung statuiert 
hat, daß das Staatsziel Umweltschutz im Grundgesetz 
verankert werden müsse? Der entsprechende Entwurf 
der SPD liegt seit der letzten Legislaturpe riode vor. 
Regierung und Koalition haben versäumt, hier ein 
sichtbares Zeichen zu setzen. 

(Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Das glauben Sie 
doch selbst nicht!) 

Da gab es in der vergangenen Legislaturpe riode 
weiter einen Entwurf der SPD, die Bestrafung der 
Vergewaltigung auch auf entsprechende Handlun-
gen in der Ehe auszudehnen, denn Vergewaltigung 
ist Vergewaltigung. Da haben Sie, Herr Minister 
Engelhard, vor fast genau einem Jahr, nämlich am 
7. November 1987, erklärt, daß auch Sie mit dem 
Zweiklassenrecht der Vergewaltigung — in der Ehe 
straflos, außerhalb strafbar — Schluß machen wollten. 
Sie mußten jedoch später eingestehen, daß Sie sich in 
der Koalition nicht einigen konnten, insbesondere we-
gen des Widerstands der CSU, die auch durch Abwe-
senheit glänzt. 

(Zuruf von der SPD: Was erwarten Sie? — Dr. 
Hüsch [CDU/CSU]: Ihre Rede ist nicht inter

-

essant genug!) 

— Sie werden schon noch hören, wie interessant es 
ist. 

Mag es sich hier auch — das sei eingestanden — 
nur um eine relativ einfache gesetzestechnische Än-
derung des Strafgesetzbuches handeln — Sie, Herr 
Minister, hätten auch hier eine Wegmarke setzen kön-
nen. Die Frauen hätten es Ihnen gedankt. Aber 
schlimm genug: Die Koalition hat unseren Gesetzes-
antrag im Rechtsausschuß ersatzlos abgelehnt. 

(Zuruf von der SPD: Toll ist das!) 

Die SPD-Fraktion hat nach sorgfältiger Vorberei-
tung im Sommer dieses Jahres ein Anhörungsverfah-
ren durchgeführt 

(Zuruf von der SPD: Im Rechtsausschuß 
scheint jetzt eine Sitzung deswegen zu sein! 

Es ist nämlich keiner da!) 

zur Frage des gesetzlichen Regelungsbedarfs für so

-

genannte Ehen ohne Trauschein. Deutlich wurde da

-

bei, daß insbesondere die Kinder aus diesen Partner

-

schaften, aber in vielen Fällen auch der schwächere 
Partner, meist die Frau, unter vielerlei Gesetzeslücken 
zu leiden haben. Immerhin kann niemand daran vor-
beigehen, daß, und zwar bei steigender Tendenz, bei 
uns heute etwa zwei Millionen Menschen ohne Trau-
schein zusammenleben. Das europäische Ausland hat 
hierauf durch Regelungen in Teilbereichen, nämlich 
des Mietrechts, des Unterhaltsrechts, des Auseinan-
dersetzungsrechts und des Sozialrechts, reagiert. Der 
Bundesminister der Justiz aber hat nur eine Antwort: 
„Sollen die halt heiraten." 

(Kleinert [Hannover] [FDP]: Sehr richtig! — 
von  Schmude [CDU/CSU]: Recht hat er!) 

— Welche Antwort für einen Liberalen, Herr Kleinert! 
Der Deutsche Juristentag Ende September dieses Jah-
res hat die Auffassung der SPD in breiter Front bestä-
tigt. Welch eine Ohrfeige für den Bundesminister der 
Justiz! Rechtspolitik als positiver Verfassungsschutz 
muß auch für Minderheiten gelten. Es wäre gut gewe-
sen, Herr Kleinert, wenn Sie bei dieser Arbeitsgruppe 
anwesend gewesen wären, denn dann hätten Sie 
heute hier so nicht geredet. Mit Gustav Radbruch muß 
ich sagen: Der Justizminister trägt die Verantwortung 
für die Gesetze, die wir hier mit ihm schaffen, m i t 
uns a 11e n. Er trägt die Verantwortung eigentlich nur 
für die Gesetze, die er nicht einbringt, und ich füge 
hinzu: Die trägt er auch, allein. Daran muß er sich 
messen lassen. 

Der eben zitierte Gustav Radbruch hat sich nicht 
gescheut, kommentierend zur Strafjustiz Stellung zu 
nehmen, wenn damit beispielhaft Unbehagen beim 
Namen zu nennen war, über das ein freiheitlich sozia-
ler Rechtsstaat generell besorgt sein muß. Für einen 
amtierenden Justizminister, das sei eingeräumt, ist 
das freilich sehr, sehr schwierig, noch dazu, wenn es 
sich um Verfahren im Bereich der Landesjustiz han-
delt. Ich gestehe freimütig, daß auch ich in der Frage-
stunde des Bundestages hin und wieder zu der Formel 
gegriffen habe, ein Kommentar verbiete sich, da es 
sich um ein schwebendes Verfahren handele oder die 
Bundesregierung rechtskräftige Urteile nicht zu kom-
mentieren pflege. 

(Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Da sehen Sie, was 
Sie angerichtet haben!) 

Aber, Herr Hüsch, es gibt Situationen, bei denen 
man sich nicht hinter diesen Formeln verstecken 
sollte. Eine solche hat es gegeben, als es um die Mem-
minger Prozesse von Frauen ging, denen Abtreibung 
vorgeworfen wurde. Rita Süssmuth hat es gewagt, 
hierzu in aller Vorsicht und mit allem Respekt 
ihr Unbehagen auszudrücken. Der Justizminister 
schwieg. Und dieser Prozeß — alle unangebrachten 
Bemerkungen weggelassen, gegen die auch ich mich 
wehre — markiert einen höchst gefährlichen Schnitt-
punkt für den Rechtsstaat, 

(Dr. Hüsch [CDU/CSU]: In gar keiner 
Weise!) 

bei aller erforderlichen Legalität einen Schnitt in die 
Legitimität zutiefst verletzter Fraulichkeit und einen 
Schnitt in den Fortbestand gefährdeter Ehen. 

Darf die Staatsgewalt die rigide Anwendung des 
Strafverfolgungsprinzips über wohlverstandene 
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Menschlichkeit setzen? Ergeben sich aus der Anwen-
dung gesetzlicher Regelungen nicht Zweifel am ge-
rechten Maß der Verfolgung im Blick auf in unendli-
che Zwangslagen geratene Frauen? 

Der Bundesminister der Justiz hat in diesem Jahr 
einen Diskussionsentwurf über das Insolvenzrecht 
vorgelegt und am vergangenen Freitag einen Refe-
rentenentwurf zum Vormundschafts- und Pfleg-
schaftsrecht. 

(Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Sehr beachtlich!) 

In beiden Fällen hatte die SPD ihre Anträge schon seit 
geraumer Zeit im Bundestag eingebracht, in beiden 
Fällen handelt es sich um seit langem fällige Reform-
vorhaben, die noch in die Zeit der sozial-liberalen 
Koalition reichen. Und in beiden Fällen sagen wir, 
Herr Minister, Unterstützung zu. Beim Insolvenzrecht 
werden allerdings noch eine Reihe von Fragen abzu-
klären sein. Wir vermissen, um das etwas abgewan-
delt auszudrücken, dort das „soziale Öl" . Wir wissen, 
daß für die Frage der Sterilisation eine befriedigende 
Antwort kaum geboten werden kann, aber wir fordern 
Sie auf, Herr Minister, möglichst bald entsprechende 
Entwürfe vorzulegen. Geschieht dies nicht, sehe ich 
nicht, wie wir in dieser Legislaturpe riode — und wir 
sind willens, das zu tun — diese umfangreichen Vor-
haben noch zu einem Abschluß bringen können. 

Eingebracht hat der Bundesminister der Justiz das 
sogenannte Artikelgesetz der Bundesregierung zur 
inneren Sicherheit. Die erste Lesung hat stattgefun-
den. Was ich damals ausgeführt habe, ist noch immer 
richtig und nicht entkräftet. Dieser Entwurf stellt die 
Wende im Strafgesetzbuch, in der Strafprozeßord-
nung und im Versammlungsrecht hin zum Gesin-
nungs- und Verdachtsstrafrecht, zur Durchbrechung 
des Legalitätsp rinzips und zum Sonderstrafrecht für 
bestimmte Tätergruppen dar. 

Mit der Einführung der Kronzeugenregelung bei 
terroristischen Straftätern werden drei wichtige Prin-
zipien unseres Strafrechts und damit der Rechtsstaat-
lichkeit verletzt: das Prinzip der strafprozessualen 
Gleichbehandlung aller Straftäter, das Legalitätsprin-
zip und der Grundsatz der Öffentlichkeit. 

Die strafrechtliche Einführung eines Vermum-
mungsverbotes erfolgt gegen den Rat aller ernstzu-
nehmenden Experten und Praktiker. 

(Kleinert [Hannover] [FDP]: Wer bestimmt 
das? — Zuruf von der CDU/CSU: 75 % der 

Bevölkerung sind anderer Meinung!) 

Sie ist überflüssig, da die Polizei schon jetzt, und zwar 
unter Abwägung aller Begleitumstände, in der Lage 
ist, gegen vermummte Demonstranten vorzugehen. 
Das wissen Sie genauso gut wie ich. Sie machen eh 
nur mit zusammengekniffenen Zähnen mit. Für poli-
zeitaktische Erwägungen läßt die Neuregelung kei-
nen Raum. 

Die geplante — inzwischen auch vom Bundesrat 
abgelehnte — Schaffung eines Straftatbestandes der 
Befürwortung von Gewalt führt zum Gesinnungs-
strafrecht. Ich bin gespannt, wie Sie sich da entschei-
den. Der neue Haftgrund der Wiederholungsgefahr  

bei Landfriedensbruch bedeutet nichts anderes als die 
Einführung der polizeilichen Vorbeugehaft. 

(Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Na!) 

Die SPD-Fraktion wird diesen Gesetzentwurf st rikt 
ablehnen. Bedauerlich bleibt, daß sich die FDP zur 
Unterstützung dieser durch und durch illiberalen und 
rechtsstaatlich höchst bedenklichen Novelle hergibt, 
auch wenn wir zur Kenntnis genommen haben, daß 
einige Liberale im Bundestag eine andere Auffassung 
gezeigt haben. Den Bundesminister der Justiz aber 
scheint das nicht zu rühren. 

Es könnte noch manches angebracht und an Ge-
setzesvorhaben angemahnt werden. Mir liegt aus ak-
tuellem Anlaß etwas anderes am Herzen. 

Wir sind beim Gedenken des 50. Jahrestages des 
Judenpogroms am 9. November 1938 unversehens 
mit einer schwierigen Situation im Bundestag kon-
frontiert worden. Uns ist schmerzlich bewußt gewor-
den, wie dünn das Eis noch ist. Wir haben gefragt: Wo 
waren damals die Justiz, die Staatsanwaltschaft und 
die Gerichte? Als Juristen können wir die Scham zwei-
mal nicht verbergen. 

Kurz vor dem 9. November hat nun der neu er-
nannte bayerische Staatsminister des Innern im Zu-
sammenhang mit Ausländern das Wort „durchrasst" 
gebraucht. Er hat es auf Aufforderung der SPD 
— wenn auch gewunden — wieder zurückgenom-
men. 

Gerade jetzt erleben wir aber wieder innerhalb der 
CSU eine Debatte über die Änderung des Grund-
rechts auf Gewährung von Asyl. Heute haben wir 
vom Bundeskanzler gehört, wie gut es uns geht. In der 
Westend-Synagoge in Frankfurt hat der Bundeskanz-
ler zum 9. November Worte gefunden, die wir alle 
unterschreiben können. Daneben aber läuft die von 
der Wortwahl her schon schlimme Debatte weiter. Da 
ist von der „ungebremsten Ausländerschwemme" die 
Rede. Da wird die Gefahr einer Preisgabe „der ge-
schichtlich gewachsenen nationalen Identität" — ge-
meint der Deutschen — an die Wand gemalt. Und da 
ist das böse Wort vom „Bevölkerungsgulasch" gefal-
len. Wäre es da nicht an der Zeit, daß auch der Bun-
desminister der Justiz, der frisch gewählte Vorsit-
zende der CSU und nicht zuletzt der Bundeskanzler 
sich erheben und die Sache beim Namen nennen? 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, — — 

Dr. de With (SPD): Ich bin gleich fertig. 
In einem sozialen Rechtsstaat sollten demokratische 

Parteien das Ausschöpfen des Wählerreservoirs dort 
begrenzen, wo das Einfangen von Randgruppen den 
Grundkonsens berührt, insbesondere aber den Ewig-
gestrigen willkommenen Anlaß zum Ausländerhaß 
gibt. 
Als hätte ich es geahnt! Mir ist soeben eine Agen-

turmeldung in die Hand gefallen — — 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, das 
geht leider nicht. Sie sind weit über die Zeit hinaus, 
und die Kollegen wollen auch noch reden. 
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Dr. de With (SPD) : Es dauert noch eine halbe Mi-
nute. Ich nehme an, Herr Diller ist damit einverstan-
den. 
Als hätte ich es geahnt! Mir ist soeben eine Agen-

turmeldung in die Hand gefallen, in der es heißt: 

„Schlesier" kritisiert „Kristallnacht" -Gedenk-
feiern 

Dort wird wörtlich folgendes ausgeführt: 

Da sitzen sie alle f riedlich beisammen, Weiz-
säcker, Honecker, Diepgen, Sindermann, Willy 
Brandt, Kohl, protestantische und katholische Bi-
schöfe, Gewerkschafter und Arbeitgeberführer, 
verkleiden sich als Juden und dreschen einmütig 
auf ihr Volk herunter. 

Weiter unten heißt es in dieser Agenturmeldung aus 
dem Blatt, in dem der CDU-Mann Hupka häufig Arti-
kel schreibt: 

Bundespräsident Richard von Weizsäcker habe 
(sich) mit der Bemerkung, die Deutschen hätten 
die Verantwortung ihrer Geschichte auf sich zu 
nehmen, und es werde ihnen nicht gelingen, sich 
mit der Geschichte auszusöhnen, den christlichen 
Grundsatz der Vergebung verletzt. 

Und wörtlich geht es in dem Artikel weiter: 

Aber selbst die Vergebung würde doch voraus-
setzen, daß wir die Tat begangen haben, gegen 
Recht und Gesetz verstoßen haben. Davon kann 
aber, bis vielleicht auf eine Handvoll Greise, die 
der auf der ganzen Welt von jüdischen Organisa-
tionen betriebenen und von der deutschen Regie-
rung unterstützten Fahndung noch entgangen 
sein mögen, bei den heute lebenden Deutschen 
keine Rede sein. 

Ich glaube, der Bundestag muß Manns genug sein, 
ein deutliches Wort gegen solche Schriften zu sa-
gen. 
Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete von Schmude. 

von Schmude (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der Justizhaushalt zeichnet sich 
wie auch in den Vorjahren durch ein bescheidenes 
Volumen aus. Ganze 0,15 % beträgt der Anteil des 
Einzelplans 07, gemessen am Gesamthaushalt. Auch 
das Wachstum nimmt sich 1989 mit 2,9 % im Vergleich 
zu der sonst üblichen Steigerungsrate recht sparsam 
aus. Ein Personalkostenanteil von mehr als 90 % der 
Ausgaben und die Tatsache, daß fast 60 % der Ausga-
ben durch eigene Einnahmen gedeckt werden, zeigen 
schon, daß es hier beim Einzelplan 07 nichts an Sub-
ventionen zu verteilen gibt, sondern daß hier Dienst-
leistungen für den Bürger erbracht werden. 
Dazu trägt auch unser Patentamt bei. Hier werden 

in den kommenden Jahren ganz erhebliche Investitio-
nen erforderlich. 32 000 Anmeldungen werden jähr-
lich offengelegt. Deshalb sind kürzere Bearbeitungs-
zeiten bei Anmeldungen und Auskünften nicht nur 
wünschenswert, sondern für die Wettbewerbsfähig-
keit unserer Wirtschaft zwingend notwendig. Der 

Aufbau einer elektronischen Datenbank tritt nun in 
die entscheidende Phase. Wir stellen dafür 1989 13,2 
Millionen DM im Bereich der Datenverarbeitung und 
der Patentdokumentation bereit. Mit weiteren rund 
250 Millionen bis 280 Millionen DM ist in den Folge-
jahren für den Aufbau der Datenbank zu rechnen. 
Daneben muß die Gebäudesanierung aus Gründen 
des Brandschutzes, aber auch um zeitgemäße Arbeits-
plätze zu schaffen, dringend vorangetrieben werden. 
Rund 100 Millionen DM werden wir dafür aufwenden 
müssen. Wir werden in diesem Zusammenhang sorg-
fältig prüfen, ob und in welchem Umfang Gebühren-
erhöhungen auch im Hinblick auf das ebenfalls in 
München ansässige Europäische Patentamt zur Dek-
kung dieser Investitionen mit herangezogen wer-
den. 

Zu den politischen Schwerpunkten des Justizhaus-
halts, meine Damen und Herren, gehören die Reform-
vorhaben. Die Erfassung und Erforschung der Rechts-
wirklichkeit bilden die Grundlage für Gesetzesvorha-
ben. 

(Diller [SPD]: Da streicht ihr ausgerechnet!) 

— Sie wollten noch viel mehr streichen, Herr Diller. 
Ich denke an die 10 000 DM für die Wehrstrafgerichts-
barkeit. — 

(Diller  [SPD]: Die gehören auch gestri-
chen!) 

Wichtige Bereiche stehen im Vordergrund. Dazu ge-
hören u. a. die Untersuchung über die Berufssituation, 
Karriereverläufe und Karrierechancen von Frauen im 
Justizdienst oder die Projekte über die Verschul-
dungssituation und die Schuldnerberatung sowie 
über den Verbraucherschutz im Versicherungswesen. 
Der Bundesregierung ist ausdrücklich zu danken, daß 
sie diese Reformen der Rechtspflege und des Rechts 
sorgfältig und umfassend vorbereitet. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Hektik, meine Damen und Herren, wäre der Bedeu-
tung der anstehenden Gesetzesvorhaben absolut un-
angemessen. Wir lehnen Gesetze, Herr de With, die 
mit der heißen Nadel gestrickt werden, ab. Gründli-
che Vorarbeit zahlt sich aus; das sehen wir jetzt bei 
der Neuordnung des Entmündigungs-, Vormund-
schafts- und Pflegerechts. 

Die Bedeutung, die wir den Reformen beimessen, 
wird auch dadurch unterstrichen, daß wir gegenüber 
dem Vorjahr erneut höhere Haushaltsmittel bereit-
stellen. Mit 1,68 Millionen DM wird, selbst wenn man 
weit in die 70er Jahre zurückgeht, ein neuer Höchst-
stand erreicht. 

Die Ausweisung zusätzlicher Planstellen erfolgt 
auch im Hinblick auf neue Aufgaben im Umweltbe-
reich und im Bereich der Gentechnologie sowie im 
Hinblick auf die arbeitsaufwendiger gewordene Be-
treuung und Leitung von Beratungsgremien. Der dies-
bezügliche eindrucksvolle Aufgabenkatalog des Mi-
nisteriums kann wohl als recht umfassend gelten. Er 
beinhaltet selbst so schwierige Bereiche wie das 
Thema geschlechtsneutrale Gesetzessprache. 

Die unter Federführung des Justizministeriums ste-
hende interministerielle Arbeitsgruppe wird hoffent-
lich bald zu Ergebnissen kommen. Wer den Haushalt 
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heute liest, wird feststellen, daß Beamtinnen je nach 
Geschmack in der Gruppe A 11 als Amtmann, Amts-
frau oder sogar Amtmännin aufgeführt werden. 

Das Bild der Rechtspolitik, meine Damen und Her-
ren, wird nicht nur durch Reformvorhaben, sondern 
auch durch die Pflege des Rechtsbewußtseins ge-
prägt. Das Justizministerium wird sich dieser wichti-
gen Aufgabe weiterhin mit herausragenden Aktivitä-
ten stellen. 

So ist u. a. zum 40. Jahrestag des Bestehens des 
Grundgesetzes eine Broschüre „40 Jahre freiheitli-
cher Rechtsstaat" vorgesehen, ferner ein verfassungs-
rechtliches Kolloquium sowie eine Festveranstaltung 
„40 Jahre dritte Gewalt unter dem Grundgesetz" . 

Ohne Rechtsbewußtsein — das wissen wir — kann 
es keinen Rechtsfrieden geben. Gesetze, die verfas-
sungsgemäß zustande gekommen sind, müssen in ei-
nem Rechtsstaat durchgesetzt werden. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Zögerliches Handeln oder Untätigkeit wie etwa in 
Hamburg in Sachen Hafenstraße 

(Zuruf von der CDU/CSU: Kiefernstraße in 
Düsseldorf! — Zurufe von der SPD) 

verwässern das Rechtsbewußtsein und bedeuten 
letztendlich die Kapitulation vor dem freiheitlichen 
Rechtsstaat. Uns sollte eigentlich, lieber Herr Kollege 
Stiegler, die Sorge, so wie Herr de With es ausge-
drückt hat, um den Bestand des Rechtsstaates ge-
meinsam sein. 

Das Ansehen der Justiz kann jedoch auch durch 
unüberlegtes Handeln von Verfassungsorganen 
Schaden nehmen. Ich denke hier an die neue Landes-
regierung in Schleswig-Holstein, die mit der zwangs-
weisen Entlassung des Generalstaatsanwalts Teschke 
ein halbes Jahr vor dessen regulärer Pensionierung 
ein schlimmes Beispiel geliefert hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Frau Traupe [SPD]: Dann fangen Sie mal in 

Niedersachsen  an!)  

— Ich bin Ihnen für den Zwischenruf dankbar. Das ist 
leider kein Einzelfall. In Schleswig-Holstein hat es 
nämlich auch 30 Richter und Staatsanwälte gegeben, 
die mit ihrer Dienstbezeichnung in den Zeitungen öf-
fentlich gegen Kernkraft protestiert haben und dafür 
disziplinar gemaßregelt wurden. Sie sind mit ihrem 
Widerspruch beim höchsten deutschen Gericht ge-
scheitert. Am selben Tag hat der neue SPD-Justizmi-
nister Klingner diese disziplinare Maßnahme wieder 
aufgehoben. Das ist ein schlimmes Beispiel, was hier 
deutlich wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Hüsch 
[CDU/CSU]: Rechtsbruch! — Zuruf von der 
SPD: Denken Sie bei der Justiz lieber mal an 

die alte Landesregierung!) 

Es muß, meine Damen und Herren, das gemein-
same Anliegen aller demokratischen Parteien blei-
ben, das Rechtsbewußtsein in der Bevölkerung zu 
stärken. Anderenfalls würde auch die Sicherheit be-
einträchtigt werden. Daß uns dieser Bereich Anlaß zur 
Sorge gibt — ich sage das mit großem Ernst — , wird 
durch verstärkte Ausgaben im baulichen Bereich so-

wie durch die Anschaffung zahlreicher besonders ge-
schützter Fahrzeuge quer durch alle Einzelhaushalte 
deutlich. 

Zur Pflege des Rechtsbewußtseins gehört selbstver-
ständlich auch die Darstellung der Justizgeschichte, 
insbesondere während der Zeit des Dritten Reiches. 
Wir begrüßen deshalb die von der Bundesregierung 
geplante Ausstellung zum Thema „Justiz im National-
sozialismus", die von 1989 bis 1992 als Wanderaus-
stellung in allen Bundesländern gezeigt werden soll. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die rückhaltlose Auseinandersetzung mit der Rolle 
der Justiz im Dritten Reich und deren Ursachen ist 
bisher zu kurz gekommen. Die Justiz war in besonders 
bedrückender Weise in das nationalsozialistische Sy-
stem verstrickt. 

Die Bundesländer haben sich bereit erklärt, zu dem 
von uns zusätzlich in den Haushalt eingestellten Be-
trag von 500 000 DM für diese Ausstellung einen eige-
nen Finanzbeitrag in Höhe von 100 000 DM zu leisten. 
Dies unterstreicht, daß Bund und Länder das Projekt 
als gesamtstaatliche Aufgabe ansehen. Zu dieser Mit-
verantwortung hatten sich die Länder auch im vorigen 
Jahr bekannt, als es nämlich darum ging, an der Deut-
schen Richterakademie in T rier eine Stätte zur Mah-
nung und Erinnerung an die Justizverbrechen im Drit-
ten Reich einzurichten. 

Ergänzend dazu soll 1989 im Palais des Bundesge-
richtshofes eine dem Anlaß angemessene Erinne-
rungstafel zum Gedenken an die Opfer der NS-Justiz 
angebracht werden. 

Abschließend, meine Damen und Herren, möchte 
ich mich bei den Mitberichterstattern für die gute Zu-
sammenarbeit und bei den Mitarbeitern des Justizmi-
nisteriums für die ausgezeichnete Vorarbeit bedan-
ken. 

Die CDU/CSU-Fraktion stimmt dem Einzelplan 07 
zu. Es spricht auch nichts dagegen, daß die Opposition 
genauso verfährt. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Häfner. 

Häfner (GRÜNE): Herr von Schmude, viel war es 
gerade nicht, was Sie da an Leistungen vorweisen 
konnten. 

(Marschewski [CDU/CSU]: Ganz schön arro-
gant, dieser Junge!) 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Ju-
belfeiern zum 40jährigen Jubiläum dieser Republik 
werfen ihre Schatten voraus, sie werfen sie auch auf 
den Haushalt des Bundesjustizministers. Ein eigener 
Haushaltsansatz soll der Vorbereitung einer Feier die-
nen: „40 Jahre dritte Gewalt unter dem Grundge-
setz". 

Ich frage mich, was da gefeiert werden soll. Ich habe 
vielmehr den Eindruck, man sollte einen anderen Titel 
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wählen: 40 Jahre staatliche Gewalt zur Aushöhlung 
des Grundgesetzes. 

(Frau Traupe [SPD]: Es gibt aber auch Gren

-

zen! — Marschewski [CDU/CSU]: Pervers ist 
das! „40 Jahre Aushöhlung" , das ist 
schlimm! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU und der FDP) 

— Nun hören Sie erst einmal zu, Herr Marschewski. 

Herr Minister, Recht ist nicht etwas, was von oben 
verfügt werden kann. Recht beruht nicht auf Willkür, 
auf Herrschaft von oben, sondern auf der Überein-
kunft von Menschen, auf der freien Vereinbarung. 
Darum müssen auch alle an dem Prozeß dieser Rechts-
vereinbarung teilhab en können. Demokratie heißt 
also nicht nur, daß wir gleich sind vor dem Recht, son-
dern heißt auch, daß wir als Gleiche das Recht über-
haupt erst zustande bringen. Das bedeutet zugleich, 
daß sich Recht im Laufe der Zeit entwickeln muß und 
daß das Recht nicht um seiner selbst willen da ist, son-
dern zum Schutz der Menschen, zum Schutz der 
Würde des Menschen, der Freiheit der Person und zur 
Sicherung der sozialen Gleichheit. 

Die Rechtspolitik dieser Bundesregierung aber ist 
auf etwas völlig anderes gerichtet: auf den ständigen 
und rücksichtslosen Abbau von Bürger- und Frei-
heitsrechten. In einer Zeit, in der immer mehr Bürge-
rinnen und Bürger gegen die Politik dieser Regierung 
protestieren — aus guten Gründen; ich will nur vier 
davon nennen: 

erstens Nordseesterben, Waldsterben, Ökologie; 
zweitens den Bereich Atom- und Chemiewaffen, 
Tiefflieger, Jäger 90, den ganzen Rüstungsbereich; 
drittens den Atombereich selbst, Schneller Brüter, 
WAA, AKW; viertens die Gentechnologie — , in einer 
Zeit also, in der immer mehr Menschen aufwachen 
und sich hiergegen wenden, sucht die Bundesregie-
rung nicht nach Wegen einer neuen Rechtsfindung, 
die diesen Bedenken der Bevölkerung Rechnung tra-
gen, sondern produziert eine Horrorliste von Geset-
zen, die jeden mit Strafe bedrohen, der in diesem Land 
noch von seinem Recht auf freie Meinungsäußerung, 
Demonstration usw. Gebrauch machen will. 

Wir haben heute über den Haushalt eines Ministers 
zu befinden, der mit dem Artikelgesetz und den Si-
cherheitsgesetzen in der Maske des Biedermanns und 
des Staatsdieners einen Anschlag auf die Grund-
rechte, die Rechtsordnung und auch den inneren Frie-
den in diesem Land unternimmt. 

Das eigentlich Schlimme dieser Gesetze ist ja, daß 
sie sich ihre Begründung selbst schaffen. Ich meine 
ganz ernst, was ich hier sage. Das heißt, durch das 
Artikelgesetz und die Sicherheitsgesetze — dem die 
FDP inzwischen ebenfalls zugestimmt hat, wie ich der 
Zeitung entnehme — wird dasjenige erst hervorgeru-
fen und verstärkt, wogegen sich diese Gesetze angeb-
lich richten. Bedenken Sie: Protest entsteht nicht aus 
Jux und Dollerei, sondern aus der Erfahrung staatli-
chen Unrechts und der absoluten Ohnmacht, dagegen 
vorzugehen. 

Das berüchtigte Artikelgesetz, das unter Ihrer Fe-
derführung, Herr Justizminister, ausgetüftelt wurde,  

treibt gezielt weite Teile der politisch aktiven Bevöl-
kerung in die Illegalität, 

(Kleinert [Hannover] [FDP]: Noch eine 
schöne Ausrede!) 

macht es nahezu unmöglich, vom Demonstrations-
recht noch Gebrauch zu machen. Wer in Zukunft zu 
Demonstrationen geht, steht mit einem Bein im Ge-
fängnis. Schon wenn er mit einem Schal hingeht, gilt 
das als Vermummung, der Schal ist ein „zur Vermum-
mung geeigneter Gegenstand" ; ein Motorradhelm 
erst recht, 

(Marschewski [CDU/CSU]: Sie sind ein rich-
tiger Märchenerzähler!) 

obwohl Motorradfahrer doch durch Gesetz zum Tra-
gen des Helms verpflichtet sind. Sie wissen das. 

Diese Maßnahmen verfolgen in meinen Augen das 
Ziel, die Opposition in der Bundesrepublik einzu-
schüchtern. Die Verfassungswidrigkeit ist diesen Vor-
haben in meinen Augen deutlich auf die Stirn ge-
schrieben. Sie widersprechen den Entscheidungen 
des Bundesverfassungsgerichts, dem Brokdorf-Urteil 
und dem Volkszählungsurteil. 

Herr Minister, ich will nur weniges aufzählen: So 
z. B. der § 130b — pures Gesinnungsstrafrecht. Hier 
werden nicht mehr Taten bestraft, sondern Meinun-
gen verfolgt. Literatur, auch die deutsche Klassik, lan-
det auf dem Tisch des Staatsanwalts. Wollen wir dies, 
wollen Sie dies? Ist dies einem demokratischen Staat 
angemessen? Haben Sie vergessen, wohin solche 
Zensurparagraphen in der Geschichte und in der Ge-
genwart geführt haben und führen? 

Das Vermummungsverbot, die Ausweitung des 
Haftgrundes Wiederholungsgefahr, die vorbeugende 
Inhaftnahme, das Verbot der passiven Bewaffnung  — 
all  dies kommt in der Tat einer Horrorliste gleich und 
stellt den Übergang vom Rechtsstaat in das Feind- 
und Gesinnungsstrafrecht dar. Es ist nämlich eine 
Errungenschaft unseres Rechtsstaates, daß die Polizei 
nicht alles darf, daß Ermittlungen und Eingriffe erst im 
Rahmen einer vollzogenen Tat und der Tatschuld 
möglich sind. 

(Zuruf von der SPD: Also doch was Positi-
ves!) 

Dies soll jetzt praktisch in das Gegenteil verkehrt wer-
den. Mit der Unterstellung einer abstrakten Gefähr-
lichkeit, die im Einzelfall niemals nachgewiesen wer-
den kann und auch gar nicht nachgewiesen werden 
muß, wird jeder zum Objekt dieser Gesetze, der sich 
auch nur einem Verdacht aussetzt; er kann vor-
beugend inhaftiert werden. 

Die gleiche Tendenz zum Rechtsabbau findet sich 
übrigens auch in anderen Bereichen. Ich kann dies 
aus Zeitgründen nur noch andeuten: etwa den Abbau 
der Verfahrensrechte im Rechtspflege-Vereinfa-
chungsgesetz oder bei der „Entlastung" der Finanz-
gerichtsbarkeit, bei der so eine Art Als-ob-Gesetz nun, 
nach anfänglich zeitlicher Bef ristung zum Dauerzu-
stand werden soll, weil man zu einer wirklichen Re-
form mit der Einführung einer dritten Instanz unfähig 
ist. 
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Am schlimmsten aber ist das Mißverhältnis zwi-

schen Worten und Taten in den wenigen Bereichen, in 
denen wir auf Grund der Koalitionsvereinbarung und 
Ihrer vollmundigen Ankündigungen wenigstens der 
Richtung nach sinnvolle Vorschläge erhoffen konn-
ten. Beispiel: Verwaltigung in der Ehe. Es ist in mei-
nen Augen ein himmelschreiender Skandal, daß 
rechtlich noch immer zwischen Vergewaltigung in-
nerhalb und außerhalb der Ehe unterschieden wird. 
Frauen sind kein Besitz, auch nicht in der Ehe. 

(Marschewski [CDU/CSU]: Wer sagt das 
denn, wer sagt denn ein solches Zeug, Herr 
Kollege? Das ist doch Nötigung, fünf Jahre 

„Bau" !) 

Das Vorhaben, die Vergewaltigung in der Ehe unter 
Strafe zu stellen, ist inzwischen erst einmal kläglich 
begraben worden. Und ich fürchte, daß mit der Weg-
lobung von Frau Süssmuth hier auch nichts mehr 
kommen wird. 

Genauso ist es mit dem Vorhaben, den Umwelt-
schutz ins Grundgesetz aufzunehmen, einem der Vor-
haben, mit denen Sie sich seinerzeit gebrüstet haben. 
Es ist beerdigt worden, so wie wir die Nordsee, so wie 
wir die Wälder in meiner Heimat nun auch bald beer-
digen können. 

Ich möchte zum Abschluß noch kurz etwas zu unse-
ren Anträgen sagen. 

(Frau Traupe [SPD]: Das ist auch höchste 
Zeit!) 

Einige sind Ihnen schon bekannt, z. B. der Antrag mit 
dem wir endlich die Abschaffung und Streichung der 
Wehrstrafgerichtsbarkeit im Haushalt verlangen. Das 
versteht sich von selbst. 

Ich werde hier nur noch einen Antrag inhaltlich vor-
stellen, da für die Vorstellung der anderen angesichts 
der kärglichen Zeit für die kleinen Fraktionen die Zeit 
fehlt. Den zugehörigen Sachverhalt kann ich hier al-
lerdings nur noch mit Entrüstung vortragen. Es geht 
um das Ölbild für den Generalbundesanwalt Reb-
mann. Sie wissen, daß die Mittel für dieses Ölbild vom 
Haushaltsausschuß im letzten Jahr auf Antrag meiner 
Fraktion gestrichen worden sind. In diesem Jahr wur-
den sie wieder eingestellt, und zwar deshalb, weil das 
Ölbild — entgegen dem Bundestagsbeschluß — 

(Kleinert  [Hannover] [FDP]: Sind das Ihre 
rechtspolitischen Themen? — Gegenruf der 
Abg. Frau Matthäus-Maier [SPD]: Ja, wir 
sind beim Haushalt! — Weiterer Gegenruf 
von der SPD: Es geht schließlich ums 

Geld!) 

inzwischen bereits gemalt wurde. So kann man mit 
dem Haushalts- und Entscheidungsrecht des Parla-
ments nicht umgehen. Das Verstecken dieses Etatpo-
stens im Titel „Erwerb beweglicher Geräte" und das 
Erkaufen der hierfür benötigten 10 000 DM ausge-
rechnet durch die Verbilligung einer Gedenktafel für 
die Opfer der NS-Justiz, das ist für mich in der Tat 
nicht nur eine unzumutbare Brüskierung des Parla-
ments, sondern ein echter Skandal. 

Wir bitten Sie daher, unserem Antrag auf Strei-
chung dieses Postens sowie den weiteren Anträgen 
zuzustimmen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Kleine rt  (Hannover). 

Kleinert (Hannover) (FDP): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen! Meine Herren! Wir befinden 
uns wieder einmal — und das hat man soeben beson-
ders schmerzlich empfunden — in der Situation, daß 
im Rahmen einer solchen Haushaltsdebatte einerseits 
— und das ist verdienstvollerweise von Herrn von 
Schmude wahrgenommen worden — über den Haus-
halt und über das, was hier zum Finanzwesen des 
Bundes interessiert, gesprochen werden soll, daß dies 
aber, zum anderen, als Generaldebatte über die wirk-
lich wichtigen und zum Teil ja sehr grundsätzlichen 
Fragen aus allen Häusern benutzt wird. Und dafür 
werden wir dann hier mit sechseinhalb oder vierein-
halb — abzüglich Minister — so bedient, wie das im 
Fernsehen auch zu sein pflegt, in dem man nämlich 
mit 1,10 — sagt der Redakteur — schon hervorragend 
bedient ist. Auf diese Weise wird das Volk, als ob man 
ein Kaleidoskop drehte, über Fragen aufgeklärt, die 
gelegentlich vielleicht doch etwas mehr Gründlich-
keit verdient hätten. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
Dies vorausgeschickt, möchte ich zum Haushalt auf 

das Bezug nehmen, 

(Häfner [GRÜNE]: Wir sind gespannt, Herr 
Kleinert!)  

was Herr von Schmude ausgeführt hat. Ich möchte 
dem Bundesminister der Justiz, Hans Engelhard, sehr 
herzlich dafür danken — zugleich aber auch, naturge-
mäß, allen seinen Mitarbeitern, die das häufig noch 
bedeutend direkter betrifft als den Minister persön-
lich —, 

(Heiterkeit) 
daß er in der Tradition des Hauses geblieben ist und 
dieses Haus mit bemerkenswerter Sparsamkeit führt. 
Es gibt ja wohl wirklich wenig Gelegenheit, im Haus-
haltsausschuß erregte Debatten zu führen. Nicht zu-
letzt deshalb, vermutlich, haben wir soeben die Pein-
lichkeit erlebt, Herr Häfner, daß Sie sich hier über 
Gemälde, welcher Art auch immer, Gedanken ma-
chen. 

(Frau Matthäus-Maier [SPD]: Er hatte 
recht!) 

Wir haben uns schon untereinander verständigt, wer 
als nächster gemalt gehört. Aber dazwischen liegen 
noch ein paar Wahlvorgänge, Frau Kollegin. Wir wer-
den dann jedenfalls nicht die geringsten Einwendun-
gen erheben. 

(Vorsitz : Vizepräsident Frau Renger) 
Es gibt übrigens — wenn ich das an der Stelle ein-

fügen darf — mit solchen Gemälden — es können 
auch Fotografien sein — sehr schwierige Vorgänge. 
Im Oberlandesgericht zu Braunschweig hängt das 
Foto eines früheren Chefpräsidenten, der später Se-
natspräsident am Volksgerichtshof geworden ist. Ich 
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habe in letzter Zeit verhältnismäßig viel Briefwechsel 
wegen dieses Fotos gehabt, und ich habe dabei sehr 
unterschiedliche Ansichten zu der Frage kennenge-
lernt, ob man es nun wegen der späteren Entwicklung 
dieses Mannes einfach abhängen und sozusagen ver-
drängen sollte und ob es überhaupt neben den Bildern 
der vom Nazi-Regime verfolgten Präsidenten hängen 
sollte oder ob es nicht richtiger wäre, solche Bilder in 
der Reihe der Jahre, wie sie nun einmal der Justiz 
zugewachsen sind, hängen zu lassen, damit wir uns 
alle mit jedem einzelnen Stück unserer Geschichte 
und den sie auch bei dem kleinen Oberlandesgericht 
Braunschweig verkörpernden Personen immer wie-
der auseinandersetzen. 
Ich habe mich nach Abschluß dieser Korrespon-

denz, übrigens im Einvernehmen mit dem Bundesmi-
nister der Justiz, der wegen einer Gedenkveranstal-
tung einbezogen war, dazu bekannt, daß man solche 
Bilder hängen lassen soll. 

(Zander [SPD]: Für dieses Thema reichen 
doch 4 1/2 Minuten! Das ist wirklich ausrei

-

chend Zeit für dieses Anekdötchen!) 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Kollegen Häfner? 

Kleinert (Hannover) (FDP) : Es ist, glaube ich, nach 
den Ereignissen der letzten 14 Tage keineswegs ein 
anekdotisches Thema, sondern es geht um die Frage, 
die Herr de With auf andere Weise aufgegriffen hat: 
ob und wie wir uns unserer Vergangenheit zu stellen 
haben. Und an welchem Beispiel ich dies hier dar-
stelle, überlassen Sie bitte mir, und kritisieren Sie 
anschließend. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie jetzt eine 
Zwischenfrage, Herr Kollege Kleinert? Sagen Sie bitte 
ja oder nein! 

Kleinert (Hannover) (FDP) : Nein. Wegen des Hin

-

weises der SPD-Fraktion, daß das Thema schon aus-
geschöpft sei, Herr Häfner, kann ich leider jetzt nicht 
weiter darauf eingehen. 
Ich möchte den nächsten Dank anschließen — und 

da wird die Sache schon erheblich wichtiger — : Ich 
danke dem Herrn Minister Engelhard nicht nur für 
eine sparsame Haushaltsführung, sondern auch für 
eine sparsame Gesetzgebung. Denn es gibt hier doch 
gar niemanden, der nicht am Wochenende und in den 
sitzungsfreien Wochen bei dieser und jener Versamm-
lung seinen Unmut über die Gesetzesflut freudig und 
reichlich Ausdruck verliehe, hier jedoch seine Ge-
setze wieder und wieder einklagte und anmahnte. 
Wenn man dann nicht einen Bundesjustizminister 

hätte, der all diesen Ansinnen mehr oder weniger 
wichtiger, mehr oder weniger modernistischer Art 
gleichmäßig standhaft — und zwar auf Grund fester 
Prinzipien — widerstünde und nur auf die wirklich 
wichtigen Dinge einzugehen bereit wäre, dann wür-
den wir genauso furchtbar fortfahren, wie das z. B. 
teils mit, teils ohne wichtige Gründe in den Jahren 
zwischen 1970 und 1980 der Fall gewesen ist. 

Tacitus sagt dazu: Corruptissima re publica pluri-
mae leges. 

(Frau Matthäus-Maier [SPD]: Das war eine 
gute Übersetzung!) 

Das heißt im deutschen Text — die Lateiner konnten 
das ja sehr schön verkürzen — : Nicht etwa der kor-
rupte sondern der verdorbene Staat — das scheint mir 
eine Vorstufe zu sein, manchmal durchdringt es sich 
auch — hat die meisten Gesetze. Er weist geradezu 
darauf hin, was für eine Wechselwirkung hier besteht: 
indem nämlich keineswegs der Staat, der erst einmal 
verdorben ist, sich deshalb besonders viele Gesetze 
gibt, sondern indem viele Gesetze zur Verderbnis des 
Staates beitragen können; zum Exempel: durch zu-
sätzliches Anspruchsdenken der Bürger, etwa durch 
eine zu große Einengung bürgerlicher Freiheiten und 
dergleichen mehr. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Frau Matthäus-Maier [SPD]: Artikelgesetze! 
— Häfner [GRÜNE]: Kleinert und Häfner ge-

meinsam gegen das Artikelgesetz!) 

Wir haben es jetzt nicht mehr nötig, den § 240 des 
Strafgesetzbuches — so sprach der Bundesjustizmini-
ster — zu ändern, weil wir uns auf eine sehr wichtige 
Instanz stützen können, nämlich die Rechtsprechung, 
die klargestellt hat, was angeblich so unklar war. Also 
werden wir nicht jenen folgen, die uns einreden wol-
len, hier müßten wir ein zusätzliches Gesetz machen. 
Die sichere Folge wären weitere Ausuferungen. 

Wir sind der Meinung, daß das Äußerste versucht 
werden sollte, das Insolvenzrecht noch in dieser Le-
gislaturperiode so weit voranzubringen, daß es entwe-
der schon jetzt oder alsbald in der nächsten Legisla-
turperiode verabschiedet werden kann. 

In diesem Zusammenhang möchte ich auf eine Sa-
che hinweisen, die in allen rechtlichen Zusammen-
hängen eine erhebliche Bedeutung hat, nämlich daß 
wir viel mehr auf die Interessenlage der Rechtsuchen-
den und ihrer unmittelbaren Vertreter, der Rechtsan-
wälte, achten sollten, und daß ein vor Beginn eines 
Prozesses unterschriebener Vergleich in allen rechtli-
chen Bereichen — das gilt sowohl für die vorhin er-
wähnte Finanzgerichtsordnung wie für das bürgerli-
che Recht wie auch für das Verwaltungsrecht — zur 
Gerichtsentlastung viel besser ist als das ständige 
Herumbasteln an Symptomen, z. B. durch die Erhö-
hung von Streitwertgrenzen. 

Solche durchgängigen Gedanken kann man verfol-
gen, aber nur, wenn man nicht in Einzelfall-Hektik 
verfällt, sondern die großen Aufgaben, wie z. B. all 
das, was uns jetzt im anwaltlichen Standesrecht auf-
gegeben ist, vor Augen behält. Das Ziel müssen Bei-
träge der viel größer gewordenen Anwaltschaft zur 
rechtzeitigen friedlichen Beilegung von Konflikten 
und nicht durch fadenscheinige Verfahrensrechtsän-
derungen zahlenmäßig reduzierte Konflikte vor den 
Gerichten sein, sowie schließlich eine dramatisch ver-
ringerte Zahl der Richter. Das ist allerdings ein Fern-
ziel einer solchen Entwicklung und nicht etwa eine 
augenblickliche Forderung. Mit der dann erst mögli-
chen Qualitätssteigerung und dem besseren finanziel-
len Ausgleich für diese Qualitätssteigerung wird es 
uns in Zukunft vielleicht leichter gemacht, an der ei- 
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nen oder anderen Stelle generalklauselmäßig auf den 
Richter zu bauen, anstatt alles selbst regeln zu wol-
len. 
Über diese Dinge lassen Sie uns weiter und mit 

möglichst langem und zukunftsweisendem Atem mit-
einander sprechen, aber nicht in Einzelheiten — mal 
ist es der, mal jener — die Sache forcieren, die dann 
am Wochenende als übertrieben dargestellt wird. 
Dann sind wir auf dem Wege, in der Gesetzgebung so 
sparsam zu sein, wie der Bundesjustizminister in sei-
nem Haushalt. 
Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Diller. 

Diller (SPD): Frau Präsident! Meine Damen und 
Herren! Erlauben Sie mir, daß ich als Haushälter ab-
weichend vom sonstigen Brauch zu ein paar Dingen 
Stellung nehme, die in den Berichterstattergesprä-
chen und in den Ausschußdiskussionen eine Rolle 
spielten. Dabei will ich mich nicht lange mit dem Är-
gernis aufhalten, daß CDU/CSU und FDP, von dem 
Groll des Generalbundesanwalts über ein Jahr ge-
nervt und offenbar zermürbt, den Beschluß des Haus-
haltsausschusses von 1987 aufheben ließen, um dem 
Generalbundesanwalt doch noch zu einem Porträt zu 
verhelfen. 

(Marschewski [CDU/CSU]: Das war doch 
schon gemalt! Das wissen Sie doch selbst!) 

Möge er damit glücklich sein, auch nach seiner Pen-
sionierung in den Räumen der Bundesanwaltschaft 
wenigstens durch ein teures Gemälde ständig mah-
nend gegenwärtig zu sein. Soll damit — damit greife 
ich Ihren Zwischenruf auf — aus der Staatskasse 
nachträglich bezahlt werden, was mit oder ohne Ein-
verständnis, was im oder ohne Auftrag des General-
bundesanwalts schon längst durch künstlerische 
Hand geschaffen ist? Und warum sind CDU, CSU und 
FDP beim Ölportrait so spendabel, Herr von Schmude, 
während sie an die Finanzierung höchst sensibler 
Aufgaben wie einer Ausstellung „Justiz im National-
sozialismus" und einer Gedenktafel für die Opfer der 
NS-Justiz mit spitzem Bleistift herangehen, um Strei-
chungen vorzunehmen, die heute vornehm ver-
schwiegen werden? Ihr Handeln im Ausschuß hat bei 
uns zu Recht Empörung auslösen müssen. 
Möge die Ausstellung „Justiz im Nationalsozialis-

mus" durch die angestrebte finanzielle Beteiligung 
der Länder doch noch einen würdigen Rahmen erhal-
ten und alle wichtigen Dokumente zeigen können. 
Möge die Ausstellung auch inhaltlich nichts ver-
schweigen, nichts beschönigen, sondern offen und im 
Klartext Schuld und Schuldige beim Namen nen-
nen. 

(Beifall bei der SPD) 
Wer in diesem recht knapp dotierten Einzelplan, 

Herr von Schmude, nach Einsparungsmöglichkeiten 
sucht, der möge eine Diskussion aus dem Jahre 1982 
aufgreifen. Damals wurde die Bundesregierung mit 
der Bundesratsdrucksache 144/82 gebeten, zu prüfen, 
ob man nicht auf Millionen von Doppelspeicherungen  

von Justizdaten beim Kraftfahrtbundesamt einerseits 
und beim Bundeszentralregister andererseits verzich-
ten und sich damit arbeitstäglich — man stelle sich 
das vor — mehr als 10 000 überflüssige Anfragen er-
sparen könne. Damalige Berechnungen gingen von 
einem Einsparpotential von 45 Millionen DM auf allen 
Ebenen aus. 

Experten geben im übrigen mit ihrem Hinweis auf 
eine Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
vom Dezember 1983 zu bedenken, daß nicht nur wirt-
schaftliche Überlegungen gegen eine Doppelspeiche-
rung von strafrechtlichen Entscheidungen sprechen, 
bei denen ein Straßenverkehrszusammenhang gege-
ben ist. Bevor man in Flensburg und Berlin überflüs-
sige elektronische Datenverarbeitungskapazitäten 
aufbaut, sollte die Regierung endlich ihre seit sechs 
Jahren andauernde Untätigkeit beenden und dem 
Haushaltsausschuß eine sachgerechte Konzeption 
vorlegen. 

Hunderte von Millionen DM — Kollege von 
Schmude hat das angesprochen — sollen demnächst 
in den Aufbau einer zukunftssicheren EDV beim 
Deutschen Patentamt investiert werden, damit dort 
das sogenannte papierlose Patentamt Wirklichkeit 
wird. Japan ist uns hier durch die Investition von 
2 Milliarden DM schon ein weites Stück voraus, einer 
Summe, die dort im übrigen durch zwei drastische 
Gebührenerhöhungen finanziert werden konnte. Ich 
denke, auch in der Finanzierung kann man von Japan 
lernen, nicht nur in der Technik, zumal der Vergleich 
der laufenden Einnahmen und Ausgaben seit Jahren 
eine rückläufige Selbstfinanzierungsquote zeigt. 

Aus der unmittelbaren Nachbarschaft des Deut-
schen mit dem Europäischen Patentamt erwächst im 
übrigen zunehmend sozialer Sprengstoff. Das beginnt 
beim Vergleich der Diensträume, setzt sich in der Stel-
lenplansituation fort und gipfelt in dem Skandal, daß 
man für gleichartige Tätigkeiten bei dem einen Amt 
ein Mehrfaches netto verdienen kann, nur weil „Eu-
ropa" auf dem Türschild steht. Hier ist das Ministe-
rium zu mehr gefordert, als nur durch das Aushandeln 
von Übergangsquoten für Prüfer einer Massenabwan-
derung hochqualifizierter Mitarbeiter zum Europäi-
schen Patentamt vorzubeugen. Europäische Gehälter 
müssen wieder Bodenhaftung bekommen, denke ich, 
und dürfen sich nicht immer schneller von hiesigen 
Gehältern entfernen. 

(Beifall bei der SPD) 

Unser Antrag, die Wehrstrafgerichtsbarkeit aus 
dem Haushalt ersatzlos zu streichen, fand leider keine 
Mehrheit. Ich meine, wir sollten diesem Geisterhaus-
halt — seit 1984 sind alle Ausgaben ständig qualifi-
ziert gesperrt gewesen — ein Ende bereiten, indem 
wir auf die Ausschöpfung der Ermächtigung nach 
Art. 96 Abs. 2 des Grundgesetzes verzichten. Dem 
Antrag der GRÜNEN, der uns heute zur zweiten Le-
sung vorliegt, stimmen wir zu, ohne — das betone ich 
ausdrücklich — uns die Begründung zu eigen zu ma-
chen; denn die ist wirklich skandalös. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Immerhin!) 

Kritisieren müssen wir die Tatsache, daß CDU/CSU 
und FDP bei ihrer Suche nach Einsparmöglichkeiten 
ausgerechnet, Herr Kollege von Schmude, Herr Kol- 
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lege Weng, den Titelansatz „Kosten für Reformaufga-
ben im Justizbereich" um 20 % kürzen. Wollen Sie 
denn wirklich, daß Ihr Minister noch langsamer vor-
ankommt, weil er keinen externen Sachverstand 
mehr finanzieren kann? Die Erschließung externen 
Sachverstandes durch Gutachten und Kommissionen 
ist notwendig, weil durch die personellen Engpässe 
im Ministerium — ich zitiere den Herrn Staatssekre-
tär — dringend notwendige, zum Teil auch vom Deut-
schen Bundestag vorgegebene Vorhaben nicht oder 
nicht zeitgerecht abgewickelt werden können. Dies 
mußte er mir gegenüber eingestehen. In seiner Stel-
lungnahme räumt er ein, daß derzeit 16 Vorhaben nur 
mit erheblicher zeitlicher Verzögerung vorankom-
men — sie stehen auf der Liste, die ich hier in der 
Hand halte — , darunter die so wichtige Strukturana-
lyse der Rechtspflege, die Insolvenzrechtsreform, das 
Umwelthaftungsrecht, die konzeptionelle Aufberei-
tung des Themas „Biotechnologie und gewerbliche 
Schutzrechte" und die Ratifizierungen von Protokol-
len zur Europäischen Menschenrechtskonvention so-
wie von UN-Menschenrechtspakten, insbesondere 
dem Antifolterübereinkommen. 
Weitere 15 Vorhaben — sie stehen auf dieser Liste, 

die ich jetzt hochhalte — könne das BMJ, so der 
Staatssekretär, überhaupt nicht bearbeiten, darunter 
die Gesamtreform des Strafverfahrensrechts, die Re-
gelungen des ärztlichen Heileingriffs, die Überprü-
fung des strafrechtlichen Sanktionssystems. Immer-
hin, dieser Bericht hat die Koalition so beeindruckt, 
daß dem Ministe rium in letzter Minute zwei Richter-
stellen mehr bewilligt wurden. 
Streichen bei den Sachmitteln, Aufstocken des Per-

sonals beim gleichen Fragenkomplex, das nenne ich 
Hü- und Hott-Politik, die keine klaren politischen 
Leitlinien der Koalitionsfraktionen erkennen läßt. Das 
beklagenswerte Ergebnis: In der Rechtspolitik wird 
auf der Stelle getreten. Mein Kollege Hans de With hat 
es deutlich gemacht. Aber wen wundert dies bei die-
ser politischen Führung? Den Haushalt des Bundesju-
stizministers lehnen wir deshalb ab. 
Eine letzte Bemerkung zu dem zweiten Antrag der 

Fraktion DIE GRÜNEN. Auch diesen Antrag lehnen 
wir ab; denn er hat nichts im Justizministerium zu 
suchen. Hier geht es nicht um Rechtstatsachenfor-
schung, sondern bestenfalls um Tatsachenforschung, 
und das kann man anders finanzieren. 
Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Bun-
desminister der Justiz, Herr Engelhard. 

Engelhard, Bundesminister der Justiz: Frau Präsi-
dentin! Meine Damen und Herren! Vielleicht wird 
sich mancher hier im Raume noch der ersten Lesung 
des Justizetats am 8. September dieses Jahres erin-
nern, als der Moloch Innenpolitik die gesamte zur 
Verfügung stehende Zeit verschlang und ich die Ehre 
und das Vergnügen hatte, hier — wenn auch nur in 
der gebotenen Kürze — als Erst- und Letztredner für 
die Rechtspolitik aufzutreten. Ich erwähne das Thema 
deshalb, weil beachtet werden sollte, daß man, dem 
Rang der Rechtspolitik und unserem Selbstverständ-

nis entsprechend, diesmal den Etat hinter dem Etat 
des Kanzlers und dem des Auswärtigen Amtes pla-
ziert hat. Das hier festzustellen halte ich für wichtig. 

(Lachen bei Abgeordneten der SPD — Jung-
mann [SPD]: Sie müssen aber ein angeschla-

genes Selbstbewußtsein haben!) 

Ich danke an dieser Stelle sehr herzlich den Mitglie-
dern des Haushaltsausschusses, insbesondere den Be-
richterstattern unseres Etats. Wir haben mit unseren 
Anliegen bei allen Schwierigkeiten der Durchsetzung 
einzelner Projekte großes Verständnis gefunden. Ich 
sehe es nicht immer nur von jenen Punkten, wo man 
sich durchgesetzt oder wo man sich nicht durchge-
setzt hat. Mit dem, was durchgesetzt wurde, wird 
gleichzeitig für die Mitarbeiter des Ministe riums für 
die weitere Arbeit ein Stück Motivation geschaffen, 
weil sie sich verstanden fühlen; das ist ein wichtiger 
Punkt. 

Herr Kollege Diller hat speziell zu dieser Frage eini-
ges angesprochen. Wir sind dem Umfange nach ein 
kleiner Haushalt; wir sind fast ein reiner Personal-
haushalt. Weil Verwaltungsarbeit im Detail sehr we-
nig anfällt, ist das Kernstück unseres Bedarfs, das 
Rückgrat des Betriebs, der höhere Dienst, der Vollju-
rist, weil wir ein Rechtsetzungsministerium sind, weil 
wir als Begleiter des Gesetzgebers gefordert sind und 
darin unsere Hauptarbeit liegt. 

Dies hat in der Vergangenheit in der Tat zu be-
trächtlichen Schwierigkeiten geführt. Es ist vielleicht 
ganz gut, wenn einer der Berichterstatter, wie es der 
Herr Kollege Diller hier getan hat, einmal auflistet, 
wie die Klage des Bundesministeriums der Justiz und 
seines Staatssekretärs lautet, welche Vorhaben nur 
mit zeitlicher Verzögerung und welche in einer Legis-
laturperiode wie dieser überhaupt nicht angepackt 
werden können, weil Engpässe vorhanden sind, weil 
es nicht mehr möglich ist, jeweils jemanden zu den 
notwendigen und wichtigen Veranstaltungen in Aka-
demien, also überall dort hinzuschicken, wo wir gefor-
dert sind, da er bei der Arbeit im Hause abgeht. Es ist 
wichtig, das einmal ganz offen anzusprechen. 

Meine Damen und Herren, wir haben in dieser Le-
gislaturperiode eine ganze Reihe von wichtigen Din-
gen auf den Weg gebracht oder sind, wo dies noch 
nicht geschehen konnte, dabei, sie auf den Weg zu 
bringen. Ich erwähne die Insolvenzrechtsreform. 

(Beifall bei der FDP) 

Der Qualität dieses Entwurfs nach ist es von Anfang 
an ein Referentenentwurf. Aber weil die Abstimmung 
innerhalb der Bundesregierung in der Kürze der Zeit 
noch nicht möglich war, ist es bis heute ein Diskus-
sionsentwurf. Ich glaube, wenn jetzt im Bundesar-
beitsministerium wichtige und drängende Themen 
bewältigt sind, wird dort genügend Kapazität vorhan-
den sein, sich auch dieser Frage so nachdrücklich 
zuzuwenden, daß wir sehr bald zu einem Referenten-
entwurf und sodann zu einem Regierungsentwurf 
kommen können, so daß es mit Ihrer aller Hilfe mög-
lich sein wird, noch in dieser Legislaturpe riode nichts 
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unversucht zu lassen, um dieses wirklich gelungene 
Werk ins Bundesgesetzblatt zu bringen. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, in diesen Tagen ist der 
Referentenentwurf eines Betreuungsgesetzes ver-
sandt worden. Das ist eine wichtige Sache. Sie wissen, 
daß wir für diesen Plan, die Entmündigung abzuschaf-
fen und Vormundschaft und Pflegschaft in einem 
neuen Rechtsinstitut zusammenzufassen und einer 
grundlegenden Neuregelung zu unterziehen, quer 
durch das Land, allerorten und allenthalben Beifall 
und Zustimmung bekommen haben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Auch hier bitte ich Sie nachdrücklich um Ihre Unter-
stützung, weil bei den weiteren Beratungen natürlich 
deutlich werden wird, daß durch dieses Gesetz ein 
finanzieller Mehrbedarf entsteht, der von den Län-
dern getragen werden muß. Aber in einer Zeit, in der 
die Menschen älter werden, in der immer mehr ältere 
Menschen zum Ende ihrer Tage in die Situation gera-
ten, nicht mehr selbst, ganz allein ihre Angelegenhei-
ten bestimmen und in der Hand halten zu können, ist 
der Gesetzgeber aufgerufen, auch mit der Lampe des 
Grundgesetzes in so manchen bisher nicht so erleuch-
teten Winkel des geltenden Rechts hineinzuleuchten. 
Das ist ein wichtiges Thema, das in dieser Legislatur-
periode bewältigt werden muß. 

Ich nenne ein drittes Vorhaben, was Freunde der 
Tiere mit der Kurzbezeichnung „Tier als Sache" be-
nennen. Das ist ein wirkliches Thema. Wir müssen 
klarmachen, daß das Tier im p rivaten Rechtsverkehr 
zwar durchaus als Sache gewertet wird, daß wir das 
Tier aber ansonsten — auch rechtlich — nicht als 
einen toten Gegenstand verstehen, sondern es als ein 
Mitgeschöpf begreifen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Da haben wir ein Problempapier an die Länder auf 
den Weg geschickt und um Stellungnahme gebeten. 
Ich hoffe, daß das jetzt allmählich zügig weitergeht, 
weil allenthalben natürlich Ministe rien in solchen Fra-
gen manchmal allzu zuwartend, allzu abwägend sind. 
Man muß sich eine solche Sache gut anschauen. Aber 
ich frage: Was ist dagegen einzuwenden, wenn der 
Gesetzgeber ganz konkret würde und wenn — das 
schlage ich vor — etwa bei der Heilbehandlung, wenn 
ein Tier verletzt worden ist, die Behandlungskosten 
durchaus den Wert des Tieres überschreiten könnten? 
Bei einem Hund, der kein Rassehund ist, der praktisch 
keinen materiellen Wert darstellt, dürfen die Behand-
lungskosten nicht auf den Wert begrenzt werden, der 
dem Wert des Hundes im Geschäftsverkehr ent-
spricht. Nein, für ihn muß so viel aufgewendet werden 
können, wie jeder verständige Tierhalter dafür ausge-
ben würde. 

Wir sehen weiter im Zwangsvollstreckungsrecht 
vor, daß die Pfändung eines Haustieres, wenn es nicht 
Erwerbszwecken dient, untersagt ist. 

Das sind Themen, die drängend sind, 

(Lachen bei der SPD)  

denen wir uns zuwenden müssen. Ich glaube, daß 
demgegenüber manches andere Thema, das heute 
hier angesprochen wurde, durchaus zurücktreten 
kann. 

Meine Damen und Herren, in einer Haushaltsde-
batte ist es der gute Brauch, und es bleibt im guten 
Stil, Herr Kollege de With, wenn Sie das, was Ihnen an 
der Rechtspolitik nicht bequemt, sehr deutlich beim 
Namen nennen. Nur sind solche Geschosse zuweilen 
aus jenem Holz geschnitzt, aus dem man auch Bume-
rangs macht, und darauf sollte man sehr sorgfältig 
achten. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Wenn Sie die Frage der Staatszielbestimmung 
„Umweltschutz" ansprechen, dann bitte ich Sie doch 
nicht zu übersehen, daß wir aufeinander zugehen 
müssen. 

(Stiegler [SPD]: Aber Sie treten auf der 
Stelle! Das ist ein Rückwärtsgang!) 

Ohne daß ich dazu einen Auftrag hatte, habe ich einen 
Vorschlag vorgelegt, auf den man sich meines Erach-
tens, aber nicht nur nach meiner Einschätzung, durch-
aus verständigen könnte. Darüber und über vieles 
andere einmal nachzudenken wird die Aufgabe der 
weiteren Monate sein. Ich glaube, in einer so zentra-
len Frage können wir zusammenkommen. 

(Zuruf von der SPD: Natürlich!) 

Meine Damen und Herren, ich bedanke mich bei 
den Berichterstattern, die wichtige Vorhaben des 
Bundesministeriums der Justiz zur Bewältigung der 
Vergangenheit angesprochen haben. Ich sehe es als 
Aufgabe auch meines Amtes an, spätestens jetzt, im 
Jahre 1988, einen Beitrag zur Aufklärung jenes gro-
ßen Dunkelfeldes der Justiz im Nationalsozialismus zu 
leisten. Deshalb auch ein Forschungsauftrag zum 
Thema des Volksgerichtshofs, deshalb die Ausstel-
lung, die im Frühjahr des nächsten Jahres in Berlin 
eröffnet wird, deswegen das Mahnmal auf dem Ge-
lände der Richter-Akademie in Trier. 

(Jungmann [SPD]: Das haben wir doch schon 
im Ausschuß gehört!) 

Ich denke, daß gerade auch wir gefordert sind, wo 
wir im kommenden Jahr 40 Jahre Bundesrepublik 
Deutschland feiern, und zu diesem Feiern haben wir 
allen Grund. Da wird es schwer sein, diese Feier mit 
jemanden wie dem Abgeordneten Häfner zu bege-
hen. Er hat heute von „40 Jahren Gewalt" 

(Marschewski [CDU/CSU]: Eine schlimme 
Sache war das!) 

und davon gesprochen, daß das Strafrecht in diesem 
Land ein Feind- und Gesinnungsstrafrecht ist. Es fragt 
sich, wie man hier eigentlich eine gemeinsame Ebene 
soll betreten können. 

Aber was — und darauf, meine Damen und Herren, 
lege ich Wert — mit jenen Feiern Hand in Hand gehen 
wird und muß, das ist immer erneut die Rückerinne-
rung an die Zeit der nationalsozialistischen Gewalt-
herrschaft. Hier sind wir immer gefordert. Da mag 
jener 9. November 1938 nach dem Kalender jetzt na-
türlich schon Vergangenheit sein; als Aufgabe des 
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Nachdenkens, des Sich-Erinnerns bleibt er eine le-
bendige Wirklichkeit, der wir uns immer und immer 
wieder stellen müssen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Jungmann [SPD]: Nicht nur nachdenken und 
sich erinnern! Das reicht nicht! Es geht um 

die Konsequenzen!) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und Her-
ren, ich schließe die Aussprache. Wir kommen zur 
Abstimmung, und zwar zuerst über die Änderungsan-
träge der Fraktion DIE GRÜNEN. 
Wer stimmt für den Änderungsantrag auf Drucksa-

che 11/3339? — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Dieser Antrag ist abgelehnt. 
Wer stimmt für den Änderungsantrag der GRÜNEN 

auf Drucksache 11/3340? — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Der Antrag ist mit den Stimmen der Koali-
tion abgelehnt. 
Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Einzel-

plan 07. Wer dem Einzelplan 07, Geschäftsbereich 
des Bundesministers der Justiz, in der Ausschußfas-
sung zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Dieser Haushalt ist mit den Stimmen von CDU/CSU 
und FDP angenommen. 
Wir stimmen jetzt über den Einzelplan 19, Bundes-

verfassungsgericht, in der Ausschußfassung ab. Wer 
dem zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Das ist einstimmig angenommen. 

Ich rufe auf: 

Einzelplan 23 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 
— Drucksachen 11/3219, 11/3231 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Ersters 
Borchert 
Frau Seiler-Albring 
Frau Rust 

Hierzu liegen Änderungsanträge der Fraktion DIE 
GRÜNEN auf den Drucksachen 11/3372 und 11/3373 
vor. 
Der Ältestenrat schlägt eine Stunde Beratungszeit 

vor. Ist das Haus damit einverstanden? — Es ist so 
beschlossen. 
Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Herr 

Abgeordnete Esters. 

Esters (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Die diesjährige Beratung des Einzelplans 23 
war für uns im Haushaltsausschuß alles andere als 
vergnügungssteuerpflichtig. Wenn die Koalitions-
fraktionen die parlamentarische Verantwortung für 
den Haushalt des Bundesministers für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit übernehmen, können sie dabei 
— da bin ich ganz sicher — kein gutes Gefühl haben. 
Noch nie war die Glaubwürdigkeitslücke zwischen 
den politischen Ankündigungen der Bundesregie-

rung und den mit dem Einzelplan 23 verfolgten Zielen 
so groß wie in diesem Jahr. Hier ist in der Tat Gefahr 
im Verzuge. 
Der Etat des BMZ weist für 1989 rund 7,1 Milliarden 

DM aus. 
Frau Präsidentin, spielen Sie mit der Elektronik? Es 

leuchtet hier immer etwas. 

Vizepräsident Frau Renger: Nein, keineswegs. 

Esters (SPD): Hier leuchtet immer „Präsident" 
auf. 

(Stiegler [SPD]: Helmut, ist das gegen PAR-
LAKOM gerichtet? — Grünbeck [FDP]: Das 
ist die Warnung, nichts Falsches zu sagen!) 

Wenn das beim Einzelplan 02 vorgekommen wäre, 
dann hätte ich gesagt: Hier hat man vor, die IuK-
Medien-Kommission in die Wüste zu schicken. Aber 
jetzt klappt es ja offensichtlich. 

Der Etat weist also 7,1 Milliarden DM aus. Das sind 
rund 700 Millionen DM weniger, als in der ursprüng-
lichen mittelfristigen Finanzplanung vorgesehen wa-
ren. Rechnerisch liegen die Mittel des Einzelplans um 
4,3 % über den in 1988 verfügbaren Mitteln. Wegen 
der im Gesamthaushalt ausgebrachten globalen Min-
derausgaben und der einzelnen Sperren im Haus-
haltsgesetz sind jedoch bereits jetzt Kürzungen im 
Entwicklungsetat in Millionenhöhe unvermeidbar. 

(Frau Traupe [SPD]: Eine unglaubliche Re-
gierung ist das!) 

In Wirklichkeit dürfte die Steigerungsrate des Einzel-
plans 23 nach Jahren der Stagnation deshalb lediglich 
bei rund 3,5 % liegen. Demgegenüber steigt der Ge-
samthaushalt in diesem Jahr um rund 5,4 %. 

(Frau Traupe [SPD]: Das ist unglaublich!) 

Der Bundeskanzler und der Bundesfinanzminister 
haben noch am 7. September 1988 hier erklärt, es sei 
besonders wichtig, dem fatalen Zusammenwirken von 
Bevölkerungsexplosion, Armut und Umweltzerstö-
rung in weiten Teilen der südlichen Erdhälfte Einhalt 
zu gebieten. Von diesen Einsichten und Ankündigun-
gen ist in diesem Einzelplan leider nur sehr wenig 
wiederzufinden. Was sind die Bekenntnisse des Bun-
deskanzlers denn wert, wenn der Anteil der deut-
schen Entwicklungshilfe am Bruttosozialprodukt in 
diesem Jahr bei weiterhin sinkender Tendenz den 
Tiefstand von 0,38 % erreichen wird? 

(Frau Traupe [SPD]: Unglaublich!) 

Wohlgemerkt: 1981, unter Bundeskanzler Helmut 
Schmidt, hat dieser international gültige Maßstab 
0,48 % betragen. 

(Zander [SPD]: Der Minister amüsiert sich 
dabei noch!) 

Dieser deutliche Abstieg unserer Leistungen ist kein 
Ruhmesblatt für die Bundesrepublik Deutschland. 

(Beifall bei der SPD) 

Er markiert eine Provinzialisierung der Entwicklungs-
politik, 

(Frau Traupe [SPD]: Bayerisierung!) 
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die einer reichen Industrienation unwürdig ist. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Wir fordern deshalb die Mehrheit dieses Hauses auf, 
in dritter Lesung unserem Entschließungsantrag zu-
zustimmen, den Einzelplan 23 zu Lasten des Einzel-
plans 14 um eine Milliarde DM zu erhöhen. 

(Beifall bei der SPD) 

Im Zuge der Beratungen des Haushaltsausschusses 
ist mehr als deutlich geworden, wo diese Mittel feh-
len. An erster Stelle ist hier der Europäische Entwick-
lungsfonds zu nennen. Ich habe keinen Zweifel, daß 
sich die Kolleginnen und Kollegen von der Koalition in 
ihrer Bereitschaft, die europäische Sache zu stärken, 
von niemandem übertreffen lassen werden. Gemes-
sen an dem, was der Kanzler und der Finanzminister 
vor dem Weltwirtschaftsgipfel in Toronto und der Ta-
gung von Weltbank und IWF in Berlin angekündigt 
haben, gemessen aber vor allem an den drängenden 
Sorgen der Entwicklungsländer darf der Entwick-
lungshaushalt 1989 nicht wie ein schäbiger Pflicht-
beitrag für den Klingelbeutel der internationalen Soli-
darität wirken. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich will dem zuständigen Ressortminister nicht un-
terstellen, daß er sich kein besseres Ergebnis ge-
wünscht hätte. Wir begrüßen ausdrücklich, daß es 
endlich gelungen ist, die Zinskonditionen für die bila-
terale finanzielle Zusammenarbeit deutlich zu verbes-
sern. Den meisten Entwicklungsländern wird das al-
lerdings nur dann nützen, wenn wir aus den Fehlern 
der Vergangenheit lernen und unsere Finanzierungs-
beiträge im wesentlichen für Projekte und Programme 
einsetzen, die zur eigenständigen Entwicklung dieser 
Länder beitragen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir stimmen auch den von der Bundesregierung 
beschlossenen Schuldenerleichterungen für die ärm-
sten Entwicklungsländer zu. Wir wissen allerdings, 
daß die bis 1987 erlassenen Schulden in einer Gesamt-
höhe von 4,2 Milliarden DM zum überwiegenden 
Teil, nämlich in Höhe von 3,6 Milliarden DM, zur Zeit 
der sozialliberalen Koalition erlassen worden sind. 
Der Beitrag dieser Regierung ist also kaum des Auf-
hebens wert, das darüber in der Öffentlichkeit veran-
staltet wird. 

(Zurufe von der SPD: Sehr wahr! — Aber der 
Klein versteht sich auf Reklame! — Der Klein 

macht alles  gut!)  

Diese Zugeständnisse des Bundesfinanzministers 
hat allerdings der Bundesminister Klein teuer erkau-
fen müssen. Erstmals soll der BMZ Aufgaben über-
nehmen, die bislang unstreitig vom BMF oder von der 
Bundesbank wahrgenommen wurden. Wer auch im-
mer im BMF oder bei der Bundesbank auf die Idee 
gekommen ist oder sie sich hat einreden lassen, durch 
Öffnung eines zusätzlichen Fensters beim Währungs-
fonds eine Konkurrenz zu Weltbank und IDA zu schaf-
fen, deren entwicklungspolitischer Nutzen weder in 
den Entwicklungsländern noch bei uns erkennbar ist, 
der muß für die Finanzierung dieses überflüssigen 

Experiments, bitte schön, in seinem Etat selbst auf-
kommen. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der SPD: 
Wirtschaft!)  

Es kann nicht angehen, daß dem BMZ entwicklungs-
fremde Aufgaben des IWF aufgezwungen werden. 

(Frau Traupe [SPD]: Unglaublich ist das!) 

Der ohnehin geringe entwicklungspolitische Gestal-
tungsspielraum im Einzelplan 23 wird dadurch noch 
stärker eingeschränkt. Dies liegt nicht in unserem na-
tionalen Interesse. Wir werden deshalb alles tun, da-
mit diese Fehlentwicklung spätestens im Haushalt 
1989 rückgängig gemacht wird, und ich hoffe sehr, 
daß die Kolleginnen und Kollegen der Koalition hier 
mit von der Partie sind, liebe Ulla. 

(Beifall bei der SPD) 

Noch gravierender ist, daß aus dem Einzelplan 23 
erstmals Zinssubventionen für die Umschuldung von 
Handelsschulden gewährt werden sollen. Diese vom 
BMF und vom Bundeswirtschaftsminister gegen den 
erbitterten Widerstand des Ministeriums für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit durchgepaukte Ent-
scheidung 

(Zuruf von der SPD: Der Stoltenberg wie-
der!) 

widerspricht allen ordnungspolitischen Grundsätzen 
dieser Regierung. 

(Frau Traupe [SPD]: Hat die denn welche?) 

Sie ist das blanke Gegenteil von Subventionsabbau 
und führt auf Sicht, wenn diese Fehlentscheidung 
nicht noch in letzter Minute verhindert wird, zur tota-
len Ausplünderung der deutschen Entwicklungs-
hilfe. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der SPD: 
Dann wird der Klein überflüssig!) 

Ich weiß sehr wohl, daß zur Zeit in den Erläuterungen 
von einer Begrenzung auf 16 Länder die Rede ist. Ich 
bin aber ganz sicher, daß damit ein Tor geöffnet wird 
und daß aus allen möglichen, u. a. auch aus gesamt-
politischen, Gründen vieles in der Zukunft möglich 
sein wird, was wir uns heute noch nicht denken kön-
nen. Die Beteiligung der deutschen Wirtschaft und der 
deutschen Banken, die der Herr Bundeskanzler auf-
gefordert hat, sich bei der Lösung der Verschuldungs-
krise zu engagieren, haben wir uns in dieser Form 
allerdings nicht vorgestellt. Wir werden dem deut-
schen Steuerzahler zu erklären haben, was dieser 
Vorgang in Wirklichkeit bedeutet: die Sozialisierung 
von Verlusten, die unsere Exportwirtschaft selbst zu 
verantworten hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich bin den Kolleginnen und Kollegen der Koalition 
dafür dankbar, daß sie im Haushaltsausschuß wenig-
stens dafür gesorgt haben, daß sowohl der Selbstbe-
halt der privaten Unternehmen von 10 % als auch jeg-
liche Rüstungs- sowie polizeiliche und militärische 
Ausrüstungsgeschäfte von einer Zinssubventionie-
rung ausgeschlossen sind. 

(Frau Traupe [SPD]: Das wäre ja noch schö-
ner!) 
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Esters 
Noch besteht die Hoffnung, daß die Mehrheit des 

Haushaltsausschusses dem von der Regierung ver-
folgten Kurs auf Dauer nicht folgt. Wir haben deshalb 
auch die entsprechenden neuen Titel qualifiziert ge-
sperrt. Ich hoffe, daß wir im kommenden Jahr noch 
einmal in Ruhe die Konsequenzen der hier einge-
schlagenen Politik beraten können. Ich hoffe vor al-
lem, Herr Minister, daß damit eine noch größere Ge-
fahr von Ihrem Haus in letzter Minute abgewendet 
werden kann. 

Gefährdet wäre auch die Gemeinsamkeit unserer 
Entwicklungspolitik, wie sie im Beschluß des Deut-
schen Bundestages vom 5. März 1982 zum Ausdruck 
kommt. Wir stehen nach wir vor zu diesem Beschluß 
und erwarten, daß er nicht ohne Not von der Koalition 
aufgekündigt wird. 

Wir bekennen uns dazu, daß eine wirksame Ent-
wicklungspolitik auch finanzielle Opfer erfordert. Ich 
erinnere hier an den Antrag meiner Fraktion aus dem 
Jahre 1985, durch den die Bundesregierung aufgefor-
dert wurde, dem Deutschen Bundestag Lösungsvor-
schläge zur zukünftigen Verwendung von Tilgungs- 

 

und Zinsrückflüssen aus der Finanziellen Zusam-
menarbeit vorzulegen. Ich erinnere ferner daran, daß 
der Bundeskanzler in seiner Regierungserklärung 
vom 18. März 1987 zugesagt hat, Rückflüsse aus der 
Kapitalhilfe schrittweise wieder zur Finanzierung 
neuer Maßnahmen einzusetzen. 

Im vergangenen Jahr habe ich darauf hinweisen 
können, daß das Bundesfinanzministerium durch 
haushaltstechnische T ricks, Herr Dr. Carl, verhindert 
hat, daß die angenommenen 100 Millionen DM in 
1988 auch kommen. Es kommen in Wirklichkeit rund 
31 Millionen DM. Wir haben mit unserer Annahme 
recht gehabt: Sie haben den BMZ damals finanztech-
nisch ausgetrickst. Ich hoffe, daß dies bei dem diesjäh-
rigen Ansatz von 120 Millionen DM nicht erneut ge-
schieht. 

Enttäuschend ist, daß die Bundesregierung und die 
Koalition trotz jahrelanger Beratungen auch in diesem 
Jahr nicht die Kraft aufgebracht haben, die Bremser 
im Bundesministerium der Finanzen in die Schranken 
zu weisen. 

(Jungmann [SPD]: Der Häfele ist das!) 

Der Beschluß, mit dem Sie die Lösung des Problems 
erneut auf das nächste Jahr vertagt haben, gehört für 
mich gewiß nicht zu den Sternstunden des parlamen-
tarischen Budgetrechts. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Haushaltsausschuß ist sich darüber einig, daß 
für die Lösung der Rückflußproblematik 1990 ein 
neuer Titel mit der Zweckbindung eingeführt wird, in 
geeigneten Fällen aus Rückflüssen den Aufbau ent-
wicklungswichtiger Kapitalvermögen in Entwick-
lungsländern zu finanzieren. Wir erwarten, daß da-
durch die Bildung revolvierender Fonds nach dem 
Vorbild des ERP-Sondervermögens ermöglicht wird, 
die in erster Linie zur Finanzierung von Inlandskosten 
der Entwicklungsländer beitragen sollen. 

Aus Zeitgründen kann ich im Moment nicht auf den 
Bereich zurückkommen, der mir eigentlich noch am 
Herzen liegt, nämlich das enorme Absinken der Pri-

vatinvestitionen in den letzten Jahren in den Ländern 
der Dritten Welt, auch nicht auf den Bereich, der mit 
der Geschäftspolitik der DEG in Köln zusammen-
hängt. Hier sieht es im Augenblick, Herr Minister, so 
aus, daß das Institut auf der Basis der neuen Ge-
schäftspolitik für eine Finanzierung aus dem Einzel-
plan Ihres Ministeriums überflüssig wird. Hier eröff-
net sich dem Kollegen Weng, Frau Seiler-Albring, ein 
enormes Betätigungsfeld für den Bereich der Privati-
sierung. 

(Frau Seiler-Albring [FDP]: Ich werde es ihm 
sagen!) 

— Es ist nett von Ihnen, daß Sie ihm das sagen wol-
len. 

Der Einsatz des Haushaltsausschusses für den Ein-
zelplan 23, Herr Minister, hat in diesem Jahr, was bei 
Haushältern nicht selbstverständlich ist, auch persön-
liche Gründe. Wir spüren, glaube ich, alle, daß der 
Bundesminister Klein dringend parlamentarische Un-
terstützung braucht, damit sein Haushalt nicht mit 
Ausgabetiteln gefüllt wird, deren Bewirtschaftung 
durch den Bundesminister der Finanzen, durch die 
Deutsche Bundesbank oder durch den Bundesmini-
ster für Wirtschaft erfolgt. 

Ich könnte mir im nächsten Jahr, Herr Minister 
Klein, sehr gut eine Initiative vorstellen, die auch vom 
ganzen Deutschen Bundestag getragen werden 
könnte. Überzeugen Sie den Bundeskanzler und dann 
gemeinsam mit ihm den Bundesfinanzminister davon, 
daß es im Rahmen der 40-Jahr-Feiern im Jahre 1989 
eine international nicht zu überhörende Geste wäre, 
wenn das ERP-Sondervermögen ein zweites Fenster 
bekäme. Wir würden unseren Partnern in den Län-
dern der Dritten Welt verständlich machen, in welcher 
Weise wir bereit sind, die Hilfe, die wir beim Wieder-
aufbau unseres Landes nach den Grauen des zweiten 
Weltkrieges erhalten haben, an andere weiterzuge-
ben. Eine solche Initiative für ein zweites Fenster im 
ERP-Sondervermögen zugunsten der Entwicklungs-
länder, finanziert aus Zins- und Tilgungsleistungen, 
also aus Rückflüssen, würde der Bundesrepublik 
Deutschland weltweit und erst recht in der eigenen 
Bevölkerung mehr Ansehen einbringen, als alle 
Feierlichkeiten im nächsten Jahr zusammengenom-
men. 

Ich kann mir nicht vorstellen, daß wir die Gründung 
feiern und dabei der Weltöffentlichkeit verschweigen, 
daß dieses Vermögen — das ERP-Sondervermögen — 
heute immer noch nach dem Gesetz aus dem Jahre 
1953 „dem Aufbau der kriegszerstörten deutschen 
Wirtschaft" dient. Hier kann man sich ein Politikfeld 
vorstellen, Herr Minister, in dem das Gemeinsame 
über dem Trennenden stehen könnte. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Borchert. 

(Frau Traupe [SPD]: Nun machen Sie alles 
wieder gut!) 

Borchert  (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Liebe Frau Kollegin, ich habe den 
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Zwischenruf nicht verstanden, sonst wäre ich gleich 
gern darauf eingegangen. 

(Frau Traupe [SPD]: Sie sollen das wieder-
gutmachen, was der Minister alles angerich-

tet hat!)  

— Will ich gerne machen. 

Lieber Herr Kollege Helmut Esters, wir werden trotz 
Ihrer Ausführungen dem Etat des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit mit gutem Gefühl 
zustimmen, 

(Esters [SPD]: Glaube ich nicht!) 

weil, wie ich glaube, in diesem Etat eine Reihe wich-
tiger Punkte auf den Weg gebracht worden ist. 

(Frau Traupe [SPD]: Das glauben wir 
nicht!) 

Ich will mich jetzt nicht an der Zahlenspielerei be-
teiligen, denn in den Zahlen ist eines nicht deutlich 
geworden: die Maßnahmen, die außerhalb des Etats 
von der Bundesregierung in diesem Jahr beschlossen 
worden sind und die sich in den folgenden Jahren mit 
Sicherheit im Etat niederschlagen werden. Die Bun-
desregierung hat den ärmsten Ländern, vor allen Din-
gen den hochverschuldeten armen Ländern in Af rika, 
zusätzlich 3,3 Milliarden DM Schulden erlassen. Da-
mit steigt der Schuldenerlaß auf insgesamt über 
7,5 Milliarden DM, 

(Esters [SPD]: Noch nicht!) 

der bereits verwirklicht oder vorgesehen ist und damit 
zukünftige Haushalte erheblich belastet. Der Be-
schluß dafür ist gefaßt. Durch diese Schuldenstrei-
chung werden gerade die ärmsten Staaten, die ja häu-
fig die Hälfte ihrer Exporterlöse für den Schulden-
dienst aufbringen müssen, erheblich entlastet. 

Darüber hinaus sind durch eine Reihe weiterer 
Maßnahmen — ich erwähne nur die Kapitalerhöhung 
der Afrikanischen Entwicklungsbank, die Wiederauf-
füllung des Afrikanischen Entwicklungsfonds, das 
Sonderprogramm für die hochverschuldeten Länder 
in Afrika, erhebliche Anstrengungen unternommen 
worden, um mehr Finanzmittel gerade in die ärmsten 
Länder Afrikas zu leiten. Diese Maßnahmen öffnen für 
die betroffenen Länder neue Perspektiven zur Über-
windung ihrer Schuldenprobleme. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich meine aber, daß die finanzielle Hilfe von außen 
in den Entwicklungsländern mit einer Wirtschaftspo-
litik einhergehen muß, die im eigenen Land die Kapi-
talbildung ermöglicht, Wachstumskräfte freisetzt und 
attraktive Investitionsbedingungen schafft und damit 
die Kapitalflucht in diesen Ländern eindämmt. Aber 
wir müssen uns dabei fragen: Reagieren wir auf sol-
che Reformvorhaben in den Entwicklungsländern be-
reits ausreichend? Ich meine, wir müssen die Eigenan-
strengungen der Länder gezielt unterstützen, indem 
wir reformbereiten Ländern etwa zusätzliche Mittel 
der Finanziellen Zusammenarbeit zur Verfügung stel-
len. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zustimmung bei der SPD — Frau Traupe 

[SPD]: 1 Milliarde!) 

Das bedeutet, wir müssen Abschied nehmen, Frau 
Kollegin, von dem System der starren Länderquoten 
und flexibel auf die Entwicklung in den Ländern rea-
gieren; 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zustimmung bei der SPD — Frau Traupe 

[SPD]: Richtig!) 

denn damit schaffen wir Anreize für Reformbemü-
hungen und ermutigen die Länder, auf diesem Weg 
fortzufahren. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Wir ermutigen 
sie auch!) 

— Vielen Dank, Herr Kollege. — Hilfreiche Instru-
mente sind hierbei etwa Armutsbekämpfung durch 
Selbsthilfe, Stärkung der privatwirtschaftlichen Kräfte 
und Förderung des Handwerks etwa dadurch, daß 
Kleinkredite für solche Branchen verfügbar sind. 
Diese Instrumente müssen wir gezielt weiter aus-
bauen. 

Auf dem letzten Wirtschaftsgipfel in Toronto im Juni 
dieses Jahres haben sich die Industrieländer ver-
pflichtet, den hochverschuldeten Ländern, vor allem 
in Afrika, zu helfen. Die Bundesregierung hat hieraus 
sehr schnell die Konsequenzen gezogen. Sie hat sich 
zu dieser Verpflichtung bekannt und die Konditionen 
erheblich verbessert. Der Kollege Esters hat darauf 
bereits hingewiesen. 

Mit diesem Beschluß ist in der Finanziellen Zusam-
menarbeit der Zuschußanteil erheblich gewachsen. 
Der größte Teil der Empfängerländer kommt in den 
Genuß der günstigsten Kreditkonditionen. Damit er-
halten auch diese Länder über günstigere Konditio-
nen wieder eine Perspektive zur Überwindung ihrer 
Probleme. 

(Volmer [GRÜNE]: Aber nicht die schwarzaf

-

rikanischen! Die ärmsten gerade nicht! Für 
die schwarzafrikanischen verschlechtert sich 

die Lage!) 

— Auch in den schwarzafrikanischen Ländern, Herr 
Kollege. Bei der Umschuldung von verbürgten Han-
delsschulden sind für 16 afrikanische Länder Zu-
schüsse zu Zinszahlungen eingeräumt worden mit 
dem Ziel, die Zinslasten um 50 % zu reduzieren. 

Der Kollege Esters hat bereits darauf hingewiesen, 
daß wir im Haushaltsausschuß verbindlich beschlos-
sen haben, daß der Selbstbehalt, der ja im Bürg-
schaftsfall von den Exporteuren zu leisten wäre, und 
Forderungen aus Rüstungslieferungen und aus militä-
rischen und polizeilichen Ausrüstungen nicht unter 
den Zuschußanteil fallen. 

Dieses neue Instrument wie auch die Beiträge zur 
erweiterten Strukturanpassungsfazilität hat der Haus-
haltsausschuß qualifiziert gesperrt, um diese Instru-
mente und deren Zuordnung zum Einzelplan 23 noch 
einmal intensiv zu diskutieren und möglicherweise für 
den Haushalt des Jahres 1990 daraus dann andere 
Konsequenzen zu ziehen. 

Der Umweltschutz muß stärker als bisher Bestand-
teil der Zusammenarbeit mit den Entwicklungslän-
dern werden. In der bilateralen Hilfe der Bundesrepu-
blik sind für alle Entwicklungsprojekte Umweltver-
träglichkeitsprüfungen vorgeschrieben. Ich meine, 
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dies muß auch in die multilaterale Zusammenarbeit 
übernommen werden. 

Die Bundesregierung hat nach dem Gipfel in To-
ronto, bei dem sie die besondere Bedeutung der Um-
weltschutzmaßnahmen betont hat, 150 Millionen DM 
zusätzlich für den Schutz tropischer Regenwälder zur 
Verfügung gestellt. Wir erwarten, daß auch für die 
kommenden Jahre spürbar erhöhte Mittel für Maß-
nahmen des Umweltschutzes, vor allen Dingen zum 
Schutz der tropischen Regenwälder und für die Forst-
entwicklung, eingesetzt werden. 

Bei den Beratungen im Haushaltsausschuß haben 
wir die Mittel für Maßnahmen der personellen Zu-
sammenarbeit maßvoll erhöht. Bei der gegebenen 
Haushaltslage sind diese Ansätze angemessen. Wir 
erwarten jedoch von der Bundesregierung, daß sie die 
steigende Bedeutung der Maßnahmen zur Entwick-
lung personeller Ressourcen in den Entwicklungslän-
dern auch in Zukunft angemessen berücksichtigt. Ihre 
Absicht, einheimische Fachkräfte für entwicklungs-
wichtige Aufgaben einzusetzen und entsprechend 
weiter zu fördern, weist in diese Richtung. Die perso-
nelle Zusammenarbeit muß vor allem Hilfe für die 
Entwicklung personeller Ressourcen in der Dritten 
Welt werden. Besonders unterstreichen möchte ich im 
Bereich der personellen Zusammenarbeit die Bedeu-
tung etwa von Lehrerprogrammen in afrikanischen 
Ländern, mit denen wir ja gute Erfahrungen gemacht 
haben. 

Die Neustrukturierung der Titel „Maßnahmen zur 
Förderung des Handwerks" und „Förderung von 
Partnerschaften" ist ein wichtiger Ansatz im Haus-
haltsplan 1989. Durch eine Umorganisation im Mini-
sterium sind die Voraussetzungen für die Partner-
schaftsförderung im Bereich der privatwirtschaftli-
chen Zusammenarbeit geschaffen und verbessert 
worden. Damit können die bewährten Partnerschafts-
programme etwa mit Handwerkskammern und ande-
ren Organisationen weitergeführt und ausgeweitet 
werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die bisher entwickelten Ansätze zu einer eigenstän-
digen Projektdurchführung dürfen aber jetzt nicht 
durch administrative Abwicklungsformen erschwert 
werden. Ich meine, die für den Titel zu erarbeitenden 
Richtlinien müssen Durchführungsformen im Rahmen 
von Regierungsabkommen in gleicher Weise vorse-
hen wie die Förderung durch Zuwendungsbescheide. 
Gerade in diesem Bereich erscheint es mir nötig, die 
Identifikation der deutschen Träger mit den Proble-
men des Partners im Interesse langfristiger Erfolge zu 
steigern. 

Beim Wiedereinsatz der Rückflüsse aus der Finan-
ziellen Zusammenarbeit, über die wir in den vergan-
genen zwei Jahren ja bereits intensiv diskutiert ha-
ben, ist für den Haushalt 1989 sichergestellt, daß der 
Betrag von 120 Millionen DM zu Beginn des Haus-
haltsjahres zur Verfügung steht und daß das Ministe-
rium mit diesen Mitteln arbeiten kann. Wir werden 
über den Einsatz im Haushalt 1990 erneut zu diskutie-
ren haben. Der Haushaltsausschuß hat den Auftrag 
gegeben, für den Haushalt 1990 eine Bruttolösung 
vorzusehen, bei der die Rückflüsse auf der Ausgaben-

seite eingestellt werden, damit die Diskussion über 
die Verfügbarkeit der Mittel beendet wird. 

Wir werden dann auch über eine weitergehende 
Verwendung zu diskutieren haben. Wir können dabei 
auch gern über die Fondslösung diskutieren. Ich bin 
der länderbezogenen Fondslösung gegenüber nach 
wie vor sehr skeptisch, Herr Kollege. 

Lassen Sie mich noch auf einen Punkt eingehen, der 
uns, glaube ich, alle bedrückt. 12 Millionen Flücht-
linge — der größte Teil in Ländern der Dritten Welt als 
Folge von Krieg, Bürgerkrieg und Menschenrechts-
verletzungen — stellen an die Entwicklungspolitik 
besonders hohe Anforderungen. Der überwiegende 
Teil der Flüchtlinge flieht heute aus Entwicklungslän-
dern in Entwicklungsländer. Ich meine, es ist unsere 
Aufgabe, alle Möglichkeiten der wirtschaftlichen Zu-
sammenarbeit zu nutzen, um Fluchtursachen zu ver-
mindern und die Flüchtlingsaufnahmeländer in der 
Dritten Welt wirkungsvoll zu entlasten. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Wir müssen unsere Anstrengung zur Lösung des Welt-
flüchtlingsproblems verstärken und unseren Einfluß 
geltend machen, um eine noch bessere internationale 
Koordinierung der Maßnahmen sicherzustellen. 

In den vergangenen zehn Jahren sind die Haus-
haltsansätze für wirtschaftliche Zusammenarbeit kon-
tinuierlich gesteigert worden. Von 1975 bis heute sind 
die Baransätze um über 100 % gestiegen. Gleichzeitig 
ist die Zahl der Großprojekte zurückgegangen. Die 
Zahl kleiner Projekte hat bei gestiegenen Qualitätsan-
forderungen zugenommen. 

Ein höheres Mittelvolumen, eine größere Zahl von 
Projekten bei gestiegenen Qualitätsanforderungen 
wird von einer nach wie vor gleichen Zahl von Mitar-
beitern im Bundesministerium abgewickelt. Daß 
diese Aufgabe bewältigt werden kann, ist, meine ich, 
ein Beweis für die Leistungsbereitschaft und die Moti-
vation der Mitarbeiter im BMZ. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Für diese Leistung möchte ich mich bei allen Mitar-
beitern im Bundesministerium für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit sehr herzlich bedanken. Ohne ihr En-
gagement wäre diese Abwicklung, glaube ich, nicht 
möglich. 

(Bindig [SPD]: Der Minister hatte da eine an

-

dere Charakterisierung!) 

Ich möchte Ihnen, Herr Minister Klein, und Ihren Mit-
arbeitern für die gute Zusammenarbeit bei der Vorbe-
reitung und bei der Beratung in diesem Jahr danken. 
Ich meine, daß die Motivation aller Mitarbeiter die 
wichtigste Voraussetzung zur Lösung der Aufgaben 
ist, die sich der Entwicklungspolitik in den nächsten 
Jahren stellen. 

Mit dem Haushalt 1989 werden die Mittel für die 
wirtschaftliche Zusammenarbeit weiter erhöht, die 
entwicklungspolitischen Instrumente den veränder-
ten Rahmenbedingungen angepaßt und damit die Ef-
fizienz der Hilfe weiter erhöht. Das sind für uns gute 
Gründe, um dem Haushalt zuzustimmen. 
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Vielen Dank. 
(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Frau Ab-
geordnete Eid. 

Frau Eid (GRÜNE): Frau Präsidentin! Sehr geehrte 
Herren und Damen! Die Haushaltsdebatte gibt uns 
Gelegenheit, die momentan besonders umstrittenen 
Punkte der Bonner Entwicklungspolitik zu behan-
deln. An erster Stelle möchte ich auf das neuerdings 
festzustellende Interesse der Bundesregierung für 
Ökologiefragen in der Dritten Welt eingehen. Das 
hat der Kollege Borchert ja auch noch einmal demon-
striert. 
Gerade anläßlich der kürzlich stattgefundenen 

IWF- und Weltbank-Jahrestagung in West-Berlin ha-
ben Bundeskanzler Kohl und auch Sie, Herr Minister 
Klein, in eindringlichen Bekenntnissen ihren uner-
müdlichen Einsatz zum Schutz der tropischen Regen-
wälder bekundet. Der entscheidende Glaubwürdig-

keitstest für diese Lippenbekenntnisse zum Schutz 
der Umwelt steht kurz bevor. Noch nie war die Auf-
merksamkeit der bundesdeutschen Öffentlichkeit so 
auf eine Einzelentscheidung im Exekutivdirektorium 
der Weltbank gerichtet wie bei dem anstehenden 
zweiten Energiesektorkredit für Brasilien. 

(Bindig [SPD]: Da hat sie recht!) 
Die verheerenden ökologischen und sozialen Zer-

störungen durch das brasilianische Energiepro-
gramm, für das dieser Kredit vorgesehen ist, stehen 
außer Frage. Die Vernichtung der Regenwälder in 
Brasilien würde um einiges beschleunigt — mit kata-
strophalen Auswirkungen auf das Weltklima; Tau-
sende Menschen würden aus ihren Dörfern vertrie-
ben. 
Welche Position wird die Bundesregierung bezie-

hen? Im Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenar-
beit hat der Parlamentarische Staatssekretär Köhler 
am 9. November weitreichende Zusagen bezüglich 
des weiteren Entscheidungsverfahrens gemacht. Er 
hat zugesagt, daß sich die Bundesregierung erst dann 
endgültig festlegen wird, nachdem der Bundestag 
diesen Brasilien-Kredit an Hand unseres Antrages, 
nämlich „Kein weiterer Energiesektor-Kredit an Bra-
silien" ausführlich behandelt hat. Die vorherige parla-
mentarische Beratung soll auch bei eventueller Dring-
lichkeit gesichert sein. Der Kollege Pinger hat sich in 
diesem Fall für eine Sondersitzung des AWZ ausge-
sprochen. 

(Volmer [GRÜNE]: Sehr gut!) 
Die Regierungsfraktionen müssen wissen, daß ihr 

Engagement für die tropischen Regenwälder jegliche 
Glaubwürdigkeit verliert, wenn sie es in diesem Fall 
unterlassen, die Bundesregierung zu einer ablehnen-
den Haltung zu bewegen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 
Der vorliegende Etatentwurf für das BMZ macht 

deutlich, daß die Entwicklungshilfe-Gelder zuneh-
mend als Ersatz für die Schuldendienstzahlungen aus 
der Dritten Welt eingesetzt werden. Dabei ist für uns 
der entscheidende Punkt, daß die BMZ-Mittel nicht 
für dauerhafte Entschuldungsschritte — also zur Ent-

lastung der Schuldnerländer — verwendet werden. 
Vielmehr geht es der Bundesregierung bei diesen 
neuen Haushaltstiteln darum, die Ansprüche der 
Gläubiger zu befriedigen. 

(Esters [SPD]: Genau!) 

Erstes Beispiel: Die Finanzierung der Erweiterten 
Strukturanpassungsfazilität dient ausschließlich 
dazu, die Liquidität des IWF sicherzustellen. 

(Esters [SPD]: Richtig!) 

Die zahlungsunfähigen Staaten — vor allem in Sub-
Sahara-Afrika — können nämlich ihre Schulden an 
diese Institution nicht mehr zurückzahlen. 

(Zuruf von den GRÜNEN: So ist es!) 

Wenn nun im BMZ-Haushalt die Gelder für die Erwei-
terte Strukturanpassungsfazilität aufgebracht werden 
sollen, halten wir es nur für logisch, daß dann auch aus 
diesem Ressort die Vertreter der Bundesregierung in 
den IWF entsandt werden. 

Zweites Beispiel: die Zinszuschüsse bei den Her-
mes-Krediten bei gewissen afrikanischen Staaten. 
Diese Länder sind auf lange Sicht zahlungsunfähig. Es 
gibt keine andere Lösung, als ihnen die Hermes-Kre-
dite restlos zu erlassen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wenn nun auf Teile der Zinsen verzichtet wird, sollte 
damit nicht der Entwicklungshilfe-Haushalt belastet 
werden. Denn es handelt sich dabei um die absehba-
ren Folgekosten einer im Ansatz verfehlten Exportför-
derung durch die Hermes-Bürgschaften, bei denen 
weder entwicklungspolitische noch ökologische Kri-
terien irgendeine Rolle spielen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Die Leistungen müssen also vom Wirtschafts- oder 
Finanzministerium oder — besser noch — von der er-
tragsstarken bundesdeutschen Exportwirtschaft über-
nommen werden. 

(Volmer [GRÜNE]: Sehr gut!) 

Drittes Beispiel: Nach Presseberichten versucht das 
Finanzministerium derzeit, die Schadenszahlungen 
für Hermes-Bürgschaften an Dritte-Welt-Länder auf 
den BMZ-Haushalt abzuwälzen. Dabei geht es um 
Milliardenbeträge. 1987 hatte der Bundeshaushalt ein 
Gesamtdefizit von 1,5 Milliarden DM aus den Export-
bürgschaften zu verkraften; die Tendenz ist steigend. 
Nach Meinung der GRÜNEN hilft da nur eins: Das 
gesamte System der Hermes-Bürgschaften sollte pri-
vatisiert werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Auch die ausstehenden Risiken müßten von der Pri-
vatwirtschaft übernommen werden. 

(Volmer [GRÜNE]: So ist das!) 

Die schamlose Verwendung der Entwicklungshilfe 
für die Interessen der eigenen Wirtschaft muß ein 
Ende finden, Herr Minister. Die GRÜNEN haben fol-
gende Anträge in die zweite und dritte Lesung des 
Haushalts 1989 eingebracht. Mit ihnen wollen wir die 
von uns gewünschte grundlegende Neuorientierung 
für die Bonner Entwicklungspolitik exemplarisch auf-
zeigen: 
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Erstens. 1989 steht uns eine neue Propagandawelle 
aus dem BMZ bevor. Dieses Ministe rium ist so in die 
Defensive geraten und bei der eigenen Bevölkerung 
so diskreditiert, daß sein Ansehen mit großem Werbe-
aufwand wieder aufpoliert werden muß. 

(Frau Folz-Steinacker [FDP]: Das stimmt 
nicht, Uschi!) 

Jeder Anlaß ist dazu recht. 1989 ist es das 40jährige 
Bestehen der Bundesrepublik, das dem BMZ zusätz-
lich 200 000 DM wert ist. Wir fordern, daß dieses Geld 
an die Nicht-Regierungsorganisationen und die 
Dritte-Welt-Basisgruppen für ihre regierungsunab-
hängige Öffentlichkeitsarbeit gegeben wird. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
Zweitens. Wir fordern die Rückzahlung des Eigen-

kapitals der DEG an die Bundesregierung zur ent-
wicklungspolitischen Verwendung. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord-
neten der SPD) 

Da die DEG in Zukunft privatwirtschaftlich ohne jeg-
liche entwicklungspolitische Vorgabe arbeiten soll, ist 
auch ihr Kapital von der Privatwirtschaft aufzubrin-
gen. 
Drittens. Wir fordern die Streichung des bundes-

deutschen Beitrags für die erweiterte Strukturanpas-
sungsfazilität, weil es dabei um eine verdeckte Liqui-
ditätsspritze für den IWF geht. 
Viertens. Wir fordern die Wiederaufnahme der Ent-

wicklungshilfe für Nicaragua, insbesondere jetzt 
nach den gewaltigen Hurrikan-Schäden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, die Zeit für 

eine grundlegende Neuorientierung der bundesdeut-
schen Beziehungen zur Dritten Welt mit dem Ziel ei-
ner umfassenden Durchsetzung der Menschenrechte 
und des Schutzes der natürlichen Lebensgrundlagen 
ist reif. Das große Engagement der bundesdeutschen 
Öffentlichkeit anläßlich der IWF/Weltbank-Tagung in 
Berlin hat gezeigt: Immer mehr Menschen in unserer 
Gesellschaft lehnen die aggressive Durchsetzung 
wirtschaftlicher Eigeninteressen unter dem Deckman-
tel einer angeblich karitativen Entwicklungshilfe ab. 
Zusammen mit ihnen setzen wir uns für gerechte welt-
wirtschaftliche Strukturen ein, weil wir nicht die rück-
sichtslose Wohlstandssicherung auf Kosten anderer, 
sondern das gemeinsame Wohlergehen in der einen 
Welt im Blick haben. 
Herzlichen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord-
neten der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Frau Ab-
geordnete Folz-Steinacker. 

Frau Folz-Steinacker (FDP): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Wenn wir in der heutigen 
Haushaltsdebatte den Einzelplan 23 des BMZ bera-
ten, können wir dies nicht tun, ohne erneut auf die 
Massenarmut und Unterentwicklung in den Ländern 
der Dritten Welt hinzuweisen. Wir stehen in der mora-
lischen Verantwortung, den Menschen in diesen 
Ländern bei ihrem Kampf gegen Hunger, Armut und  

soziale Rückständigkeit zu helfen. Nord-Süd-Politik 
ist keine Frage von Almosen. Sie muß vielmehr Teil 
einer weltweiten, auf Frieden und Stabilität ausge-
richteten Politik sein. Die FDP wird auch weiterhin für 
eine Politik eintreten, die die Menschen der Dritten 
Welt bei der eigenständigen und selbstbestimmten 
Entwicklung ihrer Länder und der Erreichung eines 
menschenwürdigen Daseins unterstützt, die den äu-
ßeren und inneren Frieden und die Geltung der Men-
schenrechte weltweit sichert und die die wirtschaftli-
che, kulturelle und wissenschaftliche Zusammenar-
beit zwischen allen Staaten fördert. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU — Esters [SPD]: Lauter 

Sprechblasen!)  

— Aber eine gute Sprechblase. 

Wir sind uns bewußt, daß es für Entwicklungszu-
sammenarbeit kein Patentrezept gibt. 

Der fortschreitende Differenzierungsprozeß zwi-
schen den Entwicklungsländern erfordert, die Ziele 
und Strategien der Zusammenarbeit am Bedarf, den 
Ressourcen und Werten der jeweiligen Länder zu 
orientieren. 

Entwicklungszusammenarbeit darf darüber hinaus 
nicht auf die Bereitstellung finanzieller Mittel be-
schränkt bleiben. Entscheidend für den Entwick-
lungserfolg eines Landes ist vielmehr die Schaffung 
der dafür erforderlichen politischen, gesellschaftli-
chen und ökonomischen Rahmenbedingungen. 

Der eingeleitete Prozeß des Abbaus entwicklungs-
hemmender Strukturen sowie der Mobilisierung von 
Marktkräften und Eigeninitiativen in den Entwick-
lungsländern muß daher ganz nachhaltig fortgesetzt 
werden. Nur durch ein Mehr an Freiheit und Eigen-
verantwortung für den einzelnen sowie weniger Staat 
und Bürokratie lassen sich die Voraussetzungen für 
eine eigendynamische Wirtschaftsentwicklung schaf-
fen. 

(Beifall bei der FDP — Volmer [GRÜNE]: 
Und ich dachte, Sie hätten kein Patentrezept! 
Gerade sagten Sie, Sie hätten kein Patentre

-

zept! — Esters [SPD]: Das ist kein Patentre

-

zept; das ist ihr logischer Aufbau!) 

— Vielen Dank, Herr Kollege. 

So kommt zum Beispiel der Europäischen Gemein-
schaft eine ganz wichtige Rolle zu. Die Schaffung ei-
nes europäischen Binnenmarktes bis 1992 darf nicht 
nur zur Stärkung der Wirtschaftskraft der EG führen, 
sondern muß auch zusätzliche Chancen für die Ent-
wicklung der Dritten Welt eröffnen. 

Diese Chancen können jedoch nur dann genutzt 
werden, wenn die Europäische Gemeinschaft nach 
außen offen bleibt. 

(Esters [SPD]: Richtig!) 

Den Gefahren von Protektionismus und Abschot-
tungstendenzen, wo immer sie auch auftreten, muß 
daher wirksam begegnet werden. Die Nichtdiskrimi-
nierung einzelner Handelspartner, das grundsätzliche 
Verbot nichttarifärer Handelshemmnisse sowie der 
Grundsatz umfassender Ausgewogenheit sollten in 
den Drittlandsbeziehungen der Europäischen Ge- 
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meinschaft maßgebend sein. Notwendig ist ein kon-
struktiver Beitrag der Europäischen Gemeinschaft bei 
der bevorstehenden Halbzeitkonferenz der laufenden 
Verhandlungsrunden des GATT  in Montreal. 

(Esters [SPD]: Im Agrarbereich!) 

— Herr Kollege, hören Sie gut zu. Insbesondere im 
Agrarbereich muß eine wirksame Verringerung der 
Exportsubventionen bei Nahrungsmitteln erfolgen. 

(Heiterkeit und Zustimmung bei der CDU/ 
CSU) 

In jeder meiner Reden ist das eingebunden, Herr Kol-
lege. — Nur so werden sich die marktorientierten Re-
formen in den Entwicklungsländern voll entfalten und 
die Chancen dieser Länder im Welthandel verbessern 
können. 

Die EG ist bereits heute ein ganz wichtiger Partner 
der Staaten der Dritten Welt. Die Lomé-, die Mittel-
meerabkommen sowie die Kooperationsverträge mit 
den ASEAN-Staaten, den Staaten Lateinamerikas 
und dem Golf-Kooperationsrat sind hierfür gute Bei-
spiele. Es ist zu begrüßen, daß mit den gerade begon-
nenen Verhandlungen über die Erneuerung des AKP/ 
EWG-Abkommens — Lomé IV — die bewährte Zu-
sammenarbeit mit den AKP-Staaten dynamisch fort-
entwickelt werden soll. Das gilt vor allem für die han-
delspolitische Zusammenarbeit und die Unterstüt-
zung von Strukturanpassungsbemühungen der AKP- 
Staaten. 

Darüber hinaus ist es dringendst erforderlich, die 
Bereiche Bevölkerungspolitik und, liebe Kollegin, 
Umweltschutz in das neue Abkommen aufzuneh-
men. 

Meine Damen und Herren, wenn ich nunmehr den 
Blick auf den Haushalt 1989 richte, so darf ich zu-
nächst feststellen, daß damit auch weiterhin ein not-
wendiger finanzieller Beitrag im Rahmen unserer Ent-
wicklungszusammenarbeit mit den Ländern der Drit-
ten Welt geleistet werden kann. Unter Berücksichti-
gung der Beschlußempfehlungen des Haushaltsaus-
schusses ergibt sich beim Einzelplan 23, für den ich 
heute spreche, für das Haushaltsjahr 1989 ein Baran-
satz von über 7,1 Milliarden DM. Das entspricht einer 
Steigerungsrate von 4,3 % gegenüber dem zur Verfü-
gung stehenden Soll des Vorjahres. 

(Esters [SPD]: Das steht nur nicht zur Verfü-
gung!) 

Unter Einbeziehung der für einen Wiedereinsatz vor-
gesehenen Tilgungsrückflüsse erhöht sich die Steige-
rungsrate sogar — „sogar" ist vielleicht nicht der pas-
sende Ausdruck — auf 4,5 %. Ich hätte mir gewünscht, 
daß es mehr wäre. 

(Esters [SPD]: Das wird im Haushaltsgesetz 
wieder zurückgeholt!) 

Dies ist ein „erfreuliches" Ergebnis, das den Stellen-
wert unserer Entwicklungspolitik deutlich macht. 

Im Zuge der parlamentarischen Beratungen konnte 
auf Initiative der Bundestagsfraktionen von CDU/ 
CSU und FDP, die in vielen Bereichen auch von den 

Fraktionen der Opposition mitgetragen wurde — wo-
für wir uns bedanken —, 

(Toetemeyer [SPD]: Beziehungsweise umge

-

kehrt!) 

eine wesentliche Verbesserung gegenüber dem Re-
gierungsentwurf erreicht werden. 

(Volmer [GRÜNE]: War der Regierungsent

-

wurf schlecht?) 

— Was möchten Sie denn jetzt hören? 

Dadurch konnten eine noch stärkere Schwerpunkt-
bildung in entwicklungswichtigen Sektoren vorge-
nommen und mit einer Erhöhung der Verpflichtungs-
ermächtigungen die Voraussetzungen für einen er-
weiterten Handlungsrahmen in den künftigen Haus-
haltsjahren geschaffen werden. Ich denke, wir wer-
den uns darüber noch länger unterhalten müssen. 

Ich darf an dieser Stelle ganz ausdrücklich begrü-
ßen, daß die Bundesregierung in einem weiteren 
Schritt eine Erhöhung der für einen Wiedereinsatz 
bestimmten FZ-Tilgungsrückflüsse vorgenommen 
hat. Ebenfalls sollte die Verbesserung der FZ-Kondi-
tionen angesprochen werden. Leider habe ich nicht 
mehr genug Zeit, um dazu Stellung zu nehmen. 

Damit hat die Bundesregierung einer parlamentari-
schen Forderung entsprochen. Dennoch bleibt die 
Bundesregierung aufgefordert, auch in den künftigen 
Haushaltsjahren eine weitere schrittweise Erhöhung 
dieses Ansatzes vorzusehen. 
Meine Damen und Herren, unter Berücksichtigung 

der in diesem Haushaltsjahr gewonnenen Erfahrun-
gen ist gleichzeitig zu prüfen, ob das gegenwärtige 
haushaltsmäßige Verfahren der beabsichtigten ent-
wicklungspolitischen Zielsetzung gerecht wird. 

Meine Damen und Herren, die FDP-Bundestags-
fraktion stimmt dem Einzelplan 23 zu. Wir erwarten, 
daß Sie, Herr Minister Klein, und Ihr Haus die für 1989 
bereitgestellten Mittel und Verpflichtungsermächti-
gungen wirksam und unter Beachtung ökologischer 
Gesichtspunkte zur Unterstützung der sozialen und 
wirtschaftlichen Entwicklung der Dritten Welt einset-
zen. 

(Volmer [GRÜNE]: Der Minister kennt nur 
Hochglanz!) 

Hierbei haben Sie, Herr Minister, und Ihre Mitarbeiter 
unsere volle Unterstützung. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Bun-
desminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit, Herr 
Klein. 

Klein, Bundesminister für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit: Verehrte Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Der Haushalt des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 1989 wird insgesamt 
7,109 Milliarden DM betragen. Das sind 4,6 % mehr 
als im laufenden Jahr. Im Rahmen der bilateralen Fi-
nanziellen und Technischen Zusammenarbeit, für die 
4,473 Milliarden DM im Einzelplan 23 angesetzt wur-
den, sind je gut 40 % für Afrika und Asien vorgesehen, 
knapp 14 % für Lateinamerika, der Rest für Europa 
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und Ozeanien. Über die Hälfte unserer Mittel, genau 
51,74 %, gehen an die ärmsten und ärmeren Entwick-
lungsländer. 

Doch die Zahlen allein, in denen sich das Engage-
ment der Bundesrepublik Deutschland für die 3,8 Mil-
liarden Menschen in der Dritten Welt nur statistisch 
ausdrückt, vermitteln ein unzulängliches Bild. Ich 
halte die Beschlüsse der Bundesregierung zur deut-
schen Entwicklungspolitik, auf die auch mein Kollege 
Borchert dankenswerterweise hingewiesen hat und 
die im Laufe dieses Jahres gefaßt wurden, sich aber im 
wesentlichen erst ab 1989 auswirken werden, für min-
destens ebenso entscheidend. 

Erstens. Streichung von weiteren 3,6 Milliarden 
DM Schulden ärmerer und ärmster Entwicklungslän-
der. Damit das niemand anmahnen muß, füge ich 
hinzu, daß 4,2 Milliarden DM Schulden in den voraus-
gegangenen zehn Jahren bereits unter meinen Vor-
gängern erlassen wurden. Aus den Reaktionen der 
betroffenen Länder, die dadurch um ein Schulden-
dienst-Soll im kommenden Jahr von 80 Millionen DM 
— das realistischerweise zu erwartende Ist wäre wohl 
nur halb so hoch — entlastet werden, wissen wir, daß 
diese deutsche Maßnahme vielfach Hilfe in höchster 
Not, Deblockierung anderweitig zugesagter, aber we-
gen Zahlungsrückständen nicht überwiesener Mittel, 
einen Beitrag zur Lösung des Schuldenproblems und 
zur Schaffung neuer Spielräume auch in der Umwelt-
politik bedeutet. 

Zweitens. Verbesserung der Kreditbedingungen 
für die im Rahmen der Finanziellen Zusammenarbeit 
gewährten Entwicklungsdarlehen. Neben Zuschüs-
sen für die ärmsten Entwicklungsländer wird es künf-
tig für einen kleinen Kreis bereits fortgeschrittenerer 
Länder der Dritten Welt Kredite zu sogenannten Stan-
dardkonditionen (2 % Zinsen, 10 Freijahre, 30 Jahre 
Laufzeit) geben, für die Masse unserer Partner aber 
IDA-Konditionen, also die von der Entwicklungsagen-
tur der Weltbank eingeräumten Bedingungen (0,75 % 
Zinsen, 10 Freijahre, 40 Jahre Laufzeit). 

(Volmer [GRÜNE]: Das ist für Afrika eine 
Verschlechterung, Herr Minister!) 

Drittens. Erhöhung der Mittel für forstwirtschaftli-
che Maßnahmen zur Rettung des tropischen Regen-
waldes bereits im laufenden Haushaltsjahr. Wir haben 
den Ansatz von 108 Millionen DM auf über eine Vier-
telmilliarde DM angehoben. Das sind keine Lippen-
bekenntnisse, Frau Kollegin Eid, sondern konkrete 
Maßnahmen. 

(Volmer [GRÜNE]: Für den Tropenwald-
aktionsplan!) 

Somit ist auch die Größenordnung für das kommende 
Haushaltsjahr programmiert. Dadurch ist die Bundes-
republik Deutschland — unseren Beitrag zu multilate-
ralen Leistungen nicht mitgerechnet — an den welt-
weit eingesetzten Entwicklungshilfegeldern für Forst-
maßnahmen 

(Volmer [GRÜNE]: Für Abholzen!) 

überproportional, mit 15 %, beteiligt. Umfang und Ge-
schwindigkeit der Vernichtung des tropischen Regen-
waldes sind allerdings so gigantisch, daß außerge-
wöhnliche Anstrengungen zwingend sind. Und weil 

nur global koordinierte Gegenmaßnahmen Wirkung 
versprechen, fügen wir unser Engagement in den 
Rahmen des Tropenwaldaktionsplans der FAO ein. 

(Volmer [GRÜNE]: Der ist für die Katz!) 

Zusammen mit den zuständigen Mitarbeitern meines 
Hauses habe ich deshalb bereits die notwendigen 
Schritte mit dem FAO-Generaldirektor und seinem 
Stab in Rom vereinbart. 

Die neu gefaßte Erläuterung zu Tit. 86 601 ermög-
licht sinnvollerweise für Umweltschutzprojekte künf-
tig auch Zuschüsse aus der Finanziellen Zusammen-
arbeit über den Kreis der ärmsten Länder hinaus. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der SPD) 

Viertens. Schrittweise Lösung der Rückflußproble-
matik. Bei einer noch nicht sehr großen, aber wach-
senden Zahl von Ländern der Dritten Welt, die auf 
Grund ihres Entwicklungsstandes noch geraume Zeit 
auf Zufuhr konzessionärer Mittel angewiesen sein 
werden, übersteigen inzwischen die Zins- und Til-
gungsleistungen die Neuzuweisungen. So selbstver-
ständlich Kredite im Normalfall zurückzuzahlen sind, 
so problematisch ist diese Entwicklung angesichts der 
von den betroffenen Ländern nur teilweise selbst zu 
verantwortenden Verschuldung. Im laufenden Haus-
haltsjahr waren 100 Millionen DM Rückflüsse im Ein-
zelplan 23 eingestellt, die aber auf Grund einer unzu-
länglichen haushaltstechnischen Konstruktion nur zu 
etwa einem Drittel verfügbar wurden. 

(Esters [SPD]: Das war eine Trickserei des 
BMF!) 

Für 1989 sind 120 Millionen DM aus Rückflüssen vor-
gesehen. Gleichzeitig wurde Vorsorge getroffen, daß 
über diesen Betrag in voller Höhe von Beginn des 
Haushaltsjahres an verfügt werden kann. 

(Zuruf von der SPD: Von wem?) 

Alle diese Beschlüsse sind mit entscheidender Un-
terstützung des Bundeskanzlers gefaßt worden. In sei-
ner Regierungserklärung, auf dem Weltwirtschafts-
gipfel in Toronto, bei der Jahrestagung von Weltbank 
und IWF in Berlin und gegenüber dem Diplomati-
schen Corps in Bonn hat er diese Maßnahmen der 
Bundesrepublik Deutschland zugunsten der Entwick-
lungsländer auch öffentlich vertreten. 

Erlauben Sie mir an dieser Stelle auch ein Wort der 
Würdigung und des Dankes an den Haushaltsaus-
schuß, insonderheit an die Berichterstatter für den 
Einzelplan 23, und an den Ausschuß für wirtschaftli-
che Zusammenarbeit. Mit Sachkunde, Vor-Ort-Erfah-
rung und eigenen gestalterischen Vorstellungen ha-
ben Mitglieder aller Fraktionen des Hohen Hauses 
dabei mitgewirkt, das Instrumentarium der deutschen 
Entwicklungszusammenarbeit den neuen oder neu 
erkannten Herausforderungen anzupassen. 

Wenn Kolleginnen und Kollegen der Opposition 
auf ihren Anteil an dieser erfolgreichen Politik verwei-
sen, widerspreche ich nicht. Im Gegenteil: Ich zögere 
nie, auch Ihre konstruktiven Beiträge öffentlich zu 
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würdigen. Das tue ich, Herr Kollege Esters, ungeach-
tet Ihres pflichtgemäßen rheto rischen Stirnrunzelns. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
FDP und der SPD) 

Dieser Grundübereinstimmung aller demokrati-
schen Kräfte ist wesentlich der wachsende publizisti-
sche Zuspruch zu danken, den die Entwicklungszu-
sammenarbeit findet und für den ich mich bei dieser 
Gelegenheit einmal bei den engagierten Journalistin-
nen und Journalisten bedanken möchte. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
FDP und der SPD) 

Ein ebenso herzlicher Dank gilt den Kirchen, den 
politischen Stiftungen und den NichtRegierungsor-
ganisationen für ihre hingebungsvolle Arbeit in der 
Dritten Welt und ihre informierende und bewußtseins-
bildende Tätigkeit in der Bundesrepublik Deutsch-
land. 

Gestatten Sie mir schließlich, von dieser Stelle aus 
auch den Mitarbeitern des Bundesministeriums für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit zu danken, die bei 
der Erarbeitung des Haushalts wie bei seiner organi-
satorischen und praktischen Umsetzung trotz größter 
Personalknappheit Außergewöhnliches geleistet ha-
ben. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Meine Damen und Herren, wiewohl der Bundesfi-
nanzminister und seine Beamten in diesem Prozeß 
naturgemäß oft eine Kontrahentenrolle zu spielen ha-
ben, wäre das jetzt erzielte Ergebnis ohne ihre verant-
wortungsbewußten und kenntnisreichen Anstrengun-
gen nicht denkbar gewesen. 

Natürlich könnte ich mir ein höheres Haushaltsvo-
lumen zur Erfüllung der weltweiten Aufgaben des 
Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenar-
beit vorstellen. Aber die Gestaltung der Einzelpläne 
ist — wem sage ich das, Herr Kollege Esters — ein 
mühsamer Prozeß des Interessenausgleichs. Mit der 
Schaufenster-Milliarde der SPD ist hier nichts zu be-
wirken. 

Natürlich beklage ich das Absinken unserer ODA- 
Quote, also des staatlichen Aufwands für die Entwick-
lungszusammenarbeit in Relation zum Bruttosozial-
produkt. Ich räume auch ein, daß gerade angesichts 
eines so erfreulich gestiegenen Bruttosozialprodukts 
unser Einsatz für die Dritte Welt nicht nachlassen 
sollte. Aber die ODA-Quote ist nur eine, wenn auch 
international angewandte Bemessungsgrundlage für 
diese Arbeit. Schuldenstreichungen, Konditionen-
verbesserungen, Wiedereinsatz von Rückflußmitteln 
und vervielfachte Umweltschutzausgaben — die sich 
allesamt in der ODA-Quote nur minimal niederschla-
gen — stellen für zahlreiche Entwicklungsländer we-
sentlich wirksamere Hilfen dar als einfach nur erhöh-
ter Geldeinsatz. Ich stimme mit der Kollegin Folz-
Steinacker dabei voll überein, daß es in der Entwick-
lungszusammenarbeit kein global gültiges Patentre-
zept gibt. Aber mir liegt viel daran, unsere oft von 
bürokratischem Regelwerk verlangsamten Abläufe in 
der Entwicklungszusammenarbeit zu beschleunigen, 
die umfangreichen Erfahrungen, über die Ministe-
rium und Durchführungsorganisationen verfügen,  

noch zielorientierter einzusetzen und über manche 
liebgewordene, aber ineffiziente Routine nachzuden-
ken. 

Das schließt die Straffung unserer langwierigen 
Gutachterverfahren ein, die intensivere Berücksichti-
gung soziokultureller Gegebenheiten, die bessere Ko-
ordinierung mit und unter den Nicht-Regierungsorga-
nisationen, den verstärkten Einfluß auf multilaterale 
Einrichtungen der Entwicklungszusammenarbeit, die 
raschere Umsetzung wissenschaftlicher Erkenntnisse 
in legislativen und exekutiven Entscheidungsprozes-
sen, doch auch eine Flexibilisierung der erstarrten 
Rahmenplanung. 

Mit Ausnahme eines guten halben Dutzends von 
Entwicklungsländern, die noch an marxistisch-staats-
dirigistischen Wirtschaftsmodellen festhalten, ist in 
ganz Afrika, in ganz Asien, in ganz Lateinamerika 
eine Welle der Strukturanpassungen im Gang. Wir 
begrüßen und unterstützen das. 

Gleichzeitig sollten wir aber erkennen, daß viele 
dieser staatlichen Wirtschaftsstrukturen ein Ergebnis 
unserer vorrangig auf staatliche Partner ausgerichte-
ten Entwicklungshilfe der letzten drei Jahrzehnte 
sind. Um den Aufbau der Privatwirtschaft zu fördern, 
genügt deshalb nicht ein mehr oder weniger beschei-
den ausgestatteter Sektortitel. Wir müssen ganz neue 
Formen der Zusammenarbeit entwickeln. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

Ein zweites, zur Dritten Welt hin geöffnetes Fenster im 
ERP-Sondervermögen, Herr Kollege Esters, oder die 
Errichtung revolvierender Entwicklungsfonds in ein-
zelnen, dafür geeigneten Partnerländern wären 
Wege, die in diese Richtung weisen. 

(Zustimmung bei der SPD — Bindig [SPD]: 
Sie nehmen unsere Idee auf! Sehr gut!) 

Ebenso notwendig erscheint mir, die Gießkanne in 
der Gießkanne in Frage zu stellen. 

Daß wir uns mit unserer Entwicklungszusammenar-
beit aus keinem noch so kleinen Partnerland zurück-
ziehen können, liegt angesichts der weltweiten Inter-
dependenz auf der Hand. Daß wir aber in vielen Län-
dern der Dritten Welt agieren, als wären wir das dor-
tige Entwicklungsministerium, indem wir an 30, 40, 50 
verschiedenen Projekten und Projektchen beteiligt 
sind, macht wenig Sinn. Eine Konzentration auf die 
Lösung von Schlüsselproblemen wäre wirksamer. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ganz besonders wichtig ist mir schließlich, die Ar-
mutsbekämpfung nicht als bloße Ca ritas oder als ideo-
logisch motivierte Sonderaufgabe zu sehen, sondern 
durch Weckung und Unterstützung der Selbsthilfe-
kräfte der armen und ärmeren Bevölkerungsschichten 
den armen und ärmeren Bevölkerungsschichten ei-
nen eigenständigen Platz in den Volkswirtschaften 
ihrer jeweiligen Länder erringen zu helfen. 

Dies alles, meine Damen und Herren, erfordert auch 
Geld, vor allem jedoch vorurteilsfreie Nachdenklich-
keit und vertrauensvolle Zusammenarbeit. 
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Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und Her-
ren, ich schließe die Aussprache. 
Wir kommen zur Abstimmung, und zwar zuerst 

über die Änderungsanträge der Fraktion DIE GRÜ-
NEN. 
Wer für den Änderungsantrag auf Drucksa-

che 11/3372 zu stimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Mit den Stimmen 
der Koalition abgelehnt. 
Wer stimmt für den Änderungsantrag auf Drucksa-

che 11/3373? — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Bei 
einer Enthaltung mit den Stimmen der SPD und der 
Koalition abgelehnt. 
Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Einzel-

plan 23. Wer dem Einzelplan 23 — Geschäftsbereich 
des Bundesministers für wirtschaftliche Zusammenar-
beit — in der Ausschußfassung zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Der Einzelplan 23 ist 
mit den Stimmen der Koalition angenommen. 

Ich rufe auf: 

Einzelplan 27 

Geschäftsbereich des Bundesministers für in-
nerdeutsche Beziehungen 
— Drucksachen 11/3221, 11/3231 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Nehm 
Dr. Neuling 
Hoppe 
Kleinert (Marburg) 

Hierzu liegt ein Änderungsantrag der Fraktion DIE 
GRÜNEN auf Drucksache 11/3374 vor. 
Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat ist für die 

Beratung eine Stunde vorgesehen. — Kein Wider-
spruch. So beschlossen. 
Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Herr 

Abgeordnete Büchler. 

Büchler (Hof) (SPD): Frau Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Die SPD-Fraktion be-
trachtet mit Sorge die politische Entwicklung des in-
nerdeutschen Ministeriums. Wir müssen feststellen, 
daß immer mehr operative Aufgaben vom Ministe-
rium zum Bundeskanzleramt hin verlagert werden. 
Beispiel für diese Entwicklung war kürzlich die öffent-
lich geführte Auseinandersetzung zwischen Bundes-
minister Schäuble und Herrn Staatssekretär Hennig. 
Hier wurde für jedermann sichtbar — wir haben das 
nochmal nachgelesen — , daß das innerdeutsche Mi-
nisterium über die Ergebnisse der Verhandlungen, 
z. B. über die Erhöhung der Transitpauschale, nicht 
unterrichtet war. Die Zurechtweisung des Parlamen-
tarischen Staatssekretärs Hennig durch den Chef des 
Bundeskanzleramts trifft nicht nur die Person, son-
dern auch das Ministe rium selbst. Ich kritisiere damit 
nicht die Arbeit in dem Ministe rium, denn wir können 
sehr wohl zufrieden sein und müssen es auch aner-

kennen: Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des 
Ministeriums arbeiten hervorragend mit uns zusam-
men und arbeiten im Interesse der Sache wirklich vor-
züglich. 

Die SPD-Bundestagsfraktion lehnt den Haushalts-
entwurf des Bundesministeriums für innerdeutsche 
Beziehungen aus einer Reihe von Gründen ab. Wir 
erkennen zwar an, daß die Bundesregierung in den 
vergangenen Jahren die sozialliberale Deutschland-
politik mehr oder weniger fortgeführt oder, besser 
gesagt, verwaltet hat, neue Impulse sind allerdings 
nicht vorhanden, sind ausgeblieben. Mehr noch, in 
den letzten Jahren geht die Entwicklung der Deutsch-
landpolitik — das wird bei der Betrachtung des inner-
deutschen Haushalts deutlich — in eine falsche Rich-
tung. Das innerdeutsche Ministe rium verabschiedet 
sich zusehends mehr aus der operativen Planung und 
Durchführung der Deutschlandpolitik. Wir Sozialde-
mokraten stellen fest, daß der Trend vom Auftrag des 
Ministeriums wegführt, die deutschlandpolitische 
Aufgabe der Bundesregierung wahrzunehmen. 

Das Ministerium entwickelt sich immer mehr zu ei-
ner Institution, die den Vertriebenenverbänden zuar-
beitet und besonders in der Forschungsförderung und 
Öffentlichkeitsarbeit ideologische Ziele verfolgt. 

(Lintner [CDU/CSU]: Ich glaube, das ist die 
Rede vom letzten Jahr!) 

— Da habe ich etwas ganz anderes gesagt. 

(Dr. Hennig [CDU/CSU]: Ich denke, wir set

-

zen Ihre Politik fort?!) 

Der Grund dafür liegt auf der Hand: Man will den 
rechten Rand der Union durch finanzielle Zuwendun-
gen bei der Stange halten. Ein typisches Beispiel ha-
ben wir heute in der Ausgabe der „Schlesier-Zeitung" 
lesen können. Wir sollten sie uns gemeinsam ansehen. 
Dies ist wieder eine Sache, die wirklich von höchster 
Brisanz ist. Ich glaube, Frau Minister, wir müssen bei 
der Förderung der Vertriebenen darauf achten, daß so 
etwas in einer Zeitung, die wir mit unterstützen, nicht 
ermöglicht wird. 

(Dr. Hennig [CDU/CSU]: Die unterstützen 
wir doch gar nicht! Böse Unterstellung! Das 

wissen Sie doch genau!) 

— Wir haben das letzte Mal darüber gesprochen. Ich 
sage aber dennoch: Wenn man Verbände so unter-
stützt, dann muß man bitte auch offene Worte dazu 
sagen dürfen. 

(Lintner [CDU/CSU]: Wenn es aber nicht 
stimmt?) 

Es stellt sich allmählich die Frage, ob das Ministe-
rium in seiner jetzigen Konstruktion überhaupt noch 
eine sinnvolle Aufgabe hat. Das innerdeutsche Mini-
sterium hat seine Existenzberechtigung auch dann 
verloren, wenn es sich weiter und noch viel mehr aus 
der operativen Deutschlandpolitik zurückzieht. Zur 
Zeit ist nicht gewährleistet, daß dieses Ministe rium in 
der Deutschlandpolitik wirklich maßgebend mit-
wirkt. 

(Frau Henseler [GRÜNE]: So ist es!) 

Ich möchte dies an Hand des Haushaltsentwurfs 
untermauern. Die Förderung der Arbeit von Flücht- 
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lings- und Vertriebenenverbänden soll zum Jahr 
1989 auf 5,4 Millionen DM steigen, also eine Steige-
rung von 20 % erfahren. Ich weiß natürlich, daß dieser 
Steigerung ein Beschluß des Bundestages zugrunde 
liegt, die mitteldeutsche Kulturarbeit zu fördern. Aber 
wir fragen uns insgesamt, was diese Politik soll. Die 
Förderung der Arbeit der Vertriebenenverbände ge-
hört nach unserer Auffassung nicht in dem Maße in 
das Ministerium für innerdeutsche Beziehungen, son-
dern ist Hauptsache des Innenministeriums und soll es 
auch bleiben. 

(Lintner [CDU/CSU]: Dort wollen Sie sie 
doch auch nicht haben! Also bitte!) 

Dort wird diese Aufgabe vorwiegend wahrgenom-
men, und so sollte es auch bleiben. 

Das innerdeutsche Ministe rium bekommt durch die 
Vertriebenenförderung zwar neue Aufgaben; das 
sehe ich ja ein. Diese führen aber — und das ist das 
Bedauerliche dabei — weg von der Aufgabenstellung 
des Ministe riums. Vertriebenenförderung im inner-
deutschen Ministe rium kann sogar zu außenpoliti-
schen Verwicklungen führen. Ich sage das im Hin-
blick auf die geplanten Jugendreisen nach Polen. Ich 
glaube, dies gehört eindeutig in das Ministe rium für 
Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit. Dort ist es 
gut angesiedelt. Dort sollte es angesiedelt sein. 

(Dr. Hennig [CDU/CSU]: Außer Ihnen beun-
ruhigt das niemanden!) 

Ich möchte in diesem Zusammenhang klarstellen, 
daß die SPD nicht gegen die Förderung der Heimat-
pflege und der Kulturarbeit der Vertriebenen ist. 
Brauchtum, Heimatsprache, Kunsthandwerk usw. aus 
diesen Ländern gehören ganz wesentlich zu unserer 
Tradition und zu unserem Selbstverständnis, und wir 
bekennen uns dazu. Aber wir müssen die Aufgaben-
teilung sehr genau beachten und auch richtig einord-
nen. Für die gerade genannten Aufgaben ist nach 
unserer Auffassung hauptsächlich das Innenministe

-

rium zuständig. 

Auch bei der deutschlandpolitischen Forschung ha-
ben wir Kritik zu üben: Hier haben Sie den Ansatz von 
6,2 Millionen DM auf 9,1 Millionen DM erhöht. Das 
sind 60 %. Wenn man sich die Projekte anschaut, die 
gefördert werden und die zur Forschung freigegeben 
werden sollen, kann man an Hand der Liste feststel-
len, daß eine ganze Reihe von Ihnen nahestehenden 
Wissenschaftlern unterstützt werden sollen. Das ist 
das, was wir bedauern: Sie wollen hier den rechten 
Kreisen in den Universitäten Schützenhilfe geben. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Dr.  Knabe [GRÜNE]: Viel Geld! — Schulze 
[Berlin] [CDU/CSU]: Haben Sie was dage-
gen? — Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Nein, wir wollen sie nicht überprüfen. Aber die 
sagen auch öffentlich ihre Meinung. Dagegen ist 
nichts zu sagen. Ich wende mich nur dagegen, daß 
einseitig mit Geldern Politik gemacht wird, die die 
Bundesregierung zwar zu verwalten hat, die aber von 
den Steuerzahlern kommen. Das muß man in diesem 
Zusammenhang doch sehen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Es gibt viele Aufträge; wir können sie der Reihe nach 
durchsehen. 

Es wird überhaupt nicht erkennbar, welchem Ziel 
die Forschungsförderung des Ministe riums dient. Bei 
manchen Vorhaben drängt sich der Verdacht auf, daß 
die Forschungspolitik gegen die operative Deutsch-
landpolitik des eigenen Ministe riums arbeitet. Wir 
sind nicht gegen die Forschungsförderung. Das ist gar 
keine Frage. Man hätte es auf der bisherigen Basis 
belassen können. Um etwas anderes geht es in diesem 
Zusammenhang gar nicht. 

Wir stellen uns in der Forschungsarbeit vor — das 
sage ich, damit das klar ist — , daß wirklich deutsch-
landpolitische Forschung für die Zukunft bet rieben 
wird, daß die praktischen Felder der Zusammenarbeit 
erforscht werden, damit der Politik etwas an die Hand 
gegeben wird. 

(Schulze [Berlin] [CDU/CSU]: Das hat auch 
der Minister neulich im innerdeutschen Aus

- schuß erklärt!) 

Es kann auch erforscht werden, wie die zwei deut-
schen Staaten mit den Drittländern im gemeinsamen 
Interesse operieren können. Darum geht es eigentlich. 
Damit hätte das innerdeutsche Ministe rium wieder 
einen Ansatz von politischer Gestaltungsmöglichkeit. 
Das wollen wir nach vorn bringen. Es müssen Wissen-
schaft-Foren geschaffen werden, auf denen die ein-
zelnen Fragen diskutiert werden, damit man weiß, 
wie in den einzelnen Ländern gedacht wird und wo 
wirklich Felder der Zusammenarbeit gegeben sind. 

Natürlich kann eine bessere Anwendung der For-
schungsergebnisse dazu beitragen, daß wieder Politik 
in diesem Ministe rium gemacht wird und daß vor al-
lem im Bundeskanzleramt in Zukunft die handwerkli-
chen Fehler vermieden werden. In den letzten zwei, 
drei Jahren sind wiederholt handwerkliche Fehler in 
der Deutschlandpolitik gemacht worden, die wir alle 
miteinander teuer bezahlen müssen. 

Der nächste Punkt, der uns besonders am Herzen 
liegt, betrifft die Streichung der Mittel für RIAS-TV. 
Wir bleiben dabei, was wir im Zusammenhang mit 
unserem Antrag im innerdeutschen Ausschuß gesagt 
haben. Die GRÜNEN haben einen Antrag vorgelegt, 
der wortwörtlich bei uns abgeschrieben wurde. Herr 
Heimann hat die Vorarbeit geleistet. Wir haben nichts 
dagegen, wir stimmen dem Antrag zu. Ich brauche ihn 
hier nicht weiter zu begründen. Ich kann mir all das, 
was ich hier zur Begründung zu sagen hätte, ersparen. 
Uns geht es darum, daß RIAS-TV kein Stadtsender als 
solcher bleibt. Er muß seinen deutschlandpolitischen 
Auftrag erfüllen, wenn seine Existenz überhaupt ei-
nen Sinn haben soll. 

Man muß prüfen, wer den Sender kontrolliert. Kon-
trollrechte müssen her, wenn der Sender schon mit 
öffentlichen Mitteln finanziert werden soll. Man muß 
auch die Konkurrenzsituation zu anderen Medienun-
ternehmen mit in diese Betrachtung einbeziehen. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

Das sind unsere Vorschläge. Ich sage dies auch ganz 
deutlich. 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 108. Sitzung. Bonn, Dienstag, den 22. November 1988 	7513 

Büchler (Hof) 

Ich sagte schon: Die Deutschlandpolitik muß effek-
tiver gemacht werden. 

(Dr. Hennig [CDU/CSU]: Was sind Ihre Vor-
schläge? Ich habe noch nichts gehört!) 

Wir wollen die operative Funktion des Ministe riums 
zurückgewinnen. Wir haben für die einzelnen Maß-
nahmen, die wir vorschlagen, entsprechende Strei-
chungen bei anderen Titeln vorgeschlagen. Wir wol-
len natürlich dafür Sorge tragen, daß für die Städte-
partnerschaft entsprechende Haushaltsmittel einge-
setzt werden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Bei den Städ-
ten!) 

Es sollen Diskussionsforen entstehen. Städtepartner-
schaften zwischen den deutschen Städten hüben und 
drüben sind eben nicht zu betrachten wie Städtepart-
nerschaften zwischen Städten in Frankreich und der 
Bundesrepublik oder Großbritannien und der Bundes-
republik. Hier sind andere Maßgaben zu beachten, 
hier stellen sich andere Aufgaben. Deshalb sage ich: 
Hier müßte ein Ansatz im Haushalt gefunden werden. 
— Haben Sie mir 15 Minuten gegeben? 

Vizepräsident Frau Renger: Ich habe Ihnen zehn 
Minuten gegeben. Dann hat Ihr Kollege nur noch fünf 
Minuten. 

Büchler (Hof) (SPD): Das ist ganz klar; er hat dann 
noch fünf Minuten. 15 Minuten sind beantragt. 
Das heißt also, hier müssen wir aktiv werden. Das 

gilt auch für die Pflege der Denkmäler, auch drüben 
in der DDR. Wenn wir Möglichkeiten haben, gemein-
same Denkmäler zu pflegen und auch wiederherzu-
stellen, sollten wir bereit sein, dafür Unterstützung zu 
geben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wenn die DDR 
mitmacht! ) 

Deswegen glaube ich, daß man vom innerdeutschen 
Ministerium aus sehr viel mehr operativ machen 
könnte, wenn man wollte. 

Die Kulturbegegnungen nehmen zu — Gott sei 
Dank, das ist gut so — , aber es fehlt an Mitteln vor 
allem für diejenigen Begegnungen, die nicht so offi-
ziell sind, an Mitteln, die bereitgestellt werden müs-
sen, damit diese Arbeit vorangetrieben werden 
kann. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Herr Büchler, kön-
nen Sie sich erinnern, wieviel Sie früher zur 

Verfügung stellten?) 
Die Zeiten ändern sich. Sie bauen auf unserer Politik 
auf. Sie haben diese Politik endgültig übernommen. 
Leider bleiben Sie dabei stehen und denken nicht 
weiter. Das ist das Handicap, das Sie dabei haben. Die 
Welt ändert sich, und auch die CDU/CSU ist aufgefor-
dert, über die Probleme der Welt nachzudenken — 
auch wenn es Ihnen ein bißchen schwerfällt. Das scha-
det nichts, wenn man darüber nachdenkt, wie sich 
Entwicklungen vollziehen können. 
Wir stellen mit Bedauern fest, daß die jetzige Regie-

rung als erste Regierung der Nachkriegszeit die För-
derung des Zonenrandgebietes massiv abbaut. Das 
innerdeutsche Ministerium hat eine Wächterfunktion,  

damit die Zonenrandförderung nicht unter die Räder 
gerät. Es muß auch darüber wachen, daß andere Mini-
sterien ihre Aufgaben im Zonenrandgebiet nicht ver-
nachlässigen. Hier hat das innerdeutsche Ministe rium 
gänzlich versagt. Kollege Hiller wird dazu noch eini-
ges sagen. 
Zusammenfassend stelle ich für die SPD-Bundes-

tagsfraktion folgendes fest. Zielgerichtete Deutsch-
landpolitik erfordert eine klare Aussage der Aufgaben 
des Bundesministeriums für innerdeutsche Beziehun-
gen. Es heißt zwar immer, das Ministe rium nehme die 
deutschlandpolitische Verantwortung der Bundesre-
gierung wahr, Frau Minister, es hat sich aber mehr 
und mehr aus der operativen Politik ausschalten las-
sen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Jetzt sind Sie wie

-

der bei Seite 1!)  
Längst ist diese beim Bundeskanzler angesiedelt. 
Wenn das Ministerium diesen Trend in seiner Haus-
haltsplanung noch verstärkt und sich mehr und mehr 
Aufgaben zuwendet, die mit dem Auftrag nur noch 
wenig zu tun haben, ist dies zu bedauern. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die Seite war dop

-

pelt!)  
Wir sind für eine Stärkung des Ministe riums, vor allem 
der politischen Aufgaben. Der vorliegende Haushalt 
wird dem nicht gerecht. Daher lehnen wir diesen 
Haushalt ab. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Das war die Seite vom Vorjahr!) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Neuling. 

Dr. Neuling (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich möchte zu-
nächst mit einem — — 13 Minuten hatte ich, Frau Prä-
sidentin; hier stehen elf Minuten. Es geht unheimlich 
zügig hier. Ich bitte doch, auf 13 Minuten zu stellen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zwölf Minuten hatten 
Sie. 

Dr. Neuling (CDU/CSU): Dann bitte ich doch, auf 
zwölf Minuten zu stellen und nicht gleich auf elf. — 
Ich fange bei zwölf Minuten an. 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Ich möchte zunächst mit einem Dank begin-
nen, einem Dank an den Kollegen Nehm dafür, daß er 
einen Neuling, nämlich den Dr. Neuling, ausgespro-
chen fair in die Berichterstattung innerhalb des Haus-
haltsausschusses eingearbeitet hat. Dies ist einen 
Dank wert. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Ich komme nun zu den Fragen der innerdeutschen 

Beziehungen und der angeblichen Überflüssigkeit 
dieses Ministe riums. Wir haben hier von 1982 auf 1989 
eine Steigerung von 440 Millionen DM auf rund 
1,2 Milliarden DM festzustellen; das entspricht 170 % 
oder einer durchschnittlichen Steigerungsrate von 
20 % . Damit wird deutlich, daß die Bundesregierung 
unter Bundeskanzler Helmut Kohl bei der Deutsch-
land- und Berlinpolitik einen eindeutigen Schwer- 
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punkt gesetzt hat, und wir unterstützen diese Politik 
ausdrücklich. 

Ich möchte die Gelgenheit benutzen, um einige 
Grundsätze in der Berlin- und Deutschlandpolitik 
darzustellen. Die Deutschland- und Berlinpolitik er-
lebt ohne Zweifel eine neue Renaissance. Dies ist für 
mich auch ein Ausdruck dafür, daß die Dauer der Tei-
lung Berlins, Deutschlands und Europas — übrigens 
auch in vielen Warschauer-Pakt-Staaten — nicht zu 
einer inneren Akzeptanz dieser Teilung geführt hat. 
Im Gegenteil, die Menschen wollen diese Teilung 
nicht; sie wollen sie nicht in Berlin, nicht in Deutsch-
land und nicht in Europa. Für mich ist diese Entwick-
lung im Grunde genommen auch ein Sieg vieler Mil-
lionen Menschen über Bürokraten und engstirnige 
Ideologen. Den Menschen wird immer stärker die 
menschenverachtende Perfektion an der innerdeut-
schen Grenze und die Absurdität einer Mauer in Ber-
lin bewußt, einer Mauer, die, davon bin ich überzeugt, 
vor der Geschichte keinen Bestand haben wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Und in diese Entwicklung, wo wir eigentlich ein 
Mehr an Gemeinsamkeit haben sollten, kommen Vor-
schläge aus der SPD — dazu hätte ich eigentlich ein 
paar Worte heute erwartet — , die in ihrer Wirkung die 
deutsche Teilung zementieren. Ich möchte den Ver-
fasser nicht nennen; es wäre — wie heißt das so 
schön? — eine Schleichwerbung für falsche Thesen. 
Beides ist unangebracht. 

Zum Stichwort Anerkennung Ostberlins als Haupt-
stadt der DDR hätte ich gern gehört: Wie ist denn die 
Meinung der SPD-Fraktion dazu? 

Ich sage dazu nur eines ganz deutlich: Mit einer 
endgültigen rechtlichen Teilung Deutschlands würde 
der freie Teil Berlins seine rechtlichen und politischen 
Grundlagen verlieren, er würde zu einem Vorort von 
Ost-Berlin ohne jegliche Perspektive degene rieren. 
Heute dagegen steht der freie Teil Berlins im wahr-
sten Sinne des Wortes für die Faszination von Freiheit 
schlechthin. Berlin als Ganzes ist das Symbol der Hoff-
nung für die Überwindung der Teilung unseres Vater-
landes. Und diese Symbolfunktion muß bis zu einer 
Lösung im Rahmen einer europäischen Friedensord-
nung voll erhalten bleiben. 

(Zustimmung von der CDU/CSU) 

Es wäre ein verhängnisvoller historischer Fehler 
— gerade im Hinblick auf eine anzustrebende ge-
samteuropäische Friedensordnung — , wollte man 
die Teilung psychologisch, formal oder materiell ver-
tiefen und zementieren. Im Gegenteil! Wir müssen 
gerade als Deutsche Verbundenheit und Gemeinsam-
keiten zwischen den beiden Staaten in Deutschland 
vertiefen und fördern, um so wirksamer als eine poli-
tische Klammer zwischen West- und Osteuropa fun-
gieren zu können. Gerade wir in Deutschland müssen 
darauf achten, daß bei der Gestaltung einer europäi-
schen Friedensordnung im Interesse einer Überwin-
dung der Teilung Deutschlands der Blick eben nicht 
auf Westeuropa eingeengt wird, sondern darüber hin-
aus auf Europa als Ganzes gerichtet bleibt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Um es mit einem Schlagwort zu formulieren: Berlin 
als Ganzes bewahren und Europa als Ganzes mitge-
stalten, führt uns zum strategischen Ziel der Überwin-
dung der Teilung Deutschlands, um im Bild zu blei-
ben, zu einem Deutschland als Ganzes. Hierzu hätte 
ich gern eine Stellungnahme gehört und nicht nur zu 
im Grunde genommen Kleingkeiten im Etat. Darum 
geht es bei einer generellen Aussprache. 

(Zuruf von der SPD: Ich denke, Sie haben 
etwas zum Haushalt zu sagen!) 

— Wir diskutieren über Politik, Sie diskutieren viel-
leicht über Titel. Aber die Zeit ist mir zu schade, um 
mich mit Ihnen auf eine solch kleinliche Diskussion 
einzulassen. 

(Zuruf von der SPD: Weil Sie dazu nichts 
sagen können! — Zuruf der Abg. Frau Mat

-

thäus-Maier [SPD]) 

— Die Methoden, Frau Kollegin finanzpolitische Spre-
cherin, für eine derartige Politik liegen in einem 
Höchstmaß an Zusammenarbeit der beiden Staaten, 
einer Vernetzung von beiderseitigen Infrastrukturen 
und einem Mehr an menschlichen Begegnungsmög-
lichkeiten. 

Mit dem vorliegenden Haushalt des Ministe riums 
für innerdeutsche Beziehungen, verehrter Herr Kol-
lege, wird diese Politik mit außergewöhnlichem Erfolg 
umgesetzt. 

(Zurufe von der SPD: Wo denn? — Im Bun

-

deskanzleramt allenfalls!) 

Und hierzu gebe ich Ihnen einige Beispiele. 

Erstens. Die deutsch-deutsche Kooperation im Um-
weltschutz aus gemeinsamer Verantwortung für die 
Umwelt und als zusätzliche Schubkraft für den inner-
deutschen Handel gleichermaßen: Im Rahmen der 
Haushaltsberatungen — jetzt kommen wir zu einem 
praktischen Beispiel — haben wir nämlich bewußt ei-
nen projektbezogenen Haushaltstitel in seiner 
Zweckbestimmung dahingehend umgewandelt, daß 
er von einer reinen projektbezogenen Anwendung 
generell für grenzübergreifende Umweltschutzpro-
jekte im Zonenrandgebiet verwendet werden kann. 
Hiermit wird ein politisches Signal gesetzt, daß mög-
lichst viele Umweltschutzprojekte unter Einbindung 
von regionalen kleinen und mittleren Unternehmen 

(Zuruf von der SPD: Weil Sie Ihre Probleme 
nicht lösen können!) 

im Zonenrand durchgeführt werden sollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Damit wollen wir ein Stück Gemeinsamkeit auf die-
sem höchst sensiblen Gebiet verwirklichen und für 
mehr Deutsche erlebbar machen. 

(Zuruf von der SPD: Das wird als Erfolg dar

-

gestellt! Das darf doch nicht wahr sein!) 

Mit in diese Bilanz gehört natürlich auch, daß nach 
den Gesprächen zwischen Kanzleramtsminister 
Schäuble und Generalsekretär Honecker Gespräche 
über die Reinhaltung der Elbe aufzunehmen sind. 

(Zuruf des Abg. Dr. Knabe [GRÜNE]) 

Dies ist ein bemerkenswerter Fortschritt für alle Deut-
schen in Ost und West. 
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Eine große Herausforderung liegt letztendlich auch 
in dem nun folgenden Gebiet einer gemeinsamen 
deutsch-deutschen Kooperation im Umweltschutz: in 
der zwingend erforderlichen Entschwefelung von 
zahlreichen Kohlekraftwerken in der DDR. Insgesamt 
kann eine verstärkte deutsch-deutsche Umwelt-
schutzkooperation meines Erachtens eine zusätzliche 
Schubkraft von hoher Qualität und Quantität im in-
nerdeutschen Handel entwickeln. 

Lassen Sie mich abschließend zu diesem Thema 
noch etwas sagen, weil wir gerade hierüber mit 
dem Innerdeutschen Ministerium diskutiert haben: 
Die nachfolgenden Generationen — übrigens in 
„Deutschland Ost" und „Deutschland West" — wer-
den uns nicht danach fragen, ob wir bei der Rettung 
der Wälder, der Seen und der Flüsse in der Mitte Euro-
pas immer mit Nachdruck die Systemunterschiede 
betont haben. Nein, sie werden uns danach fragen 
und danach beurteilen, was wir gemeinsam ganz kon-
kret zum Schutz und zum Erhalt der Umwelt heute 
getan haben. 

(Dr. Knabe [GRÜNE]: Das sagen wir seit Jah-
ren!) 

Der Etat 1989 setzt hier einen deutlich positiven 
Akzent. 

Ein weiteres wichtiges politisches Ziel gerade im 
innerdeutschen Ministe rium, die Einheit der Nation 
trotz staatlicher Teilung für immer mehr Deutsche er-
lebbar zu machen, ist der innerdeutsche Reise- und 
Besuchsverkehr. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Die jüngsten Entwicklungen — hier einige Zahlen — 
unterstreichen die überaus erfolgreiche Politik, die 
gerade in diesem Einzeletat zum Ausdruck kommt. 
Die Zahl der Reisenden im Reiseverkehr aus der DDR 
unterhalb des Rentneralters explodierte förmlich in 
den letzten vier Jahren von ca. 100 000 in 1985 auf 
über 1,3 Millionen heute. Die entsprechende Zahl der 
Reisenden im Rentenalter steigerte sich auf über 
5 Millionen in 1988. Im Transitverkehr hat sich die 
Anzahl der Reisenden insgesamt — nach einer Phase 
der Stagnation zwischen 1977 und 1982 — mit über 
35 % auf jetzt über 31 Millionen Reisende pro Jahr 
gesteigert. Darin kommt ein wichtiges Ziel in unserer 
innerdeutschen Politik zum Ausdruck: mehr mensch-
liche Begegnungen. Das bedeutet eben auch ein 
Stück der Überwindung der Teilung Deutschlands. 

Die Erhöhung des Begrüßungsgeldes schlägt sich 
mit über 250 Millionen DM im Etat nieder. Das ist eine 
Verfünffachung des Ansatzes seit 1985. Mit der Ent-
scheidung über diesen Etat werden zusätzlich 33 Mil-
lionen DM für Fahrpreisverbilligungen im innerdeut-
schen Reiseverkehr beschlossen. Damit ist sicherge-
stellt — was mich als Berliner natürlich besonders in-
teressiert — , daß die Berliner Senioren voll in die Er-
mäßigung für Eisenbahnfahrten durch die DDR einbe-
zogen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Mit in die Bilanz gehört sicherlich auch, daß die neu 
vereinbarte Transitpauschale, weit in die 90er Jahre 
hineinreichend, eine wichtige Grundlage für die Ent-
wicklung des Besuchs- und Reiseverkehrs im inner-

deutschen Bereich legt. Hierbei gehört es zu den Be-
sonderheiten der Deutschlandpolitik, daß beide Sei-
ten ein Verhandlungsergebnis als Erfolg darstellen 
können. Für Berlin ist es insbesondere wichtig, daß 
wir einen neuen Transitübergang im Süden dieser 
Stadt damit bekommen werden. 

Zu den positiven Ereignissen deutsch-deutscher Be-
gegnungen gehört auch die Entwicklung der inner-
deutschen Städtepartnerschaften. In den letzten bei-
den Jahren wurden 43 Partnerschaften unterzeichnet 
bzw. ratifiziert. Wir sind der Meinung, daß die Ausfül-
lung natürlich durch die Städte selber erfolgen soll 
und nicht durch das Bundesministerium. Das ist doch 
völlig logisch. Wir wollen nicht, daß es zu mehr Begeg-
nungen von Funktionären kommt; wir wollen viel-
mehr, daß diese Städtepartnerschaften mehr Möglich-
keiten der Begegnungen gerade für die Bewohner in 
den jeweiligen Städten bieten. Das ist doch das Ziel 
unserer Politik, das wir damit verfolgen wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

In diesem Zusammenhang noch ein kurzes Wort 
zum Rias: Alte Kamellen, neu vorgetragen, verbes-
sern nicht die Argumente, die vermutlich von der grü-
nen Seite kommen. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Ja, ja!) 

Die verfassungsrechtliche Seite — das ist klar — 
spricht eindeutig für den RIAS. Ich sage noch einmal: 
Die Koalitionsfraktionen stehen voll hinter dem RIAS, 
ob nun im Hörfunk oder im Fernsehen. Wir werden 
die weitere Entwicklung selbstverständlich mit der 
gebotenen Sorgsamkeit, die im Haushaltsausschuß 
üblich ist, verfolgen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Als mögliche Felder für weitere Projekte gerade für 
das Innerdeutsche Ministe rium bieten sich an: Ver-
stärkung eines deutsch-deutschen Jugendaustau-
sches, Organisation eines breiten Zeitungsaustau-
sches, Erschließung des Umfeldes von Berlin, wie z. B. 
die Mark Brandenburg und Mecklenburg, für den 
Wachstumsmarkt Tourismus — ein wichtiger Punkt 
gerade für Berlin — , Ausbau Berlins als ein Ort für 
internationale Ost-West-Konferenzen. Im übrigen 
verweise ich auf die Reagan-Initiative respektive auf 
das Aide-Memoire der drei Schutzmächte bzw. der 
drei Alliierten in Richtung Moskau. 

Ich komme abschließend zu folgender Bewertung: 
Die volle Einbeziehung Berlins — ein wichtiger 
Punkt im West-Ost-Dialog — muß sichergestellt wer-
den. Dazu hat der Kollege Hoppe dankenswerter-
weise in aller Ausführlichkeit heute morgen bereits 
Stellung genommen. Die formale und materielle Ein-
beziehung Berlins beim Ausbau der Ost-West-Bezie-
hungen zum unverzichtbaren Bestandteil seiner Poli-
tik zu erklären, dafür sind wir dem Bundeskanzler 
sehr denkbar, denn nur auf dieser Basis wird sich Ber-
lin und kann sich Berlin weiterentwickeln. 

Insgesamt können wir sagen: Gerade für die 
Deutschlandpolitik gilt: Wer Entwicklung in der Ge-
schichte beeinflusssen will, muß fest in seinen Grund-
sätzen sein, oftmals einen langen Atem haben und von 
der Idee bzw. einer Vision überzeugt sein. Die Berlin-
und Deutschlandpolitik dieser Bundesregierung, wie 
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sie sich im vorliegenden Einzelplan ausdrückt, ist ein 
gutes, weil erfolgreiches Beispiel hierfür. Ich bitte um 
Zustimmung zu diesem Einzelplan. 
Recht herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Knabe. 

Dr. Knabe (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Liebe Freundinnen und Freunde! In die-
sem Haus gibt es wohl über alle Fraktionen hinweg 
ein übereinstimmendes Interesse an einer Verbesse-
rung der deutsch-deutschen Beziehungen als Beitrag 
zum Ost-West-Dialog. Dieses Interesse gründet sich 
auf der Sorge um die Erhaltung des Friedens und dem 
Wissen, daß man die Umwelt nicht als isolierter Ein-
zelstaat, sondern nur gemeinsam lebensfähig erhalten 
kann. 

Aber was trägt der Bundeshaushalt hierzu bei? 
Nach sorgfältiger Prüfung bestreite ich entschieden, 
daß der Entwurf der Regierung diesem Zwecke dient. 
Nach wie vor erlaubt sich die Regierung den Luxus 
eines Ministeriums, das sich im wesentlichen auf Ideo-
logieverbreitung und Propaganda beschränkt. 

(Heimann [SPD]: Sehr gut!) 
Ideologisch wird mit diesem Ministe rium für inner-
deutsche Beziehungen immer noch die Möglichkeit 
der Einverleibung der DDR in die Bundesrepublik si-
gnalisiert. Wenn im Haushalt des innerdeutschen Mi-
nisteriums sogar die Förderung von Jugendfahrten 
nach Polen auftauchen, dann wird es schon sehr be-
denklich. Wir haben nichts gegen Jugendfahrten 
nach Polen, aber sehr viel gegen die Einbindung der 
Begegnung junger Menschen unter dem Beg riff „in-
nerdeutsche Beziehungen". 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord-
neten der SPD) 

Statt die begrüßenswerte Realität einer kosmopoliti-
schen Kultur und Wertorientierung in der Bundesre-
publik zu fördern, möchte das Ministe rium mit riesi-
gem Propagandaaufwand erreichen, daß den Men-
schen immer wieder ein Ehrfurchtsschauder über den 
Rücken läuft, wenn die Nationalhymne erklingt. 
Die Überflüssigkeit des Ministeriums wird aber 

auch in der Arbeitsteilung innerhalb der Bundesregie-
rung sichtbar. Für das Kanzleramt ist das innerdeut-
sche Ministerium kaum mehr als der Hofnarr an frü-
heren Fürstenhöfen. Frau Wilms ist mir dafür zu 
schade. 

(Werner [Ulm] [CDU/CSU]: Die wird Ihnen 
für so viel Mitgefühl dankbar sein!) 

Herr Schäuble macht die Politik. Nichts ist also zeit-
gemäßer als die seit Jahren von uns erhobene Forde-
rung nach Auflösung des innerdeutschen Ministe-
riums. Das gilt nicht für den entsprechenden Bundes-
tagsausschuß, da der die parlamentarische Kontrolle 
der Regierungsaktivitäten aller Ministe rien ausführt. 
Die jahrzehntelangen Bemühungen von Staatssekre-
tär Rehlinger um Gefangene und Ausreisesuchende 
in der DDR möchte ich genauso anerkennen — aber 
braucht man hierzu ein ganzes Ministe rium? 

Wie teuer den steuerpflichtigen Bundesdeutschen 
die Aufrechterhaltung dieses Propagandaapparates 
zu stehen kommt, wird bei den konkreten Verwen-
dungszwecken deutlich. Hier werden Etatmittel in 
schamloser Weise verschleudert, als gäbe es sonst 
keine Finanzknappheit. 

(Schulze [Berlin] [CDU/CSU]: Da möchten 
wir aber einmal hören, was Sie meinen! — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Die Flüchtlings- und Vertriebenenverbände erhalten 
traumhafte Mittelsteigerungen. Die prozentuale Stei-
gerung von 1988 auf 1989 beträgt 30 %, nimmt man 
1984 zum Ausgangspunkt, sogar 83,2 %. Noch unver-
frorener werden die Berufsvertriebenen im Etat von 
Herrn Zimmermann gefördert. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Hier steigen die Mittel um 42,4 %. Vielleicht haben 
selbst CDU-Abgeordnete übersehen, daß hier ein na-
tional-chauvinistisches Klientel und sein Funktionärs-
körper bedient wird. 

(Werner [Ulm] [CDU/CSU]: Herr Dr. Knabe, 
das glauben Sie doch wohl selber nicht! — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Wir müssen hier feststellen, daß die Funktionäre im-
mer wieder angeben, im Namen der Vertriebenen 
und Flüchtlinge zu sprechen. Ich bestreite das. Eigent-
lich müßten wir diese Mittel an die Eigenmittel bin-
den, die die Verbände selbst aufbringen. Das ist bei 
allen anderen Angelegenheiten so: Jeder Verband 
muß Eigenmittel aufbringen, und die werden entspre-
chend aufgestockt. Hier fehlt das. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Werner [Ulm] 
[CDU/CSU]: Woher wollen Sie das wis

-

sen?) 

Die politische Dimension der Haushaltspolitik wird 
aber erst deutlich, wenn man das mit den Ausgaben 
für Umwelt- und Naturschutzverbände vergleicht: 
zweistellige Millionenbeiträge für das organisierte 
Verbandswesen auf dem nationalen Sektor gegen-
über 314 000 DM für das Umweltengagement. 

(Heimann [SPD]: Das ist es!) 

Auch das ist eine bittere Wirklichkeit der Regierungs-
politik. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Lintner [CDU/ 
CSU]: Wissen Sie überhaupt, wieviel Mittel 
im Einzelplan 27 für Umweltschutz vorgese

-

hen sind?) 

—Aber nicht bei den Vertriebenenverbänden, Herr 
Lintner. 

(Lintner [CDU/CSU]: Einzelplan 27, und der 
ist hier Gegenstand!) 

Überhaupt scheint sich die Umweltpolitik auch in 
den deutsch-deutschen Beziehungen einzig und al-
lein auf schöne Worte zu beschränken. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

— Na, sehr bescheiden; sagen wir einmal: sehr be-
scheiden. 

Im innerdeutschen Ministe rium und im Umweltmi-
nisterium sind kaum Mittel für solche konkreten Um- 
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weltschutzmaßnahmen eingesetzt. Die Entsalzung 
der Werra schleppt sich endlos hin. Es gibt nur etwas 
für Pilotanlagen in der DDR, die man jetzt nachträg-
lich im Haushalt untergebracht hat. 

Wir werden dagegen einen Antrag für die Einrich-
tung eines Umweltswings und eines Umweltfonds zur 
Minderung grenzüberschreitender Emissionen durch 
DDR-Kraftwerke einbringen. 

Der DDR soll damit ein verwendungsgebundener 
zusätzlicher Kreditrahmen nach dem Muster des 
Swing zinsfrei eingeräumt werden, mit dem ihr Mittel 
zur ökologischen Modernisierung der Energiewirt-
schaft offenstehen. Ein Teil des Kredits kann dann als 
Kompensation zurückgezahlt werden. 

Zusätzlich soll ein Umweltfonds eingerichtet wer-
den. Das sind verlorene Zuschüsse für solche DDR- 
Kraftwerke, die unmittelbar zu einer erheblichen Be-
lastung der grenznahen Gebiete der Bundesrepublik 
und Westberlins beitragen. 

Wir hoffen hier auf eine konstruktive Ausschußbe-
ratung unseres Antrages, der die vielen ökologischen 
Leerstellen der Umweltpolitik der Bundesregierung 
jedenfalls an dieser Stelle auffüllen könnte. 

Auf die fehlgeleitete Konzeption der deutschland-
politischen Bildung hat meine Kollegin Karitas Hensel 
im vorigen Jahr eingehend hingewiesen. Nur noch 
einmal: Wir haben 37 Millionen DM für die deutsch-
landpolitische Bildung gegenüber 19 Millionen DM 
für die gesamte politische Bildung der Bundesrepu-
blik. Das ist eindeutig ein Mißverhältnis. 

Abschließend ein Lob an die SPD. Sie haben den 
Antrag eingebracht, die Mittel für das RIAS-Fernse-
hen einzufrieren bzw. zu streichen. Das finde ich sehr 
vernünftig. Wir unterstützen das. Konsequenterweise 
müßten Sie bei den Mehrheitsverhältnissen im Hause 
bereit sein, eine Normenkontrollklage einzureichen. 
Denn nur damit werden wir diesen Staatsrundfunk, 
einen staatlich geförderten Rundfunk, der auch in die 
Bundesrepublik über Kabel eingespeist werden kann, 
verhindern. Das wollen die GRÜNEN vermeiden. Wir 
hoffen hier auf starke Unterstützung durch unsere 
Freundinnen und Freunde — das darf ich diesmal sa-
gen — von der SPD. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Hoppe. 

Hoppe (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Herr Kollege Büchler trat zunächst ans Pult 
und wirkte wie ein Fürsorger für das innerdeutsche 
Ministerium; denn er wollte es mit Kompetenzen und 
Zuständigkeiten füllen. Er erklärte dann anschlie-
ßend, daß sie die Mittel für das Ministe rium und den 
Haushalt ablehnen. 

Ich muß sagen: Wer dann zur Begründung soviel 
von Forschung spricht, Herr Kollege, der sollte sich 
einmal selber erforschen. Denn das könnte die De-
batte entkrampfen. Sich zunächst als Fürsorger hier-
her zu stellen und anschließend dem Kollegen Knabe  

zuzustimmen, wenn er das Ministerium abschaffen 
will, das entlarvt doch die ganze seltsame Situation. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Büchler [Hof] [SPD]: Das habe ich nicht ge

-

sagt, Herr Hoppe! Bleiben Sie bei den Tatsa

-

chen! Das habe ich nicht getan!) 

— Ach, Ihr Beifall, als er das gesagt hat, war rein 
zufällig. 

Lieber Herr Büchler, dann knüpfen Sie, was das 
Thema RIAS angeht, an die Debatte im innerdeut-
schen Ausschuß an. Ihre Ausführungen dazu sind in 
der Tat deckungsgleich mit dem, was wir da diskutiert 
und abgestimmt haben. 

Ich darf nur sagen: Wir reden hier heute über den 
Haushalt. Im Haushaltsausschuß hat die grüne Frak-
tion den Antrag gestellt. Wir haben ihn mit der Koali-
tion abgelehnt. Die Kollegen der SPD haben sich dort 
der Stimme enthalten. 

Meine Damen und Herren, wir haben — das darf ich 
jetzt einmal sagen — die Mittel doch deshalb bewil-
ligt, weil es bei der Einführung des RIAS-Fernsehens 
darum geht, den Hörfunkbereich des Senders um das 
Medium Fernsehen zu erweitern. Dies halten wir nun 
allerdings für ein legitimes Anliegen. Es ist nur kon-
sequent, daß RIAS seinen Programmauftrag durch die 
Nutzung des wirksamen Mediums Fernsehen ver-
wirklichen und deshalb notwendigerweise ergänzen 
will. Ohne dieses Medium verlöre der Hörfunk allein 
zwangsläufig an Wirksamkeit. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Der Programmauftrag auch vom RIAS-Fernsehen 
wird — das versteht sich von selbst — der gleiche sein 
wie beim RIAS-Hörfunk: die Bevölkerung der DDR 
umfassend und aktuell über die Ereignisse in 
Deutschland und in der Welt zu informieren. 

Wenn ich sage „die Bevölkerung der DDR", dann 
erkläre ich — das habe ich auch an anderen Stellen 
gesagt, und ich wiederhole es hier; das ist unsere 
gemeinsame Auffassung —, daß die jetzige Sendefre-
quenz allenfalls für die Fingerübungen ausreicht. Wir 
müssen die Sendefrequenz ausdehnen, damit wir den 
Auftrag erfüllen können. Einen Berlinsender brau-
chen wir nicht. Wir brauchen RIAS-Fernsehen wie 
RIAS-Hörfunk, um den Auftrag — Information für die 
DDR — erfüllen zu können. Das darf ich noch einmal 
ausdrücklich sagen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Büchler [Hof] [SPD]: Auf die Konzeption bin 

ich gespannt!) 

Angesichts der positiven Veränderungen im Ost- 
West-Dialog und der spürbaren Aufbruchstimmung in 
Europa nimmt es kein Wunder, daß ein besonders 
waches Interesse für die Fragen der Deutschlandpoli-
tik in beiden deutschen Staaten festzustellen ist. Da-
bei geht es nicht um spektakuläre Aktionen, sondern 
um eine schrittweise Überwindung der Teilung. Es 
bleibt das Ziel unserer Politik, Grenzen überflüssig zu 
machen. Dazu gehört auch, daß Relikte der Men-
schenrechtswidrigkeit wie Mauer, Stacheldraht und 
Schießbefehl verschwinden. Bei Verwirklichung der 
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Menschenrechte in der DDR würde sich auch die Zen-
trale Erfassungsstelle Salzgitter erübrigen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Wenn die DDR — wie sie sagt — neu an die West-
Ost-Beziehungen herangehen will, so muß sie endlich 
auch die Beseitigung der Altlasten in Ang riff nehmen, 
die noch aus der Abgrenzungsphase des Jahres 1980 
stammen. Ich werde nicht aufhören, die DDR hieran 
zu erinnern. Der erhöhte Zwangsumtausch muß rück-
gängig gemacht werden, insbesondere im Hinblick 
auf unsere Rentner, die vor 1980 von dem Zwangsum-
tausch freigestellt waren. Diese unsoziale Maßnahme 
muß endlich aus der Welt. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Die Erfolge, die wir in der Deutschlandpolitik tat-
sächlich erzielen konnten, müssen wir immer vor dem 
Hintergrund dessen sehen, was noch nicht erreicht 
worden ist. Dennoch können wir vermerken, daß von 
vielen Bürgern in beiden Staaten die bereits eingetre-
tenen Verbesserungen als Bereicherung ihres Lebens 
empfunden werden. 

Zu diesen positiven Entwicklungen zählt die Aus-
weitung des innerdeutschen Reiseverkehrs. Beson-
ders erfreulich ist, daß in erheblichem Umfang auch 
junge Menschen eine Reiseerlaubnis erhalten. Mit ei-
ner Drosselung dieser Praxis täte sich die DDR-Füh-
rung wahrlich keinen Gefallen. 

Zu den positiven Entwicklungen zählt die Bereit-
schaft der DDR, nunmehr über Maßnahmen zur Sa-
nierung der Elbe zu verhandeln. Für das kommende 
Jahr ist deshalb als Schwerpunkt in den deutsch-deut-
schen Beziehungen Umweltschutz angesagt. 

Gerade in einer Phase der verstärkten internationa-
len Zusammenarbeit bleibt die DDR aufgefordert, ih-
ren konstruktiven Beitrag zu leisten. Man hat aller-
dings den Eindruck, daß die Führung der DDR 
Schwierigkeiten hat, sich auf diese neue Entwicklung 
einzustellen. 

(Dr. Weng [Gerlingen] [FDP]: Noch!) 

Mit ihrer Abschottungspraxis, die sich in der Presse-
zensur sogar schon gegen den großen Bruder richtet, 
wird sie sich aber nur selbst beschädigen. 

Mit der Aufnahme der offiziellen Beziehungen zwi-
schen der Europäischen Gemeinschaft und dem Rat 
für gegenseitige Wirtschaftshilfe bietet sich der Platz 
Berlin nun verstärkt für eine Kooperation an. Berlin 
kann hier seine traditionelle Attraktivität auf den Fel-
dern Wirtschaft, Wissenschaft und Kultur anbieten. 

Meine Damen und Herren, unser politisches Han-
deln müssen Berechenbarkeit, Wille zur Verständi-
gung und Entspannung sowie klare deutschlandpoli-
tische Zielvorstellungen bestimmen. Das erfordert 
Disziplin und das richtige Gefühl für Proportionen. 

Erfolgreich werden wir aber nur sein, wenn wir un-
sere Ziele beharrlich verfolgen. Nur das, was wir der 
DDR mit letzter Konsequenz abverlangen, wird sie zu 
leisten bereit sein. Nur so kommen wir zu einer Politik 
des wahren Interessenausgleichs zum Nutzen der 
Menschen in unserem geteilten Land, und dann müs-

sen wir uns nicht den Vorwurf gefallen lassen, allen-
falls großzügige Zahlmeister gewesen zu sein. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Büchler [Hof] [SPD]: Ja, sehr gut!) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Hiller. 

Hiller (Lübeck) (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Nachdem der Kollege 
Büchler schon eine allgemeine Einschätzung des 
Haushalts gegeben hat, 

(Dr. Hennig [CDU/CSU]: Sehr allgemein!) 

möchte ich mich dem speziellen Problem der Zonen-
randförderung und einem weiteren Gebiet zuwen-
den. 

Je mehr man im Zonenrandgebiet die Nähe der 
DDR erreicht, um so bedrückender wird das Bild auch 
heute noch, mehr als 40 Jahre nach Kriegsende. Der 
Wohlstand in diesen Gebieten nimmt ab, auch durch 
Abwanderung, die Probleme nehmen zu. Dies alles 
wird sich verstärken, nachdem die Bundesregierung 
das Zonenrandgebiet zum Verlierer der Steuerreform 
gemacht hat — übrigens ebenso, wie sie die Berlinför-
derung abgeschafft hat. 

(Dr. Neuling [CDU/CSU]: Das ist doch alles 
Quatsch! Wir haben die Berlinförderung 

nicht abgeschafft!) 

Die Streichung der Investitionszulage ebenso wie die 
Kürzung der Berlinhilfe sind der Bankrott der im Zo-
nenrandgesetz festgelegten deutschlandpolitischen 
Bestimmung des von den Sozialdemokraten geschaf-
fenen Zonenrandförderungsgesetzes. 

(Beifall bei der SPD — Widerspruch bei der 
CDU/CSU) 

Nur einmal zur Sache, weil Sie hier ja widerspre-
chen, zumindest verbal: Die Neuregelung der Zonen-
randförderung, die von fast allen Abgeordneten von 
CDU/CSU und FDP — auch denen aus dem Zonen-
randgebiet — verabschiedet worden ist, verschlech-
tert die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen im Zo-
nenrandgebiet drastisch. Die Aufhebung des Investi-
tionszulagengesetzes wird durch die angekündigte 
Erhöhung der Mittel für die Gemeinschaftsaufgabe 
nicht aufgefangen. 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

Auf die regionale Investitionszulage hatte jeder ei-
nen Rechtsanspruch; das gibt es jetzt nicht mehr. 

(Büchler [Hof] [SPD]: So ist es!) 

Investitionszuschüsse können im Rahmen vorhande-
ner Mittel gewährt werden — in Zeiten knapper Kas-
sen ein Damoklesschwert. Die regionale Investitions-
zulage war nicht zu versteuern. Einnahmen aus Inve-
stitionszuschüssen sind Einkünfte und daher steuer-
pflichtig. Was mich an dieser Tatsache am meisten 
bedrückt, ist — wir haben ja schon über die Funktion 
und den Sinn des Ministeriums gesprochen — , daß es 
hier in der Öffentlichkeit keinen Protest gegeben 
hat. 

(Büchler [Hof] [SPD]: Richtig!) 
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Die deutschlandpolitische Verantwortung in diesem 
Zusammenhang war noch nicht einmal ein Lippenbe-
kenntnis. 

(Beifall bei der SPD) 
Diese Maßnahmen werden gerade die mittelständi-

schen Unternehmen im Zonenrandgebiet schwächen 
— das ist ja etwas, was Sie früher auch beklagt ha-
ben —, und das alles nur deswegen, weil die Besser-
gestellten subventioniert werden. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Lintner? 

Hiller (Lübeck) (SPD): Bitte sehr. 

Lintner (CDU/CSU): Herr Hiller, können Sie bestä-
tigen, daß eine steuerstundende Investitionsrücklage 
neu eingeführt worden ist und diese Rücklage insbe-
sondere für mittelständische und handwerkliche Be-
triebe in Betracht kommt, weil eben dort nicht der 
sogenannte Primäreffekt erforderlich ist? 

Hiller (Lübeck) (SPD): Das kann ich Ihnen alles gern 
bestätigen. Nur, in den Kammergebieten des Zonen-
rands wird diese Tatsache so gewertet, daß sie die 
Verschlechterung, die durch Sie herbeigeführt wor-
den ist, in keiner Weise kompensieren kann. 

(Beifall bei der SPD — Frau Matthäus-Maier 
[SPD]: Mogelpackung! — Büchler [Hof] 
[SPD]: Mogelpackung, nichts anderes!) 

Da müssen Sie diese Papiere aus der Wirtschaft eben 
ganz genau lesen. 
Meine Damen und Herren, im Zonenrandgebiet gilt 

auch: Denen, die der Förderung bedürften, werden 
die Mittel entzogen, und denen, die bereits genug 
haben, wird zusätzlich gegeben. Aber das kann doch 
nicht alles aus deutschlandpolitischer Verantwortung 
geschehen. Wir wollen den Menschen helfen, die von 
der Teilung betroffen sind, und die wohnen auch bei 
uns im Zonenrandgebiet. 
Wir werden protestieren, wenn sich die Bahn und 

die Post weiter aus dem Zonenrandgebiet zurückzie-
hen, besonders im Zusammenhang mit der sogenann-
ten Strukturreform der Deutschen Bundespost; 

(Frau Matthäus-Maier [SPD]: Genau!) 
dazu werden wir noch Gelegenheit haben. 

(Kuhlwein [SPD]: Sehr richtig!) 
Wir werden auch dagegen protestieren, daß Sie nur 

für die Verkehrserschließung zwischen den Metropo-
len etwas tun, aber das Zonenrandgebiet letztlich ab-
hängen. 

(Beifall  bei der SPD und des Abg. Dr. Knabe 
[GRÜNE]) 

Nun komme ich zu einem Komplex, wo Sie ganz 
gewaltige Zuwachsraten verzeichnen. Ich kann in Lü-
beck feststellen, daß die Zahl der Müllaster immer 
größer wird und mittlerweile die größte Sondermüll-
deponie Europas entsteht. 

(Frau Matthäus-Maier [SPD]: Europas? 
Oho!) 

Auch dazu habe ich bisher kein Wort der Ministe rin 
oder des Staatssekretärs gehört. Sie finden das in Ord-
nung, da der hessische Umweltminister inzwischen 
gesagt hat, daß diese Deponien nicht nur in Schön-
berg, sondern auch in der Nähe Berlins bei uns nicht 
mehr genehmigungsfähig wären. 

(Kuhlwein [SPD]: Hört! Hört!) 
In Sonntagsreden und vor Fernsehkameras ist der 
Umweltminister des Bundes manchmal mit einer rich-
tigen Analyse zu hören. Nur, bei den Taten ist Nu ll 

 angezeigt, ebenso wie beim innerdeutschen Ministe-
rium. 

(Beifall bei der SPD) 
Können wir unser Giftmüllproblem in der Art lösen, 

daß wir unseren Wohlstandsdreck unseren Brüdern 
und Schwestern bringen? Das darf doch wohl nicht 
wahr sein. Es wäre gut, wenn das zuständige Ministe-
rium zu diesem Thema etwas sagen würde. 

(Beifall bei der SPD — Büchler [Hof] [SPD]: 
Das wäre das erste Mal, daß es dazu etwas 

sagt!) 

Im übrigen muß man hier nicht nur das Ministe rium 
angreifen. Ich muß den gleichen Vorwurf allen Politi-
kern der CDU/CSU und der FDP machen, die in dieser 
Hinsicht nichts getan haben. Sie sagen, im Haushalt 
werden für den Umweltschutz zusätzlich Mittel aus-
gebracht. Aber Sie tragen dazu bei, daß wir das größte 
Problem in der DDR schaffen. Wir müssen schon jetzt 
die Mittel einwerben, um diese Deponien später zu 
sanieren. Es ist ein Bankrott für eine ökologische Poli-
tik im Sinn der Deutschlandpolitik, wenn wir unseren 
Müll in die DDR bringen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Ich sage: Hier ist eine befremdliche Allianz der Bun-
desregierung mit den DDR-Behörden im Sinn dieser 
Deponiestrategie inzwischen vorhanden. 

(Kuhlwein [SPD]: Das ist schon Kumpanei!) 
Darüber sollten Sie nachdenken. 

Wir wollen mehr Zonenrandförderung und weniger 
Müll in das Zonenrandgebiet bringen, damit diese 
traurige Bilanz der Bundesregierung endlich auf-
hört. 

Aus diesen Gründen lehnen wir auch diesen Haus-
halt, den Sie uns vorgelegt haben, ab. 
Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat die Bun-
desministerin Frau Dr. Wilms. 

(Kuhlwein [SPD]: Jetzt sagt sie etwas zu 
Schönberg!)  

Frau Dr. Wilms, Bundesminister für innerdeutsche 
Beziehungen: Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Auch wenn es der Opposition absolut nicht ge-
fällt, sage ich ihr heute abend noch einmal mit großer 
Deutlichkeit: Diese Bundesregierung hat die Deutsch-
landpolitik seit 1982 wieder in den Mittelpunkt ihrer 
politischen Arbeit gestellt. Sie ist erfolgreich gewe- 
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sen; sie hat Erfolge gehabt. Die Menschen in Deutsch-
land sind einander wieder nähergekommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Wilz [CDU/CSU]: Davon konnten sie vorher 

nur träumen!) 

Die Vorhersage, daß wir 1988 mehr als 5 Millionen 
Reisen von Ost nach West haben werden 

(Büchler [Hof] [SPD]: Das ist doch nicht Ihr 
Verdienst! Sie haben doch gegen den Ver-

trag gestimmt!) 

und daß dabei über 1,2 Millionen jüngere Menschen 
dabei sein würden, hätten selbst Sie, Herr Büchler, 
1982 in das Reich der Utopie verwiesen. 

(Büchler [Hof] [SPD]: Sie haben gegen den 
Vertrag gestimmt!) 

Wir haben es erreicht. 

(Frau Matthäus-Maier [SPD]: Aber den Ver-
trag haben wir geschlossen!) 

Die Ratschläge, die wir — bei mancherlei Gemein-
samkeit — von Ihnen gelegentlich bekommen, waren 
nicht immer hilfreich. Wären wir ihnen gefolgt, dann 
wären z. B. zu Beginn des Jahres 1969 nicht Gesprä-
che mit der DDR über die Elbverschmutzung aufge-
nommen worden, ohne daß wir unsere Position zur 
Feststellung der Elbgrenze ändern müssen, daß heißt, 
ohne daß wir unsere Ablehnung einer jeden Kopplung 
von Umweltfragen und Grenzfrage bei der Elbe auf-
geben. 

Wir haben dies durch Solidität und Verläßlichkeit in 
unserer Deutschlandpolitik erreicht. Wir haben dazu 
im Haushalt die notwendigen finanziellen Hilfen be-
reitgestellt. Haushaltsmäßig sind die Weichen für eine 
weitere Vertiefung der innerdeutschen Beziehungen 
gestellt. An uns soll eine weitere Entwicklung in die-
sem Bereich nicht scheitern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich glaube, heute ist an zwei wichtige Besuche der 
jüngeren Zeit für die Deutschlandpolitik zu erinnern. 
Der Besuch von Bundeskanzler Kohl in Moskau hat 
noch einmal deutlich gemacht, daß es für die Deut-
schen möglich sein muß, die Teilung ihres Vaterlan-
des friedlich zu überwinden und in gemeinsamer Frei-
heit zueinander zu finden. Der Bundeskanzler hat im 
Kreml unüberhörbar auch zum Ausdruck gebracht, 
daß Berlin und sein bedeutendes Potential voll in die 
Entwicklung der West-Ost-Beziehungen ebenso wie 
in die innerdeutschen Beziehungen einbezogen wer-
den muß. Berlin bleibt für die Bundesregierung Grad-
messer des erreichten Standes der Beziehungen. Aber 
die Bundesregierung legt auch größten Wert darauf, 
daß der Viermächtestatus von Berlin erhalten bleibt, 
weil dies ein Stück Freiheit für Berlin ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren von der SPD, es ist nicht 
mit dem Status von Berlin zu vereinbaren, daß sich der 
Kollege Bahr heute mit dem Verteidigungsminister 
Keßler der DDR in Ost-Berlin traf und dieser in voller 
Uniform erschien. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Unglaublich!) 

Das ist mit dem Viermächtestatus von Berlin nicht zu 
vereinbaren. 

(Lintner [CDU/CSU]: So gehen die mit dem 
Status um!) 

Das ist wirklich eine Tangierung der Freiheitsmög-
lichkeiten, die Berlin hat. 
Der Kollege Schäuble hat in Ost-Berlin bei seinem 

kürzlichen Besuch darauf hingewiesen, daß es in letz-
ter Zeit auch in den innerdeutschen Beziehungen ge-
legentlich Vorfälle und Entwicklungen gegeben hat, 
die die innerdeutschen Beziehungen ungünstig be-
einflussen können. 

(Abg. Heimann [SPD] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

Vizepräsident Cronenberg: Frau Ministe rin, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage? 

Frau Dr. Wilms, Bundesminister für innerdeutsche 
Beziehungen: Bitte schön. 

Heimann (SPD): Frau Bundesminister, sind Sie der 
Meinung, daß es mit dem Status von Berlin auch nicht 
vereinbar war, daß der seinerzeitige französische Mi-
nisterpräsident Ost-Berlin besucht hat und beim Ban-
kett Herr Keßler übrigens auch in Uniform dabei 
war? 

Frau Dr. Wilms, Bundesminister für innerdeutsche 
Beziehungen: Man kann sicher sehr unterschiedlicher 
Meinung sein, ob das richtig ist. Aber das haben wir 
mit den Franzosen zu diskutieren. Mit Ihnen jedoch 
haben wir zu diskutieren, wie ein Mitglied dieses Ho-
hen Hauses in Ost-Berlin auftritt. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Kuhlwein 
[SPD]: Wer war denn in Uniform? — Frau 
Matthäus-Maier [SPD]: Hat der Herr Bahr 

eine Uniform gehabt?) 
—Ihre Zwischenrufe waren gelegentlich schon etwas 
geistvoller, Frau Kollegin. 

(Kuhlwein [SPD]: Ihre Argumente noch 
nie!)  

Dabei sollten Sie auch bleiben. Das ist ein bißchen 
unter Niveau. 

(Zurufe von der SPD) 
—Sie nehmen das Argument, daß sich Herr Keßler in 
voller Uniform mit Begleitung mit Herrn Bahr trifft, 
also nicht ernst. Das ist allerdings eine sehr erstaunli-
che Bemerkung. Die werden wir uns merken und si-
cher noch häufiger zu Gehör bringen. Das ist eine sehr 
beachtliche Feststellung. 
Meine Damen und Herren, ich finde es sehr gut, daß 

wir im kommenden Jahr mit der DDR in Experten-
gespräche über die Reinhaltung der Elbe eintreten 
können. Unser Wunsch wäre es — das ist ein sehr 
dringender Wunsch —, daß auch der Zeitungs- und 
Zeitschriftenaustausch in vollem Umfang möglich 
wird. Ich glaube, im Zeitalter der vollen Kommunika-
tion ist das einfach eine Notwendigkeit. 
Meine Damen und Herren, der Einzelplan 27 wird 

nach dem vorliegenden Entwurf um 8,6 % auf rund 
1 196 Millionen DM erhöht. Herr Büchler, ich staune 
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immer, mit welcher Keßheit Sie hier auftreten und 
sagen, daß dieses Haus keine Bedeutung hat. Wissen 
Sie, wann das keine Bedeutung mehr gehabt hat? 
Anno 1982, 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

als nämlich der Etat dieses Hauses 439 Millionen DM 
unter der Leitung Ihrer Parteifreunde hatte. Da war 
das Haus wirklich am Ende und hatte keine Zukunfts-
perspektive mehr. Damals haben Sie einen Trümmer-
haufen hinterlassen. Ich bin sehr froh, daß es uns in 
den Jahren seither gelungen ist — auch mit Hilfe mei-
ner beiden Amtsvorgänger von unserer Partei —, die-
ses Haus wieder zu Bedeutung und Ansehen in der 
gesamten politischen Arbeit der Bundesregierung zu 
bringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Büchler [Hof] 
[SPD]: Wir reden nächste Woche noch einmal 

darüber!) 

Meine Damen und Herren, besonders deutlich und 
besonders nachhaltig wollen wir den innerdeutschen 
Reiseverkehr stärken. Wir haben dafür 66 Millionen 
DM zur Verfügung gestellt. Deshalb sind mir Ihre 
Anmerkungen, wir täten nichts für die operative Poli-
tik, sowieso völlig schleierhaft. 

(Dr. Knabe [GRÜNE]: Das Geld ist gut ange-
legt!) 

Wir haben die Aktivitäten hinsichtlich des Kulturab-
kommens verstärkt und werden das auch künftig 
tun. 

Wir fördern auch Städtepartnerschaften. Allerdings 
muß ich hier mit allem Nachdruck sagen: Dies ist in 
erster Linie Sache der Kommunen, und wir wollen die 
einzelnen Kompetenzen zwischen Bund, Ländern und 
Gemeinden sorgfältig auseinanderhalten. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich hier 
auch sagen, daß wir sehr froh darum sind, daß die Bil-
dungsarbeit weiter verstärkt werden kann, daß die 
innerdeutschen Reisen, in die DDR und nach Berlin, 
verstärkt werden können. Meine Damen und Herren, 
ich glaube, wir sind es unserer Jugend schuldig, ihr 
Kenntnisse von der Situation in Deutschland zu ver-
mitteln. Ich verstehe überhaupt nicht, wie Sie das in 
einer solch polemischen Manier hier abhandeln kön-
nen. 

Wir können eine pluralistische Förderung aller ent-
sprechenden Organisationen, die in der Bildungs- und 
Förderungsarbeit tätig sind, nachweisen. Wir werden 
auch weiterhin Wert auf den Pluralismus in der För-
derung legen. 

Herr Büchler, falls Sie es noch nicht gewußt haben, 
sei es Ihnen jetzt gesagt: „Der Schlesier", eine Zei-
tung, die auch ich nicht schätze — das sage ich mit 
allem Nachdruck — , wird von uns nicht unterstützt. 

(Büchler [Hof] [SPD]: Nicht mehr!) 

So wird es auch bleiben. 

Die deutschlandpolitische Forschung, die Sie auch 
so in den Mittelpunkt Ihrer Betrachtung gestellt ha-
ben, halte ich für unbedingt erforderlich, um zu sorg-
fältigen und wissenschaftlich untermauerten Analy-
sen, Urteilen, Entwicklungsperspektiven zu kommen. 

Auch hier können wir auf eine sehr pluralistische For-
schungsförderung verweisen. Ich glaube, es gibt eine 
Reihe von Institutionen, die Ihnen nahestehen und 
von uns die Förderung gerne entgegennehmen. Und 
wir werden das auch in Zukunft weiter so halten. 

(Hiller [Lübeck] [SPD]: Mehr für die Zu

-

kunft!) 
Die Förderung des Zonenrandgebiets ist angespro-

chen worden. Ich möchte hier noch einmal sehr nach-
drücklich betonen, daß ich an Ihrer Stelle, meine Kol-
legen der SPD, auch in der Frage ein bißchen leiser 
wäre; denn zu Ihrer Zeit war die Förderung des Zo-
nenrandgebietes nicht so, wie sie heute ist. Wir haben 
z. B. im Etat des BMB damals einen Ansatz von 
100 Millionen DM für die kulturelle und soziale Zo-
nenrandförderung vorgefunden. Inzwischen haben 
wir 128 Millionen DM. 
Wir werden im Zuge der Steuerreform die Bildung 

steuerstundender Rücklagen, die gerade für mittel-
ständische Betriebe wichtig ist, nur im Zonenrandge-
biet einführen, so daß wir heute feststellen können, 
daß im Verhältnis zu anderen Wirtschaftsgebieten das 
Zonenrandgebiet immer noch im Vorteil ist. Es sei 
auch gesagt, daß die Handwerkskammern, Kollege 
Hiller, diese neue Art der Förderung ausgesprochen 
begrüßen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Hiller  [Lübeck] [SPD]: Aber die alte fanden 

sie besser!) 
Ich könnte Ihnen dies nachweisen. 

Vizepräsident Cronenberg: Frau Ministerin, gestat-
ten Sie noch einmal eine Zwischenfrage? 

Frau Dr. Wilms, Bundesminister für innerdeutsche 
Beziehungen: Bitte schön. 

Vizepräsident Cronenberg: Bitte sehr, Herr 
Büchler. 

Büchler (Hof) (SPD): Frau Minister, ganz klar, die 
Handwerkskammern müssen sich nun damit zufrie-
dengeben. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Fragen!) 
Aber ist Ihnen nicht klar, daß die Investitionszulage 
das Förderungsinstrument war, das Kaufkraft in das 
Zonenrandgebiet hineingebracht und damit den Ab-
stand zwischen Ballungsräumen und Zonenrandge-
biet vermindert hat? Ist Ihnen dieser große Unter-
schied nicht klar? 

Frau Dr. Wilms, Bundesminister für innerdeutsche 
Beziehungen: Herr Kollege Büchler, ich kann noch 
einmal sagen, daß im Zuge der Steuerreform die Prä-
ferenz für das Zonenrandgebiet und für Berlin erhal-
ten bleibt und daß es nicht ganz statthaft ist — das 
wissen Sie genauso gut wie ich — , hier mit absoluten 
Beträgen zu hantieren, sondern daß es auf die Relation 
der Förderung ankommt. 
Ich sage noch einmal: Es ist unsere Politik, daß wir 

mittelständische handwerkliche Bet riebe fördern. Das 
geschieht jetzt auch durch die große Steuerreform. 
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Bundesminister Frau Dr. Wilms 

Lassen Sie mich, meine Damen und Herren, auch 
noch einige Worte zum RIAS sagen, weil es hier einen 
Antrag der GRÜNEN gibt, dem sich wahrscheinlich 
die Kollegen der SPD anschließen werden. Ich glaube, 
das ist auch für die Öffentlichkeit ganz wichtig. 

Erstens. Alle — ich betone: alle — Bundesregierun-
gen haben seit den 50er Jahren RIAS Berlin als einen 
wirkungsvollen Beitrag der USA für Berlin und für 
Deutschland als Ganzes begrüßt, 

(Dr. Knabe [GRÜNE]: Warum bezahlen wir 
das dann?) 

gemeinsam finanziert und die Finanzierung im Laufe 
der vielen Jahre fortentwickelt. 

(Dr. Knabe [GRÜNE]: Immer weiter gestei-
gert!) 

Zweitens. Die Gefahr erheblicher Wettbewerbs-
nachteile für die Printmedien, von denen da gespro-
chen wird, ist eine Behauptung, die inzwischen — das 
haben Sie, verehrter Herr Kollege Knabe, vielleicht 
noch nicht wahrgenommen — durch vorläufige Ge-
richtsentscheidungen widerlegt ist. Auch dies sollten 
Sie sich zu Gemüte führen. 

Es gibt die wiederholte Kritik, das Prinzip der 
Staatsferne und der Überparteilichkeit werde verletzt. 
Meine Damen und Herren, dies wird auch durch häu-
fige Wiederholungen deshalb nicht richtig. 

Der Intendant des RIAS — Herr Knabe, vielleicht 
waren Sie in dieser Sitzung — hat im innerdeutschen 
Ausschuß sehr überzeugend die politische Ausgewo-
genheit des Senders dargelegt. Ich glaube, Sie hätten 
da sicher einige sehr interessante, Ihnen bis dahin 
vielleicht unbekannte Informationen bekommen. 

Als letztes lassen Sie mich sagen, daß das RIAS-
Fernsehen sowohl ein Aufsichtsgremium der USA als 
auch einen deutschen Beirat hat, der sich aus Mitglie-
dern der verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen 
zusammensetzt. Dieser Beirat wurde von den USA 
berufen, und die Bundesregierung hat, da es sich um 
eine amerikanische Einrichtung handelt, auf die Zu-
sammensetzung und Arbeit des Beirats keinen Ein-
fluß. Aber wir werden uns — ich bin sehr froh, daß 
Herr Kollege Hoppe das in dieser deutlichen Form 
dargestellt hat — wie auch der Bundespostminister 
mit darum bemühen, daß die Ausstrahlungsmöglich-
keiten von RIAS-Fernsehen in der nächsten Zeit er-
weitert werden können, so daß wir wirklich die Men-
schen in der DDR mit den Sendungen erreichen. 

Meine Damen und Herren, erlauben Sie mir zum 
Schluß, den Kollegen und Kolleginnen im Haushalts-
ausschuß, aber insbesondere — ich betone dies sehr 
nachdrücklich — den Herrn Berichterstattern, meinen 
herzlichen Dank auszusprechen. Sie waren wie immer 
anregende und fördernde Kritiker. Ihre Anregungen 
helfen uns. Ich hoffe, daß Sie uns auch weiterhin mit 
kritischer Sympathie begleiten. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Meine Damen und Her-
ren, damit schließe ich die Aussprache. 

Interfraktionell ist vereinbart worden, daß die Ab-
stimmungen zum Einzelplan 27 und damit auch die 
namentliche Abstimmung zum Änderungsantrag der 
GRÜNEN auf Drucksache 11/3374 verschoben wird. 
Diese Abstimmungen sollen zusammen mit dem Ein-
zelplan 27 gegen 22 Uhr stattfinden. 

Meine Damen und Herren, ein Versuch, die na-
mentlichen Abstimmungen heute wegen der Ver-
kehrslage generell zu verlegen — der Verkehr steht 
praktisch, und der Fahrdienst ist nicht mehr in der 
Lage, seinen Aufgaben nachzukommen — , ist miß-
lungen. Ich bitte deshalb die Fraktionen, über ihren 
Rundspruch bekanntzugeben, daß man sich wegen 
der Verkehrslage sehr frühzeitig ins Plenum begeben 
muß, weil man andernfalls an der namentlichen Ab-
stimmung nicht teilnehmen kann. 

(Bohl [CDU/CSU]: Aber die Anträge auf na

-

mentliche Abstimmung sind nur von SPD 
und den GRÜNEN gestellt worden!) 

— Dieses, hochverehrter Herr Geschäftsführer Bohl, 
befreit Sie und Ihre Kollegen aber nicht, an derselben 
teilzunehmen. Meine fürsorgliche Bemerkung sollte 
in diesem Sinne verstanden werden. 

Meine Damen und Herren, nachdem sich auf den 
von mir gemachten Vorschlag kein Widerspruch er-
hebt, ist das so beschlossen: Die namentliche Abstim-
mung über den Einzelplan 27 findet um 22 Uhr zu-
sammen mit dem Einzelplan 16 statt. 

Nun kommen wir zu 

Einzelplan 16 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Um

-

welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

— Drucksachen 11/3216, 11/3231 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Waltemathe 
Schmitz (Baesweiler) 
Dr. Weng (Gerlingen) 
Frau Vennegerts 

Es liegen auch hier Änderungsanträge der Fraktion 
DIE GRÜNEN sowie Änderungsanträge der Fraktion 
der SPD vor. Es handelt sich hier um die Drucksa-
chen 11/3368 bis 11/3371 sowie 11/3415. 

Meine Damen und Herren, der Ältestenrat hat eine 
Vereinbarung dahin gehend getroffen, daß eine De-
battenzeit von 90 Minuten angesetzt wird. — Ein Wi-
derspruch gegen diese Vereinbarung erhebt sich im 
Hause nicht, so daß ich dies als beschlossen feststellen 
darf. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile dem Abge-
ordneten Waltemathe das Wort. 

Die übrigen Damen und Herren werden gebeten, 
wenn sie der Debatte nicht beiwohnen wollen, entwe-
der den Saal zu verlassen oder zumindest die Gesprä-
che einzustellen. — Dies war eine ernstgemeinte Auf-
forderung. — 

(Zurufe von der SPD: Das gilt auch für die 
Regierung! — Weiterer Zuruf von der SPD: 
Aber die hören gar nicht zu! — Weitere Zu

-

rufe von der SPD) 
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Vizepräsident Cronenberg 

— Herr Staatssekretär, wir wären Ihnen dankbar, 
wenn Sie auch die Beratungen zum nächsten Einzel-
plan nicht allzusehr durch intensive Gespräche stören 
würden. — Danke schön. 

Herr Abgeordneter, Sie haben das Wort. 

Waltemathe (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich bitte natürlich niemanden, den Saal 
zu verlassen, weil jetzt eine großartige Rede kommt. 

Glaubt man nämlich den Veröffentlichungen und 
den Auftritten des Bundesministers für Umwelt, Na-
turschutz und Reaktorsicherheit, so müßte die Um-
weltpolitik einen ganz hohen Stellenwert im Rahmen 
der Gesamtpolitik der Bundesregierung einnehmen. 

(Bohl [CDU/CSU]: Den nimmt sie auch 
ein!) 

— Es ist die Frage, wer diesen Auftritten und Veröf-
fentlichungen glaubt. — Die Show läuft, aber ein Blick 
hinter die Kulissen zeigt, daß die zahlreichen Auffüh-
rungen Unterhaltung sind und mit Realität jedenfalls 
nicht viel zu tun haben. 

Erste Bemerkung. Der Einzelplan 16 ist nach wie 
vor der zweitkleinste Einzeletat im Bundeshaushalt. 
Von insgesamt rund 290 Milliarden DM entfällt ge-
rade gut eine halbe Milliarde DM auf das Haus Töpfer. 
Das sind reichlich 1,7 Promille; ich bin aber ganz 
wohlwollend und sage: Das sind knapp 1,8 Promille. 

(Baum [FDP]: Was wollen Sie denn damit 
sagen?) 

Sicher wird darauf hingewiesen werden, daß im For-
schungshaushalt und über ERP-Kredite einiges hinzu-
zuzählen wäre, was nicht in dem Einzelplan 16 steht, 
aber was auch in den Umweltbereich f ließt. Das will 
ich auch gar nicht bestreiten. Aber trotz enorm wach-
sender Umweltprobleme wächst der Umwelthaushalt 
nach den Vorstellungen der Koalition um Null Komma 
nichts. Daß im Jahre 1989 die Grenze von einer halben 
Milliarde DM überhaupt überschritten wird, hat nur 
einen einzigen Grund: Herr Töpfer hat von Herrn 
Wallmann 5 000 t Strahlenmolke geerbt, die nach 
Wallmanns Aussage innerhalb von drei Monaten nach 
Tschernobyl kein Problem mehr darstellen sollten. 
Nun strahlt die Molke in Güterwaggons in Straubing 
und Meppen weiterhin still vor sich hin und soll mit 
einem Aufwand von knapp 40 Millionen DM entsorgt 
werden. Das sind ja nur 8 DM pro kg. Nach der offi-
ziellen Begründung ist das aber gut angelegtes Geld, 
nicht etwa, weil hinterher so wertvolle Molke entstan-
den sein wird, sondern damit man im Falle eines noch-
maligen Falles experimentell nachgewiesen haben 
wird, was dann zu tun wäre. Dafür werden also 
40 Millionen DM aufgewendet mit der Folge, daß der 
Haushalt des Bundesumweltministers auf über 500 
Millionen DM ansteigt. 

Zweite Bemerkung. Für anderes ist nach den Vor-
stellungen der Bundesregierung kein Geld vorhan-
den. Der Sommer ist vorbei; die Algenblüte in Nord-
see und Ostsee ist verdrängt, und das Robbensterben 
war offensichtlich ein einmaliger Bet riebsunfall. Der 
Bundesumweltminister hat sich zwar — nicht nur me-
dienwirksam — mit einem Robbenbaby photogra-
phieren lassen — wobei wir alle hoffen, daß das nicht 
der letzte Heuler war — , sondern er hat auch interna-

tionale Konferenzen durchgeführt und internationale 
Zusagen gemacht. Er hat sogar einen 10-Punkte-Ka-
talog vorgelegt, der zwar nicht ausreichend ist, aber 
immerhin in die richtige Richtung zeigte. Finanziell 
hingegen entpuppten sich alle seine Ankündigungen 
als leere Versprechungen. Spätestens im Gespräch 
mit dem Bundesfinanzminister fiel der Bundesum-
weltminister völlig auf den Bauch und erzielte eine 
hundertprozentige Nullösung. 

Dritte Bemerkung. Vor knapp 20 Jahren — es war 
noch die Zeit der großen Koalition — fand in München 
ein großer Kongreß unter dem Motto „Rettet unsere 
Städte jetzt!" statt. Damals ging es darum, daß unsere 
Städte und Dörfer zu veröden drohten durch die gi-
gantomanischen Neubauprojekte auf grüner Wiese 
auf der einen Seite und den Verfall vorhandener Bau-
substanz auf der anderen Seite. Aus dem Ergebnis 
dieses Kongresses ist letzten Endes das Städtebauför-
derungsgesetz als große G emeinschaftsanstrengung 
von Bund, Ländern und Kommunen entstanden. Ei-
nerseits enthielt es ein neues, zeitgemäßes Instrumen-
tarium für die Sanierung heruntergekommener Stadt-
teile und für die Vermeidung künftiger Sanierungsge-
biete, andererseits enthielt es aber auch klare Finan-
zierungsinstrumente. Bei allen Mitnahmeeffekten, 
manchen Fehllösungen und vereinzelten Übertrei-
bungen können wir heute, eine Generation später, 
feststellen, daß die Gemeinschaftsaufgabe „Städte-
bauförderung" einen großen Beitrag dazu geleistet 
hat, unsere Städte und Dörfer wieder lebenswerter zu 
machen. 

Heute, 20 Jahre später, müssen wir uns große Sor-
gen um die Sanierung all dessen machen, was mit 
Wasser zusammenhängt. Das Nord- und Ostseester-
ben ist nur ein Symptom am Ende einer Kette ver-
schmutzter Flüsse, verfehlter Chemiepolitik und in-
tensiver Landwirtschaft. Die ökologische Situation der 
Nordsee ist bereits im Jahre 1980 im Gutachten des 
Sachverständigenrates für Umweltfragen beschrie-
ben worden. Damals soll es angeblich fünf vor zwölf 
gewesen sein. Der Sommer 1988 hat allen vor Augen 
geführt, daß Nichtstun und Aussitzen keine Rezepte 
sind, den großen Zeiger der Uhr aufzuhalten. 

Vierte Bemerkung. Alle Fraktionen dieses Bundes-
tages haben im Sommer dieses Jahres konkrete Maß-
nahmen gefordert, an deren Finanzierung sich der 
Bund beteiligen sollte. Das Bundesumweltministe-
rium selbst hat in einem Berichtsentwurf — es war 
kein Regierungsbericht, aber es war der Entwurf zu 
einem Regierungsbericht — vom 15. Juli 1988 darge-
legt, daß im Bereich der kommunalen Abwasserbe-
seitigung in den nächsten 15 Jahren insgesamt knapp 
100 Milliarden DM erforderlich werden, nämlich über 
32 Milliarden DM für den weiteren Ausbau von Flä-
chenkanalisationen, überwiegend im ländlichen 
Raum, mit dazugehörigen mechanisch-biologischen 
Kläranlagen, knapp 50 Milliarden DM für die Sanie-
rung alter Kanalnetze und veralteter Kläranlagen und 
ca. 15 Milliarden DM für — wörtlich — „Maßnahmen 
zur Umsetzung der fortgeschriebenen ersten Abwas-
serverwaltungsvorschrift vor allem im Hinblick auf die 
Begrenzung von Phosphor und Ammoniumstickstoff 
sowie für Nord- und Ostsee gesetzten Ziele der Hal- 
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Waltemathe 

bierung des Nährstoffeintrages bis 1995 im Bereich 
der Abwasserbeseitigung". 

Meine Damen und Herren, es ist völlig klar, daß 
Kommunen und Länder in ihrer Kompetenz erheblich 
finanziell werden antreten müssen, und klar ist auch, 
daß die kommunalen Gebühren, und d. h. letzten En-
des jede Bürgerin und jeder Bürger, einen erhebli-
chen Finanzierungsbeitrag werden leisten müssen. 
Aber ebenso klar ist, daß die kürzerfristigen Maßnah-
men — ich nenne mal nur die 15 Milliarden DM im 
Bereich der Klärwerke — nicht ohne Hilfe des Bundes 
aufgebracht werden können. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Fünfte Bemerkung. Der Bund traut sich zwar ohne 
weiteres zu, in den nächsten 12 bis 15 Jahren 100 Mil-
liarden DM für einen unsinnigen Jäger 90 aufzubrin-
gen, aber für eine Beteiligung an notwendigen Inve-
stitionen im Umweltbereich, die unser Wasser und 
damit unsere Lebensgrundlagen sichern, ist keine 
müde Mark im Bundeshaushalt vorhanden. 

(Kühbacher [SPD]: Papiertiger! — Zuruf von 
der SPD: Unerhört!) 

Die Koalitionsfraktionen, offensichtlich wissend, daß 
der Bundesumweltminister keinerlei Durchsetzungs-
kraft gegenüber dem Bundesfinanzminister besitzt 

(Oh-Rufe von der CDU/CSU — Schäfer [Of-
fenburg] [SPD]: Die Wahrheit schmerzt!) 

— gerade Sie, Herr Kollege Schmidbauer — haben 
zwar im Fachausschuß, füge ich jetzt mal hinzu, wo 
Sie ja Sprecher waren, bis in den Oktober dieses Jah-
res hinein den Eindruck erweckt, daß das Budgetrecht 
ja schließlich beim Parlament liegt 

(Schmidbauer [CDU/CSU]: So ist es!) 

und daß deshalb die Koalitionsfraktionen eine Korrek-
tur des Regierungsentwurfs des Bundeshaushalts her-
beiführen würden. 

(Schmidbauer [CDU/CSU]: Jawohl, haben 
wir auch! — Kühbacher [SPD]: Ein mutiger 

Mann!) 

Sie haben sogar im Fachausschuß einen zwar unzu-
länglichen Teilbeschluß, aber immerhin einen Be-
schluß gefaßt, wonach in den nächsten fünf Jahren ein 
Kreditprogramm für kommunale Klärwerke und ihre 
Nachrüstung in Höhe von 3 Milliarden DM aufgelegt 
werden sollte, was vom Bund mit fünf Jahresraten von 
je 240 Millionen DM für Zins und Tilgung finanziert 
werden sollte. Aber am Schluß haben dieselben Koali-
tionsfraktionen im Haushaltsausschuß gegen entspre-
chende Pläne gestimmt, nachdem sie am schleswig-
holsteinischen Landesvorsitzenden und Bundesfi-
nanzminister gescheitert sind. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: So ist es! Das ist 
die bittere Wahrheit!) 

Sechste Bemerkung. Wir Sozialdemokraten sehen 
nicht tatenlos zu, wenn andere tatenlos sind. Wir be-
antragen zum ersten für die nächsten fünf Jahre je-
weils 500 Millionen DM als Bundesanteil für ein Klär-
werkeprogramm. 

(Zuruf des Abg. Dr. Weng [Gerlingen] 
[FDP]) 

Wenn gleiche Summen — 500 Millionen DM pro Jahr 
— auch von den Ländern und jeweils auch von den 
Kommunen aufgebracht würden, könnten in den 
nächsten fünf Jahren 7,5 Milliarden DM investiert 
werden. Kollege Weng, das wäre erst die Hälfte des-
sen, was Herr Töpfer in seinem Berichtsentwurf vom 
14. Juli 1988 als notwendig bezeichnet hat. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 
Es gibt keinerlei vernünftigen Grund, diesen Antrag 

der SPD-Bundestagsfraktion abzulehnen; denn das 
Geld — das haben wir nachgewiesen — ist im Bun-
deshaushalt vorhanden, ohne daß irgendwelche 
Schulden aufgenommen werden müßten. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 
Zum zweiten beantragen wir für ein Saar-Mosel-

Programm einen Betrag von 50 Millionen DM. Damit 
greifen wir erneut auf, was der Bundesumweltmini-
ster und frühere rheinland-pfälzische Umweltminister 
Töpfer selbst für notwendig erachtet und was der Bun-
desrat sowohl 1987 als auch im Jahre 1988 beschlos-
sen und gefordert hat. Im erwähnten Bericht des Bun-
desumweltministeriums heißt es dazu, daß allein im 
Saarland zur Umsetzung des im „Deutsch-Französi-
schen Aktionsprogramms zur Sanierung von Saar und 
Mosel" die jährliche Investitionsrate um 100 Millio-
nen DM für einen Zeitraum von zehn Jahren zu erhö-
hen sei. Das macht schon mal 1 Milliarde DM aus. Die 
Verminderung der Ammoniumbelastung um ca. 50 
verlange außerdem im Saarland eine Investition von 
200 Millionen DM in fünf Jahresraten zu je 40 Millio-
nen DM. Dieselben Beträge, nämlich 200 Millionen 
DM in fünf Jahren bzw. 40 Millionen DM pro Jahr, 
werden in Rheinland-Pfalz für denselben Zweck be-
nötigt. 

(Bohl [CDU/CSU]: Das habe ich nicht ver

-

standen!) 
Ausdrücklich ist im Bericht des Umweltministers 

zum Stichwort Mosel/Saar darauf hingewiesen wor-
den, die Maßnahmen seien auch im Hinblick auf die 
Nord- und die Ostsee beschleunigt durchzuführen. 
Unser dritter Antrag bezieht sich auf den Zuschuß 

des Bundes bei den erheblichen Kosten für eine Alt-
lastensanierung im Bodenbereich. Auch diese Maß-
nahmen beziehen sich letztendlich auf das Lebenseli-
xier Wasser, da bekanntlich verseuchte Böden zu ver-
seuchtem Grundwasser führen. 
Meine Damen und Herren, ich habe nur einen der 

Hauptschwerpunkte von Umweltpolitik — schlechter 
gesagt: von fehlender Umweltpolitik — aufgegrif-
fen. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Kühbacher? 

Waltemathe (SPD) : Das gestatte ich. 

Vizepräsident Cronenberg: Bitte schön, Herr Abge-
ordneter Kühbacher. 

Kühbacher (SPD) : Herr Kollege Waltemathe, habe 
ich Sie richtig verstanden, daß der rheinland-pfälzi-
sche Minister Töpfer nichts für das Saarland tun 
will? 
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Waltemathe (SPD): Ob der rheinland-pfälzische 
Umweltminister, der zur Zeit noch Wilhelm heißt, et-
was für das Saarland tun will, weiß ich nicht. Ich weiß 
nur, daß der inzwischen zurückgetretene rheinland-
pfälzische Ministerpräsident Vogel etwas für das 
Saarland und für Rheinland-Pfalz — — 

(Bohl [CDU/CSU]: Er ist noch nicht zurück-
getreten! — Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU — Zuruf von der SPD: Der abge-

wählte!) 

—Der am 9. Dezember — etwa um diesen Zeitpunkt 
— zurücktretende Ministerpräsident von Rheinland-
Pfalz hat in einer Presseerklärung dargestellt, was Sie 
alles durchsetzen würden. Er hat auch Herrn Töpfer in 
Anspruch genommen. Ich stelle nur fest: Im Bundes-
haushalt findet sich keine einzige Mark, noch nicht 
einmal ein Pfennig für ein Saar-Mosel-Programm wie-
der. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Das ist eine 
Verlogenheit!) 

Ich habe gesagt, daß Herr Töpfer rheinland-pfälzi-
scher Umweltminister war, bevor er Bundesumwelt-
minister wurde. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist richtig!) 

Die Probleme im Zusammenhang von Ozonloch 
und Klimaverschlechterung, der Lärmbelästigung, 
der Entsorgung nuklearer Abfälle usw. dürfen nicht 
vernachlässigt werden. Es wird von uns nicht bestrit-
ten, daß Umweltpolitik auch intensive internationale 
Zusammenarbeit voraussetzt. Aber der Hinweis auf 
internationale Notwendigkeiten darf uns nicht veran-
lassen, auf das Kehren vor der eigenen Tür zu verzich-
ten. Viele Umweltprobleme sind hausgemacht. Wir 
müssen selbst und sofort Hand anlegen, um die schon 
eingetretenen Schäden zu reparieren und künftige 
Schäden durch Umweltvorsorge zu vermeiden. 

(Beifall bei der SPD) 

Dies, meine Damen und Herren, ist nicht allein mit 
Geld getan. Das weiß ich. Aber ich weiß auch, das 
ohne finanzielle Anstrengungen die besten Gesetze 
nichts nützen. 

(Zuruf von der SPD: Auch die beste Presseer-
klärung nützt nichts!) 

Der Minihaushalt des Bundesumweltministers und 
seine mangelnde Durchsetzungsfähigkeit, das einzu-
fordern, was aus zwingenden Gründen benötigt wird, 
mögen uns für die parteipolitischen Auseinanderset-
zungen freuen. Ich freue mich auch, daß ich Herrn 
Göhner sehe, der den eigenen Anträgen im Fachaus-
schuß nicht zugestimmt hat. Das mag uns aus partei-
politischen Gründen ja freuen, daß das Ganze so ist, 
wie ich es geschildert habe, aber die Bürgerinnen und 
Bürger freut das keineswegs, denn alle haben unter 
den Versäumnissen zu leiden, und künftige Genera-
tionen werden uns allen gemeinsam zu Recht die Ver-
säumnisse von heute vorhalten — auch der Opposi-
tion. Ich schließe uns da mit ein. 

Wenn Haushaltsberatungen die Stunde des Parla-
ments sind, so ist dieses Haus heute aufgefordert, das 

Versagen der Bundesregierung im Umweltbereich 
zu korrigieren. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Hat er schön ab

-

geschrieben! — Beifall bei der SPD) 

Herr Minister Dr. Töpfer, wenn ein Schüler völlig un-
zureichende Leistungen erbringt, bleibt er meistens 
sitzen. Bei einem Minister müßte man bei vergleich-
barem Sachverhalt eigentlich Versetzung fordern. 

(Beifall bei der SPD) 
Im übrigen bedanke ich mich trotzdem für die gute 

Zusammenarbeit mit Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern Ihres Hauses bei der Vorbereitung des Haushalts-
plans. Das schmälert überhaupt nicht meine Feststel-
lung, daß Ihre Leistungen im politischen Bereich 
völlig unzureichend sind 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ach nee!) 

und daß Sie umweltpolitisch keine einzige Mark in 
den Bundeshaushalt haben einstellen können, weil 
Sie sich beim Bundesfinanzminister nicht haben 
durchsetzen können. 

Vielen Dank. 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Schmitz, Baesweiler. 

Schmitz (Baesweiler) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Lieber Herr 
Kollege Waltemathe, Sie haben sich zumindest zum 
Schluß für die gute Zusammenarbeit bedankt. Ich 
möchte das hier als Mitberichterstatter auch tun. Nur, 
ich habe den Sinn Ihrer Rede nicht ganz beg riffen. 

(Waltemathe [SPD]: Das liegt an Ihnen! Es 
war doch deutlich genug!) 

Sie haben krampfhaft versucht, irgendeine Linie auf-
zubauen, mit deren Hilfe Sie dem Bundesminister 
oder der Bundesregierung nachweisen könnten, er 
oder sie sei untätig gewesen. 

(Zuruf von der SPD: Ist er auch!) 

Sie sind im Kern immer auf das gestoßen, was Ihre alte 
Erblast aus Ihrer alten Koalition ist. Darüber haben wir 
uns beim letzten Mal 

(Waltemathe [SPD]: Was?) 
eindeutig auseinandergesetzt. 

(Zuruf von der SPD: Herr Baum, können Sie 
das bestätigen? — Baum [FDP]: Das ist zu 

lange her!) 

— Ich weiß, Herr Baum, daß auch Sie das reizt. 

(Baum [FDP]: Ja, das reizt mich!) 

Aber das, was Sie damals gemacht haben, war ja auch 
nicht alles so vollkommen. 

(Zuruf von der SPD: Erblast!) 
Sie hatten ja auch einen Partner. 

(Baum [FDP]: Ich hatte auch eine Opposition, 
die war auch nicht von Pappe! — Heiter

-

keit) 

Sie hatten ja auch einen Partner ohne ein Umweltmi-
nisterium. Vielleicht hätten Sie es verhindern können. 
Ich weiß es nicht. 
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Vizepräsident Cronenberg: Dies ist Veranlassung 
genug, um eine Zwischenfrage zu bitten. 

Schmitz (Baesweiler) (CDU/CSU): Aber sicher, 
selbstverständlich. 

Vizepräsident Cronenberg: Bitte sehr, Kollege 
Wieczorek. 

Wieczorek (Duisburg) (SPD): Herr Kollege Schmitz, 
habe ich recht, wenn ich annehme, daß Sie auch die 
Molke als Nachlaß der Regierung Schmidt darstellen 
wollen? 

Schmitz (Baesweiler) (CDU/CSU) : Darüber sind wir 
uns im klaren: Da liegt der Zeitpunkt fest. 

(Lachen bei der SPD und den GRÜNEN) 
Ich werde dies nicht als Erblast der Regierung 
Schmidt bezeichnen. Nur über eines müssen wir uns 
im klaren sein: Hätten auch Sie als Opposition ver-
sucht, diese Frage in Ihrer Verantwortung mit uns 
konstruktiv zu lösen, hätten wir heute längst einen 
Teil der Probleme gelöst. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Die Polemik, mit der Sie versuchen, das Problem an-
zugehen, hat der Sache nicht gedient. Wir sind jetzt 
auf dem richtigen Weg. 

(Lachen bei der SPD und bei den GRÜ-
NEN) 

Die Molke wird dekontaminiert 

(Zuruf von der SPD: Was übrigbleibt, ist noch 
giftiger!) 

und wird gleichzeitig in dem Aggregat, das aufgebaut 
wird, entsprechend behandelt. Damit ist das Problem 
auch für Sie alle gelöst. 

(Zuruf von der SPD: Aber keine Erblast, Herr 
Kollege!) 

Meine Damen und Herren, ich möchte weiter fort-
fahren. Der Etat des Bundesumweltministers steigt 
gegenüber dem Vorjahr immerhin um 14,4 %, Herr 
Kollege Waltemathe. 

(Zurufe von der SPD) 
Damit ist die Dekontaminierung immer noch nicht 
drin, und zum dritten Mal seit der Einführung des 
Bundesumweltministeriums im Juni 1986 liegt der Zu-
wachs für den Umweltschutz erheblich über den 
durchschnittlichen Steigerungsraten des Gesamt-
haushalts. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Hervorragend! — 
Lachen bei der SPD — Zurufe von der SPD: 

Molke, Molke, Molke!) 
Dies unterstreicht erneut die Bedeutung, die diese 
Koalition und die von ihr getragene Bundesregierung 
dem Umweltschutz beimißt. Herr Kollege Lennartz, 
Ihr Lachen ist decouvrierend, 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Was heißt das 
auf deutsch?) 

aber kein konstruktiver Beitrag. Gegenüber dem Re

-

gierungsentwurf hat der Haushaltsausschuß die Stei

-

gerungsrate von 11,8 % auf insgesamt 14,4 % erhöht. 

Ich meine, das ist ein Ergebnis, das sich sehen lassen 
kann. 

(Zuruf von der SPD: Wo?) 
Hier einige Eckwerte: Der Schwerpunkt des Zu-

wachses liegt erneut beim Personal, und das ist auch 
richtig so. Denn gute Umweltpolitik ist personalinten-
siv; darüber sind wir uns im klaren. Der Bundesum-
weltminister erhält für das Ministe rium und den nach-
geordneten Bereich insgesamt 232 neue Stellen, da-
von 166 Stellen für das neue Bundesamt für Strahlen-
schutz. 

(Lachen bei den GRÜNEN) 
Das ist ein Personalzuwachs um 20,5 %, also gut ein 
Fünftel, und das, obwohl der Haushaltsausschuß in 
der Fortführung der sparsamen Haushaltspolitik die 
Zahl der Stellen im Bundeshaushalt insgesamt nicht 
ausgeweitet, meine Damen und Herren, sondern 
leicht zurückgeführt hat. Das muß man im Zusam-
menhang sehen. Regierung, Haushaltsausschuß und 
Koalition haben also ohne Ausweitung des Haushalts-
volumens die Stellen zugunsten des Umweltschutzes 
deutlich umgeschichtet. Das wird von Ihnen einfach 
nicht wahrgenommen. Dies werden wir in den näch-
sten Jahren fortsetzen. Beim Ministe rium hat der 
Haushaltsausschuß die Zahl der neuen Stellen von 20 
auf 46 erhöht, und zwar gegen die Stimmen der Oppo-
sition, lieber Herr Kollege Waltemathe, gegen Ihre 
Stimmen. Die Zahl der Mitarbeiter im Ministe rium 
steigt um 8,3 % von derzeit 554 auf rund 600 Mitarbei-
ter. 

Vizepräsident Westphal: Der Herr Abgeordnete 
Waltemathe möchte eine Zwischenfrage stellen. 

Schmitz (Baesweiler) (CDU/CSU): Ich möchte das 
jetzt im Zusammenhang fortsetzen. 

(Zuruf des Abg. Waltemathe [SPD]) 
— Gut, weil Sie es sind! 

Waltemathe (SPD) : Sind Sie bereit, mir zu bestäti-
gen, daß wir einen erheblichen Stellenzuwachs beim 
Umweltbundesamt, das Sie mit Recht als nachgeord-
neten Bereich bezeichnet haben, gefordert haben, 
und nicht unbedingt die Notwendigkeit gesehen ha-
ben, das Ministe rium aufzublähen, 

(Zurufe von der CDU/CSU) 
und daß wir deshalb den Einsatz dieser Stellen im 
Ministerium abgelehnt, aber für das Umweltbundes-
amt gefordert haben? Können Sie mir das bestäti-
gen? 

Schmitz (Baesweiler) (CDU/CSU) : Das bestätige 
ich. Nur, wir haben hier andere Prioritäten gesetzt. 
Mit 46 neuen Stellen wird der Bundesumweltmini-

ster in die Lage versetzt, vor allem die drängenden 
Aufgaben beim Gewässerschutz, beim Sonderabf all, 

 bei der Entsorgung nuklearer Abfälle wirksamer an-
zugehen. Die dramatische Entwicklung bei Nord- und 
Ostsee, der Notstand bei der Sondermüllentsorgung 
und die Vorgänge um die Hanauer Firmen Transnu-
klear und Nukem haben unmittelbar im Haushalt ihren 
Niederschlag gefunden. Wir haben hier auch gehan-
delt, meine sehr verehrten Damen und Herren. Deut- 
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lich verbessert wurde dadurch auch die Infrastruktur 
des Ministeriums. Dies ist deswegen erforderlich, weil 
die Mitarbeiter dieses Hauses bis an die Grenze des 
für sie Zumutbaren belastet sind. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Das ist richtig!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Op-
position hat ihre Kritik — und deswegen, Herr Kollege 
Waltemathe, wiederhole ich das noch einmal — im-
mer wieder auf die Höhe des Umweltetats konzen-
triert. Auf den ersten Blick mag der Umweltetat mit 
seinen 441 Millionen DM recht klein erscheinen. Aber 
es ist falsch, wie dies SPD und GRÜNE tun, vernünf-
tige Umweltpolitik ausschließlich an der Höhe des 
Umweltetats zu messen. Die Qualität einer Umweltpo-
litik ist in erster Linie daran zu ersehen, ob man in der 
Lage ist, das Verursacherprinzip durchzusetzen. Es 
kann zwar sein, daß es hier einen Streit in der Sache 
gibt, daß dies von Ihrer Seite aus ganz anders gesehen 
wird. Wer aber das Verursacherprinzip ernst nimmt 
und dafür eintritt, muß dafür Sorge tragen, daß sich 
die Kosten der Umweltbelastung im Budget und in 
den Bilanzen der Verursacher niederschlagen und 
nicht beim Bundesumweltminister. Sie wollen das Ge-
genteil. Die Aufwendungen für den Umweltschutz 
dürfen nicht dem Staat zur Last fallen, sondern müs-
sen vor allen Dingen von der Wirtschaft getragen wer-
den. Das heißt, diejenigen, die daran verdienen, müs-
sen sich an der Beseitigung von verursachten Schäden 
beteiligen. Nur über die Kosten, die sich in den Prei-
sen niederschlagen, führt der Weg vom Verursacher-
prinzip zum Vermeidungsprinzip. Das haben Sie of-
fenbar noch nicht beg riffen. 

(Oh-Rufe bei der SPD und den GRÜNEN — 
Frau Blunck [SPD]: PET-Flaschen, kann man 

da nur sagen!) 

Wer dagegen — wie die SPD und die GRÜNEN — 
eine Finanzierung über die öffentlichen Haushalte 
fordert, der hat bereits bei der Durchsetzung dieses 
Prinzips kapituliert, schlicht und einfach kapituliert, 
und hat sich auf das Gemeinlastprinzip zurückgezo-
gen. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Wir müssen Ihre Sün-
den aufarbeiten!) 

Sie wissen genau, daß das Gemeinlastprinzip dazu 
führt, daß der kleine Mann auf der Straße belastet 
wird. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Die kleine Frau 
auch!) 

Das wollen Sie doch offenbar. 

Konkret heißt das folgendes: Verursacherorien-
tierte Umweltpolitik ist erfolgreich, wenn Indust rie 
und Gewerbe — wie bereits geschehen — rund 
50 Milliarden DM in die Luftreinhaltung investieren, 
ohne da nur eine einzige Mark aus Bundesmitteln des 
Bundesumweltministers dafür aufgebracht zu werden 
brauchte. Allein dieses Beispiel zeigt, daß verursacher-
orientierte Umweltpolitik allen Versuchen weit über-
legen ist, dies notdürftig mit zusammengestrickten 
Beschäftigungsprogrammen zu gestalten. 

Ein Sonderprogramm „Arbeit und Umwelt", wie es 
die SPD fordert, ist ein alter Hut. Jeden Tag die alte 
Platte bringt uns nicht weiter. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Aber, Herr 
Schmitz!) 

Immer wieder wird versucht, dies hervorzuziehen. Es 
ist volkswirtschaftlich unsinnig und schafft, auf Dauer 
gesehen, keinen einzigen neuen Arbeitsplatz. Es 
würde das Verursacherprinzip auf den Kopf stellen 
und im Wege von Subventionen diejenigen belohnen, 
die die Umwelt am meisten belasten, ohne daß auf 
Dauer — ich wiederhole das — ein einziger Arbeits-
platz zusätzlich geschaffen würde. Deswegen, meine 
Damen und Herren, lehnen wir Ihre Art des Umwelt-
schutzes in dieser Form ab. 

Lieber Herr Schäfer, ich bin ja gerne bereit, Ihnen 
einmal einige Beschlüsse vorzulesen, die Sie in Mün-
ster gefaßt haben. Dann würden Ihnen die Augen 
übergehen und dem Verbraucher erst recht. 

Meine Damen und Herren, würde sich die SPD mit 
ihren wirtschaftspolitischen Vorstellungen vom Mün-
steraner Parteitag durchsetzen, so wäre zu befürch-
ten, daß die Umweltpolitik durch Verteilungskonflikte 
gelähmt würde, die wirtschaftspolitisch falsche Wei-
chenstellung würde erheblichen Schaden anrichten. 
Deswegen sind wir nicht dafür, daß wir dies ma-
chen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, die konsequente An-
wendung des Verursacherprinzips muß sich auch für 
den Schutz von Nord- und Ostsee bewähren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Haushaltsausschuß hat sich mit dem Schutz von 
Nord- und Ostsee eingehend befaßt. 

(Dr. Knabe [GRÜNE]: Stickstoffsteuer!) 

Lieber Herr Kollege Waltemathe, jetzt will ich Ihnen 
etwas sagen: Hätten wir von seiten der Koalition und 
auch von seiten der Bundesregierung nicht darauf 
gedrängt, daß wir einen vernünftigen Bericht über die 
Frage der Sanierung von grenzüberschreitenden Ge-
wässern bekommen, 

(Waltemathe [SPD]: Wer hat gedrängt?) 

dann hätten Sie heute einen Teil ihrer Rede gar nicht 
halten können. 

(Waltemathe [SPD]: Sie haben gedrängt!) 

Ich bin ja froh, daß Sie diesen Bericht gelesen haben, 
daß Sie zumindest etwas Aufklärung darüber bekom-
men haben, was wir in den nächsten Jahren noch vor 
uns haben. Ich hoffe, Sie begleiten uns dabei anstän-
dig. 

Ich füge gleich folgendes hinzu: So zu tun, als sei 
dies ausschließlich Sache des Bundes, 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Ausschließlich? 
— Gegenruf des Abg. Bohl [CDU/CSU]: So 

hörte sich das an!) 

und die Länder und Gemeinden sollen draußen vor

-

bleiben, davor kann ich nur warnen. Auf der einen 
Seite fordern die Länder Kompetenzen im Natur- und 
Gewässerschutz, und auf der anderen Seite wollen sie 
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sich auf Kosten des Bundes sanieren, insbesondere 
Nordrhein-Westfalen, das Saarland und dann schließ-
lich auch noch das Land, das Sie im Norden zwischen-
zeitlich — leider Gottes, muß ich dazu sagen — regie-
ren. 

(Frau Blunck [SPD]: Wir sind ganz froh!) 

Die Diskussion dieses Berichtes hat erneut gezeigt, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, daß wir die 
zusätzlichen Forderungen, die hier aufgestellt worden 
sind, so nicht akzeptieren. Der Schutz von Nord- und 
Ostsee und der Schutz unserer Flüsse sind Aufgaben, 
die uns vor große Herausforderungen stellen. Wir sind 
der Meinung, daß dieses neue Programm, das aufge-
legt worden ist, als Strukturhilfeprogramm im we-
sentlichen mit dazu beitragen muß, auch die Reini-
gungsstufen bei Städten und Gemeinden so zu gestal-
ten, daß sie keinen Eintrag in die Flüsse vornehmen. 
Deswegen bin ich der Meinung, dies ist eine Bewäh-
rungsprobe für die Länder, ob sie im Stande sind, dies 
zu machen. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Wer nimmt denn 
den Ländern das Geld weg?) 

—Das war ja wohl kein ernstzunehmender Einwurf. 
Angesichts der Tatsache, daß auch das Land Nord-
rhein-Westfalen einen steuerlichen Zuwachs von über 
2 Milliarden DM in diesem Jahr erhält, ist die Behaup-
tung, daß wir den Ländern das Geld wegnehmen, 
absurd. Herr Schäfer, das, was Sie behaupten, ist 
schlicht und einfach absurd. 

Deswegen erwarten wir von den Ländern, daß sie 
das Strukturhilfeprogramm so gestalten, daß hier we-
sentliche Umweltschutzmaßnahmen mitfinanziert 
werden müssen und auch finanziert werden können 
und es nicht dazu dient, Haushaltsdefizite zu kaschie-
ren oder auszugleichen. 

Meine Damen und Herren, wir haben noch ein wei-
teres getan. Der 10-Punkte-Katalog und die im Struk-
turhilfegesetz veranschlagten Millionen und die 
10 Millionen DM, die wir im Haushaltsausschuß zu-
sätzlich für ein Gewässerrandschutzprogramm zur 
Verfügung gestellt haben, eröffnen in der Kombina-
tion mit dem Extensivierungsprogramm des Landwirt-
schaftsministers mit absoluter Sicherheit die Chance 

(Zuruf der Abg. Frau Flinner [GRÜNE]) 

—es ist ja Ihr Bier, nicht meines — , einen Schritt in 
Richtung Gewässersanierung zu tun. Hätten Sie frü-
her etwas getan, hätten wir heute die Probleme 
nicht. 

(Frau Flinner [GRÜNE]: Wir? Ihr macht die 
Agrarpolitik!) 

Auch beim Schutz der Nord- und Ostsee ist es erfor-
derlich, daß wir die internationalen Beziehungen, die 
diese Problematik berühren, auch einmal darauf ab-
klopfen, ob die anderen Länder bereit sind, etwas zu 
tun. 

(Frau Blunck [SPD]: Immer nach dem Motto: 
Hannemann, geh du voran!) 

Es kann nicht sein, daß z. B. gesagt wird: Wir sind in 
der Tschechoslowakei Oberliger, oder: Wir sind in der 
DDR Oberliger, und infolgedessen haben wir mit dem 
Problem nichts zu tun. Wir begrüßen es daher, daß die 

Bundesregierung unter Helmut Kohl und Bundesum-
weltminister Töpfer in der internationalen Zusam-
menarbeit große Erfolge vorzuweisen haben. Die 
Reise der Delegation nach Moskau, bei der das Um-
weltschutzabkommen mit der Sowjetunion unter-
zeichnet wurde, hat deutlich gemacht, daß wir ange-
sichts der grenzüberschreitenden Gefährdung unse-
rer Umwelt und den in der Tat hohen Umweltbela-
stungen in Osteuropa einen ganz wichtigen Schritt 
getan haben. Daraus ist ein positives Signal sicherlich 
auch für die übrigen Ostblockstaaten zu ersehen. Des-
wegen begrüßen wir es auch, daß sich in der Zusam-
menarbeit mit der DDR eine Möglichkeit ergibt, in 
ersten Haushaltsansätzen für Einzelfälle Haushalts-
mittel zur Verfügung zu stellen, wenn es um Pilotpro-
jekte betreffend umweltbelastende Produktion inner-
halb der DDR geht. 

(Lennartz [SPD]: Die sechs Punkte!) 

Wir sind im Hauhaltsausschuß der Meinung gewesen, 
beim Investitionstitel des Bundesumweltministers zur 
Verminderung der Umweltbelastungen einen Haus-
haltsvermerk einzufügen, der dies ermöglicht. 

(Schmidbauer [CDU/CSU]: Sehr vernünf

-

tig!) 

Auch dies ist, meine ich, ein erster neuer Schritt in die 
richtige Richtung. Ich finde, daß Sie auch das einmal 
würdigen sollten. 

(Beifall bei der FDP — Dr. Knabe [GRÜNE]: 
Im letzten Jahr bei den GRÜNEN abge

-

lehnt!) 

Lassen Sie mich das einmal in aller Deutlichkeit sa-
gen. 

(Frau Vennegerts [GRÜNE]: Das haben Sie 
von uns übernommen!) 

— Sie haben Anträge gestellt, Frau Vennegerts, die 
sich schlicht und einfach von einer Milliarde zur ande-
ren hin bewegt haben, ohne daß Sie eine konkrete 
Begründung dazu geliefert haben. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Ja und? Ist Ihnen das 
die Umwelt nicht wert? — Weitere Zurufe 

von den GRÜNEN) 

—Wir wollen das nicht weiter fortsetzen; es war ohne 
eine konkrete Begründung. 

Deswegen sind wir der Meinung, daß wir hier ge-
rade auch im Verhältnis zur DDR auf dem richtigen 
Weg sind. Hier sind Chancen; ich gestehe zu: Es gibt 
auch Risiken. Das muß vernünftig miteinander abge-
sprochen werden. Deswegen, meine Damen und Her-
ren, verfahren wir nicht ausschließlich nach dem 
Motto „Leistung und Gegenleistung", sondern wir 
bieten hier etwas an. Nur eines ist auch sicher: Wir 
erwarten eine kooperative Zusammenarbeit auch von 
den Ländern, die Anrainerstaaten der Ost- und Nord-
see sind. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Hannemann, 
geh du voran!) 

Deswegen ist dies richtig. Ich halte es für richtig, daß 
wir, wenn es uns nützt, die Belastungen von seiten der 
DDR und anderer Staaten durch einen entsprechen- 
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den Einsatz bundesdeutscher Haushaltsmittel mit ent-
schärfen. 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, lassen 

Sie mich abschließend folgendes sagen. A ll  das Ge-
rede von seiten der Opposition 

(Waltemathe [SPD]: Ist berechtigt!) 
entbehrt wirklich jeder Grundlage, weil sie der Bun-
desregierung und diesem Bundesumweltminister 
kein geschlossenes Konzept gegenüberstellen kann. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Das ist ja 
Schwachsinn! — Weitere Zurufe von der 

SPD) 
— Das haben Sie ja eben mitbekommen. 

Deswegen kann ich Ihnen nur ankündigen, bevor 
Sie weiter diesen Bundesminister und bevor Sie wei-
ter diese Bundesregierung, Herr Lennartz, wüst be-
schimpfen — das kann ich bei Ihnen nur sagen — : Sie 
werden von uns daraufhin geprüft werden, ob Sie 
konkrete Alternativen vorlegen können. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der Bun-
desumweltminister hat auch in schwierigen Jahren 
der EG-Präsidentschaft gute Arbeit geleistet. Dafür 
bedanken wir uns. Er hat unsere volle Unterstüt-
zung. 

(Frau Blunck [SPD]: Ja, baden gegangen ist 
der Töpfer!) 

Der Umweltschutz wird in den kommenden Jahren 
bei der Verteilung sowohl von personellen als auch 
von finanziellen Ressourcen weiterhin Vorrang ha-
ben. Die Schwerpunkte im Haushalt 1989 sind richtig 
gesetzt. Deswegen stimmen wir von seiten der CDU/ 
CSU-Fraktion diesem Haushalt, diesem Bundesmini-
ster und dieser Bundesregierung ausdrücklich zu, ob 
Sie es wollen oder nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Garbe. 

Frau Garbe (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! In Tagen und Monaten, wo sich die 
40. und 50. Jahrestage häufen und Irrationalität, 
Blindheit und Skrupellosigkeit sowie Brutalität einer 
anderen Zeit in Erinnerung rufen, die wir Deutschen 
gestaltet und ertragen haben, lohnt es sich, an die 
Beschlüsse einen anderen Gradmesser anzulegen als 
den der jährlichen Bilanz. 
Ich möchte die Frage aufwerfen, Herr Schmitz 

(Baesweiler) und meine sehr verehrten Damen und 
Herren von den Koalitionsparteien, wie Sie Ihren 
Haushalt nunmehr verabschieden wollen und ob er 
eine rationale Antwort auf die Herausforderungen un-
serer Zeit ist. Ich möchte die Frage aufwerfen, ob Ihre 
Haushaltsbeschlüsse jene mitfühlende Wärme produ-
zieren werden, die diese Welt wieder zum Haus für 
viele Mitgeschöpfe werden lassen kann. 
Ich darf hier die Gedanken eines Tierschützers von 

der Insel Wangerooge zitieren: 
Es klopft abends an der Tür. Ich denke, was ist es 
wohl diesmal: ein verölter Seevogel, den ich tot-
spritzen muß, ein todkranker Seehund, der die 

Nacht im Keller nicht übersteht, oder vielleicht 
ein gestrandeter Tümmler, der frisch tot angetrie-
ben wurde? Seit acht Jahren lebe ich hier, pflege 
und töte Tiere. Anfangs kamen noch die Tränen, 
wenn ich einem verölten Vogel mit dem Stein den 
Schädel zertrümmerte, um ihn so schnell wie 
möglich von seinen fürchterlichen Qualen zu er-
lösen. Was geblieben ist? Eine unsägliche Trauer, 
eine ohnmächtige Wut, die im letzten Winter 
60mal hochkam. Doch es kommt noch besser. 
Verreckende Seehunde am Strand ... Immer 
diese Hilflosigkeit. Es wird nicht besser, nur 
schlimmer. Kaum jemand hilft einem — die 
Schreibtische sind weit weg ... Wenn ich wüßte, 
wer das alles zu verantworten hat, ich würd's ihm 
ins Gesicht schreien, doch der Aufschrei würde 
nur in endlosen Bürogängen verhallen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren von den 
Koalitionsparteien, mit diesem Haushalt hier machen 
Sie sich zu Schreibtischtätern. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Ach du meine 
Güte! Jetzt fangen Sie schon wieder mit Ih

-

ren Nazivergleichen an! Hören Sie doch end

-

lich auf mit dem Gerede! Treten Sie zu

-

rück!) 

Oder haben die 85 000 Unterschriften von den Sam-
melpetitionen zur Verbesserung der Lage von Nord-
und Ostsee Wirkung gezeigt? Nein! Dieser Haushalt 
bleibt irrational und kalt, wo es um Mitgefühl für die 
geschundene Mit- und Umwelt ginge. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Haben Sie einmal 
reingeguckt?) 

Dieser Haushalt bleibt da brutal, wo es um die Fragen 
geht: Werden wir unseren Kindern eine lebensfähige 
und lebenswerte Umwelt erhalten? 

„Wenn der Planet zürnt: Wüste, Flut und Stürme" — 
Sie haben es sicherlich alle im November im „Bild der 
Wissenschaft" gelesen. Die Eingriffe, die wir durch 
den enormen Energieverbrauch und durch den enor-
men Chemikalieneinsatz global bewirken, sind so ge-
waltig, daß die natürlichen Gewalten zurückschlagen. 
Nicht nur Ozonloch und Wärme, sondern Sintfluten, 
Dürren und Verwüstungen sind durch die bisherige 
Politik vorprogrammiert. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Das ist irrational. An dieser Irrationalität soll mit den 
von Ihnen beschlossenen Haushaltsvorgaben offen-
sichtlich nicht gerüttelt werden. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN und der 
SPD) 

Was ist mit den 100 000 ungeprüften Altchemika-
lien? Wird denn jetzt aus weiser Vorsorge heraus ge-
handelt? Werden die Altstoffe überprüft? 20 Chemi-
kalien pro Jahr können abschließend bearbeitet wer-
den. Für mehr reichen die Kapazitäten nicht. Aber ein 
Aktionsprogramm, um auf Nummer Sicher zu gehen, 
nämlich die vermutlich umwelt- und gesundheits-
schädlichen Chemikalien aus dem Verkehr zu ziehen, 
die Prüfung nunmehr mit allen Mitteln zu beschleuni-
gen — das sucht frau vergebens. 
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Derweilen dürfen wir Jahr für Jahr die Meldung 
entgegennehmen, daß die Belastungen unserer Or-
gane oder der Muttermilch mit den giftigsten Verbin-
dungen im Steigen begriffen sind. Den lebensmittel-
rechtlichen Bestimmungen genügt die Muttermilch 
schon lange nicht mehr. 

Ist das rational, was Sie uns jetzt im Haushalt vorle-
gen? Die Zunahme der Mittel im Verteidigungshaus-
halt beträgt das Dreifache dessen, was den gesamten 
Umwelthaushalt ausmacht. An dieser Relation hat 
sich durch die Haushaltsplanberatung absolut nichts 
geändert. Die Umwelt bleibt ein Winzling, das Militär 
der Riese. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Sie haben noch nicht das beg riffen, was nun auch im 
Osten dämmert, die Erkenntnis nämlich, daß wir sel-
ber unser größter Feind sind. 

Wie verhält sich nun der Umwelt-, Naturschutz- und 
Reaktorsicherheitsminister in dieser Situation? 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Traurig, trau-
rig!) 

Ob in schonungsloser Feuerwehrpositur oder in 
schönfärberischer Bestandsaufnahme, der Umweltmi-
nister sagt, wo es langgeht. Er redet nicht nur, er 
macht auch Worte: Erstens. Wir sind besser als die 
anderen. Zweitens. Wir versuchen das Möglichste. 
Drittens. Uns sind die Hände gebunden. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Viertens. Wir ergreifen alle notwendigen Maßnah-
men. Fünftens. Handeln müssen jetzt die anderen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Damit ist bereits eine Menge bewegt worden. Die 
Leute im Lande zumindest sind bewegt worden, Sie, 
Herr Minister Töpfer, jetzt als tatenlosen Glaubensmi-
nister zu durchschauen. 

Mindestens 15 Milliarden DM sollten einmal zur 
Rettung der Nordsee mobilisiert werden. Als wir aber 
ein Bund-Länder-Programm forderten, um die Nähr-
stoff- und Schadstoffeinträge in Flüsse und Meere 
drastisch zu reduzieren — Kosten für den Bund 1,4 
Milliarden DM jährlich —, war dafür kein Geld da. 

(Richtig! bei der SPD) 

Diese Summe, die Sie nicht zu bewilligen bereit wa-
ren, erhält ihre Bedeutung durch die Beträge, die lok-
ker vom Hocker fließen, wenn es um andere Dinge 
geht. Ich möchte wie Herr Kollege Waltemathe nur 
andeuten: Jäger 90. Oder denken Sie an die Airbus-
Milliarden, die Ihnen die Schaffung des sternigen Li-
mousinen-Rüstungsimperiums wert waren. Da sitzen 
die Milliarden locker. Wenn es aber um die Umwelt 
geht, werden Sie knauserig. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Angesichts roter Listen, Ozonloch, Waldsterben, 
Robbensterben, Klärschlammverseuchung, Grund-
wasserverseuchung mit Nitraten und Pestiziden und 
Sorgen über Sorgen mit der ungeklärten Entsorgung 
aller Arten von Müll — sei es Atom- oder Chemiemüll 
— vermag ich nicht zu erkennen, daß Sie hier einen 
Weg rationalen Handelns und rationaler Ressourcen

-

allokation eingeschlagen hätten. 

Statt die Energieverschwendung einzudämmen, 
feiern Sie jetzt die Investitionssumme von 20 Milliar-
den DM, die durch die Großfeuerungsanlagen-Ver-
ordnung mobilisiert worden sind. Aber das Anwach-
sen der Stoffströme, der schadstoffbelasteten Gips-
berge sowie der steigende Kalkeinsatz kann doch 
wohl nicht als umweltfreundliche Wohltat gefeiert 
werden, so überfällig die Reduzierung der Schwefel-
dioxidemissionen auch war. 

Wir sind aufgeschlossen gegenüber der Umwelt-
technologie; das habe ich immer wieder betont. Aber 
das, was Sie feiern als Wachstumsbranche, als grünen 
Unternehmenszweig — wie er inzwischen ja schon 
tituliert wird —, ist unserer Meinung nach nur rational 
im Rahmen eines Umbaukonzepts zu einer umweltge-
rechteren Kreislaufwirtschaft. Dieser Haushalt signa-
lisiert aber keinen Umbau. Er signalisiert vielmehr 
Zubau, und zwar ökologisch schädlichen Zubau. 

Wir haben einen umfangreichen Haushaltsantrag 
für ein Bund-Länder-Programm zum Schutz des 
Grundwassers und zur Sicherung der Trinkwasser-
versorgung eingebracht. Es ist bekannt, daß zig Mil-
liarden in den nächsten Jahren investiert werden müs-
sen, um die Kanalisationssysteme zu modernisieren. 
Es ist bekannt, daß zig Milliarden in die Sanierung 
unserer Grundwasservorkommen investiert werden 
müssen. Es ist bekannt, daß 70 000 Altlasten auf ihre 
Sanierung warten. Von der Bundesregierung sind hier 
nur Pfennigbeträge zu erwarten. 

Wir sind mit unseren Haushaltsvorstößen geschei-
tert, denn die Bundesregierung geht den umgekehr-
ten Weg. Statt eines Bund-Länder-Programms nimmt 
sie die Kommunen finanziell aus, so daß in puncto 
Umwelt auf allen Ebenen die umfassenden Maßnah-
men ausbleiben müssen. Diese Art von Rationalität ist 
eine, die eben nicht auf Nachhaltigkeit setzt, sondern 
auf kurzfristige Vorteile zielt. Sie ist von Unverant-
wortlichkeit gegenüber Umwelt, Mitwelt und Nach-
welt geprägt, wie es Hartmut Bosse charakterisieren 
würde. 

Wen wundert es da, daß unsere Anträge, die Um-
weltverträglichkeitsprüfungen durch Sammlung von 
Know-how zu unterfüttern, bei Ihnen auf Eis liegen? 
Wen wundert es, daß keine weiteren Mittel bereitge-
stellt werden, um wichtige Relikte von Natur zu si-
chern? Sie schmieren lieber die Atomindustrie weiter 
durch ein strahlendes Bundesamt. 

Sie haben es nicht fertiggebracht, meine Herren 
und Damen, sich haushaltsmäßig für einen Umbau 
stark zu machen, der ökologisch und sozial motiviert 
wäre. Und schon gar nicht sind Sie auf unsere Kon-
zeptionen eingegangen, die nicht nur Umbau postu-
lieren, sondern eine Revitalisierung auf ihre Fahnen 
geschrieben haben. Eine Renaturalisierung der Na-
tur, eine Revitalisierung der Umwelt — für solche 
Argumentation, für eine Umweltpolitik mit Zukunft, 
die auf Erhalt und Wiedergewinn unserer Lebens-
grundlagen setzt, haben wir bei Ihnen kein offenes 
Ohr gefunden. 

(Dr. Knabe [GRÜNE]: Leider, leider!) 

Meine sehr verehrten Herren und Damen der Koali-
tionsparteien, wir können diesen Haushalt der wach- 
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senden Sorgen und der Entsorgungslüge deshalb nur 
ablehnen. 
Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Weng. 

Dr. Weng (Gerlingen) (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Im Bereich des Umweltministeri-
ums hat die Koalition beim Haushalt des Jahres 1989 
erneut wichtige politische Schwerpunkte gesetzt. Ich 
sage dies auch und gerade deshalb — das ist ja auch 
nach der Rede, die wir gerade gehört haben, wieder 
deutlich geworden — , weil von seiten der Opposition 
in diesem Bereich falsche Eindrücke erweckt werden. 
Die Forderung nach dem für die Umwelt Wünschens-
werten im Zusammenhang mit dem Bundeshaushalt 
berücksichtigt eine Reihe von Tatsachen nicht. Ich 
meine, es steht einem Parlament an, sich auf der Basis 
von Tatsachen zu unterhalten und zu diskutieren. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf von der CDU/CSU: Sehr gut, gute Aus-

sage!) 

Zum ersten: Die Kompetenzen des Bundes über die 
Gesetzgebung hinaus sind relativ gering. Deswegen 
macht hier auch ein Vergleich des Umwelthaushalts 
z. B. mit dem Verteidigungsetat wirklich keinen Sinn. 
Vergleichen müßte man die volkswirtschaftliche Lei-
stung für Umweltprobleme, die Investitionen, die, 
durch Gesetzgebung veranlaßt, im Umweltbereich 
vorgenommen werden und deren Umfang den des 
Verteidigungsetats, den natürlich allein der Bund ver-
antwortet, bei weitem übersteigt. Ich habe hier zwar 
keine konkreten Zahlen. Aber eine vorhin genannte 
Zahl von mehr als 50 Milliarden DM allein im Bereich 
der Großfeuerungsanlagen macht deutlich, daß der 
Umfang der Investitionen hier unvergleichlich größer 
ist als der, der für Verteidigung aufgewendet wird. 

(Beifall des Abg. Ronneburger [FDP] — Zuruf 
von der CDU/CSU: Das ist das Wichtigste 
vom Ganzen, jawohl! Der Haushalt ist klein, 
aber fein! — Lachen bei der SPD und den 

GRÜNEN) 
Die Kompetenz über die Gesetzgebung hinaus sind 
also relativ gering. Manches Bundesland — darunter 
sind auch SPD-regierte Bundesländer — und eine 
ganze Zahl von Gemeinden in unserem Land wären 
gut beraten, gesetzliche Auflagen schneller zu erfül-
len, als dies seither geschieht. 

(Beifall des Abg. Schmitz [Baesweiler] [CDU/ 
CSU]) 

Dann wäre ein Teil der bestehenden Probleme heute 
schon gelöst. 

(Schmitz [Baesweiler] [CDU/CSU]: Sehr 
richtig!) 

Das heißt nicht, meine Damen und Herren, daß Ge-
setze nicht geändert werden müssen, daß an vielen 
Stellen Verbesserungen — auch Verschärfungen — 
bestehender Gesetze auf Grund der ersichtlichen Not-
wendigkeiten kommen müssen. Dies ist aber nicht 
Teil der Haushaltsberatungen. 

Zum zweiten: Viele Probleme im Umweltbereich, 
die uns sehr große Sorgen machen — ich denke hier 
z. B. an das Ozonloch, 

(Zuruf von den GRÜNEN: Dann macht mal 
was dagegen!) 

ich denke an die wachsende Sorge im Zusammen-
hang mit den Kohlendioxidemissionen und dem zu 
befürchtenden Treibhauseffekt, von dem an vielen 
Stellen gesprochen wird — , sind keine nationalen 
Probleme. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Abwiegeln!) 

Diese Dinge können nur dann in Ordnung kommen, 
wenn internationale — und zwar international wirk-
same — Vereinbarungen getroffen werden. Hier ste-
hen wir mit unseren Forderungen, mit unserer Bereit-
schaft, als Bundesrepublik tätig zu sein, weltweit an 
der Spitze. Deswegen ist der Zwischenruf von wegen 
Abwiegeln absolut unsinnig. Wir sind bereit, viel zu 
tun, wesentlich mehr zu tun als alle uns umgebenden 
Länder. 

(Frau Blunck [SPD]: Hannemann, geh du 
voran!) 

Wir sind sogar bereit, für andere Länder das eine oder 
andere zu tun. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Aber wer hier den Eindruck erweckt, als wäre die 
Bundesrepublik allein in der Lage, die weltweiten 
Probleme zu lösen, lügt die Leute draußen an. 

Das gilt auch für die Fragen der Luftreinhaltung. 
Denken Sie an die Entschwefelung und die Entstik-
kung der Großfeuerungsanlagen, an die Fragen im 
Zusammenhang mit bleifreiem Benzin und Katalysa-
tor-Autos in unserem Land. Wir haben zumindest in 
Europa in diesen Fragen eine führende Position. Neu-
erdings sind wir sogar bereit, bei Kraftwagen mit klei-
nerem Hubraum die Forderung nach dem 3-Wege-
Katalysator im nationalen Alleingang zu verwirkli-
chen, nachdem die EG im Unterschied zu dem, was 
damals beim Gesetzgebungsverfahren hier gegeben 
war, inzwischen signalisiert hat, daß sie einem sol-
chen nationalen Alleingang nicht widersprechen 
wird. 

Auch hier ist nicht das Wünschenswerte erreicht 
— das Wünschenswerte zu definieren ist immer ein-
fach —, aber doch eine ganze Menge im Vergleich zu 
anderen. Auch hier ist die Arbeit natürlich nicht zu 
Ende. Gerade im Bereich der Umweltpolitik ist Still-
stand Rückschritt und ist schneller Fortschritt an vie-
len Stellen dringend erforderlich. Nur, wir von seiten 
der Koalition messen die Ergebnisse am Möglichen, 
am Erreichbaren, nicht am Wünschenswerten. Am 
Möglichen gemessen, können sich die Ergebnisse un-
serer Arbeit wirklich sehen lassen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Denken Sie drittens an die ständig weiter ver-
schmutzten Meere. Gemessen an unserem — sicher 
immer noch nicht ausreichenden — Reinigungsstan-
dard der Abwässer ist das, was unsere Nachbarländer 
in die Nordsee einleiten, worauf wir ja keinen Einfluß 
haben, enorm viel wert. Dort ist die Bereitschaft, in 
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Umweltfragen so konsequent, wie wir es tun, zu han-
deln, einfach nicht ausgeprägt; sie ist zumindest nicht 
so ausgeprägt wie bei uns. Da können wir nur verhan-
deln. Wir können fordern, wir können bitten, und wir 
können — ich habe es zuvor gesagt — auch in gewis-
sem Maß unterstützen, was wir neuerdings zu tun 
bereit sind. 

Ich nenne in der Kürze der Zeit wenigstens einiges 
von dem, was wir durch unsere Haushaltsentschei-
dungen vorangetrieben haben und womit, wie ich 
glaube, auch in Anlehnung an die Äußerungen des 
Kollegen Schmitz deutlich gemacht werden kann, daß 
die Haushaltspolitik der Koalition hier einen tatsäch-
lichen Fortschritt im Umweltbereich bewirkt und daß 
im Rahmen der uns als Haushälter zur Verfügung ste-
henden Möglichkeiten natürlich auch unter dem 
Aspekt ordnungsgemäßer Finanzierung, den die Op-
position hier gern unerwähnt läßt, tatsächliche Fort-
schritte, und zwar wichtige Fortschritte, erreicht wor-
den sind. 

(Schmitz [Baesweiler] [CDU/CSU]: Das wol-
len die alle nicht zur Kenntnis nehmen!) 

Künftig dürfen auch umweltschonende Pilotpro-
jekte in der DDR mit Haushaltsmitteln unterstützt 
werden. Künftig werden also umweltbelastende 
Emissionen aus der DDR mit unserer Hilfe verringert 
werden können. Daß ein solches Pilotprojekt in der 
DDR selber Konsequenzen nach sich ziehen soll und 
daß wir natürlich hoffen, daß das Einfluß auf künftige 
Umweltgestaltung und damit Konsequenzen z. B. für 
Probleme des Grenzflusses Elbe hat, bemerke ich zu-
sätzlich. Das ist eine grundsätzliche Entscheidung von 
enormer Bedeutung. Ich sage das auch mit Blick auf 
das, was von der SPD wieder zur Frage der Reinigung 
grenzüberschreitender Gewässer und zur Frage von 
Länderaufgaben gesagt worden ist. Wir als Bund kön-
nen aus unserer Finanzkraft nicht all diese Aufgaben 
ohne die dazu erforderliche Finanzausstattung über-
nehmen. 

(Frau Blunck [SPD]: Warum nicht?) 

Wenn Sie der Auffassung sind, Frau Kollegin Blunck, 
daß wir die Aufgaben übernehmen sollten, dann sor-
gen Sie dafür, daß die nötige Finanzausstattung zu 
uns kommt; dann können wir darüber diskutieren. 

(Frau Flinner [GRÜNE]: Ihr habt doch Geld 
für die Zwecke, die ihr wollt!) 

Ein weiterer Punkt. Der Bund unterstützt ja schon 
seither Naturschutzverbände und auch Gebietskör-
perschaften beim Ankauf von Natur- und Land-
schaftsschutzgebieten mit gesamtstaatlich repräsen-
tativer Bedeutung. Dies haben wir seinerzeit er-
kämpft. Auch das Fortbestehen dieses Programms ha-
ben wir erkämpft. Es war vom Aussterben bedroht. 
Wir sind froh, daß es heute sogar mit verbesserter 
Finanzausstattung erhalten bleibt. Aber gleichzeitig 
geben wir dem Umweltminister jetzt ein Instrument in 
die Hand, indem er eine Verbesserung ökologischer 
Aspekte im Bereich der Stillegung landwirtschaftlich 
genutzter Flächen erreichen kann. Leider ist es im 
Rahmen des EG-Flächenstillegungsprogramms nicht 
möglich, eine Staffelung der Zuschüsse nach ökologi-
scher Bedeutung der jeweiligen Flächen vorzuneh-
men. Diese Tatsache muß nach unserer Auffassung  

für den Landwirtschaftsminister eine Aufgabe sein. Er 
muß sich in der EG darum bemühen, hier etwas zu 
erreichen, und Verbesserungen anstreben. 

(Bohl [CDU/CSU]: Gilt das auch für den 
Wombat?) 

Der jetzigen Situation aber, Herr Kollege Bohl — 
das hat mit dem Wombat nichts zu tun — , haben wir 
durch Einstellung von 10 Millionen DM beim Umwelt-
ministerium dadurch Rechnung getragen, daß der 
Umweltminister künftig für Flächenstillegungen zu-
sätzliche Mittel zur Verfügung stellen darf, wenn sich 
die stillgelegten Flächen an Flußufern befinden. 
Meine Damen und Herren, diese Stillegungen werden 
dazu führen, daß die Einsickerung von Schadstoffen 
— insbesondere von Nitraten, aber auch von anderen 
Schadstoffen — in die Gewässer einschneidend ver-
ringert wird. 

(Frau Flinner [GRÜNE]: Keine Ahnung von 
Landwirtschaft!) 

Wir haben — auch das ist schon angesprochen wor-
den — weit über das im übrigen Haushalt eingehal-
tene Maß zusätzliches Personal zur Verfügung ge-
stellt, auch und insbesondere in den wichtigen For-
schungsbereichen. Wir haben der Regierung zusätz-
lich den Auftrag gegeben, die Forschungen mit Um-
weltaspekten, die im Augenblick in anderen Haushal-
ten angesiedelt sind, nach Möglichkeit dem Umwelt-
ministerium zuzuordnen, um künftig konzentrierte 
Schlagkraft des Ministe riums noch besser zu errei-
chen. 

Meine Damen und Herren, unsere haushaltsbeglei-
tende Unterstützung gilt einem politisch wichtigen 
Thema ebenso wie einem engagierten Fachminister. 
Wer die Haushälter der Koalition umweltpolitisch an 
der Sache mißt und nicht am Feldgeschrei der Oppo-
sition, 

(Waltemathe [SPD]: Was für ein Geschrei?) 
der weiß, daß wir hier im Bereich des Ministe riums für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit Wichti-
ges erreicht und Wichtiges geleistet haben. 
Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Nun hat das Wort der 
Abgeordnete Schäfer (Offenburg). 

Schäfer (Offenburg) (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen! 
Liebe Kollegen! Etwas mehr als zwei Jahre nach der 
Gründung des Bundesministeriums für Umwelt, Na-
turschutz und Reaktorsicherheit ist diese Haushalts-
debatte Anlaß für eine erste Zwischenbilanz. Trotz 
gewisser Verbesserungen bei einzelnen Schadstoffen 
hat sich der Zustand unserer Umwelt insgesamt ver-
schlechtert. Die volkswirtschaftlichen Schäden durch 
Umweltbelastungen nehmen zu und liegen nach vor-
sichtigen Schätzungen bei über 100 Milliarden DM 
pro Jahr. Das ist die ökonomische Schadensbilanz. 
Die ökologische Bilanz ist nicht besser. Trotz ge-

wisser Verbesserungen, z. B. bei den Schwefeldioxid-
emissionen, geht das Waldsterben unvermindert auf 
hohem Niveau weiter. Die Stickoxidemissionen, 
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Waldkiller erster Güte, sind heute so hoch wie nie 
zuvor in der Industriegeschichte der Bundesrepublik 
Deutschland. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Mit steigender Ten-
denz!) 

Sie liegen heute um 50 % höher, als diese Bundesre-
gierung vor drei Jahren prognostiziert hatte. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Stimmt doch 
gar nicht!) 

Erst knapp 7 °A) der Pkw erfüllen die strengen US-
Abgasnormen. 

(Dr. Faltlhauser [CDU/CSU]: Lassen Sie sich 
durch Tatsachen nicht drausbringen!) 

Bei den Lkw ist die Lage noch trostloser. Ihre Abgase 
verpesten weiter ungefiltert unsere Umwelt. Der Zu-
stand unserer Meere und unserer Flüsse ist ebenfalls 
weiter kritisch. 

(Dr. Knabe [GRÜNE]: Und der Parla-
mente ! ) 

Robben- und Fischsterben sowie die Algenblüte in 
Nord- und Ostsee zeigen die katastrophale Zuspit-
zung dieser Lage trotz aller bisher ergriffenen Maß-
nahmen in diesem Bereich. 
Außer großen Reden, meine Damen und Herren, 

liegt bisher kein konkreter Beschluß der Bundesregie-
rung zum Schutz von Nordsee und Ostsee vor. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
GRÜNEN) 

Weder das von uns geforderte Aktionsprogramm noch 
die von uns verlangte Konzertierte Aktion wurde von 
den Regierungsparteien aufgegriffen. 

(Frau Blunck [SPD]: Ja, nicht einmal das!) 
Zur ökologischen Bilanz gehört: Die Belastung un-

serer Böden mit Agrarchemikalien und sonstigen 
Schadstoffen führt zur schleichenden Vergiftung von 
Trinkwasser und von Nahrungsmitteln. Erst heute 
hat der Präsident des Umweltbundesamtes, von Lers-
ner, darauf hingewiesen, daß Jahr für Jahr rund 
31 000 t Pestizide in der Bundesrepublik versprüht 
werden. 

(Frau Flinner [GRÜNE]: Richtig!) 
Das Ticken dieser Zeitbombe ist für jeden zu verneh-
men, der es hören will. Durchgreifende Maßnahmen, 
Herr Töpfer, beispielsweise Atrazinverbot, beispiels-
weise Stickstoffabgabe, sind bislang von Ihnen nicht 
ergriffen worden. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Schäfer (Offenburg) (SPD) : Ja, bitte schön. 

Vizepräsident Cronenberg: Bitte sehr. 

Dr. Lippold (Offenbach) (CDU/CSU): Herr Schäfer, 
wie erklären Sie sich vor dem Hintergrund Ihrer tota-
len Katastrophenbilanz, daß Ihr Parteifreund Matthie-
sen für das Ruhrgebiet in einer Intensivuntersuchung 
festgestellt hat, daß sich die Schadstoffbelastung in 
der Luft in den lezten 20 Jahen um mehr als 50  

reduziert hat und daß dies ausgesprochen positive 
Auswirkungen auf die Befindlichkeit und Gesundheit 
der Menschen gerade im Ballungsraum Ruhrgebiet 
gehabt hat — so die Presseerklärung aus diesem 
Jahr? 

(Dr. Knabe [GRÜNE]: Die hohen Schorn

-

steine! — Baum [FDP]: Ähnliches hat er zum 
Gewässerschutz gesagt! — Dr. Göhner 
[CDU/CSU]: Und das trotz der Landespoli

-

tik!) 

Schäfer (Offenburg) (SPD): Meine Damen und Her-
ren, ich habe die Lage der Natur beschrieben, wie sie 
ist, wie jeder von Ihnen sie in allen Dokumentationen 
des Umweltbundesamtes und auch in Stellungnah-
men von Herrn Töpfer nachlesen kann. 

(Dr. Göhner [CDU/CSU]: Ist das, was Mat

-

thiesen sagt, falsch?) 

Es war Herr Töpfer, der in Berlin die Lage der Natur 
vor Naturschutzverbänden als so desolat wie nie zuvor 
beschrieben hat. 

(Zustimmung bei der SPD — Frau Garbe 
[GRÜNE]: Hat er gesagt!) 

Ich wundere mich, daß Sie in diesem Punkt von Herrn 
Töpfer abweichen. 

Zur Sache selbst: 

(Dr. Lippold [Offenbach] [CDU/CSU]: Was 
ist denn mit der Frage, Herr Schäfer?) 

Ich habe darauf hingewiesen, daß in Teilbereichen die 
Schadstoffbelastung zurückgegangen ist, beispiels-
weise was die Schwefeldioxidemissionen angeht, bei-
spielsweise was die Staubbelastung durch Kohlekraft-
werke angeht. Aber richtig bleibt, daß die Stickoxid-
belastung zugenommen hat — entgegen Ihrer Pro-
gnose. Richtig bleibt, daß sich der Zustand der Natur 
insgesamt verschlechtert hat. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Hat Matthiesen 
recht?) 

— Ich bleibe bei der Bestandsaufnahme, der Scha-
densbilanz: 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Also hat Matthiesen 
nicht recht!) 

Immer mehr Tier- und Pflanzenarten sterben aus. Un-
sere Landschaft wird ärmer und eintöniger. 

Ich sage noch einmal — der Gesamtbefund dürfte 
unstrittig sein — : In allen Teilbereichen des Umwelt-
schutzes wachsen die Probleme schneller als die poli-
tischen Fähigkeiten, sie zu lösen. Die von Ihnen, Herr 
Töpfer, ergriffenen Maßnahmen reichen vielfach noch 
nicht einmal aus, den Status quo der Belastung zu 
erhalten, geschweige denn zu spürbaren Verbesse-
rungen zu gelangen. Wahrheit ist, meine Damen und 
Herren: Wir leben ökologisch über unsere Verhält-
nisse. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Die Ursachen für das Versagen Ihrer Politik, Herr 
Töpfer, sind vielfältig. Sie betreiben Umweltpolitik 
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immer noch als bloßen Reparaturbetrieb, als Katastro-
phen- und Krisenbewältigung. 

(Frau Blunck [SPD]: Richtig!) 

Wirkliche Vorsorge in dem Sinne, daß Anreize für von 
vornherein umweltschonendes Produzieren und Ver-
halten geschaffen werden, findet bei Ihnen praktisch 
nicht statt. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Dafür ein einziges Beispiel: Wir müssen heute min-
destens 15 Milliarden DM für Investitionen in verbes-
serte Kläranlagen ausgeben und handeln uns damit 
neue Probleme in Form von mehr und höherbelaste-
ten Klärschlämmen ein, die wiederum teuer verbrannt 
werden müssen, weil sie auf unseren Feldern nicht 
mehr ohne Gefahr für Grundwasser und Lebensmittel 
ausgebracht werden können. Wieviel effektiver, 
meine Damen und Herren, wäre es gewesen, rechtzei-
tig durch Verbote sowie wirtschaftliche Anreize zum 
Gebrauch umweltverträglicher Wasch- und Reini-
gungsmittel, 

(Beifall der Abg. Frau Blunck [SPD]) 

durch eine Begrenzung des Einsatzes von Düngemit-
teln und Pestiziden, durch geschlossene Wasserkreis-
läufe in der Industrie die Belastung unserer Abwässer 
vorbeugend zu verringern! 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Wann, meine Damen und Herren, wann, Herr Töpfer, 
begreifen Sie in der Wirklichkeit Ihrer Politik — nicht 
in Ihren Reden — endlich, daß der nachsorgende Um-
weltschutz meist der teuerste und zudem der am we-
nigsten wirksame ist? Die ökologischen Zielsetzungen 
müssen — dies ist die eigentliche Aufgabe der Um-
weltpolitik — endlich auf allen Ebenen Bestandteil 
unseres ökonomischen Handelns werden. Das ist die 
Herausforderung, vor der moderne, zukunftsgerechte 
Umweltvorsorgepolitik steht. 

(Beifall bei der SPD) 

Außer in Reden ist bei Ihnen von der Koalition in Ihrer 
praktischen Politik auf alle Feldern nur Fehlanzeige, 
meine Damen und Herren. Dies ist die bittere Wahr-
heit. 

Das Umsteuern kann nur gelingen, wenn die Kosten 
der Umweltzerstörung in den Preis der entsprechen-
den Güter eingehen. Nur dann wird sich umwelt-
schädliches Produzieren und Konsumieren nicht mehr 
besser rechnen als umweltverträgliches Verhalten. 
Wir müssen marktwirtschaftliche Instrumente pro 
Umwelt einsetzen. Sie reden zwar viel von Marktwirt-
schaft; in der Wirklichkeit Ihrer Politik haben Sie nicht 
ein einziges wirksames marktwirtschaftliches Instru-
ment pro Umweltschutz durchgesetzt. 

(Beifall bei der SPD — Widerspruch bei der 
CDU/CSU) 

Wir Sozialdemokraten wollen daher eine ökologische 
Steuerreform, die der entscheidende Baustein einer 
neuen Phase einer wirklich vorsorgenden Umwelt-
politik wird. 

Wer ökologische Kriterien zum festen Bestandteil 
der wirtschaftlichen Entscheidungen machen will, 
muß freilich auch in allen politischen Entscheidungen  

die ökologische Grundorientierung durchsetzen. Ein 
Umweltminister, Herr Töpfer, der sich auf seine be-
grenzten Ressortzuständigkeiten zurückzieht, kann 
keine ökologische Erneuerung der Volkswirtschaft 
einleiten. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Umweltpolitik, verehrter Herr Töpfer, die die geschil-
derten Unzulänglichkeiten, die Sie in Ihren Reden 
immer wieder beschwören, überwinden will, darf 
nicht einseitig auf Konsens und Harmonie fixiert sein. 
Umweltpolitik und ein Umweltminister, der die öko-
logische Erneuerung erreichen will, muß sich einmi-
schen: Er muß sich einmischen in die Steuerpolitik. Er 
muß sich einmischen in die Agrarpolitik. Er muß sich 
einmischen in die Verkehrspolitik. Er muß sich einmi-
schen in die Wirtschaftspolitik. Er darf sich nicht, wie 
Sie es tun, auf seine begrenzten Ressortzuständigkei-
ten als Umweltminister zurückziehen, anschließend 
durch die Lande ziehen, den desolaten Zustand der 
Natur beklagen und in der Wirklichkeit seiner Politik 
nichts Effektives zu einer Umsteuerung einleiten. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Das ist der Widerspruch Ihrer Politik: Reden und Han-
deln, Schein und Sein fallen bei Ihnen auseinander. 

(Dr. Weng [Gerlingen] [FDP]: Sie reden, wir 
handeln!) 

Wer die Umweltpolitik national und international 
voranbringen will, muß konfliktbereit und konfliktfä-
hig sein. Ein Umweltminister, Herr Töpfer, der „jeder-
manns Liebling" sein will, hat sich das falsche Amt 
ausgesucht. In diesem Amt sind nicht symbolische 
Gesten und mißglückte Schauauftritte verlangt, son-
dern entschiedenes Eintreten pro Umwelt. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Göhner [CDU/ 
CSU]: Von welchem Minister reden Sie ei

-

gentlich?) 

Von einem Umweltminister, Herr Töpfer, der sein 
Amt im Interesse der Umwelt wahrnimmt, muß man 
z. B. erwarten, daß er sich mit dem Finanzminister 
anlegt, wenn es darum geht, notwendige Mittel für die 
Beschleunigung dringend erforderlicher Investitio-
nen im Gewässerschutz zu mobilisieren. 

Von einem Umweltminister, der sich pro Umwelt 
einsetzt, muß man verlangen, daß er Widerspruch ein-
' legt, wenn die steuerliche Förderung der Umwelt-
schutzinvestitionen und der rationellen Energiever-
wendung ersatzlos wegfällt. 

Von einem Umweltminister, der sich pro Umwelt in 
seiner Politik verhalten will, muß man verlangen, daß 
er endlich etwas tut, um die ökologisch und ökono-
misch widersinnige Intensivlandwirtschaft in ihre 
Schranken zu verweisen, auch wenn er dabei mit dem 
Landwirtschaftsminister in Widerspruch gerät. 

Von einem Umweltminister, der sich pro Umwelt in 
der Wirklichkeit seiner Politik einsetzt, muß man ver-
langen, daß er widersp richt, wenn aus den Reihen der 
Bundesregierung der blühende Unsinn verbreitet 
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wird, zur Abwehr der Klimakatastrophe sei ein mas-
siver Ausbau der Kernenergie notwendig. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Von einem Umweltminister, der öffentlich davon 
redet, man müsse eine Zukunft ohne Kernenergie im 
Interesse der nach uns kommenden Generationen er-
finden, muß man verlangen, daß er sich, wenn er 
glaubwürdig sein will, gegen ökonomisch unsinnige 
und ökologisch verhängnisvolle Projekte wie den 
Schnellen Brüter in Kalkar und die Wiederaufarbei-
tung in Wackersdorf ausspricht, statt diese Dino-
saurierprojekte gegen alle vernünftigen Einwände 
einfach durchzuboxen. 

Meine Damen und Herren, wirklich bedeutende 
Vorhaben auf dem Gebiet des Umweltschutzes müs-
sen gegen den Widerstand anderer Interessen durch-
gesetzt werden. Aber wem sage ich das? Meine Kol-
legen von der Umweltpolitik in der CDU/CSU-Frak-
tion, in der FDP-Fraktion und bei den GRÜNEN sehen 
das ähnlich. Dies gilt national, dies gilt EG-weit, dies 
gilt international. 

Das gilt für ein wirksames Umwelthaftungsrecht, 
wo Sie, Herr Töpfer, schon die Federführung verloren 
haben. Dies gilt für eine durchgreifende Reform des 
Chemikaliengesetzes. Dies gilt für die Verankerung 
des Umweltschutzes als Staatsziel im Grundgesetz 
ohne einschränkende Klausel, ohne Wenn und Aber, 
anders als sie in dem Engelhard-Entwurf enthalten 
ist. 

Eine solche Umweltpolitik erfordert den ganzen 
Mann. Herr Töpfer, wenn Sie diese Aufgaben wirklich 
ernst nehmen, ist Ihr voller Einsatz gefordert. Sie wol-
len aber, wie man in den Zeitungen lesen kann, dem-
nächst eine zusätzliche Aufgabe übernehmen, die si-
cher ebenfalls Ihre ganze Kraft in Anspruch nehmen 
wird. 

(Dr. Penner [SPD]: In Andorra?) 

Sie wollen Spitzenkandidat im Saarland werden. 
Schreckt Sie eigentlich nicht das Beispiel von Norbert 
Blüm? Norbert Blüm hat sich doch offenkundig über-
nommen. Wenn Sie das Umweltministerium künftig 
nur mit einer Hand führen, werden Sie weiter an Ein-
fluß verlieren. Die Umweltpolitik wird Schaden neh-
men. Aber die hinlänglich bekannte Personalnot der 
CDU läßt wohl keine andere Lösung zu, als den Bun-
desumweltminister in das ebenso zeit- und kraftrau-
bende wie erfolglose Abenteuer einer Spitzenkandi-
datur im Saarland zu stürzen. 

Meine Damen und Herren, der Umweltpolitik scha-
det es jedenfalls, wenn das Amt des Bundesumwelt-
ministers als Warte- und Profilierungsposten für Kan-
didaten bei Landtagswahlen mißbraucht wird. Die 
Umweltpolitik in der Bundesrepublik braucht Behar-
rungsvermögen und Kontinuität. Anders kann man 
einer Aufgabe, die von den Bundesbürgern neben 
dem Abbau der Massenarbeitslosigkeit und neben 
der Friedenssicherung zu den wichtigsten Zukunfts-
aufgaben gezählt wird, nämlich Umweltvorsorgepoli-
tik zu betreiben, nicht gerecht werden. 

Der Haushalt, den Sie heute vorlegen, zeigt, daß 
Sie, Herr Töpfer, Ihrem eigenen Anspruch in der 
Wirklichkeit Ihrer Politik, auch was die Wirklichkeit  

dieses Haushalts angeht, nicht gerecht werden kön-
nen. Wir können einem solchen Umwelt-Alibi-Haus-
halt deswegen nicht zustimmen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Als letztem Redner er-
teile ich nunmehr dem Bundesminister für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit das Wort. 

(Unruhe) 

— Ich wäre Ihnen sehr verbunden, wenn Sie auch 
noch in der letzten Viertelstunde die notwendige Ge-
duld aufbringen würden, in Ruhe zuzuhören. 

Herr Minister, Sie haben das Wort. 

Dr. Töpfer, Bundesminister für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit: Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Lassen Sie mich 
am Ende der Beratung meines Haushalts zunächst 
meinen sehr herzlichen Dank aussprechen: Danken 
möchte ich den Berichterstattern aller Fraktionen für 
viele konstruktive Gespräche. Ich möchte dem Haus-
haltsausschuß dafür danken, daß wir sehr viel Unter-
stützung bei der Diskussion der so außerordentlich 
wichtigen Fragestellungen, die ich eingebracht ha-
ben, erfahren haben. Dem Umweltausschuß möchte 
ich dafür danken, daß wir auch die Fragen der Haus-
haltswirksamkeit der Umweltpolitik sehr ausführlich 
erörtern konnten. Ich glaube, die Diskussionen rei-
chen weit über die aktuelle Fragestellung dieses 
Haushalts hinaus. 

(Beifall des Abg. Dr. Friedmann [CDU/ 
CSU]) 

Meine Damen und Herren, ich möchte dafür dan-
ken, daß bei der Beratung dieses Haushalts im Haus-
haltsausschuß wichtige zusätzliche Impulse gegeben 
worden sind. Ich möchte jedoch in ganz besonderer 
Weise dafür danken, daß der Personalhaushalt mei-
nes Ministeriums deutlich ausgeweitet werden 
konnte. Ein Personalhaushalt, der im gesamten Ge-
schäftsbereich über 20 % mehr Stellen hat, ist eine 
gute Voraussetzung dafür, daß wir eine dem Verursa-
cherprinzip entsprechende Umweltpolitik betreiben 
können. 

(Vorsitz : Vizepräsident Westphal) 

Ich glaube, genauso herzlich ist dafür zu danken, daß 
wir im Zusammenhang mit der Arbeit für Natur-
schutzgebiete mit gesamtstaatlicher Repräsentanz zu-
sätzliche 10 Millionen DM bekommen konnten. A lles 
dies sind Hinweise darauf, daß wir auch von diesem 
Hohen Hause bei der besseren Ausstattung unserer 
Umweltpolitik unterstützt worden sind. 

Meine Damen und Herren, natürlich ist eine solche 
Gelegenheit auch gut dafür zu nutzen, deutlich zu 
machen, was getan worden ist. Ich will das nur sehr 
knapp mit den Hinweis darauf tun, daß wir etwa im 
Chemikalienbereich nun mit der Vorlage der Eck-
punkte der Chemikaliengesetznovelle den Gesamt-
bereich der Bestimmungen über die Altstoffkonzep-
tion, über die Novelle des Chemikaliengesetzes, über 
die Störfallverordnung und über die entsprechende 
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Ausgestaltung der Emissionen in Wasser und Luft ab-
geschlossen haben. 
In dieser Situation möchte ich darauf aufmerksam 

machen, daß wir in der Luftreinhaltung bei den Klein

-

feuerungsanlagen und durch die Verminderung von 
SO2 im leichten Heizöl weitergekommen sind und daß 
wir auch im Gewässerschutz wesentlich vorangekom-
men sind, gerade auch mit Blick auf Nord- und Ost-
see. 
Dies war eigentlich der Schwerpunkt, vorgesehen 

für meine Haushaltsrede. Aber eine Haushaltsrede 
muß nach einer solchen Diskussion abgeändert wer-
den. Sie muß nicht wegen Ihrer Rede geändert wer-
den, Herr Abgeordneter Waltemathe. Sie haben ei-
gentlich das gesagt, was Sie im letzten Jahr auch ge-
sagt haben. 

(Waltemathe [SPD]: Nein, da war noch kein 
Robbensterben!) 

Ich muß Ihnen sagen: Sie haben diesmal vergessen, 
darauf aufmerksam zu machen, daß mein Ministe rium 
zwei Parlamentarische Staatssekretäre hat. Das haben 
Sie in der Tat diesmal vergessen. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Da können Sie 
mal sehen, wie wenig sich bei Ihnen geän-

dert hat) 

Ansonsten ist das allerdings insgesamt so geblie-
ben. 
Ich möchte vor allem auf die Dinge eingehen, die in 

den Reden der Oppositionssprecher selbst als Beg riff 
nicht vorgekommen sind: 

Erstens. Ich habe genau zugehört — vielleicht habe 
ich es allerdings überhört —, aber den Beg riff „Verur-
sacherprinzip" habe ich nicht gehört. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Dann haben Sie 
wirklich nicht zugehört!) 

Das ist doch außerordentlich bemerkenswert, denn 
eine Umweltpolitik, die nicht an die allererste Stelle 
die Frage nach der Durchsetzung des Verursacher-
prinzips stellt und dann fragt, was im Haushalt ist, 
wird dem Anspruch auf den Umbau einer Volkswirt-
schaft unter ökologischen Gesichtspunkten mit Si-
cherheit nicht gerecht werden können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Herr Minister, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Töpfer, Bundesminister für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit: Vielleicht darf ich das 
ganz kurz zu Ende führen. Ich komme dann sofort auf 
die Frage zurück. 
Das Verursacherprinzip ist also offenbar eine nicht 

mehr nachvollziehbare Größenordnung. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Unsinn!) 

Ich komme zum zweiten Wort, das in der Rede des 
Abgeordneten Schäfer genannt wurde. Er hat von 
„Marktwirtschaft" gesprochen. Bei den ganzen Bei-
spielen, die er gebracht hat, habe ich mich gefragt: 
Wie sollen die sich eigentlich in Haushaltsmitteln in 
meinem Haushalt niederschlagen, wie soll sich ein 

Verbot in einem Haushalt niederschlagen, wie sollen 
sich marktwirtschaftliche Instrumente im Haushalt 
niederschlagen? Sie bestehen ja gerade da rin, daß wir 
für die Unternehmen den eigenen Anreiz schaffen, 
eine entsprechende Umweltpolitik zu betreiben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Schäfer [Offenburg] [SPD]: Gestatten Sie 

jetzt eine Frage?) 
— Ich komme sofort darauf zurück. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Man merkt, daß 
Sie kein Parlamentarier sind!) 

Was ich z. B. in der ganzen Diskussion über markt-
wirtschaftliche Instrumente und über die Maßnahmen 
zur Sanierung von Nordsee und Ostsee überhaupt 
nicht gehört habe, meine Damen und Herren, war der 
Begriff „Abwasserabgabengesetz" . Den habe ich in 
der ganzen Diskussion nicht gehört! 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: So spricht ein 
Angeschlagener! Das Schwimmen tut nicht 
gut! — Frau Vennegerts [GRÜNE]: Aber 

schwimmen kann er wenigstens!) 
— Ich wußte, daß ich Ihnen die Freude noch einmal 
machen konnte! 
Herr Abgeordneter Schäfer, vielleicht haben Sie das 

Abwasserabgabengesetz nicht erwähnt, um sich mit 
Ihrem Hinweis auf das Saarland nicht selbst im Wege 
zu stehen. Fragen Sie doch bitte mal bei dem Kollegen 
Leinen im Saarland nach, wie er dort das Abwasser-
abgabengesetz durchsetzt, und dann kommen Sie 
wieder und fragen mal nach, was wir mit einer No-
velle des Abwasserabgabengesetzes tun! Dies ist der 
Punkt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Schäfer [Offenburg] [SPD]: Es wird immer 

dünner!) 
Jetzt selbstverständlich bitte gern die Zwischen-

frage. 

Vizepräsident Westphal: Herr Waltemathe zu einer 
Zwischenfrage. Ich bitte um Aufmerksamkeit. 

Waltemathe (SPD): Herr Bundesminister, da Sie 
nach eigenen Worten zugehört haben: Ist Ihnen ent-
gangen, daß ich in diesem Jahr beispielsweise auf das 
Robbensterben und die Algenblüte, was meines Wis-
sens 1987 alles noch nicht sichtbar war, sowie auf 
Ihren Zehn-Punkte-Katalog vom Jahre 1988 abge-
stellt habe? Sind Sie bereit, meine Rede von 1987 mit 
der von heute zu vergleichen, um dann festzustellen, 
daß ich heute nicht die gleiche Rede gehalten habe? 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Dr. Töpfer, Bundesminister für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit: Herr Abgeordneter, ich 
bin selbstverständlich gern bereit, das zu vergleichen. 
Ich habe genau das zu wiederholen, was ich gesagt 
habe: daß bei veränderten Beispielen ansonsten die-
selben Beiträge geliefert worden sind wie im letzten 
Jahr. 

(Bohl [CDU/CSU]: Sehr wahr! — Wider

-

spruch bei der SPD) 
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Ich kann mich darauf nur beziehen und bleibe gern 
dabei. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Gestatten Sie denn auch 
noch eine Zwischenfrage des Abgeordneten Schäfer 
(Offenburg)? 

Dr. Töpfer, Bundesminister für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit: Er würde es mir nicht 
nachsehen, wenn ich es nicht täte. 

Schäfer (Offenburg) (SPD): Herr Umweltminister, 
Sie haben moniert, Sie hätten nirgendwo in den Re-
den der Opposition das Verursacherprinzip wahrneh-
men können. Jetzt frage ich Sie: Welches Prinzip 
kommt denn in der Umweltpolitik zum Tragen, wenn 
umweltschädliches Produzieren und umweltschädli-
che Produkte durch den Preis verteuert und umwelt-
freundliche Produkte durch den entsprechenden Preis 
billiger werden? Welches Prinzip, wenn nicht das Ver-
ursacherprinzip, kommt denn hier zum Tragen? 

Dr. Töpfer, Bundesminister für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit: Herr Abgeordneter 
Schäfer, ich bin Ihnen ja herzlich dankbar, daß Sie das 
Beispiel noch einmal aufgreifen. Ich frage einmal bei 
Ihnen zurück, wo denn diese von Ihnen geforderte 
Politik irgendwo eine Mark in meinen Haushalt 
brächte. Diese Frage habe ich Ihnen gestellt. 

(Bohl [CDU/CSU]: Sehr gut!) 
Wenn ich Sie ernst nehme und die Politik betreibe, die 
Sie gefordert haben, ist genau der Nachweis, wie groß 
der Haushalt des Bundesumweltministers ist, nicht ein 
Qualitätsnachweis dafür, ob wir diese Politik erfüllt 
haben oder nicht. Dies ist exakt mein Punkt! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Deswegen habe ich gern aufgegriffen, daß der Abge-
ordnete Schäfer das marktwirtschaftliche Prinzip an-
gesprochen hat. In der Tat: Dies habe ich sehr nach-
haltig getan. 
Meine Damen und Herren, ich bin wirklich der 

Überzeugung, daß wir die Umweltpolitik entschei-
dend darauf ausrichten müssen — ich weiß, daß es 
darüber mit Ihnen überhaupt keine Diskussion gibt, 
weil Sie derselben Meinung sind — , daß wir mit kla-
ren Vorgaben in Gesetzen diejenigen zwingen, um-
weltpolitische Maßnahmen zu ergreifen, die diese 
Umwelt belasten und die damit am besten in der Lage 
sind, dies abzubauen. Genau darum geht es. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Sie sind doch 
Minister! Sie sollen doch nicht reden! Sie 

können doch handeln!) 
Ich frage bei Ihnen nach, gegen welchen Widerstand 
wir etwa eine Störfallverordnung verabschiedet ha-
ben. Dann frage ich bei Ihnen nach, gegen welchen 
Widerstand wir etwa Verwaltungsvorschriften nach 
dem Wasserhaushaltsgesetz zu erlassen haben. Ich 
frage bei Ihnen nach, nach welchen Überlegungen 
wir denn etwa eine Altstoffkonzeption durchzusetzen 
haben. Dies ist nicht angekündigt, das ist gemacht, 
meine Damen und Herren. Von daher gesehen bin ich 

der Meinung, daß wir dieses sehr klar herausstellen 
sollten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Sie sagen, Sie hätten dauernd das Verursacherprin-
zip angesprochen. Meine Damen und Herren, wir ha-
ben ein Zehn-Punkte-Programm für die Nordsee vor-
gelegt. Sie sagen, wir hätten da von 20 Milliarden DM 
gesprochen und würden nicht sagen, wie sie finan-
ziert werden. Wir haben sehr genau gesagt, wie sie 
finanziert werden! Wir haben nämlich zum einen ge-
sagt, daß ein wesentlicher Teil dessen auf Grund der 
Novelle der entsprechenden Verwaltungsvorschriften 
durch die Industrie zu zahlen ist. 

(Lennartz [SPD]: Das ist nicht wahr!) 

Ich hoffe doch, daß Sie derselben Meinung sind. 

Ich habe zum zweiten darauf hingewiesen, meine Da-
men und Herren, daß wir durch die entsprechenden 
Maßnahmen auch eine Mitfinanzierung durch unsere 
Bürger erwarten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es! — Schä
-

fer [Offenburg] [SPD]: Heute sind Sie nicht in 
Form! Heute sind Sie schwach! Das kann 

passieren!) 

Ich sage Ihnen ganz deutlich: Wenn wir auf Grund 
dieses Zehn-Punkte-Programms einen Kubikmeter 
Abwasser um 50 bis 80 Pfennig teurer werden lassen 
müssen, dann sind diese 50 bis 80 Pfennig von unse-
ren Bürgern abzuverlangen, weil sie für viele andere 
Dinge 50 bis 80 Pfennig ausgeben, die ungleich weni-
ger bedeutsam sind als die bessere Klärung eines Ku-
bikmeter Abwassers. 

(Schmidbauer [CDU/CSU]: Das ist Verursa

-

cherprinzip!) 

Das ist das Verursacherprinzip, wie wir es verste-
hen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Schäfer [Offen

-

burg] [SPD]: Das hat kein Mensch bestrit

-

ten!) 

Wir haben also exakt nicht das getan, was uns hier 
vorgeworfen wird. Wir haben exakt nicht Wechsel 
ausgestellt, die wir nicht beglichen haben, sondern 
wir haben sehr genau hinzugefügt, wie wir diese 
Dinge zu finanzieren in der Lage sind. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich einen 
weiteren Punkt aufgreifen, der vorhin eine Rückfrage 
ausgelöst hat: unsere internationalen Verpflichtun-
gen. Wir haben Umweltpolitik noch nie mit dem Hin-
weis belegt, wir wollten durch die internationale 
Handlungsnotwendigkeit ein Alibi für eigenes 
Nichtstun finden. Noch nie haben wir das getan. 
Wenn es denn eines Beweises dafür bedürfte — — 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Hören Sie Ihre 
eigenen Leute dazu! — Unruhe) 

Vizepräsident Westphal: Einen Augenblick, Herr 
Minister. Ich möchte Sie unterbrechen, um Ihnen ein 
bißchen mehr Ruhe zu verschaffen, damit Ihnen zuge-
hört werden kann. 
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Meine Damen und Herren, wir alle wissen um die 
Schwierigkeit einer letzten Rede. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Zumindest die 
CDU/CSU kann nicht zuhören!) 

Deswegen ist Rücksicht, glaube ich, für uns alle ein 
gutes Gebot. 

(Beifall) 

Ich wäre dankbar, wenn Sie sich die Rede des Mini-
sters, die die letzte Rede des Abends ist, in Ruhe anhö-
ren würden. Das gilt auch für die Kollegen, die da 
hinten unter dem Baldachin stehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Bitte, fahren Sie fort, Herr Minister. 

Dr. Töpfer, Bundesminister für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit: Meine Damen und Her-
ren, ich wollte darauf aufmerksam machen, daß es 
wohl nicht ganz zufällig ist, daß wir weltweit und vor 
allen Dingen europaweit und auch bei unseren östli-
chen Nachbarn in hohem Maße als Gesprächspartner 
und Vertragspartner für die Umweltpolitik gesucht 
werden. Wir werden von ihnen gesucht, weil wir 
durch unsere Entscheidungen Umwelttechnologien 
vorangetrieben haben, 

(Zuruf von den GRÜNEN: Das habt ihr uns zu 
verdanken!) 

und wir werden gesucht, weil wir durch eine stabile 
Wirtschaft in der Lage sind, dort zu helfen, wo Um-
weltpolitik notwendig ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Deswegen ist das, was wir hier getan haben, eben 
nicht geredet, sondern getan. 

(Unruhe — Glocke des Präsidenten) 
Meine Damen und Herren, ich wäre wirklich einmal 

daran interessiert, daß irgend jemand von der Oppo-
sition mit uns in diese internationalen Verhandlungen 
käme, um wenigstens einmal einen Eindruck davon 
zu gewinnen, in welch hohem Maße 

(Zuruf von der SPD: Den Antrag hatte ich 
gestellt!) 

die Politik dieser Bundesregierung und — so füge ich 
deutlich hinzu — die Umweltpolitik insgesamt in der 
Bundesrepublik Deutschland als Maßstab für das, was 
international zu tun ist, geschätzt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Herr Minister, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Schily? 

Dr. Töpfer, Bundesminister für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit: Wer spät kommt, darf 
früh fragen. 

Schily (GRÜNE): Herr Minister Töpfer, darf ich das 
als eine Einladung an meine Fraktionskollegin Garbe 
verstehen, daß sie Sie bei den nächsten internationa-
len Verhandlungen begleiten darf? 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD — 
Zuruf von der CDU/CSU: Dann lieber noch 

den Schäfer! — Heiterkeit — Unruhe — 
Glocke des Präsidenten!) 

Dr. Töpfer, Bundesminister für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit: Herr Abgeordneter 
Schily, die Frau Abgeordnete Garbe ist in hohem 
Maße 

(Schily [GRÜNE]: Kompetent!) 

eingebunden gewesen und natürlich auch aus Ihrer 
Sicht kompetent, sie hat bis hin zu den Beratungen 
beim Bundesgesundheitsamt exakt alles das mitge-
macht, was wir etwa bei der Frage von Schadstoffen in 
Lebensmitteln zu beraten hatten. Sie war nie ausge-
schlossen. Wir sind in der umweltpolitischen Leistung 
nämlich so überzeugend, daß wir sie selbst in der Ent-
wicklung jedem vorstellen können. Genauso ist es 
gelaufen. 

Zurück zu der Aussage! Auch im internationalen 
Bereich warte ich immer noch auf einen Beleg dafür, 
daß am Widerstand der Bundesrepublik Deutschland 
irgendwo eine geforderte Maßnahme gescheitert 
wäre. Das Gegenteil ist der Fall. Wir haben uns immer 
und immer wieder als Ankurbler internationaler Um-
weltpolitik verstanden. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich in dem 
Zusammenhang auch deutlich machen, daß es wirk-
lich dringend notwendig wäre, diese Gemeinsamkeit, 
die wir an anderen Stellen immer wieder beschwören, 
Herr Abgeordneter Schäfer, dann einmal sichtbar 
werden zu lassen, wenn wir hier stehen. 

Man hat vorhin mit einiger Skepsis die Einrichtung 
eines Bundesamtes für Strahlenschutz betrachtet. 
Meine Damen und Herren, wenn wir denn eine Ge-
meinsamkeit haben sollten, sollten wir sie gerade dort 
haben, wo wir radioaktive Abfallstoffe zu beseitigen 
haben, denn, Herr Abgeordneter Schäfer, in diese 
Entwicklung sind wir alle gemeinsam hineingegan-
gen, und wir werden sie gemeinsam zu bewältigen 
haben. Ich bin jedenfalls der Überzeugung, daß uns 
dieses Bundesamt für Strahlenschutz in hohem Maße 
die Chance geben wird, auch diese Aufgabe so zu 
bewältigen, daß Umwelt und Mensch keine Schäden 
davontragen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dies ist wichtig genug, um es an dieser Stelle einmal 
zu erwähnen. 

Ich darf zusammenfassen, Herr Präsident, meine 
Damen und Herren: 

Erstens. Auch durch die Unterstützung dieses Ho-
hen Hauses und des Haushaltsausschusses ist der 
Haushalt des Bundesumweltministers dort verstärkt 
worden, wo es notwendig war. Wir haben im perso-
nellen Bereich Zusätze bekommen, die notwendig 
sind. 

(Anhaltende Unruhe — Glocke des Präsiden

-

ten) 

Ich darf darauf hinweisen, daß wir in den vergange-
nen Wochen und Monaten in der Durchsetzung des 
Verursacherprinzips dort, wo es dringlich war, enga-
giert und mit gutem Erfolg vorangekommen sind, im 
Chemikalienbereich, bei der Luftreinhaltung und im 
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Gewässerschutz. Wenn ich „Verursacherprinzip" 
sage, so meine ich damit, daß wir die Qualität einer 
Umweltpolitik eben nicht an den Mitteln, die im Haus-
halt stehen, ablesen und nicht daran ablesen, Herr 
Kollege Schäfer, daß wir uns irgendwo querlegen, 
sondern daß wir konstruktiv zu einer Lösung der Pro-
bleme beitragen. 

(Zustimmung von der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, in diesem Sinne werden 
wir weiter Umweltpolitik in der Bundesrepublik 
Deutschland machen, beispielgebend auch für viele, 
die außerhalb unserer Republik wissen, daß wir auf 
diesem Gebiet noch mehr tun müssen. 

Ich danke Ihnen sehr herzlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, 
ich schließe die Aussprache und möchte Sie zunächst 
über die Abstimmung unterrichten, die wir vor uns 
haben und dazu brauche ich Ihre Aufmerksamkeit. 
Wenn jeder zugehört hat, ist es nachher einfacher. Wir 
haben insgesamt vier namentliche Abstimmungen vor 
uns, dazwischen liegen normale Abstimmungen per 
Handzeichen. Drei der namentlichen Abstimmungen 
befassen sich mit dem soeben abgeschlossenen Ein-
zelplan 16. Hierzu gibt es zunächst einen Änderungs-
antrag der GRÜNEN und einen Änderungsantrag der 
SPD-Fraktion. Danach müssen wir zur Auszählung 
unterbrechen, weil erst die Abstimmungen über die 
Änderungsanträge ausgezählt sein müssen, bevor wir 
die Schlußabstimmung zum Einzelplan 16, die auch 
namentlich sein soll, durchführen können. Ich werde 
aber während der Zeit dieser Unterbrechung den 
noch nicht abgeschlossenen Einzelplan 27 aufrufen, 
zu dem es einen Änderungsantrag der Fraktion der 
GRÜNEN gibt, über den namentlich abgestimmt wer-
den soll. Nachher können wir zum Schluß auch noch 
eine offene Abstimmung über den gesamten Etat 
durchführen. Ich wäre für Ihre volle Aufmerksamkeit 
dankbar. 

Wir kommen zur Abstimmung, und zwar zunächst 
über die Änderungsanträge der Fraktion DIE GRÜ-
NEN, die ich nach der Reihenfolge der Drucksachen-
Nummern aufrufe. 

Wir stimmen zuerst über den Änderungsantrag auf 
Drucksache 11/3368 ab. Hierzu hat die Fraktion DIE 
GRÜNEN namentliche Abstimmung verlangt. Ich er-
öffne die namentliche Abstimmung. 

Ich bitte alle Schriftführer, sich an den Auszählun-
gen, die gleich anschließend stattfinden, zu beteili-
gen. 

Meine Damen und Herren, ist noch ein Abgeordne-
ter im Saal, der seine Stimme nicht abgegeben hat, 
aber an der Abstimmung teilzunehmen wünscht? — 
Dann  bitte ich, jetzt die Stimme abzugeben. 

Würden mir die Schriftführer dort hinten ein Signal 
geben? — Können wir abschließen? — Ich schließe die 
Abstimmung.* ) 

*) Vorläufiges Ergebnis S. 7540 B 

Ich bitte nochmals um Aufmerksamkeit. Ich wäre 
dankbar, wenn die Kollegen Platz nehmen, weil jetzt 
eine Reihe von nicht namentlichen Abstimmungen 
folgen. Ich wäre für Ihre Folgsamkeit dankbar. 

Wir setzen die Beratungen fort. Wir kommen jetzt 
zur Abstimmung über die restlichen Änderungsan-
träge der Fraktion DIE GRÜNEN. 

Wer für den Änderungsantrag auf Drucksache 
11/3369 stimmt, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Dann ist 
dieser Antrag mit der Mehrheit der Koalitionsfraktio-
nen und der SPD-Fraktion abgelehnt. 

Wer für den Änderungsantrag auf Drucksache 
11/3370 stimmt, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Dieser An-
trag ist mit derselben Mehrheit abgelehnt worden. 

Wer für den Änderungsantrag auf Drucksache 
11/3371 stimmt, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Mit derselben 
Mehrheit abgelehnt. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über den 
Änderungsantrag der Fraktion der SPD auf Drucksa-
che 11/3415. Die Fraktion der SPD verlangt dazu na-
mentliche Abstimmung. Ich eröffne die Abstim-
mung. 

Ich darf auf folgendes aufmerksam machen: Wenn 
wir diese namentliche Abstimmung abgeschlossen 
haben, gibt es zu einem anderen Einzelplan eine wei-
tere namentliche Abstimmung. Erst dann kommt es zu 
einer Unterbrechung. 

Ist noch ein Abgeordneter oder eine Abgeordnete 
im Saal, die an der Abstimmung teilnehmen möchte? 
—Dann bitte ich jetzt, das Stimmrecht auszuüben. — 
Kann  ich von den Schriftführern ein Zeichen haben? 
— Ich schließe die Abstimmung.* ) 

(Unruhe) 

Ich brauche erneut Ihre Aufmerksamkeit. Ich unter-
breche die Abstimmungen zum Einzelplan 16. 

Ich rufe nun den Einzelplan 27 auf, den wir bereits 
vorhin beraten haben, und komme dort zu den anste-
henden Abstimmungen. 

Wir kommen zuerst zur Abstimmung über den Än-
derungsantrag der Fraktion DIE GRÜNEN auf Druck-
sache 11/3374. Die Fraktion DIE GRÜNEN beantragt 
hierzu namentliche Abstimmung. 

Ich eröffne die Abstimmung. 

Darf ich fragen, ob alle Kollegen, die an der Abstim-
mung teilzunehmen wünschen, teilgenommen ha-
ben? — Ich habe noch nicht abgeschlossen. Ich bitte 
aber, sich zu beeilen. — Kann ich jetzt davon ausge-
hen, daß alle Kollegen ihr Stimmrecht wahrgenom-
men haben? — Ich schließe die Abstimmung.* * ) 

Ich mache darauf aufmerksam, daß wir jetzt die Sit-
zung für das Aufzählen der Abstimmungen unterbre-
chen, bis mir die Abstimmungsergebnisse vorliegen 
und ich sie bekanntgeben kann. Danach haben wir 

*) Vorläufiges Ergebnis S. 7540 C 
* *) Vorläufiges Ergebnis S. 7540 A 
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noch zwei Abstimmungen vor uns, eine zu dem jetzt 
aufgerufenen Einzelplan 27 — diese ist offen — und 
eine, die abschließende, zum Einzelplan 16, die noch 
einmal namentlich ist. Dann ist unsere Abstimmungs-
reihe beendet. 

Ich darf nun noch einmal fragen: Sind alle Kollegen 
dabeigewesen und haben von ihrem Stimmrecht Ge-
brauch gemacht, wenn sie dies wollten? — 

Es  wird jetzt ausgezählt. 

Ich unterbreche die Sitzung. 

(Unterbrechung von 22.31 bis 22.44 Uhr) 

Meine Damen und Herren, darf ich um Ihre Auf-
merksamkeit bitten. Wir haben die von den Schrift-
führern ermittelten Ergebnisse vorliegen, und an-
schließend kommen wir zu weiteren Abstimmun-
gen. 

Wir waren, wie Sie sich erinnern werden, beim Ein-
zelplan 27. Deswegen nenne ich Ihnen zuerst das Er-
gebnis der Abstimmung über den Änderungsantrag 
der Fraktion DIE GRÜNEN auf Drucksache 11/3374 
zum Einzelplan 27. 

Von den voll stimmberechtigten Mitgliedern des 
Hauses haben 407 ihre Stimme abgegeben. Es gab 
keine ungültigen Stimmen. Mit Ja haben 174, mit 
Nein 233 gestimmt. Es hat keine Enthaltung gege-
ben. 

Von den 17 Berliner Abgeordneten, die ihre Stimme 
abgegeben haben, war ebenfalls keine Stimme ungül-
tig. Mit Ja haben 5 Kollegen, mit Nein 12 gestimmt. 
Enthaltungen hat es nicht gegeben.* ) 

Damit ist der Antrag mit Mehrheit abgelehnt. 

Wir kommen nun zur Endabstimmung über den 
Einzelplan 27. Es handelt sich dabei um eine offene 
Abstimmung. 

Wer dem Einzelplan 27 in der Ausschußfassung zu-
zustimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzei-
chen. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — 
Dieser Einzelplan ist mit den Stimmen der Koalitions-
mehrheit angenommen worden. 

Ich gebe Ihnen jetzt das Ergebnis der namentlichen 
Abstimmung über die Änderungsanträge bekannt. 
Damit wir in der Reihe bleiben, rufe ich zunächst den 
Einzelplan 16 wieder auf. 

Dazu hat es den Änderungsantrag der Fraktion DIE 
GRÜNEN auf Drucksache 11/3368 gegeben. 409 
stimmberechtigte Mitglieder des Hauses haben ihre 
Stimme abgegeben. Keine Stimme war ungültig. Mit 
Ja haben 35, mit Nein 374 Abgeordnete gestimmt. Es 

') Endgültiges Ergebnis und Namensliste 109. Sitzung, An-
lage 4 

hat keine Enthaltung gegeben. Von den 17 Stimmen, 
die von den Berliner Abgeordneten abgegeben wor-
den sind, war keine ungültig. Mit Ja haben 2, mit Nein 
15 gestimmt. Es hat keine Enthaltung gegeben.* ) Der 
Antrag ist damit abgelehnt. 

Zu dem Änderungsantrag der Fraktion der SPD auf 
Drucksache 11/3415 ebenfalls zum Einzelplan 16 ha-
ben von den voll stimmberechtigten Mitgliedern des 
Hauses 412 ihre Stimme abgegeben. Es hat keine 
ungültige Stimme gegeben. Mit Ja haben 174, mit 
Nein 238 gestimmt. Es hat keine Enthaltung gegeben. 
17 Berliner Abgeordnete haben ihre Stimme abgege-
ben. Davon war keine Stimme ungültig. Mit Ja haben 
4, mit Nein 13 gestimmt. Enthaltungen hat es keine 
gegeben. *) Auch dieser Antrag ist abgelehnt. 

Wir kommen nun zur Schlußabstimmung über den 
Einzelplan 16. — Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit — . 

Hierzu hat die Fraktion DIE GRÜNEN namentliche 
Abstimmung beantragt. Ich eröffne die Abstim-
mung. — 

Ich darf die Kollegen, bevor sie den Raum verlassen, 
informieren, daß morgen im Laufe des Nachmittags 
vier namentliche Abstimmungen zwischen 17 und 
20 Uhr anstehen. Ich nehme an, die Geschäftsführer 
werden uns einen Vorschlag für die Behandlung die-
ses Themas machen. 

Gibt es noch Abgeordnete, die an der Abstimmung 
teilzunehmen wünschen? — Gibt es im Vorraum noch 
Kollegen, die an der Abstimmung teilzunehmen wün-
schen? — Das scheint nicht der Fall zu sein. Ich 
schließe die Abstimmung. 

Ich kann aber nicht die Sitzung schließen, weil erst 
das Ergebnis vorliegen muß. Ich wünsche Ihnen trotz-
dem einen schönen Abend. 

Meine Damen und Herren, der weise Rat unserer 
Mitarbeiter sagt mir, daß der Präsident auch morgen 
früh das Ergebnis bekanntgeben kann, wie über den 
Einzelplan 16 abgestimmt worden ist. Damit sind wir 
am Schluß unserer heutigen Tagesordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf morgen, Mittwoch, den 23. November 
1988, 9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 22.50 Uhr) 

*) Endgültiges Ergebnis und Namensliste 109. Sitzung, An-
lage 2 
**) Endgültiges Ergebnis und Namensliste 109. Sitzung, An-
lage 3 
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